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251. 


St ein Lehen auf die geſetzliche Art erworben, und die Beleh— 
nung erfolgt, ſo hat der Vaſall das Recht, ſich in den Beſitz des 
Lehenobjectes zu ſetzen, oder die phyſiſche und rechtliche Übergabe 
desſelben zu fordern. 

„Durch einen gültigen Titel — verordnet der $. 320 b. G. 
„B. — erhält man nur das Recht zum Beſitze einer Sache, nicht 
„den Beſitz ſelbſt. Wer nur das Recht zum Beſitze hat, darf ſich 
„im Weigerungsfalle nicht eigenmächtig in den Beſitz ſetzen, er 
„muß ihn von dem ordentlichen Richter mit Anführung ſeines Ti— 
„tels im Wege Rechtens ſuchen.“ 

Ferner heißt es §. 322 b. G. B.: „Sit eine bewegliche Sache 
„nach und nach mehreren Perſonen übergeben worden, ſo gebüh— 
„ret das Beſitzrecht derjenigen, welche ſie in ihrer Macht hat. Iſt 
„aber die Sache unbeweglich und ſind öffentliche Bücher einge— 
„führt, ſo ſteht das Beſitzrecht ausſchließlich demjenigen zu, wel— 
„cher als Beſitzer derſelben eingeſchrieben iſt.“ 

Eine feyerliche und phyſiſche Übergabe des Lehens in den Be— 
ſitz des Vaſallen iſt in Oſtreich weder bey den landesfürſtlichen noch 
bey den Privatlehen üblich; iſt die Belehnung erfolgt und dem 
Vaſallen der Lehenbrief ausgehändiget, fo iſt es ſonach feine Sa— 
che, ſich in den Beſitz des Lehens ſelbſt zu ſetzen. 

Iſt das Lehenobject eine bewegliche Sache, insbeſonders 
ein Geldlehen, welches mittelſt einer angekauften und mit dem 
Lehenbande ordentlich vinculirten Staatsſchuldverſchreibung frucht— 
bringend gemacht worden iſt, ſo war dieſe Lehen-Obligation ent— 
weder bey der betreffenden Lehenſtube oder anderen öffentlichen Be— 

II. 1 


2 


hörde, z. B. beym k. k. Landrechte, depoſitirt, oder fie befindet ſich 
in den Händen des früheren Vaſallen, rückſichtlich deſſen Erben. 

Befindet ſich die auf einen beſtimmten Nahmen lautende Ob- 
ligation bey der Lehenſtube, ſo hat der Vaſall bei derſelben das 
Anſuchen zu ſtellen, daß erſtere auf ſeinen Nahmen neu umge— 
ſchrieben, mit dem Lehenbande vinculirt und ihm die Legitimation 
ertheilt werde, die hievon entfallenden Zinſen für die Zukunft 
ſelbſt zu beheben. Ein gleiches Geſuch muß an das k. k. Landrecht 
geſtellt werden, wenn das Lehenobject daſelbſt depoſitirt wäre. 
Der Vaſall iſt aber auch berechtiget zu verlangen, daß ihm die 
gehörig vinculirte Obligation ausgehändiget werde, da er zum 
phyſiſchen Beſitze berechtiget erkannt werden muß, und wider ſei— 
nen Willen zur Eingehung eines Verwahrungsvertrages nicht ver— 
halten werden kann. Hievon wäre eine Ausnahme nur in dem 
Falle zu machen, als das Geldlehen zugleich mit dem Fidei— 
commißbande behaftet wäre; indem dann die Fideicommißbehörde 
geſetzlich berechtiget iſt, die mit dem Lehen- und Fideicommißbande 
zugleich behaftete Obligation in Aufbewahrung zu halten. 

Wäre dagegen die Lehenobligation in den Händen des frühe— 
ren Vaſallen oder ſeiner Erben, ſo iſt der neu belehnte Vaſall be— 
rechtiget und verpflichtet, von dieſen die Aushändigung derſelben 
zu verlangen, und hierauf vor dem ordentlichen Richter zu klagen, 
falls die Übergabe verweigert würde. 

Wäre die lehenbare Staatsſchuldverſchreibung von dem frü— 
heren Vaſallen oder ſeinen Erben zu erhalten nicht möglich, weil 
z. B. ſie in Verluſt gerathen wäre u. ſ. w., ſo hat der neu ein— 
tretende Vaſall gegen ſie ein Klagrecht auf Schadloshaltung, in 
welchem Falle der abtretende Vaſall oder deſſen Erben die Amor— 
tiſirung der alten und Ausfertigung, dann Vinculirung einer neuen 
gleichartigen Obligation einzuleiten verpflichtet wäre. 

Ein ähnliches Rechtsverhältniß tritt dann ein, wenn das Le— 
henobject in einer andern beweglichen Sache beſteht. 

Iſt das Lehenobject eine unbewegliche Sache, ſo erlangt 
der Vaſall zwar von dem Tage der Belehnung das Nutzeigenthum 
und Beſitzrecht; um dieſes ſein Recht aber zu einem dinglichen zu 
erheben, iſt er verpflichtet, auf die Grundlage des Lehenbriefes 
ſich als Eigenthümer in die öffentlichen Bücher, die Landtafel oder 
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das Grundbuch eintragen zu laſſen, und hiernach von dem Lehen— 
herrn oder dem früheren Vaſallen und rückſichtlich deſſen Erben die 
phyſiſche Übergabe des Lehengutes zu verlangen, falls ſie jedoch 
verweigert würde, ſein Klagerecht hierauf vor dem ordentlichen 
Richter geltend zu machen. 

€ Auf dieſelbe Weiſe hat der eintretende Vaſall die Rückvergü— 
tung der von dem früheren Vaſallen oder deſſen Erben bereits be— 
zogenen Lehenfrüchte, oder den Erſatz für die eingetretene Ver— 
ſchlimmerung des Lehens, für abgängige Pertinenzſtücke u. ſ. w. zu 
fordern. 

Immerhin wird der den Beſitz des Lehenobjectes überneh— 
mende Vaſall eine beſondere Aufmerkſamkeit darauf zu verwenden 
haben, daß er von dem abtretenden Vaſallen oder deſſen Erben, 
den Beſitz des completen Lehens in allen ſeinen Theilen überkom— 
me, da er widrigens dem Lehenherrn aus ſeinem eigenen Vermö— 
gen hiefür zu haften hat, und es ein Verſchulden von ſeiner Seite 
iſt, gegen ſeine Vorgänger das Recht auf gänzliche Reintegrirung 
des Lehenkörpers nicht geltend gemacht zu haben. 


252. 


Iſt der Vaſall in den rechtmäßigen und phyſiſchen Beſitz des 
Lehenobjectes geſetzt, ſo kommen ihm hieraus theils allgemeine, 
theils beſondere Rechte zu. 

Unter die allgemeinen Rechte gehören folgende: 

a) „Der Beſitzer einer Sache — lautet der §. 323 b. G. 
„B. — hat die rechtliche Vermuthung eines gültigen Titels für 
„fih, er kann alſo zur Angabe desſelben nicht aufgefordert wer: 
„den.“ 

$. 324: „Dieſe Aufforderung findet auch dann noch nicht 
„Statt, wenn jemand behauptet, daß der Beſitz ſeines Gegners 
„mit anderen rechtlichen Vermuthungen, z. B. mit der Freyheit 
„des Eigenthumes, ſich nicht vereinbaren laſſe. In ſolchen Fällen 
„muß der behauptende Gegner vor dem ordentlichen Richter klagen 
„und fein vermeintliches ſtärkeres Recht darthun. Im Zweifel ge— 
„bühret dem Beſitzer der Vorzug.“ 

b) „Dem redlichen Beſitzer — heißt es §. 330 b. G. B. — 
— gehören alle aus der Sache entſpringenden Früchte, ſobald 
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„fie von der Sache abgeſondert worden find; ihm gehören auch 
„alle andern ſchon eingehobenen Nutzungen, inſoferne ſie wäh— 
„rend des ruhigen Beſitzes bereits fällig geweſen find.“ 

c) „Der Beſitz — lautet der $. 339 b. G. B. — mag von 
„was immer für einer Beſchaffenheit ſeyn, ſo iſt niemand befugt, 
„denſelben eigenmächtig zu ſtören. Der Geſtörte hat das Recht, 
„die Unterſagung des Eingriffes und den Erſatz des erweislichen 
„Schadens gerichtlich zu fordern.“ 

In derſelben Beziehung beſtimmt der §. 344 b. G. B.: „Zu 
„den Rechten des Beſitzes gehöret auch das Recht, ſich in ſeinem 
„Beſitze zu ſchützen, und in dem Falle, daß die richterliche Hülfe 
„zu ſpät kommen würde, Gewalt mit angemeſſener Gewalt abzu— 
„treiben ($. 19 b. G. B.). Übrigens hat die politiſche Behörde für 
„die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, ſo wie das Strafgericht für 
„die Beſtrafung öffentlicher Gewaltthätigkeiten zu ſorgen.“ 

Aus dem Eigenthumsrechte fließt ferner 

d) nach den §§. 354 und 362 b. G. B. das Recht, frey über 
ſein Eigenthum zu verfügen, ſeine Sache nach Willkühr zu be— 
nützen oder unbenützt zu laſſen; nur darf bey dem in dem Lehen— 
verhältniſſe befiehenden getheilten Eigenthume kein Theil und zwar 
weder der Lehenherr als Obereigenthümer, noch der Vaſall als Nu— 
tzungseigenthümer irgend etwas unternehmen, was mit dem Rechte 
des Anderen im Widerſpruche ſteht ($. 363 b. G. B.). 

„Überhaupt — lautet der §. 364 b. G. B. — findet die 
„Ausübung des Eigenthumsrechtes nur inſoferne Statt, als da— 
„durch weder in die Rechte eines Dritten ein Eingriff geſchieht, 
„noch die in den Geſetzen zur Erhaltung und Beförderung des 
„allgemeinen Wohles vorgeſchriebenen Einſchränkungen übertreten 
„werden.“ 

Endlich ſteht dem Eigenthümer 

e) die Eigenthumsklage, das Vindicationsrecht zu. Das a. b. 
G. B. enthält in dieſer Hinſicht die Norm §. 366: „Mit dem 
„Rechte des Eigenthümers, jeden Anderen von dem Beſitze ſeiner 
„Sache auszuſchließen, iſt auch das Recht verbunden, ſeine ihm 
„vorenthaltene Sache von jedem Inhaber durch die Eigenthums— 
„klage gerichtlich zu fordern. Doch ſtehet dieſes Recht demjenigen 
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„nicht zu, welcher eine Sache zur Zeit, da er noch nicht Eigen: 
„thümer war, in ſeinem eigenen Nahmen veräußert, in der Folge 
„aber das Eigenthum derſelben erlanget hat.“ 


253. 


Diebeſonderen Rechte und Pflichten des Beſitzers treten aus 
dem befonderen Rechtsverhältniſſe hervor, welches bey Lehen durch 
die Theilung des Eigenthumes, dann die im Mittel liegende be⸗ 
ſondere Lehentreue, conſtituirt wird, wozu noch die individuellen 
Beziehungen und Eigenſchaften der intervenirenden Perſonen hin— 
zutreten. 

In dieſer Hinſicht theilet ſich die weitere Erörterung nach 
den beyden das Lehenverhäͤltniß ſubjectiv beſtimmenden Hauptper⸗ 
ſonen, und es handelt ſich ſonach um die Abhandlung: 

I. der Rechte und Pflichten des Lehenherrn und jener Perſo— 
nen, welche mit dieſem ein gleiches Intereſſe haben; dann 

II. der Rechte und Pflichten des Vaſallen und der übrigen 
Mitglieder der vaſallitiſchen Familie. 


J. Abſchnitt. 
Von den Rechten und Pflichten des Lehenherrn. 
254. 


In Betreff der Rechte und Pflichten, welche dem Lehen: 
herrn aus der Lehenherrlichkeit im allgemeinen zuſtehen, drin— 
get ſich vor allem die Bemerkung auf, daß das Obereigenthums— 
recht an ſich, welches ſich bey der lehenweiſen Theilung des voll⸗ 
ſtändigen Eigenthumes von dem Lehenherrn vorbehalten worden 
iſt, als deſſen Allodial-Eigenthum in der Regel erkennbar, und 
das demſelben zukommende freye Verfügungsrecht nach den hiefür 
beſtehenden Allodial-Geſetzen zu beurtheilen iſt. 

Demnach kann der Lehenherr dieſes ſein Obereigenthumsrecht 
willkührlich veräußern, verſchenken, aufgeben, verpfänden, ver— 
erben u. ſ. w., ohne daß er hiedurch durch das obwaltende Lehen— 
band beirret würde, welches lediglich das Verhältniß des Ober— 
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eigenthümers zu dem Vaſallen und rückſichtlich die gegen den letzte— 
ren ihm obliegenden Pflichten zum Gegenſtande hat. 

In dieſem letzteren Verhältniſſe ſind dem Lehenherrn als 
Obereigenthümer negative Schranken geſetzt, da er zu Folge 
§. 363 b. G. B. ſo wie der Normen der Lehengeſetze keine Hand— 
lung ſetzen darf, wodurch in die Rechte des Nutzeigenthümers wi— 
derrechtlich eingegriffen würde. 

Strenge genommen, gehört daher nur das Verhältniß der 
Lehenherrlichkeit und rückſichtlich des Obereigenthümers zu dem Le— 
hen-Nutzungseigenthümer, und die in dieſer Hinſicht dem erſte— 
ren zukommenden Rechte und Pflichten in die Sphäre des Lehen— 
rechtes. \ 

Die allodiale Eigenſchaft der Lehenherrlichkeit wird jedoch 

dann aufgehoben, wenn die Lehenherrlichkeit ſelbſt der Gegenſtand 
des Lehenvertrages iſt und zu Lehen gegeben wurde. 

Da nun nach dem öſterreichiſchen Fundamentalgeſetze “) alle 
Privatlehen in Oſtreich landesfürſtliche Afterlehen ſind, von dem 
öſtreichiſchen Regenten zu Lehen herrühren, ſo ergibt ſich das Re— 
fultat, daß in Oftreich ob und unter der Enns die Lehenherrlich— 
keit ſelbſt, d. i. das Obereigenthumsrecht über ein Lehen, durchaus 
lehenbar iſt, ſomit auch letzteres nicht nach den Allodial-Geſetzen, ſon— 
dern nur nach den Normen des öſtreichiſchen Lehenrechtes beurtheilt 
werden müſſe. 

Mit Rückſicht auf dieſe Bemerkung zerfällt daher dieſer Ab— 
ſchnitt in zwey Unterabtheilungen und zwar. 

A. Rechte des Lehenherrn und 

B. Pflichten des Lehenherrn. 


) Siehe I. Thl. $. 105. 


IJ. Capitel. 
Bon den Rechten des Lehenherrn. 


255. 
Die Rechte des Lehenherrn ſind entweder 
a) abſolute, d. i. ſolche, bey welchen bloß das ihm zu— 
ſtehende Obereigenthumsrecht ohne Rückſicht auf die durch den mit 
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dem Vaſallen geſchloſſenen Lehenvertrag hervortretenden Beſchrän— 
kungen in Betrachtung kommt, oder 

b) relative, inſoferne das durch den Lehenvertrag begrün— 
dete Verhältniß zwiſchen dem Lehenherrn und dem Oberlehenherrn, 
oder den Vaſallen berückſichtiget wird. # 


256. 

Inſoferne es ſich um die abſoluten Rechte des Lehenherrn 
handelt, ſo concentriren ſich dieſelben auf das Befugniß, mit dem 
Obereigenthume willkührlich zu verfügen, ſolches beliebig zu ge— 
nießen, zu veräußern, zu verpfänden, zu vererben u. ſ. w. 

Bey der zwiſchen dem Obereigenthuͤmer und dem Lehen Nu— 
tzungseigenthümer ſtets herrſchenden Wechſelwirkung unterlieget 
jedoch dieſes abſolute Recht ſchon nach dem gemeinen Lehenrechte 
der Beſchränkung, daß durch derley Handlungen die Rechte des 
Vaſallen nicht berührt und beeinträchtiget werden ). | 

Die Frage: ob den Privatlehenherren in Oſtreich 
das ſo eben erwähnte abſolute Recht zuſtehe? — 
kann mit Rückſicht auf den Beſtand des Friedericianiſchen Privile— 
giums, wornach alle Privatlehen ohne Ausnahme l. f. Afterlehen 
ſind, nur verneinend beantwortet werden. 

Der §. 1. des n. 6. Regierungs-Eirc. vom 5. April 1824 
ſpricht ſich deutlich in den Worten aus: „Da die in Oſtreich ob 
„und unter der Enns befindlichen Privatlehen landes fürſtli— 
„che Afterlehen find, ſo beſitzen die Privatlehenherren bloß + 
„die Ausübung der lehenherrlichen Gerechtſame, das Oberei— 
„genthum gehört dem Landesfürſten.“ 

Der Umſtand, daß die Strenge dieſes Geſetzes bisher wenig 
in wirkliche Anwendung gebracht wurde, daß daher die Privat— 
lehenherren ſich bisher in einer Art benommen haben, als ob ihnen 
ein abſolutes Recht wirklich zuſtände, kann um ſo weniger eine 
Berückſichtigung verdienen, als einer Verjährung oder Erſitzung 
gegen ein ausdrückliches Geſetz nicht Statt gegeben werden kann. 

) II. F. 34 9.7 „Ex eadem lege (Conradi II.) descendit, quod 


dominus sine voluntate vasalli, feudum alienare non potest; 
quod Mediolani non obtinet. Ibi enim sine curia etiam bene- 
ficium totum recte alienatur, dum tamen aut aequali domino, 


aut majori vendatur. Inferiori vero sine yasalli voluntate non li- 
cet partem alienare, etiam majori retenta parte alia feudi.“ — 
II. F. 55 f. 2: „Nec dominus feudum sine voluntate vasalli ad 
alium transferat.“ 


257. 
Recht des oberſten Lehenherrn. 


Dem Obigen zu Folge ſtehen den Privatlehenherren in Oſtreich 
nur und allein relative Rechte zu, das abſolute Recht des Ober— 
eigenthümers beſitzt ausſchließend der oberſte Lehenherr, und zwar 
in Betreff der landesfürſtlichen Lehen unbeſchränkt, in Betreff der 
Privat- Activlehen dagegen nur in der Art, daß dem oberſten Le— 
henherrn das Recht auf die Subſtanz, den Privat-Lehenherren 
dagegen die Ausübung der lehenherrlichen Rechte dem Vaſallen 
gegenüber zukommen. 

Aus dem, dem oberſten Lehenherrn zuſtehenden a b— 
ſoluten Rechte fließt das Recht desſelben und zwar 5 

a) in Bezug auf die unmittelbar l. f. Lehen, die Lehenherr— 
lichkeit zu veräußern, zu verpfänden, zu verſchenken, inſoferne 
der Vaſall durch dieſe Handlungen in ſeinem Rechte nicht verletzet, 
oder deſſen Zuſtand verſchlimmert wird, das ihm heimgefallene Le— 
hen zu incameriren, d. i. dem Staatsſchatze einzuverleiben und zu 
dieſem Zwecke beliebig zu verwenden, — das Lehenband gänzlich 
aufzuheben — Allodialiſirungen zu bewilligen und ſich hiefür ein 
verhältnißmäßiges Entgeld zu bedingen, oder dieſelbe ohne Ent— 
geld zu geftatten. 

b) Rückſichtlich der l. f. Afterlehen kann zwar der oberſte Le— 
henherr einer Veräußerung ſeines Obereigenthumsrechtes nicht 
Statt geben, da ein Staatsgrundgeſetz in dem Friedericianiſchen 
Privilegium dagegen ſpricht; allein letzteres hindert nicht die Ver— 
pfändung dieſer Oberlehenherrlichkeit. 

Die relativen Rechte, welche dem öſtreichiſchen Landesfür— 
ſten als oberſten Lehenherrn über alle in Oſtreich gelegenen Privat: 
Activlehen zuſtehen, haben ihre Grundlage in dem Proprietäts— 
rechte, und in der Beſchränkung desſelben auf die Substanz, wäh⸗ 
rend die Nutzung d. i. die Ausübung der Obereigenthumsrechte 
dem Privatlehenherrn zuſtehen ). 
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Von dieſem Standpuncte aus betrachtet, hat der oberſte 
Lehenherr das Recht: 

1) von dem Afterlehenherrn die Anerkennung des Obereigen— 
thumsrechtes zu verlangen, ſomit zu fordern, daß dieſer von ihm 
die Belehnung nehme und den Lehenrevers einlege. 

2) Von dem Afterlehenherrn die beſondere Lehentreue 
und die Lehendienſte zu fordern, die jeder Vaſall ſeinem Le— 
henherrn zu leiſten verpflichtet iſt. 

3) Das Lehen-Inſpectionsrecht auszuüben, d. i. dar— 
über zu wachen, daß der Lehenkörper in feiner Integrität aufrecht 
erhalten, die Subſtanz nicht verletzet werde, das Lehenband ſicher— 
geſtellt ſey, ſomit von Zeit zu Zeit das Lehen zu bereiten, Leben: 
Liquidirungen vorzunehmen, dem Afterlehenherrn, für den Fall, 
als die dingliche Sicherſtellung des Lehenbandes nicht bewieſen vor— 
läge, die Erwirkung derſelben und den legalen Ausweis hierüber 
aufzutragen, falls Lehenentitäten abgängig wären, deren Herbey— 
ſchaffung, Vindication oder Surrogirung ihm zur Pflicht zu machen. 

4)Lehen-Alienations-oder Onerirungs-Conſenſe 
entgeldlich oder unentgeldlich zu ertheilen, oder ſolche zu ver— 
weigern. 

5) Darüber zu wachen, daß nur die lehenfähige, zur 
Succeſſion in die Lehenherrlichkeit berufene Nachkommen— 
ſchaft eintrete. 

6) Gegen den ſtraffälligen Afterlehenherrn nach der Strenge 
des Lehenrechtes vorzugehen, und nöthigenfalls das Felonie-Er— 
kenntniß gegen ihn zu ſchöpfen und geltend zu machen. 

7) Nach dem Erloſchen der lehenherrlichen Familie die Lehen— 
herrlichkeit als ihm heimgefallen einzuziehen, und fo: 
nach hiemit weiter beliebig zu verfügen. 

8) Für den Fall des Heimfalles Eventual-Belehnun— 
gen und Anwartſchaften zu ertheilen, inſoferne dieſes 
Recht durch die beſonderen Geſetze nicht beſchränket iſt. 

9) Einen mit dem Privatlehenherrn gleichen Antheil an dem 
auf dem Afterlehengute gefundenen Schatz anzuſprechen, da die— 
fer nicht zu den gewöhnlichen aus der Ausübung der lehenherrli— 
chen Rechte entſpringenden Früchten gerechnet werden kann. 

) Siehe n. 6. Regierungs-Cireular v. 5. April 1824, Nr. 58. 
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258. 
Rechte der Privat⸗Lehenherren. 


Die Rechte der Lehenherren überhaupt"), welche nach dem 
bisherigen nur relative ſeyn können, ſind nothwendig nach jenen 
Beziehungen verſchieden, in welchen jeder Lehenherr einerſeits 
gegen den Oberlehenherrn und andererſeits gegen feinen Va— 
ſallen geſtellt iſt. 

Aber auch in der Stellung des Lehenherrn gegen ſeinen Va— 
ſallen unterſcheiden ſich die relativen Rechte des erſteren durch die 
objective Grundlage, aus welcher ſie hervortreten, die wieder ent— 
weder das Obereigenthumsrecht oder das Recht auf die 
beſondere Lehentreue ſeyn kann. 


) Siehe n. ö. Reggseirc. vom 5. April 1824 Nr. 58. — Sb. 93, 138, 
164, 283, 305, 319, 406. 


259. 
A. Rechte des Lehenherrn gegen den Oberlehenherrn. 


Die Rechte des Lehenherrn gegen den oberſten Le— 
henherrn haben den Grundſatz zum Leitfaden, daß bey dem ge— 
theilten Obereigenthumsrechte kein Theil eine ſolche Handlung 
ſetzen dürfe, wodurch in die Rechtsſphäre des anderen widerrecht— 
lich eingegriffen würde. 

Hat nun der oberſte Lehenherr das ausſchließende Recht auf 
die Subſtanz des Lehengutes und der Afterlehenherr nur ein a ein aus⸗ 
ſchließendes Recht auf die Ausübung der lehenherrlichen Rechte, 
Nauf die Nutznießung des Lehenobereigenthumes und auf die von 

dem Vaſallen ihm zu erfüllenden Pflichten, ſo nöthiget ſich von 
ſelbſt auf, daß der Afterlehenherr berechtiget iſt 

1) von dem oberſten Lehenherrn zu fordern, keine Handlung 
zu ſetzen, wodurch die Ausübung der lehenherrlichen Rechte dem 
Vaſallen gegenüber verhindert wird. Der oberſte Lehenherr als 
ſolcher hat daher kein Recht, das Lehenband gegen den Willen des 
Afterlehenherrn aufzulöſen, fo lange noch ein fähiger Nachfolger 
des Afterlehenherrn vorhanden iſt. 

Sollte daher eine Allodialiſirung aus Rückſichten des allge— 
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meinen Beſten nothwendig ſeyn, fo kann dieſe Verfügung von 
dem Regenten nur als ſolchem und nicht als oberſtem Lehenherrn 
ausgehen, in welchem Falle dem Afterlehenherrn nach dem ſtaats— 
und privatrechtlichen Grundſatze eine verhältnißmäßige Entſchädi— 
gung zu Theil werden muß. 

2) Da der Afterlehenherr das ausſchließende Recht der Aus: - 
übung der Lehenherrlichkeit hat, ſo iſt er auch befugt, von dem 
oberſten Lehenherrn zu fordern, daß letzterer ihn hierin nicht hin— 
dere, und ihm ungeſtört alle die ordentlichen aus der Lehenherr— 
lichkeit fließenden Früchte innerhalb der Schranken der Geſetze 
allein beziehen und willkührlich genießen laſſe. 

3) Da die beſondere wechſelſeitige Treue in dem Lehenver— 
hältniſſe überhaupt als ein weſentliches Merkmahl gelegen iſt, ſo iſt 
auch der Afterlehenherr dieſe beſondere Treue und den hieraus flie— 
ßenden Schutz und Schirm von dem oberſten Lehenherrn in An— 
ſpruch zu nehmen berechtiget. 


260. 
B. Rechte des Lehenherrn gegen den Vaſallen. 
I. Aus dem Obereigenthumsrechte. 


Die aus dem, dem Lehenherrn zuſtehenden Antheile des 
Obereigenthumsrechtes fließenden Rechte ſind im allgemeinen 
folgende: 

1) Die dingliche Sicherſtellung des Lehenbandes zu 
verlangen; der Lehenherr iſt daher berechtiget zu fordern, daß der 
Vaſall ſich unmittelbar nach erfolgter Belehnung um das lehen— 
bare Nutzungseigenthum an die Gült oder die Gewähr in den 
öffentlichen Büchern auf die geſetzliche Weiſe einſchreiben laſſe, um 
ſonach auch den von dem Vaſallen eingelegten Lehenrevers oder 
die Lehenſpecification zur bücherlichen Sicherſtellung bringen zu 
können. 

2) Das Inſpectionsrecht auszuüben, d. i. durch die 
von Zeit zu Zeit vorzunehmenden Lehenbereitungen und Liquida— 
tionen ſich die legale Überzeugung zu verſchaffen, daß das Lehen 
in demſelben Zuſtande, in welchem der Vaſall und rückſichtlich er— 
ſte Erwerber es erhalten hat, auch fortan ſich befinde. 
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3) Die Haftungspfliht des Vaſallen für den Fall in 
Anſpruch zu nehmen, als aus der Lehen-Liquidation hervorginge, 
daß das Lehenobject durch Verſchulden des Vaſallen verſchlimmert 
worden iſt, oder einzelne Pertinenzſtücke fehlen, ſonach die Re— 
integrirung dem Vaſallen aufzutragen. 

4) Den Lehenkörper, oder einzelne Theile deſſelben, welche 


von einem Dritten widerrechtlich beſeſſen werden, ſelbſt zu vin di— 
ciren und die dießfällige Klage anhängig zu machen, falls der 


Vaſall hierin ſaumſelig wäre, und ſich rückſichtlich der Vindications— 
Koſten an den ſchuldtragenden Vaſallen ſchadlos zu halten. 

5) Lehen-Alienations- ud Onerirungs-Conſenſe 
entgeldlich oder unentgeldlich zu ertheilen. 

6) Einen Antheil an dem im Lehenkörper gefundenen Schatze 
zu fordern. 

7) Nach Erlöſchung des mit der vaſallitiſchen Familie geſchloſſe— 
nen Lehenvertrages von deſſen Allodial-Erben das Lehenobject in 
dem Zuſtande der urſprünglichen Verleihung zurückzufordern. 

8) Das heimgefallene Lehen nach dem beſtehenden Geſetze 
wieder weiter beliebig zu Lehen zu verleihen. Rückſichtlich 
dieſer Rechte iſt es jedoch nothwendig, die wichtigeren einer beſon— 
deren Würdigung zu unterziehen, während von anderen, wie 
z. B. jenem der Sicherſtellung des Lehenbandes, am geeigneten 
Orte ausführlicher gehandelt wird. 


261. 
Inſpectionsrecht. 


Daß der Lehenherr das unbeſtreitbare Recht habe, ſich die 
Überzeugung zu verſchaffen, wie der Vaſall mit dem ihm überlaſ— 
ſenen Nutzungseigenthume gebahre, fließt nothwendig aus dem 
Obereigenthumsrechte desſelben, und der von dem erſten Erwerber 
des Lehens übernommenen Haftungspflicht, welche er für ſich und 
ſeine ganze vaſallitiſche Descendenz in dem von ihm ausgeſtellten 
Reverſe beurkundet, und welche Pflicht bey jeder Belehnungserneue— 
rung von dem Succeſſor wiederhohlt anerkannt wird. 

Der Lehenherr übt dieſes ſein Recht durch die Vornahme einer 
Lehenbereitung, Lehen-Liquidation und in Bezug auf die l. f. Lehen 
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insbeſonders auch noch durch die Abforderung der in dem n. 6. Re— 
gierungs Circulare vom 8. Auguſt 1832 anbefohlenen Lehenbeſchrei— 
bungen. 

Das Recht des Lehenherrn zur Ausübung des Inſpectionsrech— 
tes enthält die Pflicht des Vaſallen in ſich, eine ſolche Handlung 
ſich gefallen zu laſſen, allein unter der Bedingung, daß ihm hie— 
durch kein Nachtheil zukomme. Aus dieſem Grunde hat der Le— 
henherr die für die Abordnung der von ihm hiezu beſtellten Organe 
auflaufenden Koſten allein zu tragen, ohne den Vaſallen hiebey 
ins Mitleid ziehen zu können. 

Von welchen wichtigen Folgen und wie nothwendig die Aus— 
übung des Inſpectionsrechtes iſt, geht aus der Betrachtung hervor, 
daß die Lehenvertrags-Urkunden aus den älteſten Zeiten herrüh— 
ren, wahrend der Dauer und Exiſtenz der in Beſitz des Lehens be— 
findlichen Familie fo mannigfaltige Veränderungen mit dem Lehen— 
körper, mit der Benützung der einzelnen Theile, mit deren Benen— 
nung und Bezeichnung u. ſ. w. eintreten können, die zum Nach— 
theile des Lehenherrn umſomehr einzuwirken im Stande ſind, als 
im Falle eines Streites nur ihm die Pflicht obliegt, die Idendi— 
tät und Leheneigenſchaft der einzelnen Pertinenzſtücke des Lehen— 
körpers gerichtsordnungsmäßig zu erweiſen. 

Auf welche Art und Weiſe dieſe Lehenbereitungen und Liqui— 
dirungen wirklich vorgenommen werden müſſen, welche Vorſich— 
ten hiebey nothwendig ſind u. ſ. w., hiervon wird bey Gelegenheit 
der Sicherſtellung des Lehenbandes, dann des Verfahrens in Lehen— 
angelegenheiten weitläufiger gehandelt werden.) 


) Siehe $$. 355 und 433. 
262. 


Vindicationsrecht. 


Wie bey der Abhandlung von den Rechten und Pflichten 
des Vaſallen gezeigt werden wird, kommt das Recht und die 
Pflicht, das in dem widerrechtlichen Beſitze eines Dritten ſich be— 
findliche Leheneigenthum zu vindiciren, zunächſt nur dem Vaſal— 
len zu. 

Allein für den Fall, als der Vaſall dieſe ihm obliegende 
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Pflicht nicht erfüllet, derſelbe auch kein zureichendes Allodial- 
Vermögen beſäße, an welchem der durch eine ſolche Unterlaſ— 
ſung verkürzte Lehenherr ſeine Entſchädigung erholen könnte, — 
würde letzterer offenbar der größten Gefahr Preis gegeben, auch 
ſeines Lehenobereigenthumsrechtes verluſtig zu werden, wenn ihm 
nicht gleichfalls die Befugniß zuſtände, gegen den dritten Be— 
ſitzer die Eigenthumsklage geltend zu machen, um die Integrität 
des Lehenkörpers zu behaupten. 

Da nun dem Lehenherrn das Obereigenthum zuſteht, ihm 
auch im Falle einer widerrechtlichen Handlung oder Unterlaſſung 
des Vaſallen das Revocationsrecht, das Heimfallsrecht ſelbſt des 
lehenbaren Nutzungseigenthumes gebührt, ſo kann kein Zweifel 
gehegt werden, daß er gleichfalls berechtiget iſt, das Vindications— 
recht geltend zu machen, und das Lehen oder Theile desſelben, 
welche ſich im Beſitze eines Dritten widerrechtlich befinden, N 
der Eigenthumsklage zurückzufordern. 

Kommt der Lehenherr in die Lage, ſtatt des Schuld tragenden 
Vaſallen das Lehen vindiciren zu müſſen, ſo hat letzterer auch die 
Pflicht, den Erſatz der Proceßkoſten dem Lehenherrn zu leiſten, 
indem der Vaſall für die Erhaltung der Integrität des Lehenkör— 
pers die Haftungspflicht in dem Lehenvertrage übernommen hat. 


263. 
Lehen ⸗Alienirung und Onerirung. 


Nach den Lehengeſetzen ') iſt der Vaſall in der Regel nicht 
befugt, das von ihm beſitzende Lehen oder einige, wenn auch noch 
ſo geringfügige Theile desſelben, eigenmächtig zu veräußern oder 
zu verpfänden, indem ihm nur die Nutznießung, das Nutzeigen— 
thum aber ihm gemeinſchaftlich mit der ganzen vaſallitiſchen Fa— 
milie angehöret, und auch letzteres in der Art beſchränkt iſt, daß 
es weder veräußert noch verpfändet werden darf, da es unter der 
Bedingung verliehen wurde, ſolches in dem Momente des Heim— 
falles dem Lehenherrn unverkürzt und unbelaſtet, in dem von dem 
erſten Erwerber überkommenen Zuſtande zurückzuſtellen. 

Soll daher eine Veräußerung oder Verpfändung des Lehens 
von Rechtskraft ſeyn, ſo kann dieß einzig und allein durch einen 
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beſonderen Vertrag d. i. durch die hinzugekommene Einwilligung des 
Lehenherrn bewerkſtelliget werden. 

Da dieſe Einwilligung des Lehenherrn immerhin ein Act der 
Gnade und ſeiner freyen Willkühr iſt, ſo ſteht es ihm frey, ſolche 
unentgeldlich zu ertheilen, oder ſich hiefür ein Entgeld zu bedin— 
gen. In der Regel wird dieſe Gebühr mit 5, 10, 15, 20, ja 
wohl auch 25 Percent des wahren gemeinen Werthes des Lehenob— 
jectes bemeſſen, und zwar nach dem Maßſtabe, als das Lehen 
näher oder entfernter am Heimfalle ſteht, ein Ritter- oder Beu— 
tel ein Manns- oder Weiberlehen iſt; je nachdem es ſich endlich um 
eine Veräußerung oder um eine Verpfändung handelt, bey welch 
letzterer der Lehenherr noch insbeſonders berechtiget iſt, die Depu— 
ration der Zeit und Art nach feſtzuſetzen. 

Bey der Ertheilung von derley Veräußerungs- und Verpfän— 
dungs-Conſenſen handelt der Lehenherr zwar vorſichtig, wenn er 
dem Vaſallen vor der Bewilligung die Bedingung ſetzt, die gleich— 
falls nothwendige Einwilligung der lebenden Anwärter, und wenn 
dieſe minderjährig ſind oder unter Curatel ſtehen, die Erklärung 
der Vormundſchaft oder Curatel, dann die Legitimation des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichtes, oder der Curatel-Behörde, endlich 
die Einwilligung des für die vaſallitiſche Nachkommenſchaft gericht— 
lich beſtellten Pofteritäts- Curators, und falls das Lehen mit einem 
Fideicommiſſe verbunden wäre, auch jene des Fideicommiß-Curators 
und der Fideicommiß⸗ Behörde beyzubringen und nachzuweiſen; al— 
lein durch die Unterlaſſung dieſer Vorſicht ) kann dem Lehenherrn 
von den nicht einvernommenen Anwärtern und Organen nicht et⸗ 
wa ein Verſchulden, und hieraus eine Haftungs- und Vertretungs⸗ 715 
pflicht aufgebürdet werden ), da erſterer feine Einwilligung nur 
innerhalb der Gränzen ſeiner Rechtsſphäre ausſpricht, und hiedurch 
den übrigen Lehenintereſſenten nicht präjudicirt werden kann, da es 
endlich nur Sache des Gerichtes, bey welchem die Veräußerung oder 
Verpfändung des Lehens verhandelt, die Eigenthumsanſchreibung 
oder die Satzvorſchreibung des Käufers oder Pfandgläubigers an— 
geſucht wird, — ſeyn muß, darauf zu ſehen, daß die Eigenthums— 
anſchreibung des Käufers, oder die Pfandvorſchreibung des Gläubi— 
gers in den öffentlichen Büchern nicht etwa geſetzwidrig vorgenom— 
men werde, was immerhin der Fall, ſomit eine Nullität wäre, 
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wenn dieſe Handlungen Platz griffen, ohne daß nicht alle Indivi— 
duen, denen ein Anſpruchs- oder Unterſagungsrecht zuſtehet, um 
ihre ausdrückliche Erklärung angegangen worden wären, oder ohne 
daß der Bittſteller den legalen Beweis geliefert hätte, daß keine 
derley Intereſſenten weiter vorhanden ſind. 


) Die weitere Erörterung ſieh in den $$. 209 — 320. 


) In einem ſpeciellen Falle wurde mit a. h. Entſchließung vom 22. 
Jänner 1830, Hofkanzleydeeret vom 25. Jänner 1830 an die n. 6. 
Regierung 3. e folgende Belehrung ertheilt; „— — Inſofern 
„übrigens die Bewilligung zur Veräußerung von Lehen lediglich 
»die Verzichtleiſtung auf lehenherrliche Rechte in ſich ſchließt, und 
»die Rechte von Dritten dabey nicht in Frage kemmen, fo gehört 
„es auch nicht zur Sache, in ſolchen Fällen die Zuſtimmung von 
„Seite der Agnaten der Vaſallen zur Veräußerung einzuholen. 
„Wornach ſich die Regierung in Zukunft zu benehmen hat.“ 


) Sieh S. 408 rückſichtlich der Allodialiſirungs-Bewilligung. 
264. 
Antheil an einem Schatze. 


Über die Frage: wem der in einem Lehengute ge⸗ 
fundene Schatz zufalle? wurde in früherer Zeit vielfältig 
geſtritten, indem nach der einen Meinung der ganze Schatz dem 
Lehenherrn, nach der anderen dem Vaſallen zugewendet werden 
wollte. 

In neuerer Zeit wird bei der Beantwortung dieſer Frage von 
dem Grundſatze ausgegangen, daß, da das gemeine Lehenrecht 
hierüber keine Entſcheidungsquelle darbiethet, ein Schatz eben ſo 
wenig in die Cathegorie der gewöhnlichen, natürlichen oder bür— 
gerlichen Lehenfrüchte gezählt werden könne, ſondern als ein allo— 
diales herrnloſes Gut zu betrachten iſt, hiebei nur die Beſtimmun— 
gen des bürgerlichen Rechtsgeſetzes zur Richtſchnur zu nehmen ſind. 

Der §. 398 b. G. B. verordnet nun: 

„Beſtehen die entdeckten Sachen in Geld, Schmuck oder an— 
„deren Koſtbarkeiten, die ſo lange im Verborgenen gelegen haben, 
„daß man ihren vorigen Eigenthümer nicht mehr erfahren kann, 
„dann heißen ſie ein Schatz, die Entdeckung eines Schatzes iſt von 
„der Obrigkeit der Landesſtelle anzuzeigen.“ 
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$. 399: „Von einem Schatze wird der dritte Theil zum 
„Staatsvermögen gezogen. Von den zwey übrigen Drittheilen er— 
„halt eines der Finder, das andere der Eigenthümer des Grun— 
„des. Iſt das Eigenthum getheilt; ſo fällt das Drittheil dem Ober— 
„und Nutzungseigenthümer zu gleichen Theilen zu.“ * 

Nach dieſer geſetzlichen Beſtimmung fällt daher das Drittheil 
des in einem Lehengute gefundenen Schatzes dem Grundeigenthü— 
mer zu, und zwar bey dem getheilten Leheneigenthum die eine 
Hälfte dieſes Detchele an den Lehenherrn als Obereigenthümer, 
die andere Hälfte an den Vaſallen als Nutzungseigenthümer. 

Wird der Schatz auf einem Gute gefunden, welches ein Pri— 
vatactiv-Lehen iſt, ſo wird, da jedes Privatlehen in Oſtreich nur 
als ein l. f. Afterlehen beſteht, das an den Privatlehenherrn ab— 


geführte Sechstheil des Schatzes zwiſchen ihm und dem oberſten — l 


Lehenherrn wieder weiter und in der Art zu, theilen ſeyn, daß 
einem jeden von ihnen die Hälfte des Sedstheile des Schatzes 
zufällt ). 5 
) Sieh S. 142. 
265. 


Heim fallsrecht. 


Unter die wichtigſten Rechte des Lehenherrn gehört jenes auf 
den Heimfall des Lehens, welcher entweder I. aus der Na— 
tur oder der Bedingung des Lehenvertrages oder II. 
abgeſehen von dem Lehenvertrage aus anderen Urſachen ein— 
tritt. 

zu I. Aus der Natur des Lehenvertrages wird ein 
Lehen heimfällig: 

1) Durch den Tod des letzten lehenfähigen Gliedes der be- 
lehnten vaſallitiſchen Familie. 

2) Durch den Ablauf der Zeit, auf welche die Beleh— 
nung ausdrücklich bedingt worden iſt. 

3) Durch die Felonie des Vaſallen und das dießfällig 
zur Rechtskraft erwachſene Felonie-Erkenntniß. 

zu II. Ohne Rückſicht auf den Lehenvertrag tritt 
das Heimfallsrecht ein: 

II. 2 


18 


a) durch die unbedingte, zu Gunſten des Lehenherrn 
erfolgte Lehen-Refutation von Seite des Vaſallen und rück— 
ſichtlich der vaſallitiſchen Familie. 

p) Durch die Verjährung und Erſitzung, wenn nähm— 
lich der Lehenherr in dem guten Glauben, daß nach dem Tode des 
letzten Vaſallen keine ſucceſſionsfähige Nachkommenſchaft vorhan— 
den, die vaſallitiſche Familie gänzlich ausgeſtorben ſey, das Nutz— 
eigenthum in Beſitz nimmt, und ſolchen durch die geſetzliche Zeit 
ohne Widerſpruch der allfällig vorhandenen Anwärter fortſetzt. 

Die natürlichſte und gewöhnlichſte Urſache des Heimfalls iſt in 
dem Erlof,den des Lehenvertrages durch des Ausſter— 
ben der vaſallitiſchen Familie gelegen. Da der Lehenvertrag nur 
eine beſtimmte Familienreihe, die lehenfähige Descendenz des er— 
ſten Erwerbers zum Beſitze und Genuſſe des lehenbaren Nutzeigen— 
thumes beruft, ſo tritt mit dem Erlöſchen derſelben die dem Ver— 
trage geſetzte aufloſende Bedingung ein; allein der Lehenherr er— 
langt hiedurch noch keineswegs das Recht, ſein bisher getheiltes 
Leheneigenthum wieder zu conſolidiren; ſondern es kömmt ſonach 
auf die Beantwortung der weiteren Frage an: ob das Lehen 
dem Lehenherrn n ſchlechthin oder nur auf eine Zeit 
eröffnet erkannt werden kann? 

In den oben angeführten Fällen tritt an ſich der Eröffnungs— 
fall ſchlechthin d. i. mit der Wirkung ein, daß eine Conſoli— 
dirung des getheilten Eigenthumes wohl rechtlich möglich wäre, hie⸗ 
von iſt nur der Fall des Heimfalles in Folge der Felonie auszuneh— 
man, wenn nähmlich das Felonie-Erkenntniß nur gegen das Schuld— 
tragende Individuum und nicht gegen alle Glieder der vaſallitiſchen 
Familie von Rechtswirkung iſt. 

Aber auch in jenen Fällen, in welchen das Lehen dem Lehen— 
herrn vollkommen und ſchlechthin heimfällt, kommt der Umſtand 
in Betrachtung zu ziehen, ob und wieferne das Lehen eine res in- 
feudari solita iſt, und der Lehenherr nicht die Pflicht hat, das 
ihm heimgefallene Lehen wieder ſogleich an eine andere Familie 
vom Neuen zu Lehen zu verleihen. 

In Oftreich kann der unbeſchränkte Eröffnungsfall oder das 
Heimfallsrecht ſchlechthin nur bey den l. f. Lehen eintreten, in— 
dem dieſe durch ein weiteres Band der Oberlehen-Herrlichkeit nicht 
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gebunden find, fomit der Lehenherr das Recht hat, nöthigenfalls 
auch der Conſolidation und Aufhebung des Lehenbandes Statt zu 
geben. 

In dieſer Hinſicht war auch mit Hofdecret vom 8. Jänner 
1789 verordnet: „In Anſehung aller im Lande vorhandenen lan— 
„desfürſtlichen ſowohl als auch der von dem Verleihungsrechte der 
„Stifter und Klofter abhangenden Lehen ſoll bey deren erfolgender 
„Erledigung der nexus feudalis aufgehoben und allsdann ſelbe 
„zum Beſten des höchſten Arars und reſpective des Religionsfon— 

„des an den Meiſtbiethenden käuflich hindangegeben werden.“ 

Allein ſo wie dieſe Anordnung nur wenig befolgt worden iſt, 
und es hievon bald gänzlich fein Abkommen erhielt, fo wurde mit 
Hofkanzley-Decret vom 1. Aug. 1821, 3. 21,208, Reggs. Verord. 
vom 26. Auguſt 1821, 3. 39,471 bekannt gemacht: „Seine k. k. 
„Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 20. Julius 1821 
„aus einem ſpeciellen Anlaſſe der Hofkanzley zur Pflicht zu machen 
„geruhet, für den ferneren Beſtand und die Aufrechthaltung der 
„Lehen zu ſorgen und Allerhöchſtdemſelben jedes heimfallende Le— 
„hen anzuzeigen.“ 

„Dieſe a. h. Anordnung wird der Regierung zur gleich— 
„mäßigen genauen Darnachachtung mit der Weiſung eröffnet, 
„jeden Fall der Heimfälligkeit eines l. f. Lehens nach den ſchon be— 
„itehenden Directiven ungeſäumt zur hierortigen Kenntniß zu 
„bringen.“ 

Gleichmäßig lautet das Hofkanzley-Decret vom 9. Auguſt 1823 
Z. 25,178 Reggs. Verord. vom 28. Auguſt 1823 Z. 41,322: 
„Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Cabinetsſchreiben vom 
„2. Auguſt 1823 a. h. Ihre Willensmeinung dahin erkennen zu 
„geben geruhet, daß, wenn künftighin bey l. f. Lehen in den 
„k. k. deutſchen Provinzen der Fall der Caducität eintritt, dieſel— 
„ben nicht ſogleich incamerirt, ſondern der Caducitätsfall jederzeit 
„Seiner Majeſtät angezeigt und die a. h. Entſchließung, was 
„wegen des heimgefallenen Lehens zu verfügen ſey, abgewartet 
„werden ſoll.“ 

„Dieſes wird der Regierung zu dem Ende bekannt gemacht, 
„damit in einem ſolchen Caducitätsfalle, bevor wegen der Inca— 
„merirung Einleitungen getroffen werden, die Anzeige hievon hie— 

2 ** 
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„her erftattet werde, um nach dem a. h. Befehle die a. h. Ent: 
„ſchließung, was wegen des heimgefallenen Lehens zu verfügen 
„ſey, einholen zu können.“ 

In einem ſolchen Falle wird daher das heimgefallene Lehen 
von dem Momente des Heimfalles bis zur herabgelangten a. b. 
Entſchließung von der k. k. Cameral-Gefällen-Verwaltung admi— 
niſtriret, und die mittlerweile bezogenen Früchte zu Gunſten des 
Staatsſchatzes verrechnet ). 

Bey den Privatlehenherren begründet die Natur ihrer 
Activlehen als l. f. Afterlehen das beſondere Verhältniß, daß, 
wenn ihnen auch das Heimfallsrecht als Lehenherrn zweifellos zu— 
ſteht, ſie jedoch nicht berechtiget ſind, das heimgefallene Lehen für 
ſich zu behalten, und durch die Conſolidirung die Aufhebung des 
Lehenbandes zu bewerkſtelligen. 

Wie die alten Lehenarchivs-Acten den Beweis liefern, durf— 
ten die Privatlehenherren höchftens durch ein ganzes Jahr das Lehen 
für ſich genießen, nach deſſen Verlauf aber mußten ſie eine neue 
vaſallitiſche Familie hiemit belehnen. 

Nur in dem Falle eines bloß gegen eine beſtimmte Perſon ge— 
richteten und wirkſamen Felonie-Erkenntniſſes durfte der Lehenherr 
das Lehen, ſo lange dieſe Perſon am Leben iſt, für ſich genießen, 
mußte jedoch unmittelbar nach dem Tode derſelben den nächſten durch 
das Erkenntniß von der Succeſſion nicht ausgeſchloſſenen Lehenan— 
wärter hiemit wieder belehnen. 

Wollte der Privatlehenherr das ihm heimgefallene Lehen nicht 
weiter verleihen, ſondern für ſich ſelbſt den Beſitz erwerben, ſo 
bedarf er hiezu der beſonderen Bewilligung des oberſten Lehenherrn, 
wird dieſe ertheilt, ſo würde der Privatlehenherr hiedurch unmit— 
telbarer Vaſall des Landesfürſten und rückſichtlich oberſten Lehen— 
herrn, wobey die in der Bewilligung geſetzten Bedingungen das 
zwiſchen beyden Theilen künftig obwaltende Rechtsverhältniß nor— 
miren würde. 

In Bezug auf die Heimfälligkeit der Bauerngüter und Beu— 
tellehen verordnet das Normale vom 7. September und Juſtiz-Hof— 
decret vom 25. September 1789, J. G. S. Nr. 1052: „Der 
„Heimfall eines von den Unterthanen beſeſſenen Gutes an die Obrig— 
„keit kann nur damaͤhls Platz greifen, wenn deſſen lehenbare 
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„Eigenſchaft ſtandhaft erwieſen und in dieſer Rückſicht ein ordent— 
„lich ausgefertigter Lehenbrief vorhanden iſt; alsdann aber hat ſich 
„der Rückfall nur auf das Lehencorpus ſelbſt, nicht aber auch auf 
„das Allodiale zu erſtrecken. Kann die Obrigkeit die Lehenbarkeit 
„nicht ſtandhaft erweiſen, und iſt kein Belehnungsbrief vorhanden, 
„fo iſt die Vermuthung für die Freyheit des Grundes und dann 
„hat die allgemeine Sücceſſions-Ordnung Statt. Ein obrigkeitli— 
„ches Caducitätsrecht aber außer dem nexu feudali kann in keinem 
„Falle Platz greifen, ſondern da, wo die Privat- Succeſſion 
„aufhört, tritt jene des Staates ein, wornach ſich in allen Fäl— 
„ten zu benehmen iſt, und wird als ein für alle Staats- und Pri— 
„vatgüter geltendes Normale bekannt gemacht.“ 

Dieſes Normale wurde mit dem Hofdecrete vom 24. Junius 
1790 dahin erläutert, daß für die Vergangenheit wohl auch die 
geſchloſſenen beſonderen Heimfälligkeitsverträge als gültig erkannt 
werden müſſen; — allein gegen beyde dieſe Geſetze wurde mit dem 
Patente vom 20. December 1790, J. G. S. Nr. 97 feſtgeſetzt: 
„Obgleich durch die Verordnungen vom 7. September des Jahres 
„1789 der Heimfall eines von Unterthanen beſeſſenen Gutes an die 
„Obrigkeit einzig auf deſſen erweislich lehenbare Eigenſchaft einge— 
„ſchränket und daher in jedem Falle, wo die Privat- Erbfolge in 
„das nicht lehenbare Gut aufhöret, der unmittelbare Erbeintritt 
„des landesherrlichen Fiscus zur Regel gemacht worden ut, fo iſt 
„doch keineswegs die Geſinnung, das im Erzherzogthume Oſtreich 
„unter und ob der Enns der Grundherrlichkeit zukommende Recht 
„auf den ihr dienſtbaren Grund zu beeinträchtigen. Daher wird die 
„gedachte Verordnung vom 7. September 1789 ſowohl, als die wei— 
„tere den 24. Junius dieſes Jahres nachgefolgte Erläuterung, 
„vermöge welcher nur den vor dem 7. September 1789 über Heim— 
„fälligkeitsrechte errichteten Verträgen die Gültigkeit zugeſtanden 
„worden, hiermit im Erzherzogthume Oſtreich ob und unter der 
„Enns aufgehoben und verordnet: 

„1) Die unterthänigen Grundgüter einer Verlaſſenſchaft, 
„wozu weder aus einer letztwilligen Anordnung, noch aus dem Ge— 
„ſetze ein Erbe vorhanden iſt, fallen ihrem Grundherrn zu. Doch 
„iſt derſelbe ſchuldig wieder einen unterthänigen Beſitzer der allge— 
„meinen Landesverfaſſung gemäß darauf zu ſtiften.“ 
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„2) Das übrige zu einer ſolchen erbloſen Verlaſſenſchaft eines 
„Unterthans gehörige Vermögen unterliegt insgemein der Einzie— 
„hung des l. f. Fiscus und kann ſich darauf das Heimfälligkeits— 
„recht der Obrigkeit nur in dem einzigen Falle erſtrecken, wenn 
„dieſe ſich mit einer beſonderen Verleihung oder dem rechtskräftigen 
„Beſitze gegen den Fiscus auszuweiſen vermögen.“ 

Dieſem Geſetze zu Folge wurde das Recht des Lehenherrn auf 
das ihm heimgefallene Beutellehen nicht im geringſten beirret, 
allein derſelbe verpflichtet, einen neuen Unterthan hierauf zu ſtiften, 
eine Pflicht, die ihm ohnedieß ſchon in der Eigenſchaft als l. fe 
Afterlehenherr geſetzlich obliegt. 

Im Allgemeinen kommt hier noch zu bemerken, daß der Fall 
der Caducität des einer moraliſchen Perſon verliehenen Lehens dann 
gleichfalls eintritt, wenn dieſe durch den Landesfürſten, oder über— 
haupt rechtskräftig aufgehoben wird, wie z. B. bey Aufhebung 
der Stifter und Klöſter, Kirchen u. ſ. w. 

Durch den Apertursfall wird der Lehenherr nicht ſchon ipso 
jure in den Beſitz des Lehennutzungseigenthums geſetzt, ſondern er 
erhält hiedurch nur ein Recht, dieſen zu erwerben, wird ihm daher 
die Abtretung des Beſitzes von wem immer ſtreitig gemacht, ſo 
darf er ſich in denſelben nicht eigenmächtig ſetzen, ſondern hat ſein 
Recht vor dem ordentlichen Richter auszutragen. 

Aus dem Heimfallsrechte fließt weiter das Recht 

a) bey jenen Lehen, die ſchon nahe am Heimfalle ſtehen, je— 
de Veräußerung oder Verpfändung, wenn hierum angeſucht wür— 
de, zu verweigern, da er durch die Bewilligung nur den Heim— 
fall unterbrechen, oder die conſentirten Schulden übernehmen müßte. 

b) Schon vor dem Heimfalle und zwar auf dieſen bedingt 
Eventualbelehnungen und Anwartſchaften zu ertheilen. 

c) In dem Momente des Heimfalles entweder für ſich und 
mit Zuziehung der Allodialerben des letzten Beſitzers, dann ihrer 
Curatoren, Vormünder, Bevollmächtigte eine gemeinſchaftliche 
Lehenbereitung vorzunehmen, oder zu der von der Verlaſſenſchafts— 
Abhandlungsbehörde angeordneten gerichtlichen Inventur einen 
Lehenliquidirungs-Commiſſär abzuſenden, um hiebey die Lehenſub— 
ſtanz, die eingetretenen Meliorationen oder Verſchlimmerung des 
Lehens, die allfälligen Abgänge und nothwendige Surrogirung 
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oder Erſätze erheben, die Theilung der Lehenfrüchte und überhaupt 
gänzliche Ausgleichung vornehmen zu laſſen. 

) Im Königreiche Böhmen muß zu Folge der böhm. Landesord— 
nung vom 10. Mai 1627 Fol. LXV und LXIX, ſo oft ein Lehen 
caduk wird, von der k. Kammerprocuratur in Vertretung der oberſt— 
lehenherrlichen Gerechtſame bey dem k. böhm. Landrechte um Pro⸗ 
elamirung des Lehens rückſichtlich der eingetretenen Lehensfällig— 
keit und ſonach um Erlaſſung und Verlautbarung des Edictes 
eingeſchritten werden, damit alle jene, welche das Nachfolgerecht 
in das betreffende Lehen zu haben vermeinen, aufgefordert wer— 
den, ſolches in der Friſt von einem Jahr und ſechs Wochen an— 
zumelden und auszuführen, widrigens nach Verlauf dieſer Zeit 
Niemand mehr gehört, ſondern das Lehen als verfallen erklärt 
werden wird. 


266. 


II. Aus der beſonderen Lehentreue. 
Aus der beſonderen Treue, welche den Lehenherrn und Vaſal— 
len mit einem gemeinſchaftlichen und wechſelſeitigen Bande um— 

ſchlinget, fließen folgende ſpecielle und relative Rechte u. z. 

1. auf eine beſondere Treue; 
. auf eine beſondere Ehrerbiethun'g; 
auf den Bezug derLehenwaare und Lehentaxe; 
auf die Lehenpflichten; 
auf den Lehengehorſam, und endlich 
. auf die Lehendienſte. 


267. 


1. Recht auf eine beſondere Treue. 

Es iſt in der Natur des Lehenverbandes gelegen, daß der Va— 
fall dem Lehenherrn mit einer beſonderen Treue verpflichtet, for 
mit letzterer dieſe zu fordern berechtigt iſt. 

Wie ſich dieſe beſondere Treue von der Lehentreue über— 
haupt unterſcheidet, wurde bereits (§§. 80 und 81) entwickelt, hier 
genügt es zu bemerken, daß ſie in der beſonderen Pflicht des Va— 
ſallen beſteht, ſeinem Lehenherrn an dem Leben, Leib, Ehre 
und Gut nicht zu ſchaden, und alle Gefahren, die dem letzteren 
drohen oder zugefügt werden, durch Rath und That abzuwenden 
bemüht zu ſeyn. 8 
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Der Lehentext II. F. 5 entwickelt den objectiven Inbegriff 
dieſer Treue in den Worten: „— — — quod a modo in antea 


ero fidelis huic, sicut debet esse vasallus domino, nec id, quod 
mihi sub nomine fidelitatis commiserit dominus, pandam alii ad 


ejus detrimentum me sciente. — — — — — — vitam, mem- 
brum, mentem et ejus rectum honorem custodire.“ Weitläufi- 
ger drückt fich der Lehentext II. F.6 aus: „— — qui domino suo 


fidelitatem jurat ista sex in memoria semper habere debet: 
incolume, tutum, honestum, utile, facile, possibile. Incolu- 
me: ne sit in damno domino suo de corpore suo. Tutum: ne 
sit ei in damno de secreto suo vel de monitionibus suis, per 
quas esse tutus possit. Honestum: ne sit ei in damno de sua 
justitia vel de aliis causis, quae ad honestatem ejus pertinere 
videntur. Utile: ne sit ei in damno de suis possessionibus. Fa- 
cile vel possibile: ne id bonum, quod dominus suus leviter 
poterat, faciat ei difficile: neve id, quod possibile ei erat, 
faciat impossibile. Ut fidelis haec documenta caveat, justum 
est. Sed quia non sufficit abstinere a malo, nisi fiat quod 
bonum est, restat ut si in sex praedicatis consilium et auxi- 
lium domino praestet, si beneficio vult dignus videri et de fide- 
litate esse salvus. — — “ Eben fo heißt es im II. F. 7 „ — 
— — Ego juro quod nunquam scienter ero in consilio vel in 
facto quod tu amittas vitam vel membrum aliquod, vel quod 
tu recipias in persona aliquam laesionem vel injuriam vel con- 
tumeliam, vel quod tu amittas aliquem honorem, quem nunc 
habes, vel in antea habebis, et si scivero vel audivero de 
aliquo, qui velit aliquod istorum contra te facere pro posse 
meo ut non fiat impedimentum praestabo. Et si impedimentum 
praestare nequivero, quam eito potero tibi nunciabo, etcon- 
tra eum, prout potero auxilium meum tibi praestabo et si 
contigerit te rem aliquam, quam habes vel habebis injuste 
vel fortuito casu amittere, eam recuperare juvabo et recupe- 
ratam omni tempore retinere. Et si seivero te velle juste ali- 
quem oflendere inde generaliter vel specialiter fuero requi- 
situs, meum tibi sieut potero, praestabo auxilium. Et siali- 
quid mihi de seereto manifestaveris, illud sine tua licentia 
nemini pandam vel per quod pandatur, faciam et si consi 
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lium mihi super aliquo facto postulaveris, illud tibi dabo 
consilium quod mihi videbitur magis expedire tibi et nunquam 
ex persona mea aliquid faciam scienter, quod pertineat ad 
tuam et tuorum injuriam vel contumeliam.“ — 

Daß dieſe beſondere Treue nicht auch zur Hülfeleiſtung ge— 
gen den Landesfürſten ausgedehnt werden könne, wurde ausdrück— 
lich ſchon in dem Lehenterte II. F. 7 feſtgeſetzt, eben fo verfteht 
es ſich aber auch von ſelbſt, daß der Lehenherr den Vaſallen aus 
dem Titel dieſer Treue nicht etwa zu Handlungen oder Unterlaſſun— 
gen verpflichten könne, welche durch die derzeit beſtehenden Geſetze 
verbothen ſind, da die Pflicht des Vaſallen als Unterthan des 
Staates, den landesfürſtlichen Geſetzen Folge zu leiſten, die erſte 
und vorherrſchend iſt, dagegen deſſen Pflicht aus dem Lehenver— 
trage als eine untergeordnete erkannt werden muß. 


268. 
2. Necht der beſonderen Ehrerbiethung. 


Der Lehentext II. F. 22 proöm. drückt ſich in den Worten aus: 
„ Quomodo enim vasallus quam humiliter, quam devote, quam 
benigne, quam fideliter erga dominum suum debeat se habere’ 
potius ex naturalibus et bonis curiarum consuetudinibus pot- 
est percipi, quam lege aut scripto aliquo possit comprehendi. 

Rach der Lehenobſervanz war die Ehrerbiethung, welche der 
Vaſall dem Lehenherrn bezeigen mußte, bey den verſchiedenen Le— 
henhöfen verſchieden, gewöhnlich bezog ſie ſich 

1) auf das beſondere Ceremoniel, welches bey der Beleh— 
nung Statt fand, dem ſich der Vaſall zu fügen hatte; 

2) auf die Pflicht des Vaſallen, dem Lehenherrn, wenn er zu 
Pferde ſtieg, die Steigbügel zu halten (oficium strepae); 

3) daß der Vaſall den Lehenherrn keines Verbrechens we— 
gen anklagen konnte. ) 

4) Daß der Vaſall gegen den Lehenherrn keine e ntehrende 
Klage (actio doli) anſtrengen durfte, ſondern ihm nur eine actio 
oder exceptio in factum zu Gebothe ſtand. 

5) Daß der Vaſall dem Lehenherrn den Eid vor Gefähr— 
de us jurandum calumniae) nicht auftragen durfte.) 
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6) Daß der Vaſall gegen den Lehenherrn kein Zeugniß 
außer in Lehenſachen ablegen durfte ). 

Alle dieſe Gewohnheiten ſind in Oſtreich ſchon vorlängſt 
theils außer Übung, theils durch das derzeit gültige Geſetzbuch 
und die allgemeine Gerichtsordnung aufgehoben zu erkennen, der— 
geſtalt, daß der Vaſall zu keiner anderen Ehrerbiethung verpflich— 
tet iſt, als welche jeder Gebildete ſeinem Gläubiger oder Berechtig— 
ten zollet, und welche insbeſonders in Bezug auf das Belehnungs— 
Ceremoniel vorgeſchrieben oder herkömmlich iſt. 

In letzterer Hinſicht heißt es in dem n. ö.) Regierungs-Cir— 
culare vom 8. Auguſt 1832 in Bezug auf die l. f. Lehen §. 9.: 


„Jeder Vaſall iſt verbunden, die Lehenpflicht — — mit der, der 
Würde des Gegenſtandes und ſchuldigen Hochachtung für 
den oberſten Lehenherrn zuſagenden Art abzulegen — —“ 


Insbeſonders aber ſind die Rechte des Lehenherrn unter 3, 

4, 5 und 6 durch das derzeit gültige Strafgeſetz, durch die allge— 
meine Gerichtsordnung ſchon vorlängſt aufgehoben, zumahl dieſe 
Geſetze alle Staatsbürger ohne Rückſicht auf den obwaltenden Le 
henverband gleichmäßig verpflichten. 

Siehe U. F. , 8, 338 8. 

») Siehe II. F. 33. 

) Siehe II. F. 3, 32, dann 33 $. 5. 


269. 
3. Bezug der Lehenwaare und Lehentaxen. 


Das Recht des Lehenherrn von ſeinem Vaſallen bey dem 
Eintritte eines Veränderungsfalles die Lehenwaare und gewiſſe 
Taxen zu beziehen, iſt derzeit das nutzbringendſte Recht der Lehen— 
herrlichkeit. 

Dieſes Befugniß gründet ſich auf den Lehenvertrag, das alte 
Herkommen und die Geſetze, welche letzteres heiligten und dem 
Lehenherrn nur zur Pflicht machten, den Vaſallen nicht mit Ge— 
bühren und Taxen gegen die altherkömmliche Übung zu beſchweren .). 

Die Lehenwaare und Taxen hat der Lehenherr in jedem Falle, 
wo in der Perſon des Lehenherrn ſowohl, als des Vaſallen eine 
Veränderung vor ſich gegangen iſt, ſomit die Belehnungserneuerung 
nothwendig iſt, in Anſpruch zu nehmen. 


27 


Wie ſich die Lehenwaare von den Taren unterſcheide, in wie— 
fern die erſtere bey Ritterlehen eine rein vertragsmäßige, letztere 
aber eine Taxe im ſtrengen Sinne des Wortes iſt, daß ferner die— 
ſe Gebühren bey Beutellehen wahre Urbarialſchuldigkeiten ſind, fer- 
ner welche Rechtsfolgen hieraus in Bezug auf die Eintreibung und 
bey Concurſen ſich ergeben, wann ſie entrichtet werden müſſen, in wel— 
cher Valuta u. ſ. w. Dieſe Fragen wurden bereits ) beantwortet. 

Hieher gehört nur noch die Bemerkung, daß der Maßſtab und 
Betrag dieſer Gebühren bey den l. f. Lehen durch die in dem bey 
der l. f. Lehenſtube geführten und von dem a. h. Lehenherrn ſanc— 
tionirten Taxbuch enthaltene Vorſchreibung bewieſen wird, bey dem 
Privatlehenherrn aber im Falle eines Streites dieſer Beweis durch 
die früher ausgefertigten Lehenbriefe und hierauf adnotirten Ge— 
bühren und Taxen, dann durch die von dem Lehenherrn an die Va⸗ 
ſallen über die geleiſtete Bezahlung ausgeſtellten Quittungen und 
dergleichen Beſtätigungsurkunden von Fall zu Fall geliefert wer— 
den muß. 


) Juſtiz⸗Hofdecret vom 28. Juny 1782 Nr. 56. N. O. Regierungs- 
Eirculare vom 5. April 1824 §. 4 — dann vom 8. Auguſt 1832 F. 8. 
2) Siehe $$. 175, 176, 177 und 439. 


270. 
A. Hecht die Lehenpflicht zu fordern. 


Die Lehenpflicht im ſtrengeren Sinne des Wortes wird 
in II. F. 4 in fine dahin definirt: „fidelitatem dicimus jus Ju- 
randum, quod a vasallo praestatur domino. 

Wie diefer Eid feinem Inhalte nach dem longobardiſchen Le— 
henrechte zu Folge geſtaltet war, drückt ſich der Lehentert II. F. 5 
in den Worten aus: — — jurare scilicet sic debet: Ego juro 
ad haec saneta Dei evangelia: quod a modo in antea ero ſidelis 
huic, sicut debet esse vasallus domino, nec id, quod mihi 
sub nomine fidelitatis commiserit dominus, pandam alii ad ejus 
detrimentum me sciente.“ — 

Die neuere Form der Lehenpflicht wird in dem Lehentext II. 
F. 7 dergeſtalt bezeichnet: „Ego Titius juro super haec saneta 
Dei evangelia, quod ab hac hora in antea usque ad ultimum 
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diem vitae meae ero fidelis tibi Caio domino meo contra omnem 
hominem excepto Imperatore vel Rege. 

Daß jedoch in Oſtreich dieſe Lehenpflicht weder bey den l. f. 
noch bey den Privatlehen beſchworen, ſondern nur angelobet wird, 
in welche Form dieſelbe geſetzlich eingeſchränkt iſt, auf welche Art 
und Weiſe die Angelobung vorgenommen wird, dieſe Verhältniſſe 
wurden bereits oben ($. 166) weitläufiger entwickelt. 


271. 
5. Lehengehorſam. 

Der Lehengehorſam (obsequium feudale) dußert ſich 
durch unverzügliche und genaue Erfüllung aller jener Pflichten, 
die der Vaſall, vermöge der Lehentreue, dem Lehenherrn zu leiſten 
hat, ſobald dieſer ſie fordert, oder ihrer bedarf. 

Dieſer Lehengehorſam beſchränket ſich jedoch lediglich auf das 
Lehenverhältniß und iſt von dem Unterthansgehorſam weſentlich 
verſchieden, dem erſterer jederzeit untergeordnet bleibt. Aus der 
Verbindung dieſer beyden Verhältniſſe trat der Begriff des ſoge— 
nannten Landſaſſiats (landsassiatus) hervor, welcher entwe— 
der ein un vollkommener (minus plenus) war, wenn der land— 
ſäſſige Vaſall nur in Rückſicht ſeiner Güter dem Landesfürſten un— 
terworfen und zum Unterthansgehorſam verpflichtet war, nicht aber 
auch in Rückſicht ſeiner Perſon, dagegen ein vollkommener 
(plenus), wenn der Vaſall nicht bloß rückſichtlich ſeiner Güter, 
ſondern auch ſeiner Perſon nach, dem Landesherrn unterwürfig war, 
wenn er auch in dem Territorium, in welchem ſeine Lehen gelegen 
ſind, nicht zugleich ſeinen Wohnſitz hatte. 

Aus dieſem Unterſchiede leitete man die Folgerung ab, ob der 
Vaſall nur eine dingliche oder auch perſönliche Huldigung (homagium 
reale oder personale) zu leiſten habe, ob er in allen perſönlichen 
Rechtsſachen, wenn ſie gleich nicht feudal ſind, die landesherrlichen 
Gerichte anerkennen müſſe, u. ſ. w. 

Da jedoch durch die in der neueren Zeit aufgeſtellten ſtaats— 
und volkerrechtlichen Grundſätze, dann durch die öſterreichiſche Ge— 
ſetzgebung die Verhältniſſe zwiſchen Landesfürſten und Unterthan, 
dann Lehenherrn und Vaſallen auf die natürliche Grundlage zu— 
rückgeführt worden ſind, da ferner die Fähigkeit fremder Unter— 
thanen, Rechtsgeſchäfte in dieſem Staate einzugehen, in den SS. 
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29 — 38, B. G. B. normirt iſt, fo iſt das Verhältniß des Land— 
ſaſſiats ganzlich unpraktiſch geworden. 
272. 
6. Necht zu Lehendienſten. 

Das Recht, von dem Vaſallen die Lehendienſte zu fordern, iſt 
das wichtigſte des Lehenverhältniſſes. 

Unter den Lehendienſten (servitia feudalia) werden jene 
beſonderen Pflichten rückſichtlich Handlungen verſtanden, welche 
der Vaſall dem Lehenherrn theils aus dem Titel der Lehentreue und 
Ehrerbiethung zu leiſten hat, theils in den beſonderen Bedingun— 
gen des Lehenvertrages begründet ſind. 

Geſetz und Vertrag ſind daher die Erkenntnißquelle des Rech— 
tes zu Lehendienſten. 

Aus dem Geſetze kann nur das Recht zur Kriegsdienſtlei⸗ 
ſtung abgeleitet werden. 

Das vermeintliche Recht des Lehenherrn, von dem Vaſallen, 
zu verlangen, daß dieſer die Schulden des Erſteren bezahle, für 
ihn Bürgſchaft leiſte, ihn ernähre, wenn er in Armuth geriethe 
u. ſ. w. kann aus dem Wortlaute und Geiſte des Geſetzes keineswegs 
gefolgert werden, da durch die Unterlaſſung derley Handlungen die 
Lehentreue und beſondere Ehrerbiethung nicht verletzet wird, da 
durch ſolche nur die Vertheidigung des in Gefahr befindlichen 
Gutes und Lebens des Lehenherrn gebothen erſcheinet, und eine 
derley Pflicht aus dem Worte incolumen II. F. 7 ebenfalls 
nicht begründet werden kann, da demſelben ebenfalls kein ande— 
rer Sinn beygelegt werden kann, als die Vertheidigung und Schutz 
des Lehenherrn in einer wirklichen Lebensgefahr. 

Dagegen ſind diejenigen Lehendienſte, welche aus der Natur 
oder der Bedingung des Lehensvertrages entſpringen, eben ſo verſchie⸗ 
denartig, als ein Vertrag über Dienſtleiſtungen rechtlich zuläßig iſt. 

273. 
a) Kriegsdienſte. 

Da die Kriegsdienſtleiſtung das eigentliche Fundament des 
Leheninſtitutes war, hierauf alle Anordnungen der Lehengeſetze 
in Bezug auf die ſubjective Lehen-Erwerbungsfähigkeit zurück— 
führen, ſo kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, daß das Recht 
von dem Vaſallen Kriegsdienſte zu fordern, zu den weſent— 
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lichſten des Lehenherrn gehörte, und eben deßwegen auch zu den 
natürlichen Eigenſchaften eines Lehens gezählet wurde. 

Zum Behufe eines Beweiſes hierüber bedarf nur der Lehen— 
terte Erwähnung gemacht zu werden, wo es heißt: II. F. 21 in 
fine: „— — quod desiit esse miles seculi, qui factus est mi- 
les Christi nec beneficium pertinet ad eum, qui non debet ge- 
rere offlicium.“ — dann II. F. 26 — — qui clericus eflieitur 
aut votum religionis assumit, hoc ipso feudum amittit. 
ete. — ebenſo II. F. 36: „— — eum, qui talis (mutus 
et surdus, coecus, claudus vel aliter imperfectus) natus 
est, feudum retinere non posse, quia ipsum servire non va- 
let. Sie dieimus in clerico et in foemina et in similibus.“ End⸗ 
lich II. F. 28: „Domino gueram faciente alicui, si sciatur quod 
juste, aut cum dubitatur, vasallus eum adjuvare tenetur.“ 

Dieſe Kriegsdienſte der Vaſallen wurden von jener Zeit an— 
gefangen, wo der Kriegsdienſt zu Pferd als der edlere angeſehen 
wurde, Ritterdienſte (servitia equestria), und die Lehen hiernach 
Ritterlehen genannt. 

Da die Kriegsdienſtleiſtung, der Ritterdienſt, zu den natür— 
lichen Eigenſchaften der Lehen gehöret, dieſe ſo lange vermuthet 
werden müſſen, bis nicht das Gegentheil erwieſen iſt, ſo folget auch, 
daß die geſetzliche Vermuthung für die Eigenſchaft eines Ritterle— 
hens ſtreitet ). 

Nach dem longobardiſchen Lehenrechte war demnach der Le— 
henherr in der Regel berechtiget, von ſeinem Vaſallen die Kriegs— 
dienſtleiſtung zu fordern, er mußte jedoch letzteren hiezu ausdrück— 
lich auffordern). Dieſes Aufgeboth geſchah durch öffentliche Edicte, 
die Aufgebothsbriefe oder Heerbann genannt wurden; 
unterblieb ein derley Aufgeboth, ſo war der Vaſall nicht ſchuldig, 
ſeine Dienſtleiſtung dem Lehenherrn aufzudringen; war jedoch der 
Lehenherr in einer großen Gefahr, ſo mußte ihm der Vaſall auch 
unaufgefordert Hülfe leiſten. 

Das Recht des Lehenherrn war jedoch auf die Führung eines 
gerechten Krieges bedingt, d. i. er mußte dazu dienen, entwe— 
der ſich vor fremdem Angriffe zu ſchützen, oder Beleidigungen ab— 
zuwenden, im Zweifel über die Gerechtigkeit des Krieges, ſtritt 
die Vermuthung für den Ausſpruch des Lehenherrn aus ſeinem 
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Rechte auf einen guten Rahmen, und der Vaſall mußte dem Aus— 
ſpruche gemäß, die geforderten Dienſte leiſten. 

Dieſe Kriegsdienſte mußten von dem Vaſallen in eigener 
Perſon und in der Regel gegen jeden Feind des Lehenherrn 
geleiſtet werden °). Ausnahmen hievon waren folgende: 

1) Gegen den Kaiſer oder überhaupt den Landesfür— 
ſten, welchem der Vaſall als Unterthan unterworfen war, war 
derſelbe weder berechtiget, noch verpflichtet, Kriegsdienſte ſeinem 
Lehenherrn zu leiſten ). 

2) Wenn rechtmäßige Hinderniſſe nachgewieſen wer— 
den konnten, als z. B. wenn der Vaſall krank oder ſchon zu alt 
iſt, um perſönliche Dienſte leiſten zu können ?), in welchem Falle 
er einen anderen annehmbaren Subſtituten ſchicken, oder ſich mit 
dem Lehenherrn auf eine andere Art abfinden mußte. 

3) Wenn ſich der Vaſall von dem Lehendienſte loskaufte, 
was man die Verſilberung des Lehendienſtes (adoha) 
nannte. Die Verſilberung der Lehendienſte bey den Römerzügen 
beſtand insbeſonders darin, daß der Vaſall die Hälfte der jährli— 
chen Einkünfte des Lehens entrichten mußte ©). 

4) Wenn der Vaſall mehrere Lehenherren hatte, de— 
nen er zu gleicher Zeit Kriegsdienſte leiſten ſollte, ſo mußte 
er dem einen perſönlich dienen, und den übrigen entweder an— 
nehmbare Subſtituten ſchicken, oder ſich mit ihnen auf eine andere 
Weiſe abfinden. 

5) Bey mehreren Lehenherrn konnte der Vaſall nicht dem 
jüngeren gegen den älteren Dienſte leiſten. 

Das Recht, zu beſtimmen, welche Kriegsdienſte der Vaſall 
zu leiſten habe, ſtand ausſchließend dem Lehenherrn zu 7), der 
Vaſall war zu den ihm angewieſenen Dienſten ſo lange verpflichtet, 
als die Gefahr vorhanden war, dagegen hatte der Lehenherr die 
Pflicht, für Proviant und Lebensunterbalt zu ſorgen. 


2) H. F. 21. — II. F. 55 F. 1. 

) II. F. 26 $. 16. — II. F. 28 H. 1.— II. F. 37 H. 1. — II. F. 54 
und II. F. 55 F. 1. 

) II. F. 28 $. 4. 

u. F. 7. 

) II. F. 7. — II. 26 F. 12 — II. F. 36. 
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6) II. F. 55 — Vet. Aut. de benef. H. 110. 
7) II. F. 54 — II. F. 107. proëm. 


274. 


Auch bey den öſtreichiſchen Ritterlehen hatte der Lehen— 
herr dieſes in dem Geſetze gegründete Recht, die perſönliche Kriegs— 
dienſtleiſtung von dem Vaſallen zu fordern, nur wurde durch die 
Ausbildung des inneren Staatsrechtes eine Modification in der 
Art für die Gegenwart begründet, daß zwiſchen den l. f. und den 
Privatlehen derzeit ein Unterſchied gemacht werden muß. 

Ein geregeltes inneres Staatsrecht, welches in dem Staats— 
zwecke die Aufrechthaltung der öffentlichen Rube, Ordnung und 
Sicherheit als nothwendige Coefficienten enthalten erkennet, wel— 
ches zur Ausgleichung der Rechtsverletzungen zwiſchen Privaten 
und Staatsbürger, zur Abwendung von Beleidigungen aller Art 
und von Gefahren gegen die Perſon und das Eigenthum der Un— 
terthanen durch geeignete Privat-, Rechts- und Strafgeſetze, durch 


Aufſtellung tauglicher Organe und zur Handhabung der Geſetze 


berufene Behörden die nöthige Vorſorge trifft, bey ſolchen Anſtal— 
ten mit Recht die Selbſthülfe nur auf den äußerſten Nothfall be— 
ſchränket, — ſpricht das Recht, Krieg zu führen, als ein weſent— 
liches Majeſtätsrecht einzig und allein dem Regenten zu, es kann 
daher auch nur letzterem allein und ausſchließend das Recht zukom— 
men, die Vaſallen zur Kriegsdienſtleiſtung aufzufordern, oder als 
oberſter Lehenherr, durch die Afterlehenherrn eine ſolche Aufforde— 
rung an die Vaſallen ergehen zu laſſen. 

Jede Aufforderung zur Kriegsdienſtleiſtung, die demnach nicht 
durch einen ausdrücklichen Befehl des Regenten gerechtfertiget 
und bewieſen werden kann, iſt rechtswidrig und ungeſetzlich, wenn 
auch ein Lehenverhältniß obwaltet ). 

Bey dem in der neueren Zeit ganz veränderten Syſteme der 
Kriegführung wurde in Oſtreich von dem Regenten das Recht, 
Kriegsdienſte von ſeinem Vaſallen zu fordern, in Folge Edictes 
vom Jahre 1605 zum letztem Mahle ) in Anſpruch genommen, 
ohne daß jedoch das Recht ſelbſt durch die Nichtausübung erloſchen 
wäre. 

Statt der Anforderung der Kriegsdienſte fand es der Regent 
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Oſtreichs auch ſchon in früheren Zeiten erſprießlicher, ein Aquivalent 
im Gelde von den Vaſallen zu verlangen, welches unter der Be— 
nennung: Lehen-Terzen, Quarten oder Quinten bekannt 
war, wornach der Vaſall den dritten, vierten oder fünften Theil 
der jährlichen Einkünfte des Lehenkörpers an den Lehenherrn ab— 
führen mußte. 

Derzeit wird auch letztere Gabe nicht mehr gefordert, da die 
Koſten zur Beſtreitung eines Krieges im Wege der l. f. Steuern 
auf alle Staatsbürger gleichmäßig und durch die nach einem gerech— 
ten Maßſtabe umgelegten Abgaben beſtritten werden. 


) Sieh I. Th. dieſes Werkes $. 85. 

) Den Inhalt dieſes Edictes enthält der §. 85 1. Th. — Ahn— 
liche Ediete weiſet der Cod. Aust. vom 5. Februar 1523 ge— 
gen die Türken, dann vom ultimo April 1526 und 19. April 1542 
gegen die Türken und die aufrühriſchen ſalzburgiſchen Bauern auf. 
Das wider die Türken erlaſſene Aufgebothsediet vom 29. July 
1543 lautet: „— daß die von der Ritterſchaft und Adel (welche 
„durch Krankheit, Alter und Jugend nicht verhindert) ſelbſt in eige— 
„ner Perſon fo ſtark als ein jeder kann, die Geiſtlichen aber durch 
„ihre Untergehörige gleichfalls aufs ſtärkeſt zu Roß und Fuß fort— 
„ziehen follen.“ — Nicht minder wurden mit dem Ediete vom 3. 
Auguſt 1594 von den Vaſallen die Gült-Pferde anſtatt des 
perſönlichen Kriegsdienſtes gefordert. 
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b) Lehendienſte aus der beſonderen Natur des Le⸗ 
hens und der Bedingung des Lehenvertrages. 


So wie ſchon bey der Entſtehung des Leheninſtitutes die Le— 
hen auf die Leiſtung, theils der Kriegsdienſte, theils der Hofdien— 
ſte bedingt waren, ſo erhielt ſich dieſe Verſchiedenheit auch im Laufe 
der Zeit, ungeachtet ſich beyde Kathegorien allmählig in derſelben 
Natur und Benennung vollkommen vereinigten; hieraus folgt, 
daß ungeachtet ein Ritterlehen immerhin die Schlußfolgerung auf 
die Pflicht zur Kriegsdienſtleiſtung begründet, dennoch auf den 
Lehenvertrag oder die hierin beſonders angegebene Bezeichnung der 
Kathegorie des Lehens Rückſicht genommen werden muß. 

Bey der Verſchiedenartigkeit der beſonderen Dienſte, welche 

II. 3 
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der Lehenherr ſich bedingen kann, iſt es nothwendig, dieſelben auf 
die beyden Haupt-Kathegorien zurückzuführen, u. z. 

a) Ritterlehen, die zu Kr e 
nicht verpflichten, dann 

6) bey welchen Civildienſte geleiſtet werden 
müſſen. 
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a) Nitterlehen ohne der Pflicht, Kriegsdienſte über⸗ 
hanpt zu leiſten. 


Die Ritterlehen, rückſichtlich welcher der Lehenherr nicht be— 
rechtiget iſt, von dem Vaſallen Kriegsdienſte zu fordern, letzterer 
überhaupt gar keine Dienſte zu leiſten hat, werden franke, oder 
freye Ritterlehen, auch Ehrenlehen (feudum francum, 
honoratum, honestum) genannt ). 

Die Lehen, rückſichtlich welcher gar keine Lehendienſte zu 
leiſten ſind, bleiben demungeachtet eigentliche Lehen, inſofern 
alle übrigen Erforderniſſe eines Lehens eintreten, die Lehengeſetze 
in allen übrigen Beziehungen volle Anwendung leiden. Es muß 
ſonach auch der Beſitzer eines ſolchen Freylehens dem Lehen— 
herrn die beſondere Treue, Ehrerbiethung u. ſ. w. erweiſen, die 
Belehnung nehmen, es wird auch bey denſelben das Succeſſions— 
recht nach dem Lehengeſetze beurtheilt, demnach haben die Weiber 
in ein Freylehen in der Regel kein Succeſſionsrecht, es wäre denn, 
daß dasſelbe zugleich als ein Weiberlehen erkannt werden müßte ?). 

Weil nun ein frankes Lehen, wenn auch nur in Bezug auf 
die Lehendienſte den Charakter eines uneigentlichen Lehens annimmt, 
ſo ſtreitet die geſetzliche Vermuthung gegen dasſelbe; es muß da— 
her die Freyheit von den Lehendienſten, deſſen Eigenſchaft als ein 
frankes Lehen im Falle eines Widerſpruches jederzeit ſtandhältig 
erwieſen werden. 

Dieſer Beweis kann nicht nur durch den Lehenvertrag, ſon— 
dern auch durch die Verjährung und Erſitzung geliefert werden, 
inſofern über die Anforderung der Lehendienſte von Seite des Le— 
henherrn, der Vaſall dieſelben verweigerte, und erſterer durch die 
zur Verjährung und Erſitzung geſetzlich erforderliche Zeit es bey die— 
ſer Weigerung beließ, ohne weiter derley Dienſte zu fordern. 
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Andere Lehen hatten zwar nicht die Kriegsdienſtleiſtung über— 
haupt, wohl aber eine genau beſtimmte zur Pflicht u. z. in Bezug auf 
gewiſſe Orte, oder auf gewiſſe Waffengattungen, ſo z. B. die 
Burghuth, die Vertheidigung einer Veſte, welche daher Burg— 
leben (feudumcastrense) oder Seßlehen (feudum residen- 
tiae) genannt wurden; — oder die Panzerlehen, wo der 
Vaſall im Panzer geharniſcht, dann die Schützenlehen, wo 
er mit Pfeil und Bogen erſcheinen und als Schütze dienen mußte. 

Inſofern endlich der Vaſall nicht gegen jeden Feind dem Le— 
henherrn Dienſte leiſten mußte, unterſcheiden ſich die Lehen in 
ledige, ligiſche und nicht ligiſche (feudum ligium et 
non ligium) ‚fie führen erſtere Benennung, wenn der Vafall ge- 
gen jeden Feind Kriegsdienſte leiſten mußte, ſie heißen dagegen 
feuda non ligia, bey welchen dieſe Pflicht rückſichtlich der einen 
oder der anderen vertragsmäßig ausgenommenen Perſon nicht Platz 
greift ). 

) II. F. 104. «Si feudum sic datum est, ut nullum pro eo servi- 
tium fiat.» 
) I. F. 1. — I. F. 8. — II. F. 25. 2 — II. F. 6. — II. F. 26 

. . 36. 

) II. F. 99. Si quis investitus de feudo ligio, pro quo contra om- 
nes fidelitatem domino debet. 


277. 
8) Eivildienſte. 


Die Civildienſte, zu welchen der Vaſall verpflichtet iſt, 
gründen ſich theils auf das Geſetz ſelbſt, theils auf einen; beſonde— 
ren Vertrag. 

Die ſchon aus dem Geſetze den Vaſallen obliegenden Civil— 
dienſte ſind theils Ehrendienſte, theils Dienſte bey dem Lehenge— 
richte. 

In Betreff der Ehrendienſte hatte der Lehenherr das Recht, 
den Vaſallen aufzufordern, bey beſonderen Feyerlichkeiten und 
Feſten mit ſeinem Gefolge im feyerlichen Anzuge an dem Hofe des 
Lehenherrn zu erſcheinen, wie z. B. bey Belehnungen, bey öffent— 
lichen Einzügen, bey Hochzeit- und Verlobnißfeſten des Lehen⸗ 

3 * 
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berrn oder feiner Töchter, bey der Kaiſerwahl, oder bey der Kro- 
nung, auf Reichstagen u. ſ. w. 

Die Dienſte bey Gericht (servitia judicialia) floſſen aus 
dem Rechte des Lehenherrn, das Lehen- oder Mannen- Gericht 
zuſammen zu ſetzen, hiezu aus ſeinen Vaſallen die Richter und 
Beyſitzer zu wählen. Der von dem Lehenherrn in letzterer Bezie— 
hung erlaſſenen Aufforderung mußten die Vaſallen ohneweiters 
Folge leiſten. 

Die vertragsmäßigen Civildienſte, d. i. ſolche, auf 
welche die Verleihung des Lehens in dem Lehenvertrage ausdrücklich 
bedingt war, betreffen: 

1) Hofdienſte; 

2) die Ausübung von Majeſtätsrechten; 

3) andere beſtimmte Handlungen oder Unterlaſ— 
ſungen. 
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1) Hof und Ehrendienſte. 


Wenn auch der Lehenherr ſchon im allgemeinen das Recht 
hatte, bey Feyerlichkeiten und Feſten ſeine Vaſallen um ſich zu 
verſammeln und von ihnen ſich Ehrendienſte leiſten zu laſſen, ſo 
hatten doch die größeren Lehenherrn und ſouveränen Fürſten einige 
Lehen ausdrücklich und vertragsmäßig dazu beſtimmt, daß der Va— 
ſall verpflichtet ſeyn ſoll, gewiſſe Hofdienſte zu verrichten. 

Dieſe Lehen werden Hof-, Würde- oder Dignitätslehen 
(feudum dignitatis) gehannt, fie verpflichten bey Hoffeyerlichkei— 
ten zu gewiſſen, nach dem beſonderen Hofceremoniel zu leiſtenden 
Dienſten, als z. B. jenem eines Hofmundſchenken, Hofjäger— 
meiſters u. ſ. w., fo wie ſolche in Bezug auf Oſtreich bereite in dem 
8. 127 I. Th. angegeben worden find, 

Derley Dignitätslehen characteriſiren ſich vorzüglich dadurch, 
daß eigentlich und in der Regel die in dem Dienſte ſelbſt gelegene 
höhere Würde und Auszeichnung das Lehenobject bildet, weßwegen 
fie auch (feuda ofieii) genannt werden; ſie unterſcheiden ſich hie— 
durch von anderen Hoflehen (feudum palatinum), bey welch letz— 
reren zwar auch Hofdienſte geleiſtet werden müſſen, jedoch hiefür 
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dem Vaſallen eine fruchtbringende Sache als Lehenobject und als 
Entgeld verliehen worden iſt. 


279. 
2) Ausübung der Majeſtätsrechte. 


Zur Zeit, als das innere Staatsrecht noch wenig ausgebilder 
von den Schranken des allein herrſchenden Lehenrechtes eingeengt 
war, wo der Landesfürſt vollauf zu thun hatte, die öffentliche 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit nur mit bewaffneter Hand und 
unter Mitwirkung ſeiner Vaſallen aufrecht zu erhalten, war es 
ganz natürlich, daß auch Majeſtätsrechte zu Lehen gegeben wurden, 
da die Vaſallen die beſten Organe zur Ausübung derſelben waren. 

Hieher gehören vorzugsweiſe die Rechte der Gerichtsbar— 
keit, der Ein hebung der l. f. Zölle, Mauthen, Ge: 
fälle u. ſ. w. 

Inſofern ein öffentliches Amt zum Nutzen des Lehenherrn zu 
Lehen übernommen ward, hieß es ein Ambachslehen (feudum 
ambactae) oder bey den Longobarden Gaſtalds lehen (feudum 
gastaldiae) ). 

In Oſtreich beſtehen derzeit noch ſo manche Lehen, bey wel— 
chen die Ausübung der Civil- oder Criminal» Gerichtsbarkeit als 
Lehenobject ſich darſtellt. 

Die Gerichtsbarkeit als Lehen gedacht, berechtiget und ver— 
pflichtet den Vaſallen zur Handhabung der dießfälligen Geſetze und 
Ausübung des Richteramtes nach Vorſchrift der letzteren durch 
hiezu eigens authoriſirte Richter. Die Früchte dieſes Lehenobjectes 
ſind bey der Civil-Gerichtsbarkeit in den nach Vorſchrift der geſetz— 
lichen Taxordnungen abzunehmenden Taxen und Gebühren gelegen; 
dagegen war wohl auch die Ausübung der Criminal: Gerichtsbarkeit 
in der Vorzeit durch die von dem Jurisdictionsherrn bezogenen 
Geldſtrafen und Sporteln fruchtbringend, welche Früchte jedoch 
durch das derzeit gültige Strafgeſetzbuch gänzlich abgeſtellt worden 
ſind. 

Inſofern endlich l. f. Steuern, Zölle, Mauthen u. ſ. w. 
zu Lehen gegeben wurden, erfuhren dieſe Lehen durch die Aufhe— 
bung der Privatmäuthe durch die Einführung der Steuerreguli— 
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rung, insbeſonders in Bezug auf das Tazrecht durch die Einfüh— 
rung der allgemeinen Verzehrungsſteuer, weſentliche Modificatio— 
nen, denen zu Folge die Verwaltung und Ausübung dieſer Maje— 
ſtätsrechte von dem Staate ſelbſt übernommen und dem Vaſallen nur 
die Entſchädigung der jährlichen, legal ausgewieſenen und liquidir— 
ten Rente aus dem Staatsſchatze flüſſig gemacht, das Lehen wohl auch 


in ein reines Geldlehen umgewandelt worden iſt. 
) J. F. 2. — J. F. 4 f. 3. — II. F. 94. 
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3) Andere vertragsmäßig beſtimmte Dienſtleiſtungen. 
Die beſonders beſtimmten vertragsmäßigen Dienſtleiſtungen 

waren höchſt verſchiedenartig, fo z. B. gab es! 

a) Küchenlehen, bey welchen der Vaſall die Pflicht hatte, 
die Küche des Lehenherrn mit verſchiedenen Eßwaaren und Geträn— 
ken zu verſehen. 

b) Bürgſchafts- und Geißellehen (feudum plegii), 
bey welchen der Lehenherr das Recht hatte, den Vaſallen als Bür⸗ 
gen oder als Geißel zu ſtellen. 

c) Gaſt- oder Schmauslehen, wenn der Lehenherr das 
Recht hatte, von dem Vaſallen zu gewiſſen Zeiten ein Gaſtmahl 
oder einen Schmaus zu verlangen. 

d) Zinslehen (feudum censuale), bey welchen der Le— 
henherr von ſeinem Vaſallen einen beſtimmten Geldbetrag ſtatt, des 
Lehendienſtes zu fordern berechtiget war. Welche Ritter - Zins⸗ 
lehen ſich jedoch von den Bauern- Zinslehen, den fogenannten 
Beutel- oder Rechtslehen, wohl unterſcheiden. 

e) Lehen, von welchen, dem Lehenherrn ein geruͤſtetes 
Pferd geſtellt werden mußte u. dgl. 

In Oſtreich kommen derley beſondere beſtimmte Dienſtleiſtun— 
gen nur ſelten mehr vor, und wo deren der Lehenbrief auch wirk⸗ 
lich noch erwähnet, ſind ſolche ſchon vorlängſt in ſtete Geldgaben 
umgewandelt, und wurde dieſe Reluition durch die Verjährung und 
Erſitzung, ſo wie durch die Geſetze ſanctionirt ). 

) So kommt noch in manchen von dem Stifte Seitenſtätten V. O. W. W. 
herrührenden Lehen die Pflicht des Vaſallen vor, ein gerüſtetes 
Pferd zu geben, anſtatt deſſen jedoch immerhin nur eine ſtete un: 
abänderliche Geldgabe geleiſtet wird. 


II. Capitel. 


* 


Von den Pflichten des Lehenherrn. 
281. 


Das Lehenverhältniß iſt ein wechſelſeitig berechtigendes und 
verbindendes Verhältniß, in welchem die vertragsmäßige beſondere 
Lehentreue das Band und die Quelle der gegenſeitigen Rechte und 
Pflichten bildet. 

Der Lehentext II. F. 6 in ine ſpricht ſich dießfällig in den 
Worten aus: „Dominus quoque in his omnibus vicem fideli 
suo reddere debet, quod si non fecerit, merito censebitur ma- 
leſidus, sicut ille, qui in eorum praevaricatione vel faciendo 
vel consentiendo deprehensus fuerit perſidus et periurus.“ 

Bey der beſonderen Beurtheilung der hiernach auch dem Le— 
henherrn obliegenden Pflichten muß auf folgende Verhältniſſe Rück— 
ſicht genommen werden: 3 

A. auf das Verhältniß des oberſten Lehenherrn; 

B. des Afterlehenherrn, und 

C. auf das Verhältniß des Lehenherrn überhaupt zu 
feinen Vaſallen. 


282. 
A. Oberſter Lehenherr. 


Inſofern die Rechte und Pflichten des oberſten Lehenherrn 
mit jenen des Landesfürſten zuſammenfallen, gehören fie und ihre 
Erörterung dem Staatsrechte an, bey der rein lehenrechtlichen 
Würdigung der Pflichten des oberſten Lehenherrn, iſt auch für ihn die 
beſondere wechſelſeitige Treue derbeitſtern in der Sphäre feiner Pflich— 
ten, die ihn beſtimmen, alle ſeine unmittelbaren und mittelbaren 
Vaſallen in der Ausübung ihrer beſchränkten Eigenthumsrechte 
nicht zu beirren und denſelben den in dem Lehenverbande gelegenen 
Schutz angedeihen zu laſſen. 

Hatte ſich nun dieſer Schutz in der Vorzeit durch phyſiſche 
Kraft und Waffengewalt äußern müſſen, fo gehört doch dieſe Epoche— 
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ſchon vorlängſt der Geſchichte der Vergangenheit an, die Ge— 
genwart geſtattet dem Regenten Oſtreichs als oberſten Lehenherrn, 
ſeine aus dem Lehenverhältniſſe entſpringende Pflicht des Schutzes 
und Schirmes ſeiner Vaſallen durch die moraliſche Macht des Gei— 
ſtes zu realiſiren, der in einer weiſen Geſetzgebung und in dem 
Mechanism der Staatsverwaltung jene Normen aufgeſtellt hat, 
wodurch die allgemeine Ruhe und Ordnung, und die individuelle 
Sicherheit der Perſon und des Eigenthums erhalten wird, endlich 
jedem in ſeinem vermeintlichen Rechte gekränkten Vaſallen volle Frey— 
heit zukömmt, die Hülfe und den Schutz der Behörden zur Erhaltung 
oder Wiedererlangung ſeines Rechtes, ſeines Eigenthumes, ja 
ſelbſt den Staatszwang in Anſpruch zu nehmen. 

Hiemit hat der oberſte Lehenherr als ſolcher ſeine Pflicht er— 
füllet und es kann an ihn eine andere Forderung nicht weiter mehr 
gemacht werden. 

Allein die Sphäre des oberſten Lehenherrn umkreiſet nur die 
Afterlehenherrlichkeit, inſofern daher der Landesfürſt als unmit— 
telbarer Lehenherr ſich darſtellet, liegen ihm alle jene Pflichten 
eines Lehenherrn überhaupt ob, von welchen weiter unten gehan— 
delt wird. 

283. 


B. Afterlehenherr. 


Da in Oſterreich jeder Privatlehenherr als J. f. Afterlehen— 
herr beurtheilt werden muß, ſo ſteht derſelbe in Bezug auf ſeine 
Pflichten in einem doppelten Rechtsverhältniſſe u. z. \ 

1) gegen den oberſten Lehenherrn, und 

2) gegen feine Bafallen. 

In Betreff der Pflichten des Afterlehenherrn gegen feinen 
Vaſallen wird bey Gelegenheit der Pflichten eines Lehenherrn über: 
haupt im nächſten Verfolge gehandelt, es kömmt daher hier nur 
von jenen Pflichten zu ſprechen, die der Afterlehenherr gegen 
den oberſten Lehenherrn hat ). 

Da zwiſchen dem oberſten Lehenherrn und dem Afterlehen— 
herrn das Obereigenthumsrecht getheilt iſt, ſo liegt dem letzteren 
vor allem und überhaupt die Pflicht ob, von ſeinen Rechten nur in 
dem Maße Gebrauch zu machen, daß hiedurch das Recht des 
oberſten Lehenherrn nicht verletzet werde. 
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In dieſer Hinſicht enthält das n. 6. Regierungs-Circulare 
vom 5. April 1824 folgende nähere Beſtimmung: 

„Da die Erfahrung gezeigt hat, daß die Privatlehenherrn 
„über ihre Gerechtſame (Rechte) und über ihre Obliegenheiten nicht 
„erſchöpfend belehrt ſind, ſo haben Se. k. k. Majeſtät über den 
„von der n. ö. Landesregierung als l. f. Lehenbehörde in Oſterreich 
„ob und unter der Enns gemachten Antrag laut h. Hofkanzley-De— 
„cretes ah 26. März, empfangen am 1. April I. J. unter dem 20. 
„März d. J. die folgende die Belehrung der Privatlehenherrn 
„bezweckende Normal- Vorſchrift zu genehmigen geruhet: 

„§. 1. Da die in Oſtreich ob unter der Enns befindlichen 
„Privatlehen landesfürſtliche Afterlehen ſind, ſo beſi— 
„tzen die Privatlehenherrn bloß die Ausübung der lehenherr— 
„lichen Gerechtſame, das Obe reigenthum gehört dem Landes— 
„fürſten. f 

„§. 2. Die Privatlehenherrn können, vermöge der ihnen 
„zuſtehenden lehenherrlichen Gerechtſame, ihre Activlehen an 
„den Landesgeſetzen gemäß Beſitzfähige inner den Gränzen der 
„beſtehenden älteren Vorſchriften verleihen. 

„§. 3. Diefelben dürfen alle, zu Folge des gemeinen hier Lan— 
„des vorgeſchriebenen Lehenrechtes den Afterlehenherrn zuſtehenden 
„Amtshandlungen „ inſoweit ſolche nicht ausdrücklichen Geſetzen und 
„der Landesverfaſſung widerſprechen, in Ausübung bringen; daher 
„die Lehenleute zu den Belehnungen vorrufen, auf die Erfüllung 
„der den letzteren obliegenden Pflichten dringen, gegen die Schul— 
„digen mit Schärfe nach Recht und nach der vorgeſchriebenen Ge— 
„richtsordnung vorgehen, Ausnahmen und Lehengnaden, jedoch 
„ohne den oberlehenherrlichen Gerechtſamen des Landesfürſten nahe 
„zu treten, ertheilen, endlich das lehenherrliche Inſpectionsrecht 
„in ſeiner ganzen Ausdehnung geltend machen. Alles dieſes unbe— 
„ſchadet der Gerechtſame des oberſten Landes und Lehenherrn. 

„§. 4. Die Ausübung dieſer Gerechtſame iſt durch die Vor— 
„ſchriften der allerhöchſten General-Mandate vom 27. Julius 1559, 
„dann vom 1. December 1582 und 13. April 1665 dahin be— 
„Ihrankt, daß die Privatlehenherrn ihre Lehenleute nicht mit 

„Neuerungen und Taxen wider das Herkommen und wider den 
„Landesgebrauch beſchweren, ein Mehreres, als in den Reverſen 
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„und Lehenbriefen ausgedrückt iſt, nicht fordern, auch ſich gegen 
„die Vaſallen keine Verzögerung in den lehenherrlichen Amtshand— 
„lungen zu Schulden kommen laſſen, ſondern ihnen jederzeit for: 
„derſamſt das Lehenrecht gewähren ſollen. 

„§. 5. Belangend die Form der Belehnung, ſo haben ſich 
„die Privatlehenherrn nach der Vorſchrift vom 13. April 1665 . 
„(in cod. austr. part. I. pag. 775) zu benehmen, keinen Eid von 
„den Lehenleuten zu verlangen, ſondern ſich mit dem folgenden 
„von dem Vaſallen auszuſtellenden Reverſe zu begnügen: 

„Ich N. bekenne für mich u. ſ. w. und thue kund 
„hiemit, daß ich von N. heute Dato nachbenannte 
„Stücke und Güter N. N. zu Lehen für mich u. ſ. w. 
„empfangen habe, und mich verpflichte, daß ich al— 
„les das gehorſamlich leiſten undthun will, was ich 
„von Natur und Art ſolcher Lehen Rechtes, Herkom— 
„mensjund Landesgebrauchs halber zu thunſchuldig 
„bin. Urkund deſſen meine Fertigung.“ 

„§. 6. Weil der Stock und Stamm oder das Obereigenthum 
„der Privatlehenherrn dem Landesfürſten gehöret, ſo dürfen die 
„Privatlehenherrn nichts verfügen, wodurch dieſes allerhöchſte 
„Eigenthum beeinträchtiget oder gar verkürzet würde. Es iſt ihnen 
„daher verbothen, ihre Activlehen ohne vorher eingeholtem ober— 
„lehenherrlichen Conſens zu allodialiſiren oder zu belaſten, viel— 
„mehr liegt denſelben ob, für die Erhaltung und Sicherſtellung 
„des ihnen zur weiteren Verleihung anvertrauten landesfürſtlichen 
„Leheneigenthumes nach der durch Circulare vom 26. May 1819 
„kundgemachten allerhöchſten Vorſchrift vom 25. Jänner nähmlichen 
„Jahres Sorge zu tragen. 

„§. 7. Endlich beſtimmt ſowohl die Natur der Afterlehen— 
„herrſchaft, als der allgemeine Landesgebrauch, daß den Privat— 
„lehenherrn nicht erlaubt iſt, ohne vorläufig erhaltener beſondern 
„allerhöchſten Bewilligung die zu verleihenden Lehen ſelbſt zu ge— 
„nießen, ſondern dieſelben ſind verpflichtet, ihre Activlehen in 
„Eröffnungsfällen wieder weiter zu vergeben. 

„§. 8. Die Afterlehenherrn haben ſechs Monathe vom Tage 
„der gegenwärtig kundgemachten Circular-Vorſchrift eine genaue 
„ausführliche Beſchreibung aller zu Lehen zu verleihenden Ritter- und 
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„Gemeinlehen und zwar mit den dabey befindlichen Stücken und 
„Gülten, oder wie ſie immer Nahmen haben, mit ihrer Ortslage, 
„Herrſchaft und Pfarre, in der ſie gelegen ſind, der n. ö. Regie⸗ 
„rung als landesfürſtlicher Lebenſtube zu überreichen, widrigens 
„gegen die Saumſeligen nach Lehenrechten und Ordnung mit aller 
„Strenge würde vorgegangen werden.“ 


) Siehe SS. 93, 138, 164, 258, 305, 319, 372, 406. 
284. 


Eine beſondere Pflicht der Akterlehenherren iſt, um ihre Ac- 
tivlehen von dem oberſten Lehenherrn die Belehnung zu nehmen, 
mit der Rechtswirkung, daß, bevor dieſes geſchehen iſt, kein After— 
lehenherr berechtiget erkannt werden kann, ſeine Vaſallen zur Be— 
lehnungsanſuchung aufzurufen. 

Dieſe Pflicht iſt in den Worten des Privilegiums vom Jah⸗ 
re 1156 Kaiſ. Fridrichs gelegen: „Si vero princeps vel alterius 
status persona nobilis vel ignobilis cuiuscunque conditionis 
existat, haberet in dicto ducatu Austriae possessiones ab ipso 
jure feudali dependentes, has nulli locet seu conferat nisi eas 
prius conduxerit a duce Austriae memorato, cuius contra- 
rium si fecerit eadem feuda ad ducem Austriae devoluta libere 
sibi ex tune jure proprietatis pertinebunt.“ 

Da jedoch nach der bisherigen Übung eine eigene Belehnung 
nicht bey allen Afterlehen Platz greift, fo find diejenigen Afterle— 
henherrn, welche ſich bisher keiner beſonderen Belehnung des ober⸗ 
ſten Lehenherrn zu unterziehen hatten, bloß verpflichtet, bey der 
l. f. Lehenſtube das Edict zur Vorrufung ihrer Vaſallen Behufs 
der Belehnungs-Anſuchung im Entwurfe vorzulegen und ſonach 
die Genehmigung desſelben abzuwarten ). 

Endlich haben die Afterlehenherrn noch die weitere Pflicht, 
ihre Afterlehenherrlichkeit ſicherzuſtellen und ſich hierüber auf je— 
desmahliges Verlangen des oberſten Lehenherrn bey der l. f. Lehen: 
ſtube auf eine legale Art auszuweiſen. Wie dieſe Sicherſtellung 
bewerkſtelliget wird, hierüber handelt der weiter unten folgende 
Abſchnitt. 


) Siehe $. 150 und 428. 
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C. Pflichten der Lehenherrn gegen ihre Vaſallen. 


Die Pflichten eines jeden Lehenherrn ſind theils aus der Na— 
tur des Lehens und dem Geſetze, theils aus dem Lehenvertrage, den 
demſelben beygefügten beſonderen Bedingungen zu entnehmen, ſie 
beziehen ſich einerſeits auf das dem Vaſallen überlaſſene Lehen— 
Nutzungseigenthum, andererſeits aber auf die Lehen— 
treue. 

Inſofern es ſich nun um die Aufzaͤhlung der allgemeinen 
Pflichten des Lehenherrn handelt, ſo fließt I. aus dem dem Vaſal— 
len überlaſſenen Nutzungseigenthume in Folge $. 363 
b. G. B. vor allem die Pflicht des Lehenherrn, nichts zu unter— 
nehmen, wodurch dieſes Recht des Vaſallen und die Ausübung 
desſelben beeinträchtiget würde; er iſt hiernach verpflichtet, nach 
ausgewieſenem Rechtstitel der Erwerbung des Lehens mittelſt Ver— 
trag oder Succeſſion, den Vaſallen ſogleich und ohne ungegrün— 
deten Aufſchub zu belehnen, bey der Belehnung ſich nach der her— 
gebrachten gewohnten Form und nach dem Geſetze zu benehmen, 
keine Neuerungen zu fordern, und nach vom Vaſallen abgelegter 
Lehenpflicht demſelben den Lehenbrief auszuhändigen, ihm hiedurch 
zugleich die Ermächtigung zu ertheilen, ſich um das Nutzungseigen— 
thum als Eigenthümer in den öffentlichen Landtafel- und Gült- oder 
Grundbüchern eintragen laſſen zu können; ferner von dem Momente 
der Belehnung oder bey Belehnungserneuerungen von dem Sterb— 
tage des letzten Beſitzers angefangen, den Vaſallen in dem Beſitze 
und Genuſſe der Lehenfrüchte nicht zu ſtören. 

Daß der Lehenherr verpflichtet iſt, von den Vaſallen bey der 
Belehnung nur die altherkömmlichen Taxen und Gebühren zu for— 
dern, ohne dieſe zu erhöhen oder ſich unter was immer für einem 
Vorwande neue zu bedingen, wurde bereits ) erwähnt; nur 
dürfte ſich hier der Zweifel aufdringen: ob der Lehenherr 
nicht wenigſtens in jenem Falle, wenn das Lehen 
am Heimfall gekommen iſt, und einer neuen va— 
ſallitiſchen Familie wieder verliehen wird, be— 
rechtigt erſcheint, mit dem erſten Erwerber neue 
Bedingungen einzugehen und in dem mit ihm zu 
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ſchließenden neuen Lehenvertrage auch über höhe— 
re oder geringere Lehengebühren und Taxen ein 
Übereinkommen zu treffen? 1 
Wird jedoch bedacht, daß jeder Privatlehenherr nur ein 
I. f. Afterlehenherr iſt, daß er in dieſem Werhaltniffe ohne Ein— 
willigung des oberſten Lehenherrn keine wie immer geartete Neuerun— 
gen mit den Lehen vorzunehmen berechtigt iſt, daß ferner in 
dem n. ö. Regierungs-Circular vom 5. April 1824 $. 4. aus⸗ 
drücklich verordnet iſt, daß der Privatlehenherr die Gebühren und 
Taxen nur nach dem alten Herkommen zu beziehen habe, und jede 
Neuerung allgemein verbothen iſt, ſo kann die oben geſtellte 
Frage nur verneinend und dahin beantwortet werden, daß das allge— 
meine Verboth auch auf den gegebenen Fall volle Anwendung habe. 


) Siehe $$. 175 — 177, 269 und 439. 
286. 
Vertretungsleiſtung. 


Über den Rechtsbegriff der Gewährleiſtung ſpricht ſich 
der §. 922 b. G. B. in den Worten aus: 

„Wenn Jemand eine Sache auf eine entgeldliche Art einem 
„Anderen überläßt, ſo leiſtet er Gewähr, daß ſie die ausdrücklich 
„bedungenen oder gewöhnlich dabey vorausgeſetzten Eigenſchaften 
„habe, und daß ſie der Natur des Geſchäftes oder der getroffenen 
„Verabredung gemäß benützt und verwendet werden könne. 

Die Fälle, in welchen demnach die Gewährleiſtung Platz greift, 
zahlt der §. 923 b. G. B. folgendermaßen auf: 

„Wer alſo der Sache Eigenſchaften beylegt, die ſie nicht hat, 
„und die ausdrücklich oder vermöge der Natur des Geſchäftes ſtill— 
„ſchweigend bedungen worden ſind; wer ungewöhnliche Mängel oder 
„Laſten derſelben verſchweigt; wer eine nicht mehr vorhandene oder 
„eine fremde Sache als die ſeinige veräußert; wer fälſchlich vor— 
„gibt, daß die Sache zu einem beſtimmten Gebrauche tauglich; 
„oder daß ſie auch von den gewöhnlichen Mängeln und Laſten frey 
„ſey, der hat, wenn das Widerſpiel hervorkömmt, dafür zu haf— 
„ten.“ 

Das Recht, die Gewährleiſtung zu fordern, fällt hinweg: 
§. 928. „Fallen die Mängel einer Sache in die Augen; oder find 


46 


„die auf der Sache haftenden Laſten aus den öffentlichen Büchern 
„zu erſehen; fo findet außer dem Falle einer ausdrücklichen Zus 
„ſage: daß die Sache von allen Fehlern und Laſten frey ſey, kei— 
„ne Gewährleiſtung Statt (S. 443). Schulden und Rückſtände, 
„welche auf der Sache haften, müſſen ſtets vertreten werden.“ 

§. 929. „Wer eine fremde Sache wiſſentlich an ſich bringt, 
„hat eben ſo wenig Anſpruch auf eine Gewährleiſtung, als derjenige, 
„welcher ausdrücklich darauf Verzicht gethan hat.“ 

§. 930. „Werden Sachen in Pauſch und Bogen, nähmlich 
„fo wie fie ſtehen und liegen, ohne Zahl, Maß und Gewicht über— 
„geben, ſo iſt der Übergeber außer dem Falle, daß eine von ihm 
„fälſchlich vorgegebene oder von dem Empfänger bedungene Be— 
„ſchaffenheit mangelt, für die daran entdeckten Fehler nicht verant— 
„wortlich.“ 

Die Art und Weiſe, wie, dann die Zeit, in welcher die Ge— 
währleiſtung angeſucht werden muß, wird in den §§. 931 — 933 
ſo wie in der allgemeinen Gerichtsordnung beſtimmt; insbeſonders 
verordnet in letzterer Hinſicht der §. 933 b. G. B.: „Wer die Ge— 
„währleiſtung fordern will, muß ſein Recht, wenn es unbeweg— 
„liche Sachen betrifft, binnen drey Jahren; betrifft es aber bewegliche, 
„binnen ſechs Monathen geltend machen, ſonſt iſt das Recht er— 
„loſchen.“ 

Bey der Anwendung dieſer geſetzlichen Beſtimmungen auf das 
Lehenverhältniß kömmt zuvörderſt zu berückſichtigen: 


a) Das Verhältniß des oberſten Lehenherrn. 


Da in dieſem Verhältniſſe dem oberſten Lehenherrn nur das 
Proprietätsrecht an ſich, die Ausübung des Wee 
dagegen dem Afterlehenherrn zuſteht, ſo würde 

1) der Afterlehenherr die Vertretungsleiſtung mögli— 
cherweiſe in Anſpruch nehmen wollen, weil das ihm gebührende 
Recht der Ausübung des Obereigenthumes von einem Dritten als 
allodiales Recht beſeſſen und deſſen Leheneigenſchaft beſtritten wird, 
oder auch nur die Übergabe des Beſitzes verweigert oder gefordert wird. 

Allein mag nun was immer für ein Grund im Mittel lie— 
gen, ſo kömmt zu berückſichtigen, daß das Verhältniß zwiſchen 
dem oberſten Lehenherrn und idem Afterlehenherrn in Oſt⸗ 
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reich nicht etwa auf einen privatrechtlichen Vertrag, ſondern 
auf das Fridericianiſche Privilegium, auf ein Staatsfundamen— 
talgeſetz baſirt iſt, ſomit auch die Folgerungen hieraus nicht 
privatrechtlich, ſondern nur ſtaatsrechtlich beurtheilt werden kön— 
nen. Von dieſem Standpuncte aus betrachtet kann von einer 
Gewährleiſtung zu Gunſten des Afterlehenherrn keine Rede 
ſeyn, da in dem Fridericianiſchen Privilegium eine ſolche Pflicht 
dem oberſten Lehenherrn nicht aufgebürdet wurde, dieſe auch durch 
ein anderes Geſetz nicht conſtituirt wurde und endlich der Afterle— 
henherr ohnedieß das Recht der Ausübung des Obereigenthumes 
hat, und gegen den oberſten Lehenherrn dießfällig nur der Be— 
ſchränkung unterliegt, für die Aufrechthaltung der Subſtanz des 
Lehengutes dem Letzteren zu haften, demnach aber auch das allei— 
nige Recht und die Pflicht hat, die Sicherſtellung des Lehengutes 
ſowohl rückſichtlich der quantitativen und qualitativen Subſtanz 
als auch des Lehenbandes zu bewerkſtelligen, das Lehengut gegen 
jeden Dritten, der es auf was immer für eine Art in Anſpruch 
nimmt, zu vertheidigen, ſolches von dem dritten Beſitzer zu vin— 
diciren u. ſ. w. 

Die Einwendung, daß auch zwiſchen dem oberſten Lehenherrn 
und dem Afterlehenherrn ein wahres Lehenverhältniß obwaltet, ſo— 
mit erſterer aus der Lehentreue zu einem beſonderen Schutz und 
Schirm verpflichtet iſt, und eben in letzterem die Gewährleiſtunz 
ſich characteriſirt, zerfällt durch die Betrachtung, daß dieſer aus 
der beſonderen Lehentreue hervortretende Schutz und Schirm, wel— 
cher vormahls durch die Anwendung der phyſiſchen Gewalt, durch— 
die Hülfe mit den Waffen in der Hand bewerkſtelliget wurde, 
derzeit ebenfalls noch, jedoch nur in einer veränderten Geſtalt von 
dem oberſten Lehenherrn dem Afterlehenherrn wirklich dadurch gelei— 
ſtet wird, daß die aufgeſtellten Gerichte, die eingeſetzten Richter 
nach dem mit der gehörigen Sanction verſehenen Geſetze, dem 
letzteren Recht ſprechen und das gefällte Erkenntniß mittelſt des 
Staatszwanges durchſetzen, hiedurch es dem Afterlehenherrn mög— 
lich wird, ſein vermeintliches Recht auch ohne weiterer Anwen— 
dung der phyſiſchen Kraft und der Gewalt der Waffen geltend zu 
machen. 0 

Sollte in dieſem Verhältniſſe von der Gewährleiſtung die 
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Rede ſeyn können, fo wäre es in dem einzigen Falle möglich, wenn 
der oberſte Lehenherr durch eine privatrechtliche Handlung dieſe 
Pflicht ſelbſt und freywillig übernommen hätte. Dieß würde z. B. 
dann eintreten, wenn eine afterlehenherrliche Familie ausſtirbt, 
und von dem oberſten Lehenherrn die ihm heimgefallene After— 
lehenherrlichkeit vom neuen an eine neu eintretende Familie gegen 
einen beſtimmten Anſchlag und unter Aufzählung der hierin be— 
griffenen Objecte veräußert würde, ſonach der neue Afterlehenherr den 
Beweis liefern könnte, daß einige Objecte, auf welche der über⸗ 
eingekommene Kaufſchilling ſich gleichfalls erſtreckte, bey der über⸗ 
gabe und übernahme nicht vorhanden find, ich in dem Beſitze ei- 
nes Dritten befinden, und von letzterem die Übergabe verweigert 
wird. 

In dieſem Falle ift die privatrechtliche Handlung des Ver— 
äußerungsvertrages ins Mittel getreten, und hat die rein privat: 
rechtliche Würdigung des Streitfalles zur Folge. 

In Rückſicht 

2. auf den Aftervaſallen kann von einer dem oberſten 
Lehenherrn obliegenden Gewährleiſtung um ſo weniger eine Rede 
ſeyn, als erſterer mit letzterem in gar keinem directen Rechtsver— 
hältniſſe ſteht. 

Das Recht des Aftervaſallen hat einzig und allein jenen Le— 
henvertrag zur Grundlage, welchen derſelbe mit dem Afterlehen— 
herrn geſchloſſen hat, mögen nun dem erfteren was immer für Rech— 
e zu Gebothe ſtehen, ſo können ſolche immerhin nur gegen ſeinen 
Sompaciscenten d. i. den Afterlehenherrn geltend gemacht 
werden. 


287. 


Andere Erkenntnißquellen biethen ſich dann dar, wenn die 
geſtellte Frage 

B. in dem Verhältniſſe zwiſchen dem Lehen— 
herrn und ſeinem Vaſallen zur Sprache kömmt. 

Bey der dießfälligen Beantwortung iſt zwiſchen den Privat— 
lehen und dem l. f. Lehen zu unterſcheiden. Inſofern es ſich 

a) um die Privatlehen handelt, iſt die Entſcheidung 
aus dem Lehengeſetze zu entnehmen, welches alſo lautet: 
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II. F. 8: „Cum de re aliena vel alii obligata investitura 
fiat, illud distinguitur, utrum scienti an ignoranti facta sit. 
Qui enim alienae rei sciens investituram accepit: nisi pacto 
speciali sibi prospexerit de evictione agere non poterit: igno- 
rans verorecte agit, ut aliud eiusdem bo nitatis seu quantita- 
tis ei praestetur. Sed in eo nulla est differentia qui investitu- 
ram fecit utrum sciverit vel ignoraverit. 

II. F. 25: Negotium tale est: Quidam a domino tenebat 
feudum , de quo ab aliquo interpellatus est: et sie vasallus 
dominum vocavit ut eum defenderet, domino renuente ad ju- 
dicem venire, vasallus amisit causam per sententiam, nunc 
vero vasallus cambium feudi a domino petit ad quem dominus 
respondens ait: illum nunquam ab eo feudum tenuisse nec ab 
eo investituram accepisse, contra quem vasallus dieit, se hoc 
feudum ab eo tenuisse et investiturum recepisse: et ab eo pe- 
tivisse ut eum in qudicio defenderet: nec tune temporis inficie- 
batur illius esse, quod idoneis totum testibus probat vasallus. 

Respondi super negotio isto quod litteris insinuasti nobis ta- 
le est sapientum nostrae civitatis consilium videlicet Oberti 
de Orto et Gerardi Capagisti ut si vasallus cum de feudo 
interpellatur, autorem suum id est dominum ut eum defende- 
ret vocavit, et hoc probare possit, si in eo judicio vasallus 
fuerit victus de re aliena investitum fuisse: ut dominus vasallo 
ejusdem aestimationis, quod erat tempore rei judicatae, feu- 
dum restituat, vel nummas in feudum dandas numeret, et hoc 
cum certum est vasallum de feudo victum fore. Sed si domi- 
nus neget, hoc feudum umquam ab eo tenuisse, nec ab eo 
domino ipsum vasallum vel ejus antecessores umquam inve- 
stituram accepisse, et hoc vel per instrumentum publice con- 
fectum vel per pares curtis vasallus poterit probare dominus 
ad rTestitutionem feudi tenebitur. alioqui dominus sacramentum 
subire coge tur, istum qui est in causa vel ejus antecessores 
a se vel a suis antecessoribus nunquam hoc feudum tenuisse, 
vel investituram accepisse: quo facto dominus absolvendus est. 

Aus dieſen Lehentexten geht hervor, daß der Lehenherr zur 
Gewährleiſtung nur unter nachfolgenden Bedingungen ſeinem Va— 
ſallen verpflichtet iſt, und zwar: 

II. 4 
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1) Der Lehenherr muß als autor erkannt werden, d. i. der 
Vaſall muß das Lehen unmittelbar von dem Lehenherrn erhalten 
haben, von dieſem den eigentlichen und directen Rechtstitel ſeiner 
Erwerbung ableiten. 

Wenn daher der Vaſall das Lehen von dem früheren Beſi— 
tzer desſelben erhalten, von dieſem erkauft hat, ſo ſteht ihm das 
Recht, von dem Lehenherrn Gewährleiſtung zu verlangen, nicht 
zu, weil letzterer, wenn er den neu eintretenden Vaſallen vermöge 
ſeines Obereigenthumsrechtes und der Lehenherrlichkeit auch wirk— 
lich belehnt hätte, in dem gegebenen Falle nicht als autor erkannt 
werden kann. 

In dem Falle, als der neu eintretende Vaſall ein Abſtämm— 
ling des erſten Erwerbers iſt, ſomit nur eine Belehnungserneuerung 
eintritt, greift dasſelbe Rechtsverhältniß Platz, denn wenn der 
neu eintretende Nachfolger ſein Recht zur Succeſſion auch wirk— 
lich von dem erſten Erwerber ableitet, ſo hat er doch den Be— 
fig des Lehens von feinem Vorgänger überkommen, dieſer iſt da— 
her in dem Sinne der obigen Lehentexte der eigentliche autor und 
ſomit kann auch in dieſem Falle der Nachfolger die Gewähr- und 
Vertretungsleiſtung nur von ſeinem unmittelbaren Beſitzvorfah— 
rer oder gegen deſſen Verlaſſenſchafts-Maſſa in Anſpruch neh— 
men, es wäre denn, daß er den Beweis liefern könnte, daß 
der Lehenherr ſchon den erſten Erwerber und Gründer der der— 
zeit im Beſitze des Lehens befindlichen vaſallitiſchen Familie mit 
einer fremden Sache belehnt hätte, und der erſte Erwerber nicht 
etwa ausdrücklich oder ſtillſchweigend durch unbedingte Ausſtel— 
lung des Haftungsreverſes ſich dieſes Rechtes begeben hätte, oder 
nicht ſolches mittlerweile durch die Verjährung erloſchen wäre. 

2) Daß der Lehenherr den Vaſallen mit einer fremden 
Sache belehnt habe, d. i. das Lehenobject muß dem Lehenherrn 
niemahls eigenthümlich angehört haben, oder deſſen früheres Ei— 
genthumsrecht von einem Dritten ſchon rechtlich erworben ſeyn. 

Ob der Lehenherr den Umſtand, daß das Object, mit welchem 
er Jemanden belehnet, gar nicht ſein Eigenthum ſey, gewußt ha— 
be oder nicht, begründet keinen Unterſchied. Wenn jedoch der Le— 

henherr beweiſen kann, daß ihm das Object eigenthümlich und 
lehenbar angehörte, indem er es bey der Belehnung des erſten Er— 
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werbers demſelben wirklich in fein vaſallitiſches Nußeigenthum Uber: 
geben hat, und diefer die übernahme beſtätigte, ſo kann von deſ— 
ſen Nachfolgern um ſo weniger die Gewährleiſtung geltend gemacht 
werden, als es die Pflicht der ganzen vaſallitiſchen Familie und 
rückſichtlich der zum Lehenbeſitze gelangenden Glieder derſelben iſt, 
die abgängigen Stücke von wem immer, der ſich in deren Beſitz 
geſetzt hat, zu vindiciren, das Lehen im completen Zuſtande (inte- 
ger) zu erhalten, und ſolches in letzterem dem Lehenherrn beym 
Heimfalle zurückzuſtellen, oder dieſem im Falle der Unmöglichkeit 
der Reſtitution vollkommenen Schadenerſatz zu leiſten. 

3) Der Vaſall darf nicht etwa ſelbſt gewußt haben, 
daß er mit einer dem Lehenherrn nicht eigenthümlichen d. i. frem— 
den Sache belehnt worden iſt. Dieſer Fall tritt ein, wenn der Le— 
henherr Jemanden mit einem Gute belehnt, um welches ein Drit— 
ter als Allodialeigenthümer in der Landtafel oder in dem Grund— 
buche angeſchrieben ſteht, oder welches zu einem allodialen Gute 
landtäflich oder grundbücherlich incorporirt iſt und der Lehennerus 
bücherlich nicht ausgezeichnet erſcheint ). 

Mußte der Vaſall oder Belehnungswerber in dieſem Falle 
wiſſen, daß dem Lehenherrn weder ein vollſtändiges, noch ein ge— 
theiltes Eigenthum auf die Sache zuſteht, da er verpflichtet iſt, die 
öffentlichen Bücher einzuſetzen ), ſo iſt er hiebey nur ſelbſt im 
Verſchulden, der Vertrag muß ſonach als ein Scheinvertrag oder 
vielmehr wegen Mangel des Objectes als gar nicht geſchloſſen er— 
kannt werden, und ſomit kann auch von einer Gewährleiſtung keine 
Rede ſeyn. - 

Ein ähnlicher Fall tritt dann ein, wenn ſich der Belehnungs— 
werber über den Umfang des Lehenkörpers und deſſen Pertinenz— 
ſtücke aus den öffentlichen Büchern die Überzeugung und Gewiß⸗ 
heit hätte verſchaffen können. 

4) Muß die Gewährleiſtung dem Lehenherrn in der geſetz— 
lichen Zeit bekannt und in dieſer geltend gemacht, ſo— 
nach, wenn der Vaſall als Kläger auftritt, nach §. 933 b. G. B. 
binnen drey Jahren bey unbeweglichen, binnen ſechs Monathen bey 
beweglichen Sachen, und zwar von dem Momente des geſchloſſenen 
Lehenvertrages an gerechnet die Klage überreichet worden ſeyn. 
Würde aber der Vaſall von einem Dritten mit der Eigenthums— 

4 * 


52 


klage belangt, und will er gegen den Lehenherrn die Gewähr - und 
Vertretungsleiſtung geltend machen, ſo hat er zu Folge des IV. 
Cap. §. 58 der allgemeinen Gerichtsordnung, dieſe vor Verſtrei— 
chung der Hälfte der zur Erſtattung der Einrede ihm ertheilten er— 
ſten Friſt anzuſuchen 3). 

Falls der um die Vertretungsleiſtung angegangene Lehenherr 
ſich zur Vertretung freywillig verſtünde, hängt es von der Will— 
kühr des Vert retungswerbers ab, ob er mit erſterem einverſtänd— 
lich und gemeinſchaftlich den Proceß führen, oder aber deſſen Füh— 
rung dem Vertreter allein ohne ſeine Einſchreitung überlaſſen wolle, 
jedoch ſoll er in dieſem Falle dem letzteren alle Behelfe, die er be- 
ſitzt, gegen deſſen Empfangſchein zu übergeben ſchuldig ſeyn. 

Den allfälligen Streit über die Frage: ob die Vertretungs— 
pflicht Platz greife oder nicht? — ſollen der Vertretungswerber 
und der Lehenherr beſonders abführen, wodurch jedoch der Haupt— 
proceß gegen den Dritten nicht gehemmt werden darf 4). 

Will der Lehenherr die Vertretungsleiſtung und rückſichtlich 
Klageführung gegen den Dritten nicht allein oder gemeinſchaftlich 
mit dem Vaſallen übernehmen, ſo iſt zwar der Vaſall verpflichtet, 
den Proceß gegen den das Leheneigenthum in Anſpruch nehmenden 
Dritten nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen allein durchzuführen, 
der Lehenherr iſt jedoch 

5) für den Fall, als das Lehen dem Vaſallen durch einen 
rechtskräftigen richterlichen Spruch abgeſprochen und der über die 
Pflicht der Vertretungsleiſtung im Zuge befindliche Streit zu Gun— 
ſten des Vaſallen entſchieden worden iſt, verpflichtet, dem letz— 
teren Gewähr zu leiſten, d. i. das id quod interest zu vergüten, 
ſonach dem Vaſallen eine gleiche wie die abgeſprochene Sache zu 
Lehen zu geben, oder hiefür ein Geldlehen zu ſurrogiren, aus 
welchem der Vaſall eine gleiche Rente mit jener beziehen kann, 
die ihm das abgeſprochene Lehen abgeworfen hätte. 

Würde dagegen der Vaſall ſich mit dem dritten Vindicanten 
oder Allodialbeſitzer des ſtreitigen Lehens verglichen haben, ohne 
hiezu die Einwilligung des Lehenherrn vorläufig einzuholen, und 
dadurch das Lehen verloren gehen, fo würde er hiedurch des Ned- 
tes, die Gewährleiſtung zu fordern, verluſtig geworden ſeyn, ja 
fogar dem Lehenherrn rückſichtlich des Nichtgebrauches aller Einwen— 
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canten zu Gebothe geſtanden wären, in Haftung bleiben. 

Bey den aufgetragenen Lehen endlich würde zwar der 
Vaſall dem Lehenherrn, nicht aber der Lehenherr dem Vaſallen 
Eviction zu leiſten ſchuldig ſeyn, und zwar aus dem Grunde, weil 
hier der Vaſall als autor erkannt werden muß, und der Lehenherr 
dem Vaſallen die exceptio doli entgegenſetzen könnte. Die Lehen— 
herrn ſicherten ſich jedoch bei derley Lehenoblationen in der Regel 
durch die genaueſte Erforſchung des Lehenkörpers und durch die 
Überzeugung, daß das ihnen aufgetragene Lehenobject ein wirk— 
liches und ſtreitloſes Eigenthum des auftragenden Vaſallen iſt. 


) Die Stifter und Klöfter hatten in früherer Zeit die Gewohnheit 
mit Lehenkörpern und Stücken, die in Vergeſſenheit gerathen, von 
den Vaſallen verſchwiegen, oder ſonſt ſtreitig waren, ihre Lehen— 
anmwälde oder andere Rechtsgelehrte zu belehnen, damit dieſe Le— 
henentien von ihnen ausfindig gemacht und vindieirt würden. 


) . 443 b. G. B. 
) Hofdeeret vom 15. Jänner 1787, Nr. 621. litt. bb. 
) Hofdecret vom 7. October 1808, Nr. 864. 
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Es iſt wohl auch der Fall, daß bey dem Abſterben eines Va— 
fallen nur einer der vom erſten Lehenerwerber abſtammenden Sue 
ceſſoren die Belehnungserneuerung anſucht, und dieſe ihm auch 
nach gehörig ausgewieſenem Succeſſionsrechte als alleinigem Be— 
werber anſtandlos ertheilt wird, hiernach aber ein anderer Descen— 
dent des erſten Erwerbers auftritt, welcher ein näheres Anſpruchs— 
recht auf den Beſitz des Lehens behauptet, und gegen den Belehn— 
ten die Klage auf Abtretung des Lehens, deſſen Beſitzes und Genuſſes 
anſtrengt. N 

Daß in dieſem Falle der Belehnte von dem Lehenherrn die 
Vertretungs- oder Gewährleiſtung keineswegs verlangen kann, 
geht aus der Betrachtung hervor, daß der Lehenherr die gebethene 
Belehnung nur in der Vorausſetzung bewilligte, der Belehnungs— 
werber ſey wirklich in der vaſallitiſchen Familie der nächſte Anwär— 
ter, daß ferner das Succeſſionsrecht ein Recht der vaſallitiſchen 
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Familie ift, worauf dem Lehenherrn nur inſoferne ein Einfluß zu— 
ſteht, als mehrere Familienglieder zu gleicher Zeit ein gleiches Suc— 
ceſſionsrecht in Anſpruch nehmen, und in dieſem Fall derſelbe die 
Belehnung den ſtreitenden Theilen ſo lange verweigern muß, bis 
dieſer Streit von dem competenten Civilrichter rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden und ausgemittelt iſt, wem das nähere und ſtärkere Suc— 
ceſſionsrecht ſonach die Belehnung gebühre. 

In dem gegebenen Falle jedoch hat der Lehenherr nur ſeine 
Pflicht erfüllt, indem er dem allein ſich meldenden und fein Suc— 
ceſſionsrecht gehörig ausweiſenden Bewerber die Belehnung ertheilte, 
das Hervorkommen eines neuen Bewerbers qualificirt ſich höch— 
ſtens als ein ſchuldloſer Irrthum in der Perſon, der nicht dem Le— 
henherrn zugerechnet werden kann, es iſt daher auch bloß die Sache 
des Belehnten den begonnenen Streit mit dem aufgetretenen Prä— 
tendenten auf eigene Gefahr und Koften durchzuführen, fein ver— 
meintlich ſtärkeres Recht zu beweiſen; ſiegt der Prätendent, fo 
muß der Belehnte demſelben weichen, und das rechtskräftige Ur— 
theil weiſet den Lehenherrn an, den ſiegenden Theil ordentlich zu 
belehnen. 6 

Die in letzterem Falle zur Sprache kommende Abtretung des 
Beſitzes und Genuſſes des Lehenkörpers, die Vergütung der von dem 
Belehnten mittlerweile bezogenen Früchte, der dießfällige Schaden— 
erſatz u. ſ. w. ſind Verhältniſſe, welche ebenfalls nur zwiſchen dem 
ſachfälligen Belehnten und dem ſiegenden Prätendenten nöthigenfalls 
im ordentlichen Rechtswege ausgetragen werden müſſen. 
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Inſofern es ſich um die Gewährleiſtung 

bp) bey l. f. Lehen handelt, d. i. ſolchen, bey welchen der 
Landesfürſt unmittelbarer Lehenherr iſt, ſo kömmt es bey denſelben 
weſentlich auf den Umſtand an, ob der Vaſall das Lehen von dem 
Landesfürſten und Lehenherrn käuflich, d. i. gegen Erlag eines 
Kaufſchillings, oder ob er es unentgeldlichim Wege der Schen— 
kung erworben habe. 

Die Einwendung, daß der Lehenvertrag ſchon an ſich ein 
entgeldlicher Vertrag ift, da er auf dem Grundſatze do ut facias 
baſirt iſt, und in der wechſelſeitigen beſonderen Treue auf jeden Fall 
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ein Entgeld erkennen läßt, indem dieſe den Vaſallen zur Kriegsdienſt— 
leiſtung und zu ſo manchen anderen Handlungen verpflichtet, zer— 
fällt als ein Truggebilde in der Betrachtung, daß alle dieſe dem 
Vaſallen obliegenden und aus der Lehentreue abgeleiteten Verpflich— 
tungen nur höchſtens als ein Entgeld für jene Leiſtungen genom— 
men werden können, die entgegen der Lehenherrn aus der auch ihn 
verpflichtenden Lehentreue, welche eben deßwegen eine wechſelſei— 
tige iſt, dem Vaſallen ſchuldet, und die in dem lehenherrlichen 
Schutze und Schirme ſich realiſiren. 

Dieſes gegenſeitige und daher als ein entgeldliches anzuneh— 
mende Treu-Verhältniß hindert jedoch nicht, letzteres von dem Ver— 
hältniſſe der Übergabe und Übernahme des Nutzungseigenthumes 
zu trennen, und den Lehenvertrag einen une ntgeldlichen zu 
nennen, wenn der Vaſall für die Erwerbung des Nutzungseigen— 
thumes den Beſitz und den Genuß der aus dem Lehenobjecte ſich 
erzeugenden materiellen Früchte, keinen Kaufſchilling im Gelde oder 
andern verhältnißmäßigen Aquivalente zu geben hat, im Gegen— 
theil aber denſelben in dieſer Beziehung für einen entgeld lichen 
zu erklären. 

Daß dieſe Diſtinction, ſo wie ſie den gemeinen Sprachge— 
brauch und die altherkömmliche Übung für ſich hat, auch in den aus: 
drücklichen Geſetzen gegründet iſt, hierüber liegt der Beweis in 
dem Reſcripte Kaiſer Maximilians I. vom 2. Julius 1507, wel- 
ches alſo lautet: 

„Wir Mexmilian u. ſ. w. bekennen nachdem Weiland unſer 
„lieber Vater und Herr Kaiſer Fridrich Hochlöbl. Gedächtniß und 
„nachmahls Wir etliche briefliche Urkund um Schlöſſer, Veſten und 
„andern Stück und Güttern, darinen Wir Uns für Uns und Un- 
„ſere- Erben Gewährs und Schirm zu ſeyn verſchreiben, ausgehen 
„laſſen, darauf Wir von den Perſonen in Rechten angeſprochen täg⸗ 
„lich Vertretung der berührten Gewährſchaft angelangt und er— 
„ſucht werden, demnach eröffnen und erklären Wir hiemit wiſſent⸗ 
„lich in Kraft dieſes Briefs alſo: Welche Schlöſſer, Veſten, Stücke 
„und Güter weiland die jetzt gemelte Majeſtät und Wir als Herr 
„und Landesfürſt von Gnaden wegen und nit in auswed- 
„ſelsweiſe oder um Geld vergeben und verkauft haben, 
„daß Wir und Unſere Erben darumen allein, ſoviel Uns von 
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„fürſtlicher Obrigkeit gebührt, in Rechten Fürſprecher und Vertre— 
yt e r ſeyn, und fo die in ſolcher Unſer Vertretung verluſtiget wurden, 
„jedoch in Kraft dieſer Gewährſchaft an rechtlicher Erkenntniß nichts 
„zu thun ſchuldig ſeyn ſollen. Aber allen denen, ſo 
„Weiland der gemelte Unſer lieber Herr Vater der römiſche Kaiſer 
„und Wir verwechſelt oder um Geld verkauft haben, 
„dieſelben wollen Wir als gnädiger Herr ſchirmen und 
„vertreten und ſie darum ſchadlos halten.“ 

Hiernach wurde ſich in allen gegebenen Fällen auf das ſtreng— 
ſte und zwar von jeher ) bis auf die Gegenwart benommen, zum 
Behufe des dießfälligen Beweiſes dienen die zahlreichen Entſchei— 
dungen der l. f. Lehenſtube und des höchſten Lehenhofes, unter de— 
nen ſich auf jene der neueren Zeit vom 13. April 1808 Reggs. 3 
10056 in causa des Joſeph von Adlersburg und jenes vom 
15. Mai 1819 Reggs. Zahl 9230 über die Bitte des Joſeph Rit— 
ter von Stettner rückſichtlich des großen und kleinen Zehents auf 
den Dörfern Parz und Stockſtall berufen wird; von denen die 
Entſcheidung der k. k. n. ö. Regierung vom 13. April 1808 ai 
10,056 in den Worten ſich ausſpricht: 

„Dem Joſeph von Adlersburg wird auf ſeine wiederholten Ge— 
„ſuche vom praes. 30. November vorigen und 5. Jänner d. J. 
„um Vertretung durch die k. k. Hof- und n. ö. Kammerprocura— 
„tur zur Vindicirung der bey dem ihm verliehenen vormahls Paſſau' 
„ſchen Lehen-Rubrik: Murſtetten, Böheimkirchen und Walten— 
„dorf abgängigen Lehenkörper bedeutet: Man finde ſeinen Eifer, 
„die abgeriſſenen Lehenſtücke wieder herbeyzubringen, allerdings 
„lobenswerth und bewillige ihm hiemit folgenden Einfluß der k. k. 
„Hofkammerprocuratur bey dieſer angetragenen Vindicationsklage: 

„1) Da es ſeine ihm in den Lehenbriefen ausdrücklich auf— 
„erlegte Pflicht iſt, zu trachten die verlornen Stücke wieder 
„herbeyzuſchaffen, ſo habe er ſich um die erforderlichen Rechts— 
„gründe und Daten zu bewerben, und daher ſich an den k. k. 
„Lehenoberſten und Rath um die allenfalls in den Lehenarchiven 
„vorhandenen Behelfe zu wenden, an welchen letzteren zu dem 
„Ende der nöthige Auftrag wegen der dießfälligen Erfolglaſſung 
„unter einem ergeht. 

„2) Um von Seite des domini directi in der genauen Kennt: 


N 57 


„niß des Ganges und der Begründung dieſer Streitverhand— 
„lung zu bleiben und um zugleich die Wirkſamkeit dabey zu erhö— 
„hen, hat derſelbe die nach erhobenen Behelfen zu verfaſſenden 
„Schriften vor der Einreichung der k. k. Hofkammerprocuratur 
„zur vorläufigen Einſicht und Wiſſenſchaft mitzutheilen und den 
„Proceß nicht nur nomine proprio ſondern auch nomine der l. f. 
„Lehenſtube in Oſtreich ob und unter der Ens zu führen, und dem— 
„nach ſich mit dem Herrn Lehenprobſten in das freundſchaftliche 
„Einvernehmen zu ſetzen. Wornach ihm ſodann allerdings die 
„Vortheile einer Fiscalamtshandlung zu Theil werden.“ 

„3) Allein dieſer Einfluß und Mitwirkung der k. k. Hof⸗ 
„und n. 6. Kammerprocuratur ſoll ihm in keinem Falle ein 
„daraus erwachſendes Schirmungsrecht, worauf er ohnehin als 
„erſter Acquirent und da dieſe ihm verliehenen Lehen Gnaden— 
„leben “) find, keinen Anſpruch machen kann, gewähren und er 
„in keinem Wege berechtiget ſeyn, beyeinem widrigen Erfolge die— 
„fer Proceßführuug für die von den in der Frage ſtehenden Lehen 
„abgeriſſenen Stücke irgend eine Vergütung von der k. k. n. ö. 
„Lehenſtube zu fordern.“ e 

Dieſen geſetzlichen Beſtimmungen und der bisher hierauf 
baſirten Obſervanz zu Folge kann daher die Gewähr- und Vertre— 
tungsleiſtung bey unmittelbar l. f. Lehen nur in dem einzigen Falle 
Platz greifen, wenn der Vaſall den Lehenkörper von dem Landes— 
fürſten und Lehenherrn im Wege eines Kaufvertrages an 
ſich gebracht hat, ſomit bey den neuen und entgeldlichen 
Lehen im ſtrengſten Sinne des Wortes. Daß übrigens die oben 
rückſichtlich der Vertretungsleiſtung bey Privatlehen angegebenen 
Rechtsverhältniſſe auch auf die l. f. Lehen Anwendung leiden, be— 
darf wohl keiner weiteren Erwähnung, nur dürfen die letzteren 
mit dem oben angegebenen Grundſatze in keinen Widerſpruch 
gerathen. 


) Daß dieſer geſetzliche Grundſatz von jeher unbeſtritten beachtet 
worden iſt, hierüber liefert der Entwurf der allg. öſtr. Lehenord— 
nung den Beweis, da derſelbe die Beſtimmung enthält: 

H. 237. „In der Regel iſt der Lehenherr dem Lehenmann in Rück⸗ 
„ſicht der Lehengerechtigkeit, bey aufgetragenen Lehen aber vielmehr 
„der Lehenmann dem Lehenherrn in Rückſicht des Obereigenthu— 


„mes nach den allgemeinen Vorſchriften des bürg. Privatrechtes 
„Gewähr zu leiſten verbunden.“ 

$. 237. „Bey Gnadenlehen iſt zwar der Lehenherr nicht zur Ge— 
„währleiſtung verbunden, doch ſollen ſich bey Streitigkeiten über 
„Diefelbe der Lehenherr und Lehenmann durch Urkunden wechſelſei— 
„tig unterſtützen.“ 

) Der Ausdruck: Gnadenlehen bezeichnet hier nicht ein Lehen, 
welches der l. f. Lehengnaden, d. i. der beſonderen öſtreichiſchen 
Lehengnaden-Privilegien theilhaftig iſt, ſondern ein Lehen, welches 
dem erſten Erwerber unentgeldlich ohne der Verpflichtung der 
Zahlung eines beſonderen beſtimmten Kaufſchillings im Gelde 
überlaſſen worden iſt; — zumal das von Adlersburgiſche Lehen 
ein paſſauiſches war, und auf dieſe die öſtreichiſchen Lehengnaden, 
Patente gar keine Anwendung leiden. 
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Die Pflichten des Lehenherrn, inſoferne fie 

II. aus der beſonderen Lehentreue entſpringen, ſind 
eben weil letztere eine wechſelſeitige iſt, auf den beſonderen Schutz 
und Schirm des Vaſallen an deſſen Leben, Eigenthum, Ehre u. ſ. w. 
gerichtet. 

Der Lehenherr hat hiernach die Pflicht 

1) Dem Vaſallen nicht nur an ſeinem Leibe, Leben, 
Ehre und Gut keinen Schaden vorſätzlicherweiſe zuzu— 
fügen, ſondern ihn auch gegen alle feindlichen Angriffe in dieſen 
Beziehungen zu ſchützen und zwar bey ſonſtigem Verluſte des Ober— 
eigenthumsrechtes ). 

Dieſer Schutz war in der Vorzeit bey weitem wichtiger, da 
die Selbſthülfe wohl allein Sicherheit des Lebens und Eigenthums 
gewähren konnte, in der Gegenwart aber, wo jede Selbſthülfe den 
erwieſenen äußerſten Nothfall allein ausgenommen, verbothen ift, 
wo für die perfönliche Sicherheit ſowohl, als jene des Eigenthumes, 
durch die Geſetze vorgeſorgt iſt, wo die Geltendmachung der Rech: 
te und die Aufrechthaltung und Handhabung der Geſetze den Staats— 
behörden, den Polizeyämtern, Straf- und Civil- Gerichten zu: 
gewieſen iſt, wird die dießfällige Pflicht des Lehenherrn durch den 
Staat ſelbſt realiſirt, und es verbleibt daher für erſteren nur 
mehr die Pflicht, dem Vaſallen nicht ſelbſt an ſeinem Leben, an ſei— 
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nem Eigen thume oder feiner Ehre boshafter und vorſätzlicherweiſe 
einen widerrechtlichen Schaden zuzufügen, indem er ſonſt nicht 
nur dem Strafgeſetze verfallen würde, ſondern auch gegen ihn von 
dem Vaſallen die Felonieklage angeſtrengt werden kann. 

2) Iſt der Lehenherr aus demſelben Grunde verpflichtet, dem 
Vaſallen, welcher wegen ſeines Lehen-Nutzungseigenthumes von 
einem Dritten geklagt wird, alle Beweiſe, die er beſitzt, und 
dem Vaſallen zur Geltendmachung ſeines Rechtes nothwendig oder 
nützlich find, auszuhändigen, daher alle in ſeinem Lehen— 
archive vorfindigen Urkunden, Lehenbriefe, Specificationen, Liqui⸗ 
dirungen, Beſchreibungen u. ſ. w. demſelben mitzutheilen. 

Dieſe Erfolglaſſung von Urkunden kann jedoch von dem Va— 
ſallen nur in dem Maße als eine Pflicht in Anſpruch genommen 
werden, als hiedurch nicht etwa dem Rechte des Lehenherrn für die 
Erhaltung ſeiner eigenen Beweisquellen gegen den Vaſallen zu 
ſorgen, oder jede Gefahr eines ihm ſelbſt hieraus drohenden Scha⸗ 
dens abzuwenden, zu nahe getreten würde. 

Will der Lehenherr derley Urkunden dem Vaſallen dennoch 
aushändigen, ſo iſt er berechtigt, eine ſolche Vorkehrung zu tref⸗ 
fen, wodurch jede Gefahr eines hieraus ihm ſelbſt drohenden Scha⸗ 
dens beſeitiget wird, ſonach von dem Vaſallen einen Revers ab⸗ 
zuverlangen, daß letzterer auf jedes aus derley Urkunden ihm ges 
gen den Lehenherrn zuſtehendes Klagerecht ausdrücklich Verzicht 
leiſte, oder er kann dieſe Urkunden dem Vaſallen nur in einfacher 
Abſchrift mittheilen und ſich vorbehalten, die Originalien bey der 
Recognoscirungs-Tagſatzung dem Civilrichter und rückſichtlich dem 
Gegner perſönlich oder durch einen Bevollmächtigten vorzuzeigen, 
und ſie eben ſo bey der Inrotulirungs ⸗Tagſatzung unter der Be— 
dingung einzulegen, daß ſie nach gemachtem Amtsgebrauche und 
bey der Exrotulirungs-Tagſatzung nicht dem Vaſallen, ſondern 
nur ihm Lehenherrn oder ſeinem hiezu Bevollmächtigten ausge⸗ 
händiget werden ſollen. 

3) Hat der Lehenherr die Pflicht dem Vaſallen in allen Ver⸗ 
handlungen, die vor ſeine Lehenſtube gehören, allen Vor⸗ 
ſchub zu geben, nach dem Geſetze und der bey feinem Lehen: 
hofe herkömmlichen Obſervanz ſtrengſtens Amt zu handeln, ſomit 
in der Belehnung, in Ertheilung der Erledigungen, in Ausferti— 
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gung der Lehenurkunden keinen Saumſal ſich zu Schulden kommen 
zu laſſen, u. ſ. w. endlich die Lehengebühren und Taxen nach dem 
0 3 * 

alten Herkommen ohne aller Steigerung einzuheben. 

) II. F. 26 — — dominus committente felo niam (ut ita dicam) 
per quam amitteret feudum, si eam committeret quid obtinere 
debeat de consuetudine quaeritur. Et respondetur proprieta- 
tem feudi ad vasallum pertinere, sive peccaverit in vasallum, 


sive in alium. 
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III. Die Pflichten, welche dem Lehenherrn aus denbeſon— 
deren Bedingungen des Lehenvertrages obliegen, 
ſind eben ſo verſchieden, als es die Bedingungen des Lehenvertrages 
ſeyn können. In dieſer Beziehung gibt der Wortlaut des Lehen— 
vertrages allein Ziel und Maß, indem er die Willensvereinigung 
der Compaciscenten ausdrückt, der einzigen Erkenntniß- und Ent— 
ſcheidungsquelle rückſichtlich dieſer beſonderen Pflichten. 

Hieher gehört die Pflicht, dem Vaſallen die Veräußerung, 
Verpfändung, Vererbung ſeines Lehens, die Succeſſion der Wei— 
ber zu geſtatten, die Fideicommiß-Succeſſionsordnung auch für das 
Lehen gültig zu erkennen u. ſ. w. 


II. Abſchnitt. 


Von den Nechten und Pflichten des Vaſallen. 
292. 


Bey der Wechſelſeitigkeit des aus dem Lehenvertrage hervortre— 
tenden Rechtsverhältniſſes ſind die Rechte und Pflichten des Vaſallen 
wohl großentheils durch die Rechte und Pflichten des Lehenherrn 
bedingt und mit dieſen corelativ, da jedoch insbeſondere rückſicht— 
lich des dem erſteren zuſtehenden Nutzeigenthumes ſo manche ſin— 
guläre Modalitäten zu berückſichtigen kommen, iſt es dann auch, 
der mehreren Deutlichkeit wegen, nothwendig von denſelben hier 
insbeſonders zu handeln und ſonach in dieſem Abſchnitte 

1) die Rechte, dann 

2) die Pflichten des Vaſallen einer näheren Erörterung 
zu unterziehen. 
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IJ. Capit el. 
Von den Rechten des Vaſallen. 
293. 


Die Rechte des Vaſallen, deren Inbegriff die Lehengerech— 
tigkeit genannt wird, theilen ſich nach der Natur des Lehenver— 
trages in ſolche, welche 

A) aus der Lehentreue, rückſichtlich dem von dem Lehen— 
herrn ihm zugeſicherten Schutze, der ſogenannten Protection, dann 

B) aus dem ihm zuſtändigen Nutzungseigenthume ent- 
ſpringen. 


A) Nechte des Vaſallen aus der Lehentreue. 
294. 


Die Rechte, welche dem Vaſallen aus der beſonderen Lehen— 
treue oder eigentlich der ihm gebührenden Protection des Lehen— 
herrn zukommen, fallen eben aus dem Grunde der Wechſelſeitig— 
keit der Lehentreue mit den dießfälligen Pflichten des Lehenherrn, 
deren in dem $. 290 erwähnt worden iſt, zuſammen. 

So wichtig dieſe Rechte in der Vorzeit für jeden Vaſallen 
waren, fo beſchränkt ſich deren Werth in der Gegenwart nur dar— 
auf, von dem Lehenherrn zu verlangen, daß er ihm in dem äußer— 
ſten Nothfalle, in welchem auch derzeit noch die Selbſthülfe nach 
dem Geſetze geſtattet iſt, perſönlichen Schutz und Hülfe gewähren, 
auch ihm weder an ſeinem Leben noch ſeiner Ehre oder ſeinem Ei— 
genthume einen vorſätzlichen und widerrechtlichen Schaden zufüge. 

Von dem hieraus abgeleiteten Rechte des Vaſallen, von dem 
Lehenherrn zu verlangen, daß er ihm alle in ſeinem Lehenarchive 
vorhandenen Beweismittel und Urkunden in dem Falle mittheile, 
wenn das Lehengut oder Theile desſelben von einem Dritten in 

Anſpruch genommen werden, wurde ebenfalls bereits oben ge— 
handelt, worauf ſich daher vorliegend berufen werden muß. 
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B) Rechte des Vaſallen aus dem Lehen⸗Nutzungs⸗ 
eigenthume. 


295. 


Die Vaſall erhält durch den Lehenvertrag rückſichtlich durch die 
Belehnung das Nutzeigenthum des Lehenobjectes und ſomit alle 
Rechte, die nach der Beſtimmung des allg. bürg. Geſetzbuches 
überhaupt dem Nutzungseigenthümer zuſtehen, mit der einzigen 
Beſchränkung, welche aus dem Lehenverhältniſſe hervortritt. 

Die weſentlichſten Momente, welche in dieſer Hinſicht ſich 
aufnöthigen, ſind gelegen 

I. in dem Proprietätsrechte und 

II. in dem Rechte aufdie Früchte und den Zuwachs. 


I. Proprietätsrecht des Vaſallen. 
296. 


In dem Rechtsbegriffe: Nutzungseigenthum iſt es gelegen, daß 
der Nutzungseigenthümer auch einen Antheil an dem Rechte auf die 
Subſtanz d. i. an dem Proprietätsrechte “) habe, und er in Bezug auf 
letzteres nur in der Art beſchränkt iſt, daß ihm kein Recht zuſteht, mit 
ſeinemAntheile an dem Proprietätsrechte irgend etwas zu unterz 
nehmen, wodurch er mit dem dem Obereigenthümer zuſtehenden 
Antheile dieſes Rechtes in eine Colliſion oder in einen Widerſpruch 
gerathen würde ). 

Da nun das Proprietätsrecht an ſich das Recht iſt, mit 
ſeinem Eigenthume und rückſichtlich mit der Subſtanz ſowohl, 
als den Nutzungen einer Sache nach Willkühr zu verfügen ), fo 
fragt es ſich, in wie ferne der Vaſall vor der Hand mit alleini— 
ger Rückſicht auf die Subſtanz ein derley Verfügungsrecht beſitze. 

Dieſe Frage löſet ſich in die folgenden Theilglieder auf, und 
zwar 1 
1. Deteriorirung, Meliorirung und Begebung 
des Lehens. 

2) Veräußerung und 

3) Verpfändung des Lehengutes. 
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4) Conſtituirung eines Afterlehens. 
5) Letztwillige Verfügung; endlich 
6) Sicherſtellung des lehenbaren Nutzeigenthumes. 


) F. 357 b. G. B. 
2) $$. 363, 364, und 1127 b. G. B. 
) $$. 362 und 363 b. G. B. 
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1. Deteriorirung, Meliorirung und Begebung des 
Lehengutes. 


Der Vaſall iſt als ein unvollſtändiger Eigenthümer nicht 
nur durch den dem Lehenherrn als Obereigenthümer zuſtehenden 
Antheil an dem Proprietätsrechte, ſondern noch insbeſonders durch 
die bey der Belehnung übernommene Haftungspflicht und den 
hierauf ausgeſtellten Revers beſchränkt, ſomit vertragsmäßig ver— 
pflichtet, die ihm in das Nutzeigenthum übergebene Sache in 
jenem Zuſtande zu erhalten, in welchem ſie ihm überlaſſen wor— 
den iſt. 

Jede Handlung und Unterlaſſung des Vaſallen, durch wel— 
che die Subſtan z des Lehengutes angegriffen und der Ruin 
oder die Deterio rir ungdesſelben bewerkſtelliget würde, iſt dem— 
nach als eine rechts- und vertragswidrige Handlung oder Un— 
terlaſſung zu erkennen, rückſichtlich welcher dem Lehenherrn das 
Recht zukommt, ſolche nicht nur zu verhindern, wenn er zur 
Zeit hiervon Kenntniß erlanget, ſondern auch, iſt letzteres 
nicht der Fall, die Zurückſetzung in den vorigen Zuſtand oder 
volle Schadloshaltung zu verlangen. 

In dieſer Hinſicht verordnet das n. ö. Regierungs-Circulare 
vom 29. Mai 1788: „Da ungehindert der den Lehensvaſallen ob— 
„liegenden Pflichten, an den Lehen, welche ſie beſitzen, zum Nach— 
„theile der Lehensobrigkeit und auch der Lehenanwärter nichts zu 
„entziehen, zu veräußern, merklich zu verändern oder zu verder— 
„ben, dennoch mehrmahl dergleichen Anmaßungen wahrgenommen 
„worden ſind; ſo werden hiemit auf a. h. Verordnung zur mehre— 
„ren Sicherſtellung und Erhaltung I. f. Lehen alle jene, welche 
„dergleichen Lehen beſitzen, hiemit gewarnet, von den dazu gehö— 
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„rigen Stücken und Gülten ohne vorläufig den höchſtlehenherr— 
„lichen Conſens hierüber mittelſt umſtändlicher Anführung der ei— 
„gentlichen Beſchaffenheit der Sache angeſucht und erhalten zu ha— 
„ben, nichts zu veräußern, weder weſentlich zu verändern, oder 
„ſonſt zu Grunde gehen zu laſſen, da im widrigen Falle dieſelben 
„oder ihre Erben ſich die Verlegenheit allerdings ſelbſt zuzuſchrei— 
„ben haben würden, ſin welche fie, es ſey ſchon über lang oder kurz, 
„durch die Wiederherbeyſchaffung der Abgänge und vollſtändigen Er— 
„ſatz des verurſachten Schadens gerathen möchten.“ 

Iſt das Lehen ganz oder theilweiſe durch einen Zufall zu 
Grunde gegangen, oder deteriorirt worden, ſo entſcheidet der alte 
Rechtsgrundſatz: casus nocet domino, es kann daher dieſe 
Zerſtörung oder Verſchlimmerung der Subſtanz nicht dem Vaſallen 
zugerechnet werden, immerhin liegt jedoch dem letzteren ob, den 
Beweis hierüber zu liefern, da der Zufall eine Thatſache voraus— 
ſetzt, die von demjenigen, der ſie für ſich geltend machen will, 
gerichtsordnungsmäßig conſtatirt ſeyn muß. ö 

Hiebey kömmt ferner zu bemerken, daß nur einrein er Zu— 
fall von der Erſatzpflicht befreye, kann daher der Lehenherr den 
Beweis liefern, daß der Vaſall dieſen Zufall durch ſeine Hand— 
lung oder Unterlaſſung ſchuldbar herbeygeführt habe, ſo würde der 
letztere hiefür ohne weiters zu haften haben. 

Dagegen hat der Vaſall das unbeſtrittene Recht, das Lehen— 
gut zumelioriren, ſonach ſelbſt mit der Subſtanz ſolche Ver— 
änderungen vorzunehmen, wodurch dieſelbe, wenn gleich in einer 
veränderten Form erhalten, einen größeren oder mehr geſicherten 
Ertrag der jährlichen Früchte abwirft. 

Der Lehentert II. F. 8 S. 1 drückt ſich dießfällig in den 
Worten aus: „— meliorem namque conditionem feudi facere 
potest, deteriorem vero sine domini voluntate vel eorum ag- 
natorum, ad quos per successionem pertinet, facere non pot- 
est.“ 

Das dem Vaſallen mit einem Antheile zuſtehende Proprietäts— 
recht äußert ſich daher allerdings darin, daß er berechtiget iſt, 
auf dem Lehengute Häuſer zu erbauen, Keller zu graben, öde 
Gründe urbar zu machen, eine Sumpfwieſe durch Anlegung von 
Waſſergräben, Teichen u. ſ. w. trocken zu legen, überhaupt ſolche 
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Veränderungen vorzunehmen, wodurch der gemeine Werth des Le— 
hengutes nicht vermindert, wohl aber erhöht wird. Wird das Vor— 
handenſeyn einer Melioration von dem Lehenherrn beſtritten, ſo 
muß der Vaſall den erforderlichen Beweis herſtellen, da auch die 
Melioration in einer Thatſache bedingt iſt, dieſe Handlung aber 
von dem Vaſallen vertreten werden muß. 

On allen jenen Fällen, in welchen die Melioration als zwei— 
felhaft ſich darſtellen könnte, z. B. wenn Wälder ausgehauen und 
in Wieſen oder Acker umgeſtaltet werden wollen, ein Fiſchteich 
trocken gelegt, Canäle erbaut werden u. ſ. w., wird es die Vor— 
ſicht erheiſchen, daß der Vaſall vorläufig die Einwilligung des Le— 
henherrn nachſuche, um nicht künftig wegen beſtrittener Meliora— 
tion in Streitigkeiten zu gerathen. 
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Aus den ſo eben angeführten Gründen iſt der Vaſall nicht 
berechtiget, ſich des Lehens ſtillſchweigend zu begeben, d. i. 
ſich um die Erhaltung des Objectes, ſeiner Subſtanz und deſſen 
Ertragsfähigkeit gar nicht zu bekümmern, indem er hiedurch ſeiner 
ausdrücklichen Vertragspflicht gerade zuwider handeln würde. 
Will dagegen des Lehens ſich ausdrücklich begeben wer— 
den, ſo muß rückſichtlich der Zuläſſigkeit zwiſchen der unbeding— 
ten Refutation (refutatio simplex) und jener zu Gunſten 
. eines Dritten (in favorem tertii) unterſchieden werden. 

a) Die einfache unbedingteLehenrefutation, durch 
welche ſich gegen unbedingte Rückſtellung des ganzen Lehenobjec— 
tes von der Lehenverbindung mit dem Lehenherrn losgeſagt wird, 
iſt dem Vaſallen in der Regel geſtattet, und auch ohne Einwilli⸗ 
gung des Lehenherrn gültig, indem dieſe Refutation nur ein 
Ausfluß des dem Vaſallen gebührenden Antheils des Proprietäts— 
rechtes und der hieraus fließenden Befugniß iſt, ſein Eigenthum 
auch aufzugeben. II. F. 38 heißt es: „Et si voluerit unius solius 
partem refutare, aliis sibi reservatis, hoc facere poterit, quia 
vasallus etiam sine domini voluntate recte feudum refutare 
potest: post refutationem ad serviendum non tenetur — —.“ 

Eine ſolche Refutation iſt jedoch nur unter der Bedin— 
gung gültig, daß: 

II. 5 
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1) Das ganze Lehen, welches einen und denſelben Le— 
henkörper bildet, refutirt werde. Die obige Lehenſtelle verſteht 
unter dem Ausdrucke: unius solius partem immerhin ein für ſich 
beſtehendes ganzes Lehen und ſetzt den Fall voraus, daß der Vaſall 
mehrere derley Lehenkörper entweder von einem oder mehreren Le— 
henherren beſitze, und entſcheidet ſonach, daß der Vaſall, welcher 
einen Lehenkörper, d. i. einen Theil feines ganzen Lehenkigenthu— 
mes refutirt, die übrigen Lehenkörper, von demſelben oder von an— 
deren Lehenherren herrührend, demungeachtet für ſich behalten könne. 

Die Zuläſſigkeit der Refutation eines Theiles von einem und 
demſelben Lehenkörper würde insbeſonders in Oſtreich gegen das 
Verboth der eigenmächtigen Zerſtückung eines Lehens ſowohl, als 
jeden Dominical- oder Ruſtical-Körpers verſtoßen, zugleich dem 
Lehenherrn offenbar zum Nachtheil gereichen, da der Vaſall den 
beſten und fruchtbringendſten Theil des Lehens ſich zurückbehalten 
und den ſchlechten oder mit Laſten verbundenen Theil refutiren würde, 
welche Beſchädigung ſich der Lehenherr um ſo weniger gefallen 
laſſen dürfte, als es ein weſentlicher Grundſatz iſt, daß die Refu— 
tation nicht zum Nachtheile des Lehenherrn Platz greifen oll. Hie— 
mit im Zuſammenhange ſteht daher 

2) die weitere Bedingung: daß die Refutation mit kei— 
ner Gefährde des Lehenherrn verbunden ſeyn darf, 
d. i. ſie darf nicht zur Unzeit, nicht betrügeriſcher Weiſe oder auf 
eine unordentliche Art u. ſ. w. geſchehen, endlich kein beſonderer 
Vertrag die Lehenaufkündung verbiethen. 

Sie wäre zur Unzeit, wenn dem Lehenherrn wegen dro— 
hender oder ſchon wirklicher Gefahr die Lehendienſte am nothwen— 
digſten wären; ſie wäre betrügeriſch, wenn der Lehenherr un— 
mittelbar hierauf überfallen und das von dem früheren Vaſallen 
beſeſſene Lehen als ein Allod erobert werden wollte; in dieſe Ka— 
thegorie würde auch der oben berührte Fall gehören, wenn der 
Vaſall den beſſeren Theil für ſich behalten und den ſchlechten auf— 
künden dürfte; ſie wäre endlich unordentlich, wenn ſie nicht 
ſchriftlich ſondern mündlich erfolgte ). 

Durch eine ſolche Refutation konnte jedoch den Anwär— 
tern kein Nachtheil zugefügt werden, es durfte daher das vefu= . 
tirte Lehen von dem Lehenherrn nur fo lange beſeſſen und genoſſen 
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werden, als der refutirende Vaſall lebte, nach deſſen Tod trat das 
Recht der Lehennachfolger ein, welche das Lehen zu revociren be— 
rechtiget blieben; eben fo wenig konnte hiedurch den Sammtbe— 
lehnten ein Nachtheil zugefügt werden. 

Da endlich die Refutation als eine Art der Veräußerung 
ſich characteriſirt, fo muß der refutirende Vaſall sui juris, voll: 
jährig ſeyn, oder hiebey durch die Vormundſchaft vertreten werden. 

b) Bey der Refutation, die zu Gunſten eines 
Dritten erfolgt, kömmt zu unterſcheiden 

1) ob dieſer Dritte ein Fremder, d. i. ein folder iſt, der 
kein Glied der im Beſitze des Lehens befindlichen vaſallitiſchen Fa— 
milie bildet, oder ’ 

2) ob er ein Mitglied diefer vaſallitiſchen Fa— 
milie iſt, ſomit ihm ohnedieß ein Succeſſionsrecht auf das refu— 
tirte Lehen zuſtehe: 

Zu 1) Zur Gültigkeit einer Lehenrefutation zu Gunſten ei— 
nes dritten Fremden zur Succeſſion nicht berufenen Indivi— 
duums wird die Einwilligung nicht nur des Lehenherrn, ſondern auch 
aller zur Succeſſion berufenen ſchon lebenden Agnaten, dann des 
für die künftige vaſallitiſche Nachkommenſchaft aufzuſtellenden 
Poſteritäts-Curators erfordert. Die Einwilligung des Lehenherrn 
wird erfordert, weil ihm wider ſeinen Willen ein dritter fremder 
Vaſall nicht aufgenöthiget werden kann, die Einwilligung der le— 
benden Agnaten iſt nothwendig, weil ihnen durch die einſeitige 
Handlung des Lehenbeſitzers ihr durch die Geburt ſchon erworbenes 
Recht, in das Lehen ex pacto et providentia majorum zu fucce- 
diren, nicht benommen werden kann; die Einwilligung des Poſte— 
ritäts-Curators endlich muß hinzutreten, weil der von dem erſten Er— 
werber geſchloſſene Lehenvertrag nicht bloß auf die zu einer Zeit 
wirklich lebenden Familienglieder ſeine Rechtskraft beſchränkt, ſon— 
dern ſolche auf alle möglichen Nachfolger aus der Familie des erſten 
Erwerbers ohne Beſchränkung auf eine beſtimmte Zeit ſich ausdehnet, 
ſomit bey einem ſolchen Refutationsvertrage auch die mögliche 
Poſterität der belehnten Familie vertreten werden muß. 

Wird jedoch 

zu 2) die Refutation zu Gunſten eines Lehenfolgers 
aus derſelben vaſallitiſchen Familie gemacht, jo bedarf es zur Gül— 
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tigkeit derſelben nur der Einwilligung derjenigen Agnaten, die hie— 
durch ihr näheres vor dem Begünſtigten ihnen zuſtehendes Succeſ— 
ſions- und Eintrittsrecht verlieren ſollen; — wobey es ſich von 
ſelbſt verſteht, daß, wenn der Begünſtigte einer entfernteren 
Linie angehört, in der Linie des Refutanten oder in einer anderen 
näheren Linie noch eine Nachkommenſchaft möglicherweiſe erwar— 
tet werden kann, für letztere der aufzuſtellende Poſteritäts-Curator 
gleichfalls um ſeine Einwilligung vernommen werden muß, widri— 
gens diejenigen ſpäter gebornen Agnate n, rückſichtlich welcher eine 
ſolche Vertretung und Einwilligung nicht bewieſen werden kann, 
das Lehen für ſich zu revociren berechtiget wären. 

Die Frage: ob die Gläubiger des Vaſallen, der 
fein Lehen refutirt, hiezu einwilligen müſſen? — 
war in früherer Zeit ſtreitig, für die Gegenwart kann kein Zwei— 
fel obwalten, daß es der Einwilligung derſelben nicht bedarf, da 
kein Lehen ohne Genehmigung des Lehenherrn und der nächſten 
Agnaten rechtsgültig verſchuldet werden kann, die Allodialſchul— 
den des Vaſallen das Lehen gar nicht afficiren, und die con— 
ſentirten und auf dem Lehengute bücherlich einverleibten Schulden 
auch auf den Beſitznachfolger, inſoferne er in die Onerirung willig— 
te, übergehen, endlich für die Gläubiger nicht weiter geſorgt wird, 
als das ihnen zuſtehende dingliche Recht es erfordert. 

Eine Lehenrefutation wider den Willen des Vaſallen ift 
nicht denkbar, inſoferne daher der Lehenherr aus beſonderen Grün— 
den berechtiget wird, dem Vaſallen gegen deſſen Willen das Lehen 
aufzukünden, tritt eine Art der Felonie ein, oder muß ein beſon— 
derer Vertrag den Rechtfertigungsgrund hiezu darbiethen. 


) Auf die unrechtmäßige und betrügeriſche Aufkündung des Lehens 
waren in der goldenen Bulle Kaiſer Carls IV. viererley Strafen 
geſetzt: a) der Verluſt des Lehens zb) ein ehrloſer Nahme zo) die Reichs⸗ 
acht, und d) die Unfähigkeit ein dergleichen Lehengut wieder zu er— 
werben. 


299. N 
2. Veräußerung des Lehens. 


Die Veräußerung überhaupt unterſcheidet ſich nach dem juri— 
ſtiſchen Sprachgebrauche in eine Veräußerung im ſtrengen 
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Sinne des Wortes, d. i. eine ſolche, wodurch das nutzbare Eigen: 
thum ſelbſt an einen Dritten entweder entgeldlich oder unentgeld— 
lich abgetreten wird; dann in eine Veräußerung im weite— 
ren Sinne, d. i. jene Handlung des Vaſallen, durch welche das 
Nutzungseigenthum bloß mit einem dinglichen Rechte z. B. einem 
Pfandrechte, einer Servitut beſchwert wird. Hier wird nur von 
der Veräußerung im ſtrengen Sinne des Wortes gehandelt. 

Die Frage über die Veräußerlichkeit der Lehen kann erſt von 
jenem Momente angefangen zur Sprache kommen, als die Lehen 
erblich zu werden anfingen, da in der erſten Epoche des Leheninſti— 
tutes die Lehen nur der Perſon verliehen waren, welche auf keinen 
Fall ein Veräußerungsrecht hatte. 

Nach der Einführung der Erblichkeit der Lehen ſchlich ſich der 
Gebrauch ein, wornach die Vaſallen in dringender Noth eigen 
Theil des Lehens verdußerten ). Allein durch die Verordnungen 
Kaiſer Lothars II. und Friedrich I. wurde jede Veräußerung eines 
Lehens ohne Unterſchied verbothen, es wäre denn, daß der Le— 
henherr und die Intereſſenten hiezu eingewilliget haben. 

II. F. 52: „— — ha edietali lege in omne aevum Deo 
propitio valitura decernimus: nemini licere beneficia quae a 
suis senioribus habent, sine ipsorum permissione distrahere 
vel aliquod comercium adversus tenorem nostrae constitutio- 
nis exeogitare, per quod imperii vel dominorum minuatur uti- 
litas.“ 

II. F. 55: „ — hac edictali Deo propitio perpetuo valitu- 
ra lege sancimus: ut nulli liceat feudum totum vel partem ali- 
quam vendere vel pignorare vel quocunque modo distrahere 
seu alienare, velpro anima judicare sine permissione illius 
domini, ad quem feudum spectare dignoscitur. Unde Impera- 
tor Lotharius tantum in futurum praecavens ne fieret , legem 
promulgavit. Nos autem ad pleniorem regni utilitatem provi- 
dentes, non solum in posterum sed etiam huiusmodi aliena- 
tiones illicitas hactenus perpetratas, hac praesenti sanctione 
cassamus et in irritum deducimus, nullius temporis praescrip- 
tione impediente: quia quod ab initio de jure non valuit, trac- 
tu temporis convalescere non debet: emptori honae fidei ex 
empto actinoe de pretio contra venditorem competente. Calli- 
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dis insuper machinationibus quorundam obviantes, qui pretio 
accepto quasi sub colore investiturae quam sibi licere dicunt 
feudum vendunt et in alias transferunt ne tale ſigmentum vel 
aliud ulterius in fraudem huius nostrae constitutionis excogi- 
tetur modis omnibus prohibemus: poena autoritate nostra 
imminente, utvenditoret emptor, quitam illieitas alienationes 
reperti fuerint contraxisse feudum amittant, et ad dominum 
libere revertatur. Scriba vero, qui hoc instrumentum sciens 
conscripserit, post amissionem) officii cum infamiae periculo 
manum amittat.“ 

Daß hierin nur von der Veräußerung im ſtrengen Sinne 
des Wortes die Rede iſt, geht aus dem Lehentexte II. F. 42 her— 
vor, wo es heißt: „— et quod dieitur de venditione idem est 
in omnibus atendttohibun. x 

Auf die Grundlage diefer ſtrengen geheggeſehe dringen ſich die 
weiteren Fragen auf: 

1) ob, und welche Ausnahmen gegendieſe Stren— 
ge beſtehen? 

2) unter welchen Bedingungen ſelbſt in [den 
Ausnahmsfällen eine Veräußerung des] Lehens 
Statt finden kann? 

3) welche Rechte dem Lehenherrn und den Lehen— 
folgern im Falle einer von dem Vaſallen vorge— 
nommenen Veräußerung zuſtehen? 

) Siehe I. F, 13, II. F. 9, proem, II. F. 34. II. F. 44. 


300. 
Ausnahmen. 


Von dem Grundſatze, daß kein Lehen veräußert werden darf, 
gibt es folgende Ausnahmen und zwar 

a) die veräußerlichen Lehen; 

b) die öſtreichiſchen alt l. f. Lehen oder ſogenannten 
Gnadenlehen; 

c) wenn die Veräußerung an ein Mi tglied der im 
Beſitze des Lehens befindlichen vaſallitiſchen Fa milie erfolgt. 
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301. 
a) Veräußerliche Lehen. 


Die Unveräußerlichkeit iſt eine natürliche Eigenſchaft der Le— 
hen; allein eben aus dieſem Grunde ſteht es in der Macht der 
Compaciscenten d. i. des Lehenſtifters oder Lehenherrn und des 
erſten Erwerbers, dieſe Eigenſchaft durch den Lehenvertrag be— 
liebig zu modificiren, und ſonach das Übereinkommen zu treffen, 
daß das Lehen von jedem Beſitzer nach Willkühr veräußert werden 
könne. 

Die Lehentexte ſprechen ſich in dieſer Beziehung folgender— 
maßen aus: II. F. 26. §. 23. „— Feudum ea lege datum, ut 
ipse et haeredes sui masculi et femininae et cui dederit, ha- 
beant — —.“ 

II. F. 48. „Si quis ea lege alicui feudum dederit, ut ipse 
et sui haeredes et cui ipse dederit habeant. Respondeo iste 
qui sic accepit, poterit id vendere vel donare vel aliter si si- 
bi placuerit etiam sine voluntate domini alienare: et ille etiam 
cui datum fuerit non habebit ipsum pro feudo nisi sicut ei 
datum fuerit. Sed qualitercunque ei datum fuerit sive ad pro- 
prium sive ad libellum, licet propriam feudi naturam non ha- 
beat, jure tamen feudi censebitur ut exhis causis ipsum amit- 
tat quibus et verum feudum. Ubi ergo sic datum est feudum 
et cui in feudum dederis, aliud est, et propriam feudi naturam 
habet. 

Derley Lehen, welche ſchon mit dem Veräußerungsrechte dem 
Vaſallen verliehen werden, heißen veräußerliche Lehen 
(feudum alienabile), fie unterſcheiden ſich jedoch weſentlich von den 
Beutellehen, da ſie in allen übrigen Beziehungen die Natur eines 
eigentlichen d. i. Ritterlehens an ſich haben; — aus welchem 
Grunde auch von der ihnen zukommenden Ausnahme ihrer Ver— 
äußerlichkeit nicht etwa auf weitere Abweichungen eine Schlußfol— 
ge gezogen werden kann. 

Da die geſetzliche Vermuthung jederzeit für das Vorhanden— 
ſeyn aller natürlichen Eigenſchaften ſtreitet, ſo muß die veräußer— 
liche Eigenſchaft jederzeit ſtrenge erwieſen, und dieſer Beweis für 
jede weiter behauptete Abweichung geliefert werden. 
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Will daher ein Lehen an einen Lehenbeſitzunfähigen ver: 
äußert werden, ſo wird gefordert, daß nicht nur die Veräußerlich— 
keit des Lehens überhaupt, ſondern auch der beſondere Umſtand 
bewieſen werde, daß die Veräußerung auch an einen ſubjectiv 
Beſitzunfähigen Platz greifen könne, indem widrigens auch veräu— 
ßerliche Lehen nur an ſolche Individuen verkauft werden können, 
welche nach dem ſtrengen Lehenrechte fähig ſind, ein Ritterlehen 
zu erwerben. 

Der geforderte Beweis der Veräußerlichkeit wird nun vor— 
zugsweiſe durch den Lehenvertrag ſelbſt geliefert, und wenn hierin 
keine Erkenntnißquelle gelegen wäre, muß auf die beſonderen Ver— 
ordnungen und die Obſervanz des Lehenhofes Rückſicht genommen 
werden, wornach auch jenes Lehen als ein veräußerliches zu er— 
kennen iſt, welches von den Vaſallen und Beſitzern von jeher ver— 
äußert worden iſt, und rückſichtlich deſſen der Lehenherr niemahls 
einen Anſtand genommen hat, den ihm angezeigten Käufer mit 
dem erkauften Lehen zu belehnen ). 


) So war es z. B. bey dem fürſtlich Salzburg'ſchen Lehenhofe 
eine alte Obſervanz, die Lehen in der Regel als veräußerliche zu 
behandeln. So iſt z. B. in Steyer mark ein eigenes l. f. Lehens— 
Urbar errichtet, in welchem allein die unveräußerlichen l. f. Lehen 
verzeichnet find, alle übrigen l. f. Lehen werden als veräußerliche 
erkannt. Dieſe Veräußerlichkeit wurde in dem Privilegium des König 
Rudolph vom 19, Februar 1277 beſtätiget, durch jenes des Herzog 
Albrecht vom Nikolaytag 1339, durch diedehensinſtruetion des Erzher— 
zog! Carl vom 28. Jänner 1567, erneuert vom E. H. Ferdinand am 
letzten May 1597. Kaiſer Ferdinand III. vom 14. März 1642, Le⸗ 
hengenerale mit Zuſätzen publizirt am 22. Auguſt 1646. — Dann 
die Lehengenerale Kaiſer Leopold I. vom 11. April 1668 und Kai- 
ſer Carl VI. vom 27. Juny 1733 anerkannt. Mit den Hofkanzley— 
verordnungen vom 28. April, kundgemacht mit Gubernial-Currende 
vom 14. May 1788, dann vom 10. December 1801, Gubernial: 
Curr. vom 9. Jänner 1802 — vom 23.][November 1815, 3. 3604 
und 13. Februar 1823, Z. 4296 wurde jedoch in jedem Veräuße— 
rungsfalle die Erwirkung des Conſenſes von Seite des l. f. Le— 
henhofes zur Bedingung gemacht, welcher jedoch bey den veräu⸗ 
ßerlichen Lehen ohne wichtiger Gründe nicht verweigert wird. 
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302. 
b) Öftreichifche alt l. f. Gnadenlehen. 


Die ſogenannten Lehengnaden in Oſtreich ») find eine be— 
ſondere Begünſtigung, welche den beyden oberen Ständen des Erz— 
herzogthums Oſtreich ob und unter der Enns, jedoch nur in Bezug 
auf die l. f. unmittelbaren Lehen, ertheilt worden ſind. 

Wie dieſe Lehengnaden entſtanden und ſich ausbildeten, ge— 
hört der Geſchichte an, in welcher Hinſicht in den $$. 17 bis 26 
das Nöthige erwähnet worden iſt. 

Zu Folge dieſer Lehengnaden iſt der Beſitzer eines alt l. f. 
unmittelbaren Lehens, inſoferne dasſelbe noch mit der Lehengnade 
beſeſſen wird, berechtiget, ſolches willkührlich jedoch nur an eine le— 
henfähige Perſon zu veräußern, er bedarf hiezu keines landesfürſt— 
lichen rückſichtlich lehenherrlichen Alienations-Conſenſes, nur iſt 
der Vaſall als Verkäufer in Gemäßheit des n. ö. Regierungs- 
Circulars vom 26. May 1819. c. 1. verpflichtet: „die Anzeige über 
„die Perſon des Käufers, damit kein Lehenunfähiger zum Be— 
„ſitze gelange, an die Lehenſtube zu erſtatten, und iſt die Bey— 
„bringung des Beſcheides über dieſe Anzeige zur Beſitzanſchrei— 
„bung des Käufers erforderlich.“ 

Aber auch bey dieſen Gnadenlehen war es eine Bedingung 
der Veräußerlichkeit, daß ſie nicht etwa am Heimfalle ſtehen, ſo 
wie die von geiſtlichen phyſiſchen oder moraliſchen Perſonen beſeſſe— 
nen alt l. f. Lehen, dann die Stammlehen, von der Lehengnade aus— 
geſchloſſen waren; ebenſo war es endlich Grundſatz, daß alle Lehen, 
welche von dem Landesfürſten aus Gnade, d. i. unentgeldlich neu 
verliehen worden ſind, der Lehengnade nicht theilhaft gegeben wur— 
den, in welcher Hinſicht die Reſolution Kaiſer Ferdinand I. vom, 
16. October 1542 ſich in den Worten ausdrückt: „— — daß Wir 
„die Gnadenlehen, die Wir fürohin leichen werden, dermaſſen ver— 
„leihen wollen, daß ſie bemelte Begnadigung nicht fähig oder dar— 
„in begriffen ſeyn, ſondern nach rechter Art und Natur der Rit— 
„termäſſigen Mannlehen nach Ordnung der gemeinen Nr 
„nen Lehenrecht geliehen follen werden.“ 

(Sieh Cod. Aust. P. I. pag. 778.) 
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Die Leichtigkeit, mit welcher bei dem Mangel des Landtafel— 
inſtitutes in der Vorzeit die l. f. Lehen, welche der Gnade theilhaf— 
tig waren, in ein allodigles Eigenthum verwandelt wurden, mod) . 
te auch der Grund geweſen ſeyn, warum man mit dem Beginne 
des 18. Jahrhunderts viele heimgefallene Gnadenlehen nicht mehr 
mit der Gnade verlieh, ja mit dem Reſcripte Kaiſer Carls VI. vom 
2. Jänner 1715 ſchon verordnet worden iſt, daß die Lehengnaden 
ſich auf die neuerlich verliehen werdenden Lehen nicht mehr ausdehnen 
ſollen; wornach ferner Kaiſerinn Maria Thereſia unterm 27. Auguſt 
1762 befahl: „daß die n. ö. Regierung nicht allein in den Fällen 
„wo ad alienandum und testandum der höchſte Conſens nöthig 
„iſt, ſondern auch in jenen Fällen, da die Töchter oder nächſten 
„Freunde der Succeſſion nach zur Lehenfolge zu gelangen haben, 
„(ſomit es ſich um die Succeſſion nach der Lehengnade handelt )j, die 
„Anzeige nach Hof erſtatten und gewärtigen ſoll: ob Allerhöchſt— 
„dieſelben ſich nicht des in der Lehengnade geſche— 
„henden Vorbehalts gebrauchen wollen )“. 

Die weitere Weiſung vom 16. April 1763 beftimmte: „— daß 
„in künftigen Fällen die alten Lehengnaden auf neu begebende Le— 
„hen ohne Allerhöchſtihre beſondere Verwilligung nicht erſtrecket, 
„ſondern zuförderſt darüber jedesmahl die Anzeige erſtattet werden 
„oll. 

So wurde ferner unterm 1. Juny 1808 der Grundſatz aus— 
geſprochen: „daß keinem neuen Lehenacquirenden (wo nähmlich 
„eine vollkommen neue mit den früheren Inveſtituren in keiner 
„Verbindung ſtehende Belehnung Platz greift) mehr die alte Le— 
„hengnade zu Theil werden dürfe.“ 

Mit ausdrücklicher Beziehung auf obige a. h. Entſchließung 
wurde ſonach mit dem Hofkammer-Decrete vom 17. März 1818, 
Regg. Z. 13,082 verordnet: „daß nach der Hofentſcheidung vom 
„16. April 1763 in keinem Veränderungsfalle eines neuen Lehens 
„auf den Erwerber desſelben die alte Lehengnade von ſelbſt überge— 
„hen könnte, ſondern daß es zur Wiedererlangung dieſes Vorzu— 
„ges ausdrücklich der a. h. Genehmigung bedürfe.“ 

Bey dieſer Gelegenheit wurde zugleich von Seite des Lehen— 
hofes gerügt, daß die obige a. h. Reſolution nicht gehörig in Er: 
füllung gebracht, ſondern dem a. h. Lehenherrn der dießfäͤllige 
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den Lehenleuten gewährte, nicht in den Geſetzen, ſondern bloß auf 
die Übung geſtützte Vorzug des Lehengnadengenuſſes zur Laſt 
gelegt worden wäre ). 

tach diefen geſetzlichen Beſtimmungen ſtreitet für den Be— 
ftand der Lehengnade der alt l. f. Lehen keine geſetzliche Vermu— 
thung mehr, ſondern es gilt die allgemeine Regel, daß die Lehen 
ohne der Lehengnade verliehen worden ſind. Jeder, welcher dem— 
nach die Lehengnade für ſich behaupten will, muß den Beweis lie— 
fern, daß entweder ſein Lehen noch in derſelben Familie ununter— 
brochen ſich befinde, als es ſich zur Zeit befunden hat, da die letzte 
allgemeine Lehengnade ertheilt worden iſt, oder daß ſeiner Familie 
und rückſichtlich dem erſten Lehenerwerber das Lehen ausdrücklich 
mit der Gnade verliehen worden iſt. 

Dieſe Beweisführung kann um ſo weniger einem Zweifel un— 
terliegen, als ſchon in jedem Lehenbriefe deutlich ausgedrückt ſeyn 
muß, ob das Lehen mit oder ohne der Gnade beſeſſen und genoſſen 
wird, da das n. ö. Regg. Circ. vom 26. May 1819 (ob d. ennſ. 
Reggs. Circ. vom 22. May 1819) verordnet: a) 2. „Das Vor: 
„handenſeyn oder der Abgang der Lehengnade, als eines bloß per— 
„ſonlichen Rechtes, iſt in der Landtafel bey dem titulus possidendi 
„unter der Rubrik des jedesmahligen Beſitzers mit dem Ausdrucke: 
„mit —oder —ohne Lehensgnade einzuſchalten.“ 


) Ahnliche Lehengnaden beſtehen auch für andere Provinzen, wie 
z. B. für Tyrol zu Folge Patents vom 25. May 1518. 

2) So lautet das III. Lehengnaden-Patent Kaiſ. Mapimilian JI. vom 
10. December 1568 „— doch behalten Wir Unsund Unſeren 
„Eaif. Leibes-Erben und Nachkommen bevor die Verleihung der 
„künftigen fälligen Lehen mit oder ohne der Lehensgnad 
„nach Gelegenheit derſelbigen Fälligkeiten und nach Unſerm oder 
„Unſerer Erben und Nachkommen gnädigſten Gefallen zu thun.“ 
Sieh Cod. Aust. P. I. pag. 765 — Einen gleichen Vorbehalt 
enthält das Pat. Kaiſer Marmilian II. vom 10. December 1570. Sieh 
Cod. Aust. P. I. pag. 766, dann jenes Kaiſer Rudolph II. vom 
20. July 1588 ſieh Cod. Aust. P. I. pag. 767. — Kaiſer Ferdinand II. 
vom 28. Jänner 1627 ſieh Cod. Aust. P. I. pag. 772. 

) Sieh Hofkanzley-Deret vom 25. Juny 1835, H. Z. 8693, Reggs. 
Z. 36901, mit welchem die zwey obern n. ö. Stände mit ihrem 
Geſuche zurückgewieſen wurden, in welchem fie;die Bitte ſtellten, 
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daß jedes ihrem consortio einverleibtes Mitglied die Lehengnaden 
in Anſpruch zu nehmen berechtiget ſey, ſobald es ein l. f. Lehen 
beſitze oder erwerbe. 


303. 
c) Veräußerung an ein Mitglied der vaſallitiſchen Fa⸗ 
milie. 


Da die Veräußerung des Lehens vorzüglich aus dem Grunde 
verbothen iſt, weil hiedurch der Lehenherr in ſeinem Rechte ver— 
letzt wird, ſo folget deren Gültigkeit in jenem Falle, wo dieſer 
Grund hinwegfällt, welcher insbeſonders dann eintritt, wenn das 
Lehen an eine ſolche Perſon veräußert wird, welche in der Beleh— 
nung mitbegriffen iſt, und rückſichtlich ein Succeſſionsrecht ex 
pacto et providentia majorum hat. Dem Lehenherrn wird in die— 
ſem Falle kein Schade zugefügt, da er ohnedieß hätte gewärtigen 
müſſen, daß der Käufer entweder aus der Mitbelehnung oder ver— 
möge ſeiner Abſtammung von dem erſten Erwerber ſeiner Zeit zum 
Beſitze des Lehens gekommen wäre, in dem Kauf- und Verkaufs— 
vertrage iſt daher nur eine Ceſſion der Rechte des Beſitzers gelegen, 
vermöge welcher der Käufer früher zum Beſitze und Genuſſe des Le— 
hens gelanget, als es außerdem nach dem natürlichen Laufe der 
Fall geweſen wäre. 

Die Lehenterte beſtimmem dießfällig ee 

I. F. 13. „— Fratrivero vel nepoti per libellum facta alie- 
natio etiam sine voluntate domini.“ 

II. F.3 „— — Sed etiam res, cuius alienatio prohibetur, 
nee per beneficium dari conceditur nisi in casibus: ut eece 
si quis ex agnatis tuis rem, quae a comuni parente per succes- 
sionem ad eum pervenerit, alienare voluerit.“ 

II. F.39 „ et licet prohibeatur beneficii alienatio inter 
agnatos, tamen si paternum fuit, concederetur, et silibellum 
unus alterius fecerit de feudo paterno, non est libellus sed 
quasi reſutatio.“ 

Dieſe Grundſätze des longobardiſchen Lehenrechtes find in 
Oſtreich dahin modificirt, daß auch zu einer ſolchen Veräußerung 
des Lehens von dem Beſitzer an ein in der Inveſtitur begriffenes 
Individuum die Anzeige an die Lehenſtube und die Genehmigung 
derſelben erforderlich iſt, da in Oſtreich jede Lehenveräußerung von 
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was immer für einer Art, und an was immer für Perſonen ver— 
bothen iſt. 

Das, wenn auch nur an das böhm. Landesgubernium erlaſſene, 
immerhin aber auch für Oſtreich obigen Grundſatz beftätigende Hof— 
kanzleydecret vom 27. März 1832 ſpricht ſich in den Worten aus: 
„Über die von der Landesſtelle gemachte Anfrage, wie ſich in Ab— 
„ſicht auf die Lehen-Conſensertheilung zu benehmen ſey, wenn 
„ein Vater ſein Lehen an ſeinen Sohn bey Lebzeiten veräußern 
„will, wird demſelben in Gemäßheit der a. h. Entſchließung vom 
„16. März 1832 zur künftigen Nachachtung Folgendes bedeutet: 
„Vermöge der der Landesſtelle bekannt gemachten a. h. Entſchlie— 
„ßung vom 31. May 1811 haben Seine k. k. Majeſtät das aus— 
„ſchließende Recht der Conſensertheilung ad alienandum et one- 
„randum oder zur Errichtung eines Teſtamentes ſich ausdrücklich 
„vorbehalten. Es ſind daher alle Lehensveräußerungen ohne Aus— 
„nahme, es mögen ſolche zwiſchen Vater und Sohn, oder 
„zwiſchen Fremden abgeſchloſſen werden, der a. h. Geneh— 
„migung Seiner k. k. Majeſtät zu unterziehen.“ 

Würde eine ſolche dem Lehenherrrn durchaus unſchädliche Ver— 
äußerung demungeachtet vorgenommen, ſo iſt dieſe zwar immer— 
hin geſetzwidrige Handlung ſtrafbar, allein da eine böſe Abſicht, ein 
contemtus domini directi derſelben nicht zu Grunde liegt, wird 
die Strafe nach der bisherigen Übung gewöhnlich im Wege der 
Gnade nachgeſehen. 


5 304. 


Bedi gungen, unter deren Vorausſetzung die Ver⸗ 
äußerung geſtattet iſt. 


Die Bedingungen, unter deren Vorausſetzung die Ver— 
äußerung eines Lehens geſtattet iſt, beziehen ſich 

a) auf die Lehennatur überhaupt, 

b) auf die dem Lehen herrn und 

c) auf die den Lehenfolgern zuſtehenden Rechte. 

Die zu a) aus der Lehennatur hervortretenden Bedingungen 
erfordern, daß 

a) das Lehen nur in der Eigenſchafteines Lehens 
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veräußert werde; ſoll daher das Lehenband ganz aufgelöſet und 
das Lehen als ein Allod abgetreten worden, ſo iſt hiezu immerhin 
eine beſondere Einwilligung aller Lehenintereſſenten nothwendig. 
Die von dem Lehenherrn und den Anwärtern ertheilte Veräußerungs— 
bewilligung gibt nur ein Recht, das Lehen in der gleichen Lehen— 
eigenſchaft zu verkaufen. 

f) Die conſentirte Veräußerung kann nur an eine Perſon 
erfolgen, welche fubjectiv lehenerwerbungs fähig iſt. 
Jede Veräußerung an einen Beſitz-Unfähigen iſt ſchon an ſich 
ungültig, eine Ausnahme hiervon würde nur die beſondere Be— 
willigung des Lehenherrn begründen, daß die Veräußerung auch 
an eine zur Lehenerwerbung unfähige Perſon Platz greifen könne, 
bey welcher Gelegenheit der letzteren gewöhnlich die Bedingung ge— 
ſetzt wird, ihre fubjective Unfähigkeit durch einen Lehenträger ver— 
treten zu laſſen. 

Die Veräußerung iſt endlich nur in der Art gültig, daß der 
Käufer alle Pflichten übernehme, die dem Verkäufer gegen 
den Lehenherrn obgelegen waren; dergeſtalt, daß alle lehenherr— 
lichen Rechte unverletzt aufrecht erhalten werden. 

Wenn daher auch in dem Kauf- und Verkaufvertrage der 
Pflicht des Käufers keine Erwähnung gemacht worden iſt, daß er 
die Belehnung anzuſuchen, die Lehenpflicht abzulegen, die Lehen— 
taren zu bezahlen, die Lehendienſte zu leiſten haben u. ſ. w., fo 
liegen dieſe Pflichten ſchon in der Natur des Geſchäftes und Ver— 
hältniſſes gegründet. 

zu b) Bey jedem Ritterlehen, welches ohne der Lehen⸗ 
gnade beſeſſen wird, iſt die Veräußerung in der Regel an die Be— 
dingung gebunden, daß der Lehenherr hiezu einwillige. 
Jeder Vaſall iſt daher verpflichtet, vor der Abſchl ießung des Kauf— 
und Verkaufvertrages, insbeſonderes aber vor der Übergabe bey 
dem betreffenden Lehenhofe und in Bezug auf die l. f. Lehen bey 
der l. f. Lehenſtube mittelſt eines eigenen ordentlich inſtruirten Ge— 
ſuches um die Ertheilung des Alienations-Conſenſes anzu— 
ſuchen. 

Dieſes Geſuch iſt zu belegen 

1) mit dem abzuſchließenden Kaufvertrage im Entwurfe, 
oder in dem bereits ausgefertigten Originale, in welch letzterem 
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Falle jedoch die Erwirkung des Alienationsconſenſes ausdrück— 
lich zur Bedingung gemacht worden ſeyn muß; 

2) mit dem Lehenbriefe zum Behufe des Beweiſes, daß 
der Verkäufer mit dem Verkaufsobjecte wirklich belehnt iſt; 

3) mit dem Landtafel- oder Grundbuchs-Extracte 
zum Beweiſe, daß das Lehenband ordentlich ſichergeſtellt iſt; 

4) muß der Vaſall den Beweis liefern, daß das Lehen nicht 
am Heim,falle ſteht, ſomit durch Taufſcheine darthun, daß er 
lehenfähige Descendenz habe, oder daß er verheirathet oder in 
einem Alter ſtehe, in welchem er eine Nachkommenſchaft zu er— 
warten berechtiget iſt. Endlich 

5) muß die Einwilligung der lebenden nächſten 
Lehenfolger und Anwärter, dann die des für die mögliche 
Nachkommenſchaft aufgeſtellten Poſteritäts-Curators und 
falls der Vaſall minderjährig wäre, der Vormundſchaft und des 
obervormundſchaftlichen Gerichtes, ſo wie, falls das Lehen zugleich 
mit dem Fideicommißbande behaftet wäre, des Fideicommiß-Cura— 
tors, dann die Legitimation der Fideicommiß-Behörde beygebracht 
werden. 

Dieſe letztere Einwilligung wurde vormahls auch bey den l. f. 
Lehen jederzeit gefordert; allein mittels der Particular-Ent— 
ſcheidung rückſichtlich Hofkanzley-Decretes vom 3 März 1829 
und n. ö. Regierungsdecretes vom 19. März 1829, Z. 1482 ') 
wurde die Weiſung ertheilt: „— — daß übrigens, inſoferne die 
„Bewilligung zur Veräußerung von Lehen lediglich eine Verzicht— 
„leiftung auf lehenherrliche Rechte in ſich ſchließt, und andere Rech— 
„te dabey 'nicht in die Frage kommen, es auch nicht zur Sache 
„gehöre, in ſolchen Fällen die Vaſallen zur Erwirkung der Zu— 
„ſtimmung von Seite der Agnaten gleichſam aufzufordern.“ 

Wenn nun auch dieſer Weiſung zu Folge in dem Verfahren 
über die Ertheilung des Alienations-Conſenſes bey Veräußerung l. f. 
Lehen der Beweis über die Einwilligung der Agnaten und des Po— 
ſteritäts-Curators nicht gefordert wird, ſo erheiſcht es die Vorſorge 
für das l. f. Lehenintereſſe, daß für den Fall, als der gebethene 
Alienations-Conſens wirklich ertheilt wird, in der hierüber dem 
Bittſteller hinausgegebenen Erledigung ausdrücklich die Clauſel 
beygefügt werde: „jedoch den Rechten der Anwärter und 
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Lehenintereſſenten unbeſchadet,“ — in welchem Falle 
es ſonach die Pflicht des Civilgerichtes oder der über die öffentlichen 
Eigenthumsbücher aufgeſtellten Behörde ſeyn wird, den Eigen— 
thumserwerbungsact ſo lange nicht für vollkommen rechtsgül— 
tig zu erkennen, und den Käufer fo lange nicht als Eigenthümer 
in die öffentlichen Bücher einzutragen, bis nicht nebſt dem Aliena— 
tions = Confenfe auch die Einwilligung der Anwärter und des Po— 
ſteritäts-Curators beygebracht iſt. 

Ob übrigens der Lehenherr den gebothenen Alienations-Con— 
ſens ertheilen oder verweigern wolle, hängt einzig und allein von 
ſeiner freyen Willkühr ab, er kann hierauf weder geklagt, noch 
ſonſt gezwungen werden, ſondern dieſe Bewilligung iſt von ſei— 
ner Seite ein reiner Gnadenact, aus welchem Grunde es 
ihm auch freyſteht, die Bewilligung nur unter beſonderen Be— 
dingungen zu ertheilen als z. B., daß der Vaſall eine beſonders 
bedungene Alienationstaxe entrichte, oder den bey dem Lehenobjecte 
befindlichen allodialen fundus instructus als ein Lehen-Perti— 
nenzſtück anerkenne und dabey belaſſe, auf die Vergütung der 
erweisbaren Meliorationen Verzicht leiſte und ſolche gleichfalls als 
lehenbar anerkenne u. ſ. w. 

zu c) Die Lehenfolger und Anwärter leiten ihr 
Recht zur Succeſſion in das Lehen nicht von dem letzten Beſitzer, 
ſondern von dem erſten Erwerber ab, ſie haben daher hierauf ein 
ſelbſtſtändiges Recht und ſind befugt von dem letzten Beſitzer zu ver— 
langen, daß er keine Handlung ſetze, wodurch ihnen dieſes ihr 
Succeſſionsrecht vereitelt werden würde, dieſem ihrem Rechte ſteht 
die correlative Pflicht des Lehenbeſitzers gegenüber, und verbin— 
det ihn im Falle einer vorhabenden Veräußerung die Einwilligung 
der Lehenfolger zu erwirken. 

Der Lehentext II. F. 39 beſtimmt in dieſer Beziehung: „Alie- 
natio feudi paterni non valet etiam domini voluntate, nisi ag- 
natis consentientibus, ad quos feudum quandoque sit rever- 
surum.“ Eine gleiche Norm geht aus dem Lehentexte II. F. 3 
hervor. 

Unter den Lehenfolgern, deren Einwilligung der Vaſall zur 
Veräußerung ſeines Lehens benöthiget, werden jedoch nicht bloß die 
nächſten zur Zeit ſchon am Leben befindlichen Agnaten verſtanden, 
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ſondern alle ſchon vorhandenen und künftig möglichen Glieder 
der vaſallitiſchen von dem erſten Lehenerwerber abſtammenden Fa— 
milie bis zu ihrem gänzlichen Erlöſchen gedacht. 

Da nun die Nachkommenſchaft der zum Lehen berufenen Fami— 
lie durch einen gerichtlich aufzuſtellenden Curator vertreten wird '), 
ſo bedarf der Vaſall zur Veräußerung ſeines Lehens, nebſt der Ein— 
willigung der lebenden Anwärter, auch noch jener des für die Nach— 
kommenſchaft aufzuſtellenden Poſteritäts-Curators. 

Auch dieſe Lehenanwärter und der Poſteritäts-Curator können 
zur Einwilligung in die Veräußerung nicht gezwungen werden, 
weßwegen ſie gleichfalls berechtigt ſind, die ertheilende Einwilli— 
gung an beliebige Bedingungen zu knüpfen, als z. B. daß der 
durch die Lehenveräußerung erzielte Kaufſchilling gerichtlich depo— 
ſitirt oder auf andere Art dinglich ſicher geſtellt und ihre Anſpruchs— 
rechte hierauf bücherlich eingetragen werden, oder daß ſie der Käu— 
fer für ihren Verluſt entſchädige u. ſ. w. 

Iſt dieſe Einwilligung nicht nachgewieſen, ſo iſt der Kauf— 
und Verkaufsvertrag keineswegs noch als vollkommen rechts— 
gültig zu erkennen, es kann daher hierauf geſtützt der Käufer nicht 
an das Eigenthum der Lehenrealität bücherlich geſchrieben werden. 

) In causa des Freyherrn von Bolza als Beſitzer der bey der Herr— 
ſchaft Karnabrunn befindlichen l. f. Lehen. 
2) $$. 274, 630, 634 b. G. B. 


305. 
Zerſtückung eines lehenbaren Dominicalgutes. 


Die Zerſtückung eines lehenbaren Dominicalgutes in der 
Art, daß entweder die einzelnen Theile als eine ſelbſtſtändige Rea— 
lität beſtehen, oder, einer anderen Dominical = Nealität incorpo— 
rirt, oder endlich das Eigenthum getheilt und die getrennten Per— 
tinenzſtücke in der Eigenſchaft von Ruſtical- oder emphiteutiſchen 
Realitäten beſtehen ſollen, über welche ſich das Dominium das 
Obereigenthumsrecht vorbehält, iſt immerhin als eine Veräußerung 
im ſtrengen Sinne des Wortes zu erkennen, ſomit nach denſelben 
Grundſätzen rechtlich zu beurtheilen. 


Das n. ö. Regierungs-Circulare vom 10. Jänner 1814 drückt 
II. 6 
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ſich dießfällig in den Worten aus: „Obgleich in dem Patente vom 
„1. September 1798, welches die Bedingungen feſtſetzt, unter 
„welchen Dominicalgründe ruſticaliſirt oder an die Unterthanen 
„überlaſſen werden dürfen, ausdrücklich und zwar a) §. 2 vorge— 
„ſchrieben iſt, daß dem Anſuchen um Veräußerung eines ſolchen 

„Gutes an die Unterthanen der Ausweis, ob ein Fideicommiß— 
Leben oder anderes Band darauf haftet, beygelegt, dann b) §. 4 
„ſtreng befohlen wird, daß, wenn ein Band oder Laſt ſich auf einem 
„derley Gute befindet, vorläufig von den Theilnehmern oder der 
„Behörde, die es betrifft, die Bewilligung zu dem abzuſchließen— 
„den Vertrage insbeſondere beygebracht werden ſolle; ſo iſt doch 
„beobachtet worden, daß das auf den Dominical- Realitäten eines 
„Lehenkörpers mittelbar oder unmittelbar haftende Lehenband zu 
„wenig gewürdiget worden iſt. 

„Es wird demnach ſämmtlichen Vaſallen und Lehensbeſi— 
„gern ohne Ausnahme aufgetragen: daß im Falle fie eine Do— 
„minical- Realität eines Lehenkörpers, dieſelbe möge nun nah— 
„mentlich oder nur unter dem gemeinſamen Ausdrucke als der in— 
„tegrirende Theil eines Ganzen in den Lehendocumenten vorkom— 
„men, zu ruſticaliſiren, oder ſonſt mit den Unterthanen hierüber 
„Verträge für eine lange Dauer anzuſchließen geſonnen ſind, 
„dieſelben vorher die Bewilligung zu dieſer Übertragung von der 
„Lehensbehörde ordentlich einholen ſollen.“ 

„Den Kreisämtern wird zur ſtrengſten Pflicht gemacht, in 
„den eintretenden Fällen darob genau zu wachen, und die Obrigkeiten 
„immer zur vorläufigen Beybringung des lehenherrlichen Conſen— 
„ſes anzuweiſen.“ ) 

) In Betreff der Zerſtückung der Bauerngüter wurde mit dem 
n. 6. Negierungs: Decrete vom 24. December 1827, Zahl 70,764 
entſchieden: „In Erledigung des Berichts vom 8. d. M., Z. 8370 
„it unter einem der k.k. ob der ennſ. Landesregierung eröffnet wor— 
„den: daß zur Trennung der Mathias Priegliegerſchen und Anz 
„ton Hollniger'ſchen Bauerngüter der a. h. lehensherrliche Con— 
»ſens nicht nothwendig ſey, denn da die Thalhofſtatt des M. P. 
„uud das Gut des A. H. nach der eingehohlten Auskunft des l. f. 
„Lehenprobſten bloß Beſtandtheile des dem Grafen Scau als 
„Beſitzer der Herrſchaft Piberſtein verliehenen l. f. Lehens-Rubrik: 
„Piberſtein und Schallenberg ſind, mit denen F. G. v. Seau un— 
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„term 25. April d. J. zum letzten Mahl belehnt worden iſt, fo 
„ſteht es dem Vaſallen frey, dieſe auch in kleinere Theile trennen 
„zu laſſen, da der a. h. Lehenherr dadurch an den Lehen nichts 
„verliert. Es iſt daher zu ſolchen Abtheilungen lehenbarer Bauern— 
„güter der Conſens der oberſten Lehenbehörde gar nie erfor— 
„derlich. Nur iſt es zur beruhigenden Bewachung der lehenherr— 
»lichen Gerechtſame angemeſſen, daß für dieſen und ähnliche Fälle 
„durch das betreffende Kreisamt überwachet werde, daß die Lehen: 
„herrlichkeit über alle dergleichen abgeſonderte Grundſtücke bey vor 
„fi gehenden Trennungen in grundbücherlicher Evidenz gehalten 
„werde, und daß auch künftighin von ſolchen Zerſtückungen der 


„der Lehenſtube den betreffenden Aeten und zwar der Speeification 
„des dermahligen Beſitzers beygelegt, und ſodann bey Prüfung 
„ver Specificationen des Nachfolgers in gehörige Rückſicht genom— 
„men werden müſſen.“ Siehe ferner n. 6. Regierungs-Deeret 
vom 21. Auguſt 1833, Z. 44,303, dann das n. 6. Regierungs-Circulare 
vom 5. April 1824 Nr. 58 in §. 283. 


306. 


Nechte des Lehenherrn und der Lehenfolger im Falle 
der Veräußerung eines Lehens ohne ihre Einwilligung. 


Schon aus den bisherigen Betrachtungen geht hervor, daß 
I. der Lehen herr durch einen ohne feiner Einwilligung von dem 
Vaſallen abgeſchloſſenen Lehenveräußerungs-Vertrag nicht nur 
nicht gebunden werden kann, ſondern auch berechtigt iſt, das von 
dem letzteren widerrechtlich veräußerte Lehen, inſoferne es ganz 
oder theilweiſe ein Object des Veräußerungsvertrages war, für 
ſich einzuziehen. 

Dieſes Privat ionsrecht des Lehenherrn ſetzt jedoch vor: 
aus, daß das Lehenobject nicht bloß veräußert, ſondern auch ſchon 
übergeben ſey, denn ſowohl nach dem römiſchen, als auch 
nach dem Lehenrechte iſt zwiſchen der begonnenen und vollzoge— 
nen Veräußerung zu unterſcheiden, und nur mit letzterer die Straf— 
barkeit des Handelnden zu verbinden. 

In lege 67 fl. de V, 5. heißt es: „Alienatum non proprie 
dieitur, quod adhuc in dominio venditoris manet, venditum 
tamen recte dieitur. „— — So lautet auch der Lehentexrt II. V. 24: 
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„— — Si vasallus contra constitutionem bonae memoriae Lo- 
tharii imperatoris beneſicium alienaverit: quia dominium con- 
temnere videtur, ad dominium beneficium pertineat, scriptum 
est enim ut pretio se cariturum agnoscat. 5 

II. F. 42: Domino cum emptore feudi agente, si vasallus 
jurare potuerit, quod ignorans esse beneficium vendidisset, 
credens proprium: electioni emptoris committitur utrum domino 
velit ipsum cedere, an vasallo restituere. Obertus dicit omnia 
vasallo restituenda. 

Quo restituto id beneficium vasallus retinebit, non no- 
cente nec obstante venditione, eo quod ignorans alienavit: 
et quod dieitur alienatione feudum aperire domino , intelligen- 
dum est cum a scientibus alienatur beneficium. Et quod dici- 
tur de venditione idem est in omnibus alienationibus. 

Eben ſo lauten die Stellen II. F. 40 und II. F. 55. 

Der Lehenherr iſt bey der Geltendmachung ſeines Privations— 
rechtes und Überreichung der Klage auf Zurückforderung des ver— 
kauften Lehens oder Lehentheiles eben nicht verpflichtet, vorerſt den 
Vaſallen zu klagen und von ihm die Reſtitution des veräußerten 
Lehens zu verlangen, inſoferne das Factum der Veräußerung und 
der Übergabe des Lehenobjectes erwiefen vorliegt, ſondern deſſen 
Klagerecht geht gegen jeden widerrechtlichen Erwerber des Lehens. 

Gegen dieſe Klage des Lehenherrn ſchützt den Lehenbeſitzer nur 
die unvordenkliche Verjährung und Erſitzung. 

II. F. 40 heißt es: „— Praeterea ut liceat dominio om- 
nes alienationes feudi factas nulla obstante praescriptione re- 
vocare. — Dann II. F. 55: „— Nos autem — non solum in 
posterum sed et huiusmodi alienationes illicitas hactenus per- 
petratas hac praesenti sanctione cassamus et in irritum dedu- 


cimus nullius temporis praescriptione impediente — — — emp- 
tori bonae fidei ex empto actione de pretio contra venditorem 
competente. 


Dieſes letztere Geſetz (II. F. 55) ift jedoch bloß für jenen 
Fall gegeben, in welchem ein Lehen als Allod veräußert worden 
iſt, und leidet keine Anwendung, wenn das Lehen von dem Va— 
fallen als ein Lehen veräußert wurde; für dieſen Fall entſcheidet 
der Lehentext II. F. 9. $. 1. in den Worten: „praescriptione 
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autem triginta annorum submovebatur tam sciens, quam ig- 
norans (dominus). 

War der Käufer des Lehens im guten Glauben, ſo hat 
er nach obigem Lehentexrte II. F. 55 wohl kein Recht dem Lehen— 
herrn ſein Revocationsrecht zu hindern, allein er hat ein Klage— 
recht gegen den Vaſallen als Verkäufer auf vollen Schadenerſatz; 
war er ein emtor mala e fide i, d. i. wußte er die Leheneigen— 
ſchaft, ſo verliert er nicht nur das Lehen, ſondern auch den Kauf— 
ſchilling II. F. 52. $. 1: „Si quis vero contra haec nostrae 
legis soluberrimae praecepta ad huiusmodi illicitum commer- 
cium accesserit vel aliquid in fraudem legis machinari tenta- 
verit; pretio ac beneſicio se cariturum agnoscat. 

Wenn ferner der Vaſall im guten Glauben ſich befindet und 
nur der Käufer in mala fide ift, fo fällt das Lehen dem Vaſallen 
zurück und der Kaufſchilling fällt dem Lehenherrn heim. 

Sind endlich ſowohl der Vaſall als auch der Käufer im guten 
Glauben, ſo fällt das Lehen dem Vaſallen zurück, er muß es ſich 
jedoch ſelbſt vindiciren, dagegen iſt er verpflichtet, dem Käufer den 
Kaufſchilling zurückzuſtellen. 

Der Umſtand, daß der Vaſall oder der Käufer im guten 
Glauben ſich befanden und die Leheneigenſchaft des verkauften Ob— 
jectes nicht kannten, muß im Falle eines Zweifels zureichend be— 
wieſen werden, die vorgegebene Unwiſſenheit des Verbothsgeſetzes 
biethet hiebey auf keinen Fall einen Entſchuldigungsgrund dar. 

Das Revocations- und Privationsrecht ſteht dem Lehenherrn 
nicht zu, wenn der Vaſall in dem Kaufvertrage die Bedingung 
geſetzt hat, daß der Vertrag nur dann vollkommen gültig ſeyn ſoll, 
wenn der Lehenherr den Alienations-Conſens ertheilt hat, und 
die Pflicht, dieſen zu erwirken, der Vaſall entweder ſelbſt auf ſich 
genommen hat, oder der Käufer hierum anzuſuchen verpflichtet 
wurde. Wenn in einem ſolchen Falle das Lehengut von dem Käufer 
auch wirklich ſchon übernommen worden wäre, ſo hat er hiedurch 
immerhin noch kein Eigenthum ſondern nur das Beſitz- und Ge— 
nußrecht erworben, es iſt daher noch kein contemtus domini, 
keine Verletzung der Rechte des Lehenherrn eingetreten, weßwe— 
gen von einem Privationsrechte, von einer Strafe keine Rede ſeyn 
kann. 


86 


Ein gleiches Verhaͤltniß würde dann eintreten, wenn zwar 
der Veräußerungsvertrag ſchon abgeſchloſſen, und die Bedingung 
der Erwirkung des Alienations-Conſenſes demſelben nicht beygefügt, 
70085 die Übergabe an den Käufer noch nicht erfolgt wäre, indem 

n dieſem Falle die nach dem Lehengeſetze ſtrafbare Handlung keines— 
05 vollendet iſt, hat der Vaſall vor der Übergabe des Lehengu— 
tes ſeinen Vertrag widerrufen und annullirt, ſo kann er wegen 
des ſchon abgeſchloſſenen Vertrages vor der Übergabe nicht ſtrafbar 
erkannt werden, erſt wenn die Übergabe des Eigenthumes wirklich 
und rechtlich erfolgt iſt, iſt und bleibt er ſtraffällig, wenn er auch 
in der Folge das Lehen von dem Käufer wieder zurückgekauft hätte. 

Die Entſcheidung, wann die Übergabe als die Bedingung der 
Strafbarkeit eingetreten erſcheinet, iſt mit Rückſicht auf das öſtrei— 
chiſche bürgerliche Rechtsgeſetz zweifelhaft, weil nach §. 425 b. G. 
B. das Eigenthum und alle dinglichen Rechte nur durch die recht— 
liche Übergabe und übernahme erworben werden, letztere aber nach 
§. 431 b. G. B. allein durch die Eintragung des Erwerbungsge— 
ſchäftes in die hiezu beſtimmten öffentlichen Bücher realiſirt wird. 

Allein wird bedacht, daß die Lehengeſetze dieſes Inſtitut der 
öffentlichen Eigenthumsregiſter nicht kannten, daß ferner nach den— 
ſelben die Übergabe des Eigenthums von Seite des Vaſallen und 
Verkäufers ſchon dann als vollendet erſcheinet, wenn er ſeinen Wil— 
len deutlich zu erkennen gibt, daß er nicht mehr Eigenthümer ſeyn 
wolle, und dieß durch eine concludente Handlung anſchaulich macht, 
daß ferner auch nach dem öſtr. bürg. Geſetzbuche dieſe Willensäu— 
ßerung und Handlung dann erwieſen vorliegt, wenn der Verkäu— 
fer nebſt der phyſiſchen Übergabe die nach $. 435 b. G. B. vorge- 
ſchriebene Aufſandung dem Käufer eingehändigt hat, fo dringet ſich 
die Erkenntniß auf, daß die Strafbarkeit des Vaſallen auf die— 
fen Moment der übergebenen Aufſandung bedingt ſeyn 
muß, und zwar um ſo mehr, als hiernach die Eigenthumsanſchrei— 
bung des Käufers in den öffentlichen Büchern nicht mehr von dem 
Willen des Verkäufers, ſondern lediglich von der Willkühr des 
erſteren abhängt, ſomit in Bezug auf den Verkäufer die rechtliche 
uͤbergabe e gänzlich geſchloſſen iſt. 

307. 
II. Durch die Belehnung erhält nicht nur der erſte Erwerber, 
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ſondern anch alle jene Perſonen, welche in der Infeudation mit— 
begriffen ſind, ein ſelbſtſtändiges ihnen eigenthümliches Recht, 
welches ihnen das Befugniß ertheilt, den Beſitz und Genuß des 
Lehenobjectes dann in Anſpruch zu nehmen, wenn nach der geſetz⸗ 
lichen oder vertragsmäßigen Succeſſionsordnung die Reihe des 
Eintrittes an ſie kömmt. 

Dieſes allen Mitbelehnten, dann allen Gliedern der vaſalli— 
tiſchen Familie ex pacto et providentia majorum zukommende 
Recht kann von dem jeweiligen Lehenbeſitzer zum Nachtheile der 
erſteren um ſo weniger einſeitig und willkührlich verletzt werden, 
als auch ihm nur das Beſitz- und Genußrecht, d. i. das Recht der 
Ausübung des Nutzungseigenthumes zuſteht, derſelbe aber an dem 
Nutzungseigenthumsrechte ſelbſt nur einen mit allen Familienglie⸗ 
dern gleichen Antheil hat, da letzteres nicht etwa einem einzelnen 
Gliede allein, ſondern nur der geſammten vaſallitiſchen Familie 
zuſteht. 

Hieraus fließt das den Mitbelehnten und Lehenfol— 
gern zuſtehende Recht, das von einem Lehenbeſitzer ohne die all⸗ 
ſeitige Einwilligung aller Lehenintereſſenten veräußerte Lehen von 
jedem Käufer zurückzufordern, d. i. das Revocationsrecht 
geltend zu machen, welches eigentlich eine Vindication, und darauf 
gerichtet iſt, daß der Beſitzer das erkaufte Lehen cum omni causa 
reſtituire. II. F. 8 pro. lautet alſo: „Rei autem per beneficium 
 recte investitae vasallus hanc habet potestatem, ut tamquan 
dominus possit a quolibet possessore sibi quasi vindicare.“ 

Den Mitbelehenten und Lehenfolgern ſteht das Revocations- 
recht erſt von dem Momente angefangen zu, in welchem ſie in 
die Lehenſucceſſion wirklich eintreten, das Lehen an ſie deferirt 
wird ); — in dieſem Falle kömmt dieſes Recht den Mitbelehnten, 
den Söhnen des letzten Beſitzers rückſichtlich Lehenverkäufers, ſo 
wie allen Agnaten ohne Unterſchied zu, da bey allen ein gleicher 
Rechtstitel zu Grunde liegt. 

Aus dem Umſtande, daß der Sohn der Erbe ſeines Vaters 
iſt, kann kein Motiv entnommen werden, dem erſteren das Revo— 
cationsrecht rückſichtlich des von feinem Vater einſeitig veräußerten 
Lehens abzusprechen, da dieſes Verhältniß nur zur Schlußfolge 
berechtiget, daß der Sohn als Erbe verpflichtet iſt, dem Käufer den 
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bezahlten Kaufſchilling zurückzuerſetzen, hiedurch die geſetzwidrige 
Handlung ſeines Vaters zu ſaniren; aber auch dieſe Pflicht würde 
hinwegfallen, wenn der Vater dem dritten Beſitzer das Lehen ge— 
ſchenkt hat. 

Die Rechtswohlthat des Inventars hat die Rechtswirkung, 
daß der Erbe die Schulden des Erblaſſers und den für das Lehen 
gezahlten Kaufſchilling über den Schätzungswerth der Erbſchaft 
und des Lehens zu zahlen nicht verbunden iſt. 

Nicht fo wie die Kinder find die Sammtbelehnten und Agna— 
ten zur Reſtitution des Kaufſchillings verpflichtet, weil bey ihnen 
die geſetzliche Vorbedingung nicht eintritt ). 

Jeder Lehenfolger erwirbt in dem Momente, als das Lehen 
an ihn deferirt wird, die Lehenſucceſſion ihn trifft, das Befugniß, 
die Revocationsklage geltend zu machen und für jeden läuft die Ver— 
jährungszeit insbeſonders durch einen Zeitraum von 30 Jahren, 
hat er von ſeinem Recht keinen Gebrauch gemacht, ſo iſt ſolches nur 
für ihn allein verjährt, ſein Nachfolger hat demungeachtet von dem 
Momente angefangen, als der Eintritt in das Lehen ihn perſönlich 
treffen würde, ein gleichfalls ihm ſelbſtſtändiges Recht, die Revoca— 
tionsklage für ſich von neuem anzuſtrengen, ſo wie auch dieſem die 
Verjährungszeit von neuem zu laufen beginnt ). 


) I. F. 8 H. 1 — II. F. 16. — II. F. 26. — II. 39. 


II. F. . 
) II. F. 9. 8.1. — II. F. 52. §. 2 — II. F. 83. (Auth. res quae. 


C. commun. de legat.) 


308. 
Neues Lehen (feudum novum). 


Daß die alten Lehen (feudum paternum, antiquum) d. i. 
diejenigen, welche nicht mehr im Beſitze des erſten Erwerbers ſich 
befinden, ſondern bereits an ſeine Descendenz übergegangen ſind, 
nur mit Einwilligung des Lehenherrn und aller Anwärter veräußert 
werden können, geben die meiſten Feudiſten wohl gerne zu; da— 
gegen wird von ihnen behauptet, daß bey den neuen Lehen 
(ſeudum novum) d. i. jenen, welche ſich noch in dem Beſitze und 
Genuſſe des erſten Erwerbers befinden, ein ganz anderes Rechtsverhält— 
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niß eintretez ſie behaupten, daß bey dem Umſtande, als die Lehenfolger 
erſt durch den Tod des erſten Erwerbers ein Succeſſionsrecht in das 
Lehen erlangen, dieſer, ſo lange er lebt, ein freyes Dispoſitionsrecht 
habe, ſomit zur Veräußerung feines Lehens höchſtens nur der Ein— 
willigung des Lehenherrn bedürfe. 

Inſoferne bey dieſer Behauptung das ſtrenge Recht bera— 
then wird, kömmt hingegen zu bemerken, daß nach dem Lehenge— 
ſetze jede Veräußerung eines ſchon conſtituirten Lehens, und zwar 
ohne Unterſchied, ob es ein neues oder altes ſey, auf das ſtrengſte 
verbothen iſt, und dieſe Regel noch dadurch bekräftiget wird, daß 
der Lehentext II. F. 3 und II. F. 39 eine Ausnahme nur in 
dem einzigen Falle geſtattet, als bey einem Altlehen die Veräuße— 
rung zu Gunſten eines zur Lehenſucceſſion bereits berufenen Glie⸗ 
des der vaſallitiſchen Familie Platz greifen ſoll. 

Zudem geben die Gegner ſelbſt zu, daß auch der erſte Erwer— 
ber das Neulehen nicht mehr willkührlich veräußern dürfe, ſobald 
er ſeine Lehenfolger mit inveſtiren ließ, ſie ſcheinen daher ſein freyes 
Dispoſitionsrecht lediglich auf den Grund baſiren zu wollen, daß 
der Lehenvertrag bis zum Tode des erſten Erwerbers nur dieſen und 
den Lehenherrn verpflichte, ein Rechtsverhältniß aber zwiſchen die— 
ſen beyden Perſonen und den Lehenanwärtern noch nicht beſtehe. 

Wird dagegen bedacht, daß der erſte Erwerber in dem Mo— 
mente, als er mit dem Lehen inveſtirt wird, für ſich und feine mann 
liche lehenfähige Nachkommenſchaft das Lehen als ſolches übernimmt, 
den Lehenvertrag eingeht, ſchon hiedurch ſeinen Willen deutlich zu 
erkennen gibt, daß er das Lehen nicht für ſich allein, ſondern für 
feine ganze lehenfähige Descendenz erworben haben wolle, ſchon 
durch dieſen Vertrag alle Rechte, und Pflichten eines Vaſallen und 
auch jene Pflicht übernimmt, ſein erworbenes Lehen ſeinen Nach— 
kommen zu hinterlaſſen und ſomit als unveräußerlich zu erkennen; 
wird ferner erwogen, daß der Rechtstitel, in Folge deſſen die Le— 
henanwärter ein Anſpruchsrecht zu erweiſen im Stande ſind, nicht 
in dem Tode des erſten Erwerbers, ſondern in dem von dieſem mit 
dem Lehenherrn eingegangenen Lehensvertrage gelegen iſt, und der 
obige Moment nur der Eintritt jener aufſchiebenden Bedingung iſt, 
an welche die Realiſirung des durch den Lehenvertrag erworbenen 
Rechtes gebunden war, ſo kann man wohl nicht umhin, zu dem 


90 


Erkenntniſſe genöthigt zu werden, der erſte Erwerber habe durch 
die Eingehung des Lehenvertrages das lehenbare Nutzungseigenthum 
rechtskräftig auf die ganze von ihm abſtammende Familie übertra— 
gen, für ſich ſelbſt nur den lebenslangen Beſitz und Genuß mit dem 
verhälznißmäßigen jedoch gemeinſamen Antheile an der Proprietät 
vorbehalten, er habe daher keine Rechte mehr von dem zu Gun— 
ſten ſeiner Descendenz eingegangenen Vertrage einſeitig abzuge— 
hen, und das erworbene Lehen wieder willkührlich zu veräußern. 

Dieſe Anſicht dürfte ſich dann noch nöthigender aufdringen, 
wenn, wie in Oſtreich, die Leheneigenſchaft dinglich ſichergeſtellt wer— 
den muß, und durch die Handlung des erſten Lehenerwerbers, 
wornach er ſich als Lehen-Nutzungseigenthümer an die Gült oder 
Gewähr des Lehengutes in die öffentlichen Bücher eintragen läßt, 
die ihm und feiner ganzen lehenfähigen Nachkommenſchaft auf das 
Lehengut zuſtehenden Rechte und Pflichten dinglich gemacht er— 
ſcheinen, ſomit die Erwerbung und Übergabe auch in Bezug auf 
die Rechte ſeiner Nachkommenſchaft bereits begründet ſich darſtellt. 

In dem analogen Falle als z. B. ein Vater ſeinem Sohne 
eine Realität kauft und dieſen an die Gewähr ſchreiben läßt, wür- 
de wohl Niemand widerſprechen, daß der Vater dieſe Realität 
an Niemanden weiter verkaufen darf, ohne ſeinen Sohn oder Falls 
diefer minderjährig wäre, den für ihn aufgeſtellten Curutor ach ac- 
tum und das vormundſchaftliche Gericht um die Einwilligung an— 
gegangen zu haben; eben ſo erwirbt nun ſchon durch die dingliche 
Verſicherung des Lehenbandes und durch die Gült- oder Gewähr: 
anſchreibung des erſten Lehenerwerbers als Nutzungseigenthümer 
des Lehengutes, ſeine ganze ſchon vorhandene und künftig mögliche 
Descendenz ein dingliches Recht auf den ſeiner Zeit verwirklichten 
Anfall, da es ſchon in der Natur eines conſtituirten Lehens gele— 
gen iſt, daß das dinglich verſicherte Nutzungseigenthum nicht dem 
jeweiligen Beſitzer und Fruchtnießer, ſondern der Geſammtheit 
der durch den urſprünglichen Lehenvertrag begründeten und berech— 
tigten vaſallitiſchen Familie zuſtehe. 

Mit Conſequenz kann daher die geſtellte Frage nur dahin 
beantwortet werden, daß ſelbſt dem erſten Lehenerwerber nicht mehr 
freyſteht, nach erfolgter Inveſtitur und abgeſchloſſenen Lehenver— 
trage das erworbene neue Lehen einſeitig und willkührlich zu ver— 
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äußern, ſondern auch dieſer die Einwilligung des Lehenherrn ſo— 
wohl als der Anwärter und Agnaten dann des Poſteritäts-Curators 
bedürfe; ausgenommen er hätte ſich das freye Veräußerungsrecht 
in dem urſprünglichen Lehenvertrage ausdrücklich vorbehalten. 
Die hingegen gemacht werdende Einwendung, daß zu Folge der Ob- 
ſervanz in Oſtreich dem erſten Erwerber kein Hinderniß in den Weg ge— 
legt worden iſt, ſein neues Lehen, ohne die Anwärter um ihre Einwilli— 
gung vorläufig angegangen zu haben, bloß nach erwirkten lehensherrli— 
chen Alienations-Conſens zu veräußern, zerfällt durch die Betrachtung, 
daß dem Lehenherrn keine Pflicht obliegt, für die Sicherſtellung und 
Aufrechthaltung der Rechte der Agnaten Sorge zu tragen, ſondern 
der von ihm ertheilte Alienations-Conſens nur eine Verzichtleiſtung 
auf fein eigenes und alleiniges Recht iſt, unbeſchadet der Rechte der 
Lehenfolger, deren ſelbſteigene Pflicht es iſt, für ihre Rechte zu ſorgen. 


309. 
Einſtands⸗ und Vorkaufsrecht. 


Das Einſtandsrecht (Jus retractus) iſt das Recht des 
Lehenherrn und der Lehenfolger ein bereits verkauftes und uüberge— 
benes Lehen gegen Erſatz des Kaufſchillings und Erfüllung der üb— 
rigen Bedingungen des Kaufvertrages von dem fremden Käufer 
zurückzufordern ). Inſoferne es der Lehenherr auszuüben berech— 
tiget iſt, wird es Leheneinſtand (retractus feudalis), in Be: 
zug auf die Lehenfolger aber Geſchlechts-, Stamm- oder Fa⸗ 
milien⸗Einſtand (retraetus gentilitius) genannt. 

Daß dem Lehenherrn und den Lehenfolgern das Einſtands— 
recht zukomme, iſt in den Lehentexten II. F. 3. §. I, — II. F. 26. 
$. 13, dann II. F. 9 $. 1 gegründet, welch letzterer in den 
Worten ſich ausſpricht: „Porro sive de prava consuetudine 
quaeramus concessa erat domino pro aequali praetio redemtio, 
nisi hoc beneſicium amiserit per refutationem vel annali silen- 
tio ex quo sciverit computando. 

Der Lehenherr hat das Einſtandsrecht in dem Falle, als 
er in die Veräußerung eines Lehens bloß im allgemeinen willigte, 
ohne die Veräußerung an eine beſtimmte Perſon zu genehmigen, 
oder bey Lehen, die an ſich veräußerlich ſind; hat der Lehenherr 
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dagegen in die Veräußerung des Lehens an eine beſtimmte Perſon 
gewilliget, ſo hat er hiedurch auf das Einſtandsrecht Verzicht ge— 
leiſtet, weil widrigens letzteres mit feiner Einwilligung in einen 
Widerſpruch gerathen würde. 

Hat dagegen der Lehenherr in die Veräußerung eines an ſich 
unveräußerlichen Lehens nicht eingewilliget, ſo ſteht ihm nicht das 
Einſtandsrecht, ſondern das Revocationsrecht zu. 

Den Lehenfolgern ſteht das Einſtandsrecht nur dann zu, 
wenn ſie in die Veräußerung des Lehens gar nicht eingewilliget ha— 
ben, ſie werden jedoch desſelben verluſtig, wenn ſie auch nur über— 
haupt und ohne Beſtimmung der Perſon des Käufers in die Veräu— 
ßerung einwilligten, wodurch ſich ihr Recht von jenem des Lehen— 
herrn unterſcheidet ). 

Unter den Lehenfolgern ſind auch die Descendenten des Ver— 
käufers zu verſtehen, denn ſie annulliren hiedurch nicht die Hand— 
lung ihres Vaters, ſondern treten nur zu Folge des ihnen geſetz— 
lich zuſtehenden Rechtes in die Stelle des Käufers. 

Eine Ceſſion des Einſtandsrechtes iſt nur dem Lehenherrn mög— 
lich, weil dieſes in dem ihm zuſtehendeu Obereigenthumsrechte ſich 
gründet, welches veräußert, ſomit auch abgetreten werden kann; 
bey den Lehenfolgern gründet ſich ſolches dagegen auf das Familien— 
Succeſſionsrecht, welches nicht veräußerlich oder ceſſionsfähig iſt, 
welch gleiches Verhaͤltniß ſonach auch bey dem Familien-Einſtands⸗ 
rechte eintritt. 

Die Lehenfolger haben das Befugniß der Ausübung des Ein— 
ſtandsrechtes in jener Ordnung, in welcher ſie zur Lehenfolge ge— 
langen, daher gehen die Descendenten des Verkäufers den Seitenver— 
wandten und unter dieſen die näheren den entfernteren, endlich alle 
Seitenverwandten den Sammtbelehnten vor, mehrere gleich nahe 
Seitenverwandte üben es zuſammen aus. Können oder wollen es end— 
lich die näheren Seitenverwandten nicht ausüben, ſo ſteht dieſes 
Befugniß den entfernteren zu ). 

Bey der Ausübung des Einſtandsrechtes gebühret den Lehen— 
folgern der Vorzug vor dem Lehenherrn, welcher hiezu erſt dann 
berechtiget iſt, wenn kein lehenfähiger Succeſſor zum Familien-Ein— 
ftande ſich herbeylaſſen wollte oder könnte 4). 

Bey gerichtlichen Veräußerungen muß das Einſtands— 
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recht ſogleich bey der Veräußerung geltend gemacht werden, wi— 
drigens es nicht mehr ausgeübt werden kann, bey außergericht— 
lichen Veräußerungen muß es binnen einem Jahre von dem Tage 
an gerechnet, an welchem dem hiezu Berechtigten die Veräußerung 
bekannt worden iſt, und rückſichtlich dieſer Umſtand bewieſen wer— 
den kann, ausgeübt werden, widrigens das Recht verjährt iſt; wur— 
de die Veräußerung dem Berechtigten gar nicht bekannt, ſo 
verjährt das Recht wie jedes Klagerecht nach Verlauf von 30 
Jahren ). | 

Das Vorkaufsrecht (us protimisios) iſt das Recht des 

Lehenherrn und der Lehenfolger, vermöge deſſen fie bey einem Lehen, 
welches verkauft oder an Zahlungsſtatt gegeben werden ſoll, wenn ſie 
den nähmlichen Kaufſchilling erlegen und die übrigen Bedingungn 
des Kaufvertrages erfüllen wollen, allen fremden Käufern vorge— 
zogen zu werden verlangen können. 
Das Vorkaufsrecht unterſcheidet ſich von dem Einſtandsrechte 
dadurch, daß erſteres vor geſchloſſenem Kaufvertrage, letzteres da— 
gegen nach Abſchließung desſelben ausgeübt wird, erſteres binnen 
30 Tagen nach bekannt gewordener Kaufspropoſition, letzteres da— 
gegen binnen einem Jahre erliſcht 9. 

In der Anwendung dieſer lehenrechtlichen Grundſätze auf die 
öſtreichiſchen Lehen wird von manchem Feudiſten die Behaup— 
tung aufgeſtellt, daß auch hierlandes dieſe Rechte dem Lehenherrn 
und Vaſallen zukommen; — wird jedoch in Erwägung gezogen, daß zu 
Folge des Patentes vom 15. July 1786, des Hofdecretes vom 23. 
October 1786, des allgemeinen b. G. B. Kaiſer Joſephs II. Haupt— 
ſtück II. §. 4 — endlich der Patente vom 8. März 1787 und 27. 
April 1787 alle Arten des Einſtandsrechtes mit einziger Ausnahme 
des durch einen ausdrücklichen Vertrag bedungenen als aufgehoben 
und ungültig erkannt worden ſind, wird ferner bedacht, daß durch 
die Landtafel und Grundbuchspatente alle ſtillſchweigenden und ge— 
ſetzlichen Pfandrechte gleichfalls für ungültig erklärt und in dem 
derzeit gültigen allg. bürg. Geſetzbuche der Grundſatz aufgeſtellt 
worden iſt, daß das Eigenthum und alle dinglichen Rechte nur durch 
die Einverleibung des Rechtstitels in die öffentlichen Bücher erwor— 
ben werden könne, daß ferner zu Folge §. 443 der Käufer einer 
Realität nur jene Laſten und Pflichten übernimmt, welche in den 
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öffentlichen Büchern einverleibt find, fo dürfte ſich wohl jene Mei— 
nung als die richtigere darſtellen, welche von der Behauptung 
ausgeht, das Einſtands- und Vorkaufsrecht ſtehe dem Lehenherrn 
und Vaſallen in Bezug auf die in Oſtreich gelegenen Lehen in der 
Regel nicht zu, der Fall einer Ausnahme hievon ſey dagegen nur 
dann vorhanden, wenn der Lehenherr ſich dieſes Einſtandsrecht oder 
Verkaufsrecht in dem Lehenvertrage oder in einem Nebenvertrage 
ausdrücklich bedungen, und dieſe Bedingung auf das Lehen in die 
öffentlichen Bücher insbeſonders einverleibt worden iſt. 


) II. F. 3. pro aequali pretio accipere volenti. 

) II. F. 26. $. 13. 

) II. F. 3. F 1 — U. F. 28. b 

4) II. F. 9. $. 1.: „In redimendo potior erat proximi agnati quam 
domini conditio. 

5) II. F. 26. F. 13: „Quod si consentit alienationi vel per an- 
num, ex quo scivit, tacuerit,omnino removebitur. — II. F. 9. L. 
— vel anuali silentio ex quo sciverit computando. 


e) V. F. 13. 


310. 
Öftreichifche Geſetze in Betreff der Lehenveräußerung. 


Das in dem gemeinen Lehenrechte gegründete Verboth, die 
Lehen willkührlich zu veräußern, wurde auch in die öſtreichiſche 
Geſetzgebung und zwar mit Beyfügung einer ſtrengen Sanction 


aufgenommen. 
Schon das General-Mandat vom 9. December 1628) 
drückt ſich in den Worten aus: „— — daß ſich unterſchiedliche Le— 


„hensleute im Erzherzogthume Oſtreich unterſtehen, ihre verliehe— 
„nen Lehengüter, deren Eigenthum oder directum dominium doch 
„Uns als Landesfürſten und rechtmäßigen Lehensherrn einig und 
„allein zuſtändig mit Schulden, Verſatzgeſchäften, Landsanlagen 
„und ſonſt in ander mannigfaltige Weg zu beſchweren, ſelbige ohne 
„unſer gnädigſtes Vorwiſſen ſogar in externam familiam da fie auch 
„auf den Fall und dem letzten Lehenleut Leib ſtehen, zu alieniren, 
„gerichtliche Executiones passivae und activae, fie ſeyen gleich in 
„specie verſetzt oder nicht, ihrer Privat-Schulden halber darauf 
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„anzunehmen und zu führen, in Summa anders nicht damit zu 
„handeln, als ob ſolche Lehen ihre freyeigenen Güter und ſie der— 
„ſelben in solidum domini wären. Wann aber ſolches nit allein 
„den gemeinen geſchriebenen Lehenrechten ſtracks zuwider fondern auch 
„die vor dieſem ertheilte l. f. Lehensbegnadigungen keineswegs ver— 
„mögen, noch zugeben — als haben Wir Unſerer n. 6. Regierung 
„und Cammer — befohlen — — daß ſie in dergleichen Fällen auf 
„die bey ihr fürkommenden Aufſandungen, Übergaben, Zeftamente, 
„gerichtliche Executiones und Gerichts-Urkunden und fonften in ge- 
„nere keinen neuen Lehenmann, der entweder nicht allbereit in 
„den vorigen Lehenbriefen mit Namen benannt, oder aber dem ſon— 
„ften als nächſten ratione successionis die weitere Verleihung von 
„Rechtswegen gebührt, ohne Unſer gnädigſtes Vorwiſſen und Con— 
„ſens verleihen — — ſollen ).“ 

Dieſes Verboth, in den nachfolgenden Verordnungen öfter 
wiederhohlt, wurde mit dem n. ö. Regierungs-Circulare vom 29. 
May 1788 ?) erneuert. 

Dieſes Verbothgeſetz bezieht ſich insbeſonders auf die geiſtlichen 
Lehengüter, da ſchon die Verordnungen vom 14. April 1545, dann 
letzten October 1552 und 20. Juny 1575 feſtſetzten, daß Geiſtliche 
d. i. Gotteshäuſer, Stifter, Klöſter, Kirchen u. ſ. w. ihre Güter 
sub nullitate actus die geiſtlichen Güter zu verkaufen nicht berech— 
tiget ſind, eben auch nicht zu verpfänden und zwar non obstante 
quacunque praescriptione , daß daher hiezu immer der l. f. Con— 
ſens erfordert werde ). 

Eben ſo wenig dürfen den Reſolutionen vom 20. October 1669 
und für den ob der ennſiſchen Prälatenſtand vom 19. Februar 1689 
weltliche Güter an Geiſtliche verkauft werden, ohne hiezu vorläufig 
den l. f. Conſens erwirkt zu haben 9). 

Das Patent vom 5. October 1782 (Juſt. G. S. Nr. 88) 
drückt ſich in dieſer Beziehung in den Worten aus: „Gleichwie ſchon 
„vorige Anvrdnungen als Kaiſer Ferdinand ddo. 14. April 1545 
„und 31. October 1552, Maximilian ddo. 22. December 1567, 
„1. July 1568 und 20. Juny 1575 und Leopold unterm 2. Jänner 
„1681 allen geiſtlichen Perſonen und Gemeinden jede Veräußerung 
„beweglicher und unbeweglicher Güter ohne l. f. Genehmigung zu wie— 
„derholtenmahlen ernſtlich unterſagt, wirklich alienirte Güter wieder 
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„herbeyzuſchaffen befohlen und ohne l. f. Conſens gemachte Con- 
„tracte für null und nichtig erkläret haben, alſo werde nur das 
„Andenken dieſer Verordnungen erneuert, ſolche auf gegenwärtige 
„Zeiten angewendet und in dieſer Abſicht folgende der Lage der 
„Umſtände angemeſſenen Maßregeln vorgeſchrieben: 

„1) Wird hiemit der geſammten Geiſtlichkeit verbothen, es 
„ſeyen Gemeinden oder einzelne Perſonen, aller Verkauf, Tauſch, 
„Aufkündigung, Schenkung, mit einem Worte jede Veräußerung 
„eines geiſtlichen oder Kirchenvermögens, unter was Nahmen und 
„Vorwand ohne durch die Landesſtelle angeſuchter und erhaltener 
„Bewilligung zu unternehmen. 

„2) Erſtrecket ſich dieſer Verboth jeder was immer erdenkli— 
„chen Veräußerung, auf Grundſtücke, und Realitäten, Capi— 
„talien, Kirchen, Klöſter und Hauskoſtbarkeiten, oder Prätioſa, 
„alle Mobilien, die nicht zum Wirthſchaftsbetriebe gehören. Alle be— 
„ſtimmte und unbeſtimmte jährliche Nutzungen oder Einkünfte, 
„wie ſie Nahmen haben mögen. 

„3) Sollte jemand dieſen Verboth zu übertreten ſich un— 
„terſtehen, ſo wird jedem, der auf was immer für eine Art 
„ohne höchſter Einwilligung etwas dergleichen an ſich gebracht, 
„nicht nur das an ſich Gebrachte eingezogen, ſondern derſelbe noch 
„mit einer den Umſtänden angemeſſenen Strafe angeſehen werden. 
„Jenen geiſtlichen Gemeinden und einzelnen Perſonen aber, die 
„elwas ſolches wie immer veräußert haben, werden bis zum gänz— 
„lichen Erſatz des Veräußerten ihre Einkünfte in Beſchlag genom— 
„men werden. 

„4) Wer immer ein dergeſtalt veräußertes oder ſonſt verbor— 
„genes oder verheimlichtes Realvermögen, Capital, Prätioſum, 
„Mobile oder fonftige geiſtliche Einkünfte entdecket und angibt, 
„ſoll mit Verſchweigung feines Nahmens die Apercentigen Inte— 
„reſſe des Schätzungspreiſes eines ſolchen Realis, des Capitals und 
„des aus dem Prätioſo gelöſten Betrages durch 3 Jahre zu genie— 
„ßen haben, ausgenommen, er wäre der Beſitzer ſelbſt, oder ein 
„geiſtlicher Vorſteher, der alles dieß anzuzeigen von ſelbſt verbun— 
„den iſt.“ 

Denſelben Grundſatz ſpricht das Hofdecret vom 1. Decem— 
ber 1786 (3. G. S. Nr. 596) aus, und das Hofkanzley-Deeret vom 
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31. October 1822 Zahl 30,170 Regierungsverordnung vom 
22. November 1822 3. 38385 (n. ö. Prov. G. S.) lautet: „Aus 
„Anlaß eines ſpeciellen Falles hat die k. k. Hofkanzley mit Decret 
„vom 31. October 1822 zu beſtimmen gefunden: Daß alle Stif— 
„ter und Klöſter wohl das Recht zur freyen Verwaltung ihres Ver— 
„mögens haben, daß aber der Verkauf der Realitäten, welche zum 
„Stammvermögen gehören, ohne eingeholter h öchſter Geneh— 
„migung weder in größeren noch in kleineren Abtheilungen Statt 
„finden dürfe und daß übrigens ſolche Verkäufe immer im Wege 
„der öffentlichen Verſteigerung vorgenommen werden müſſen.“ 

Sollte demnach ein geiſtliches mit dem Lehenbande behaftetes 
Gut gültig veräußert werden wollen, ſo muß nicht nur der lehen— 
herrliche Conſens, ſondern auch der Conſens der Landesregierung 
zur Veräußerung desſelben überhaupt eingeholt und nachgewieſen 
werden, ſodann der Veräußerungsvertrag auf die Grundlage die— 
ſer Conſenſe von dem Stiftsvorſteher und dem Capitel oder Con— 
vente ausgefertiget werden. d 

Die Strenge der öſtreichiſchen Geſetze in Lehenveräußerungs— 
fällen geht ſoweit, daß ſogar die Veräußerung eines Lehens zwi— 
ſchen dem Vater und Sohn die Erwirkung des Alienations-Conſen— 
ſes vorausſetzt, wie das Hofkanzleydecret vom 27. März 1832 
(ſieh §. 303) anordnet. 

Eine gleiche Genehmigung der politiſchen Behörden nebſt dem 
Conſens des Lehenherrn iſt dann nothwendig, wenn freye Stadt— 
und Marktgemeinden oder auch unterthänige Gemeinden die von 
ihnen beſitzenden Lehen veräußern wollen, da ſie nach den für ſie 
beſonders beſtehenden Geſetzen unter der Controlle der Staatsver— 
waltung in Bezug auf die Adminiſtration des Gemeindevermögens 
ſtehen ). 

Das n. ö. Regierungs⸗Circulare vom 26. May 1819 verord⸗ 
net endlich 

„e) In Abſicht auf das Verfahren bey Onerirungs- und Feil⸗ 
„biethungsfällen lehenbarer Körper: 

„1) Bey Lehen mit der Gnade bedarf es in Oneri— 
„rungsfällen keiner beſonderen Vorſicht, in freywilligen 
„Veräußerungsfällen hat der Vaſall die Anzeige über die Perſon 
„des Käufers, damit kein Lehenunfähiger zum Beſitze gelange, 
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„an die Lehenſtube zu erftatten, und ift die Beybringung des Be— 
„ſcheides über dieſe Anzeige zur Beſitzanſchreibung des Käufers er— 
„forderlich. 

„In gerichtlichen Feilbiethungsfällen hat die Gerichts— 
„behörde die Lehenſtube von der bevorſtehenden gerichtlichen Ver— 
„äußerung zu benachrichtigen, und im Edicte den Zuſatz einzuſchal— 
„ten, daß ſich die Kaufluſtigen über die Lehenfähigkeit auszuwei— 
„ſen haben. 

„2) Bey den Lehen ohne Gnade find die Belaſtungen 
„und Veräußerungen, letztere mögen gerichtlich oder freywillig ge- 
„ſchehen, durch die Erwirkung des lehenherrlichen Conſenſes 
„bedingt, daher haben die Gerichtsbehörden bey Onerirungen und 
„Feilbiethungen die Vaſallen, oder, wenn die Veräußerung von 
„einem Dritten verlangt wird, dieſen zur vorläufigen Beybrin— 
„gung des lehenherrlichen Conſenſes anzuweiſen und bey freywil— 
„ligen Veräußerungen die Beſitzanſchreibung des Käufers ohne 
„Beybringung des Alienations-Conſenſes zu verweigern.“ 

„3) Bey Privatlehen haben, als l. f. Afterlehen, dieſelben 
„Beſtimmungen zu gelten. 

„4) Bey Beutellehen iſt bloß die Anzeige der vorgehen— 
„den Veränderungen von Seite der Grundbücher an die Lehenſtube 
„erforderlich. 

„5) Bey ſolchen Körpern, wo Lehen ohne Gnade mit Al— 
„loden vermengt ſind, iſt in den bemerkten Fällen gleichfalls 
„die Ertheilung des Alienations-Conſenſes zur Gültigkeit der Ver— 
„äußerung oder damit die Allode für ſich veräußert werden können, 
„die Trennung derſelben von den Lehen-Entien zu bewirken. 

dach demſelben Grundſatze find zu Folge des n. ö. Regie— 
rungs-Circulars vom 5. April 1824 auch die Privatlehenherrn nicht 
berechtiget, ihre Activlehen in Allode umzuwandeln und zu veräu— 
ßern, ohne hiezu gleichfalls den J. f. lehenherrlichen Conſens er— 
wirket zu haben. ; 

Zur Sicherſtellung dieſer geſetzlichen Anordnung wurde bereits 
mit dem Patente vom 1. September 1798, $. 4 befohlen, daß 
im Falle der Zerſtückung einer Dominical-Realität der beygebrachte 

„ zeigt, daß das Gut mit irgend einem Bande 
B. dem Fideicommiß, oder Lehenbande oder einer Laſt behaftet 
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iſt, welche damit frey zu ſchalten nicht erlaubt, auch von den Theil— 
nehmern und der Behörde die Bewilligung zu dem abzuſchließenden 
Vertrage beyzubringen ſey, ohne dieſer Bewilligung die kreisämt— 
liche Beſtätigung nicht ertheilt werden könne; — welche Verord— 
nung mit dem n. ö. Regierungs-Circulare vom 10. Jänner 1814 
neuerlich eingeſchärft worden iſt. 

Insbeſonders aber wurde mit dem Juſtiz-Hofdecrete vom 12. 
November 1814 Z. 1110 (einverſtändlich mit der k. k. vereinten 
Hofkanzley) feſtgeſetzt: „Die Beſitzanſchreibung eines gan— 
„zen l. f. lehenbaren Gutes oder l. f. Afterlehens in die Landta— 
„fel iſt nicht eher, als nach vorläufiger Beybringung des landes— 
„herrlichen Lehenalienations-Conſenſes oder Ausweiſung der frü— 
„heren Veräußerungsbewilligung vorzunehmen. Bey Umſchrei— 
„bung ſolcher Allodial- oder Fideicommiß-Realitäten aber, mit 
„welchen nur einzelne l. f. Lehenſtücke vermengt ſind, kann zwar 
„die Umſchreibung der Hauptrealität nicht verweigert werden; je— 
„doch ſind die Partheyen anzuweiſen, daß dieſelben in Rückſicht 
„der mitbegriffenen landesherrlichen lehenbaren Stücke den landes— 
„herrlichen Lehenalienations-Conſens vorläufig beyzubringen ha— 
„ben. Zugleich hat das Landrecht jede dießfällige Beſißverände— 
„rung und die dießfalls ertheilte Weiſung der Landesregierung zu 
„eröffnen, damit die l. f. Lehenſtube über die lehensherrlichen Ge— 
„rechtſame ſelbſt ferner zu wachen wiſſen möge.“ 

Im Falle der Ertheilung des lehenherrlichen Alienations-Con— 
ſenſes iſt es die Pflicht des Vaſallen der l. f. Lehenſtube binnen vier 
Wochen anzuzeigen, von welchem Zeitpuncte angefangen, der 
Lehenalienant das betreffende Lehen an den Käufer übergeben habe, 
um hiernach die Pflicht des Lehenherrn, die Belehnungserneuerung 
anzuſuchen, überwachen zu können; n. ö. Regierungsverordnung 
vom 30. Juny 1830, Zahl 33,615 ($. 421). 

Obgleich nach den bisherigen Erörterungen der lehenherrliche 
Alienations-Conſens ein weſentliches Erforderniß der Veräußerung 
eines Lehens iſt, ſo iſt er jedoch nicht das alleinige, indem hiedurch 
nur die Rechte des Lehenherrn berückſichtiget werden; — zur Gül— 
tigkeit einer ſolchen Veräußerung iſt ferner der Conſens oder die 
Einwilligung der Lehenanwärter und des Poſteritäts-Cura— 
tors nothwendig, da das Lehennutzungseigenthum nicht ausſchlie— 
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ßend bey dem jeweiligen Beſitzer ſich befindet, ſondern der Geſammt⸗ 
heit der vaſallitiſchen Familie zuſteht. 

Wenn daher auch der Lehenherr ohne auf die vorläufige Ein— 
willigung der Lehenanwärter und des Poſteritäts-Curators zu drin— 
gen, den Alienations-Conſens ertheilt hatte, fo iſt der hierauf allein 
baſirte Veräußerungsvertrag noch keineswegs rechtsgültig, ſondern 
es bleibt die Pflicht des Civilrichters, dem der Vertrag zur Vergewäh— 
rung oder Gültanſchreibung des Käufers unterlegt wird, dieſe ſo 
lange nicht zu bewilligen, bis nicht auch die Einwilligung der ſämmt— 
lichen Lehenintereſſenten beygebracht wird, welche durch die Ver— 
äußerung in ihrem Rechte der Succeſſion verletzet würden ). 


) Sieh Cod. Aust. P. I. pag. 777. 

) Sieh $. 297. 

) Sieh Cod. Aust. P. I. pag. 402. 

4) Sieh Cod. Aust. P. I. pag. 410. 

>) Sieh mein n. ö. Unterthansfach II. B. pag. 281 — 293. Wien 
bey Mösle 1824. 

6 Sieh $. 263. Hofdecret vom 25. Jänner 1836. 


311. 
Veräußerung durch die Gläubiger. 


Da jedes eigentliche Lehen nach dem Geſetze als ein unveräu— 
ßerliches Object erkannt werden muß, und auch deſſen Belaſtung 
mit Hypotheken verbothen iſt, ſo haben die Gläubiger des Va— 
ſallen in der Regel nur ein Recht, ihre Forderungen aus dem Allo— 
dialvermögen des Vaſallen zu realiſiren, wozu auch die Früchte 
des Lehenkörpers gehören, in ſo ferne ſie von der Subſtanz bereits 
abgeſondert oder fällig ſind. 

Selbſt in dem Falle, als den Gläubigern der Onerirungs-Con— 
ſens ertheilt worden wäre, erwerben ſie hiedurch nur ein Recht, 
ſich aus den Früchten des Lehens gegen jeden Beſitzer desſelben 
zahlhaft zu machen, zu welchem Behufe ihnen im Executionswege 
nur das Recht der Sequeſtration des Lehenkörpers bis zur vollkom— 
menen Berichtigung ihrer Forderung eingeräumt werden kann; 
dieß um ſo mehr als die Bewilligung der Onerirung eine Ausnahme 
von der geſetzlichen Regel iſt, welche auf das ſtrengſte interpretirt 
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werden muß, ſonach zunächſt nur zu der dem Vaſallen minder 
ſchädlichen Schlußfolge der Execution der Lehenfrüchte berechtiget. 

Ferner kann dem Onerirungs-Conſenſe nur gegen jene Perſo— 
nen eine Rechtswirkung zugeſprochen werden, welche ihn ausdrück⸗ 
lich ertheilten; hat daher der Lehenherr ihn allein ertheilt, ſo 
iſt er nur gegen ihn ſelbſt, dann, wenn das Lehen ihm beim: 
fiele, wirkſam, er verliert abey feine Rechtskraft, ſobald der 
verſchuldete Vaſall ſtirbt und der nächſte Lehenanwärter den Be— 
fi des Lehens antritt. Soll dagegen der Onerirungs-Conſens 
auch gegen die folgenden Lehenanwärter rechtswirkſam ſeyn, ſo 
müſſen auch dieſe hiezu eingewilliget haben. 

Dem Hypothekargläubiger des Vaſallen ſteht daher ein 
Executionsrecht mittelſt der Veräußerung des Lehenkörpers nur und 
allein in jenem Falle zu, wenn ſowohl der Lehenherr als auch die 
Lehenanwärter und der Poſteritäts-Curator die Onerirung des Lehens 
mit der ausdrücklichen Befugniß bewilligt hätten, daß, wenn der 
Vaſall ſeine Schuld zur beſtimmten Zeit nicht berichtiget, die Gläu— 
biger auch berechtiget ſeyn ſollen, ſich aus der Veräußerung des 
Lehenkörpers, aus der Subſtanz des Gutes, zahlhaft zu machen. 

Die Veräußerung eines Lehengutes durch die Gläubiger des 
Vaſallen iſt daher eine Ausnahme von der Regel, welche niemahls 
vermuthet, ſondern ſtets gerichtsordnungsmäßig bewieſen werden 
muß, und bey welcher der vorgelegte Beweis der ſtrengſten Inter— 
pretation bedarf. 10010 

Nach gleichem Grundſatze iſt auch bey einem über das Ver— 
mögen des Vaſallen ausgebrochenen Concurſe vorzugehen, rück⸗ 
ſichtlich deſſen die Analogie des in Bezug auf die Fideicommiſſe 
erfloſſenen Hofdecretes vom 1. März 1799 J. G. S. Nr. 456 — 
zur Cynoſur dienen dürfte, welches ſich folgendermaßen aus— 
ſpricht: „Uber die Amtsanfrage. Erſtens: ob der Fideicom— 
„miß⸗Curator bey einem ſich ergebenden Concurſe f 
„das Fideicommiß-Gut anzumelden und zu liquidi⸗ 
„ren habe.“ — Zweytens: „Ob ſohin ſeine Stimme 
„bey der Wahl eines Vertreters nach dem Werthe 
„der mit dem Bande des Fideicommiſſes beſchwer⸗ 
„ten beweglichen und unbeweglichen Entien zu 
„zählen ſey, wird feſtgeſetzt: daß, fo viel es den erſten Punce 
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„betrifft, der Fall des von dem Fideicommiß-Curator bey der 
„Concursmaſſe anzumeldenden Fideicommiſſes in Rückſicht derjeni— 
„gen Immobilien, wie auch der dazu gehörigen Entitäten und des 
„fundi instructi, worauf das Band des Fideicommiſſes landtäflich 
„vorgemerkt iſt, wovon daher nur der Fruchtgenuß, nicht aber die 
„dem Cridatar nicht eigenthümliche Subſtanz zur Concursmaſſe 
„gezogen werden kann, nicht eintreten könne; wo hingegen es ſich 
„von ſelbſt verſteht, daß der Curator feine Anſprüche auf jene un— 
„beweglichen Güter, auf welche das Band des Fideicommiſſes nicht 
„landtäflich vorgemerkt iſt, die von dem Cridatar als allodial befeffen 
„und als allodial in die Concursmaſſe gezogen worden, wie auch auf 
„die zur Concursmaſſe gezogenen beweglichen Fideicommißgüter, eben 
„ſo, wie die wegen Alienirung, Onerirung und Deteriorirung des Fi— 
„deicommiſſes an den Cridatar oder die Concursmaſſe zu ſtellende 
„Forderung gehörig anzumelden und zu liquidiren habe; in Folge 
„deflen er auch, fo viel es den zweyten Punct betrifft, in Rück— 
„ſicht feiner aus dieſen Verhältniſſen angemeldeten Forderungen 
„eben ſo, wie jeder andere Gläubiger anzuſehen iſt; wegen der 
„zur Coneursmaſſe gar nicht gehörigen Subſtanz der mit dem land— 
„täflich vorgemerkten Bande des Fideicommiſſes belaſteten unbe— 
„weglichen Güter hingegen, da er dießfalls gar nicht Concursgläu— 
„biger iſt, auch bey der Wahl eines Maſſaverwalters nicht einzu— 
„ſchreiten und die Gläubiger in der bevorſtehenden freyen Wahl 
„nicht zu hindern, ſondern während des Concurſes gegen die Gläu— 
„biger ſeine Obſorge auf das Fideicommiß-Gut in keiner anderen 
„Art, als außer dem Concurſe gegen den Fideicommiß-Inhaber ſelbſt 
„zu verwenden hat.“ 


312. 
Verpfändung des Lehengutes. 


Bey der Verpfändung eines Lehens treten in fub- 
jectiver Hinſicht alle jene Erforderniſſe ein, welche rückſichtlich 
der Veräußerung bereits oben erwähnt worden ſind, nur kömmt 
hier noch das Hofdecret vom 1. December 1786 (J. G. S. 
Nr. 596) anzuführen, welches ſich folgender Maßen ausſpricht: 
„Es iſt bereits durch mehrere hoͤchſte Verordnungen und befonders 
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„durch das Patent vom 5. October 1782 den geiftlihen Vor— 
„ſtehern und Gemeinden, da ſie nur geiſtliche Nutznießer des 
„geiſtlichen und Kirchenvermögens ſind, jede Veräußerung be— 
„weglicher und unbeweglicher geiſtlicher Güter ohne l. f. Conſens 
„unterſagt worden. Durch ältere Geſetze iſt auch ſchon die Vorſe— 
„hung getroffen worden, daß einzelne geiſtliche Perſonen, Ordens— 
„obere und Stiftungsvorſteher ohne Einwilligung ihrer Vorgeſetz— 
„ten und der Communität das geiſtliche Vermögen mit keinen Schul— 
„den belaſten können, als welches eben eine Art von Veräußerung 
„iſt. Da aber dennoch Fälle angezeigt worden, wo dieſen Verord— 
„nungen entgegengehandelt, und beſonders von Ordensperſonen 
„Schulden gemacht worden ſind, die nachher dem geiſtlichen 
„Vermögen zur Laſt gerechnet werden wollen; ſo wird hiemit 
„republicirt, daß, ſo wie kein Kloſter, Kirche oder Stiftung, 
„nach den beſtehenden Geſetzen mit Rechtsbeſtande von ihrem Ac— 
„tivvermögen etwas eigenmächtig veräußern und Capitalien auf— 
„künden kann, alſo auch unter der Strafe der gänzlichen Un— 
„gültigſkeit der Forderung von wem immer keinem Kloſter-, 
„Kirchen- und Stiftungsvorſteher oder Adminiſtrator für die 
„Rechnung des Stiftes, Kloſters, der Kirche oder der Stiftung 
„ohne Vorwiſſen und Einwilligung der Landesſtelle etwas dargelie— 
„hen oder creditirt werden ſoll.“ 

Das Hofdecret vom 20. May 1803 (J. G. S. Nr. 607) 
lautet ferner alſo: „Zu jeder Belaſtung eines Lehens ohne Aus: 
„nahme iſt die Einwilligung des Lehensherrn ſowohl, als der Le— 
„hensnachfolger unumgänglich erforderlich, und hat die Behand— 
„lung der Lehen ex analogia mit den Fideicommiſſen, welche beyde 
„ihrer Natur und den für beyde beſtehenden ganz eigenen Geſetzen 
„nach weſentlich unterſchieden ſind, keineswegs Statt.“ 

Die Verpfändung iſt in lehenrechtlicher Hinſicht von einem 
doppelten Standpuncte aus zu betrachten. Iſt das Lehenobject 
eine bewegliche oder unbewegliche Sache, und erfolgte die 
rechtliche Übergabe derſelben an den Gläubiger, ſo wird 
dieſe Handlung nach den Lehengeſetzen als eine Veräußerung er— 
kannt, wornach auf ein ſolches Rechtsverhaltniß all' dasjenige Anz 
wendung leidet, was bereits von der Lehenveräußerung geſagt 
worden iſt. Wird jedoch das Lehenobject als Pfand an den Gläu— 
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biger nicht übergeben, fo wurde in dieſem Verhältniſſe eine 
Hypothek als Veräußerung im weiteren Sinne des Wortes gedacht 
gelegen erkannt, d. i. eine Handlung des Vaſallen, wodurch das 
Lehengut, unbeſchadet des Lehenbandes mit einem dinglichen Rechte 
beſchwert wird. 

Die Verpfändung im letzteren Sinne ohne erfolgter Übergabe 
des Pfandobjectes iſt nur in fo ferne gültig, als fie dem Lehenherrn 
und den Lehenfolgern oder Mitbelehnten keinen Nachtheil bringt; 
ſollte ſie auch auf dieſe nachtheilig einwirken, ſo iſt ſie in dieſer 
Hinſicht als ungültig zu erkennen; allein auch im Falle der Un— 
gültigkeit kann der Vaſall des Lehens aus dem Titel der Felonie 
nicht verluſtig erklärt werden, da dem Lehenherrn nur bey einer 
Veräußerung im ſtrengen Sinne des Wortes das Privationsrechs 
zu Gebothe ſteht ). 

Würde demnach der Vaſall ſein Lehengut dem Gläubiger in 
Erbpacht oder Erbzinsgut übergeben, ſo wäre in dieſer Handlung 
eine Veräußerung im ſtrengen Sinne des Wortes erkennbar, eine 
derley Übertragung des Nutzungseigenthumes würde ſonach nicht 
nur an ſich ungültig ſeyn, ſondern auch den Verluſt des Lehens, 
die Strafe der Felonie begründen ). Dagegen würde eine auf dem 
Lehengute beſtellte Dienſtbarkeit (servitus) den Lehenherrn und die 
Lehenintereſſenten, die hiezu ihre beſondere Einwilligung nicht 
ertheilten, keineswegs benachtheiligen können, da die Dienſtbar— 
keit nur ſo lange rechtsgültig beſtünde, ſo lange der ſie conſtitui— 
rende Vaſall im Beſitze des Lehens bleibt, ſie jedoch in dem Mo— 
mente ihre Rechtskraft verlieren würde, als das Lehen an den 
Lehenherrn oder den Lehenanwärter fiele. 

II. F. 8. proem. drückt ſich dießfällig dahin aus: „Quid 
ergo, si pretio vel dolo aut incuria servitutem rei benefi- 
ciariae imponi patiatur, et ad dominum ex qualibet causa 
postea beneficium revertatur an ex eo praejudicium domino 
generatur, quantum fuit. Et responsum est, ut vasallo qui- 
dem, donec feudum tenet, possit obesse, domino autem etsi 
per longa tempora perseveraverit, servitus minime noceat.“ 

Der Lehenherr, die Mitbelehnten, fo wie die Lehenfolger, 
befinden ſich dem Vaſallen gegenüber in einem gleichen Rechtsver— 
hältniſſe, in fo ferne fie in die Conſtituirung des Pfandes oder der 
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Servitut nicht ausdrücklich eingewilliget haben, ſelbſt die nächſten 
Descendenten des Vaſallen können durch die einſeitige Hand— 
lung des letzteren nicht verpflichtet werden, da ihr Verhältniß als 
deſſen gleichzeitige Allodialerben und die hieraus abgeleitete Pflicht, 
die Handlungen des Erblaſſers für gültig anzuerkennen nur zur 
Schlußfolge berechtiget, daß ſie dem Erwerber und Beſitzer der 
Dienſtbarkeit, dem Pfandgläubiger ihres Vaters, rückſichtlich 
deſſen, was er dem Erblaſſer hiefür gegeben hat, volle Ent— 
ſchädigung leiſten müſſen; da ferner auch fie ihr Recht ex pacto 
et providentia majorum ableiten, ſomit die üÜberkommung des 
Lehens in jenem Zuſtande zu fordern befugt ſind, wie ſolches der 
Erblaſſer von ſeinen Vorfahren gleichfalls erworben hat. 

Bey der Verhypothecirung eines Lehengutes iſt weiter noch zu 
unterſcheiden: Ob die Hypothek auf die Subſtanz oder bloß auf 
die Früchte gegeben worden iſt. 

Daß die Hypothek auf die Subſtanz ohne Einwilli— 
gung des Lehenherrn, dann der Lehenfolger und ſomit auch des 
aufzuſtellenden Poſteritäts-Curators ungültig und für letztere Per— 
ſonen rechtswirkungslos iſt, geht ſchon aus der Betrachtung her— 
vor, daß hiedurch dem Gläubiger das Recht eingeräumt werden 
ſoll, ſich rückſichtlich ſeiner Forderung nöthigenfalls aus der Sub— 
ſtanz mittelſt Veräußerung des Gutes zahlhaft zu machen, ein 
Recht, welches dem Vaſallen ſelbſt nicht zuſteht, ſomit wohl auch 
von ihm unmöglich an einen Anderen gültig übertragen werden 
kann 9). 

Die Beſtellung einer Hypothek auf die Früchte da— 
gegen iſt allerdings in ſo ferne von Rechtskraft, als ſie dem Va— 
ſallen und Lehenbeſitzer allein ſchadet, da er während ſeines Lehen— 
beſitzes Eigenthümer der fälligen Früchte iſt; allein über die Dauer 
ſeines Lehenbeſitzes, oder gegen den Lehenherrn und die Lehenfol— 
ger kann auch dieſe Verpfändung der Lehenfrüchte keine Rechtskraft 
äußern. Von dieſer Regel macht nur die von den Lehenfolgern 
hiezu ausdrücklich ertheilte Einwilligung oder der Umſtand eine 
Ausnahme, daß der Lehenſucceſſor ein Descendent des Pfandge— 
bers, und zugleich deſſen Allodialerbe iſt °). 
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313. | x 


Stillſchweigende, geſetzliche und gerichtliche 
Hypotheken. 


Die Lehengeſetze erwähnen mit keinem Worte der ſtill— 
ſchweigenden Hypotheken, es kann daher nach erſteren 
von letzteren keine Rede ſeyn. Wenn auch die öſtreichiſchen Geſetze 
in der älteren Zeit mehreren ſtillſchweigenden Hypotheken Statt 
gegeben haben, fo wurden doch dieſelben mit der Einführung des 
Landtafel- und Grundbuchs-Inſtitutes gänzlich aufgehoben, und 
nur jenen Hypotheken eine Rechtskraft zugeſtanden, welche als ſolche 
in die öffentlichen Bücher ordnungsmäßig eingetragen worden ſind. 

Geſetzliche Hypotheken beſtehen in Bezug auf die 
von dem Lehengute zu entrichtenden l. f. Steuern und Ab— 
gaben. 8 

In dieſe Claſſe gehören auch die Forderungen der Wai— 
ſen, Deponenten und Unterthanen des Lehengutes an 
letzteres als ihrer Herrſchaft. In Bezug auf dieſe Forderungen 
wurde mit Hofkanzleydecret vom 22. July 1823 Zahl 22,667, 
n. ö. Regierungs-Verordnung vom 7. Auguſt 1823 Zahl 37,260 
(n. ö. Prov. G. S.) die Weiſung ertheilt: „Aus Anlaß eines vor— 
„gekommenen Falles: daß das k. k. n. ö. Landrecht auf Anſuchen 
„der k. k. Hofkammerprocuratur in Vertretung der Waiſen die 
„Pränotirung der herrſchaftlichen Waiſenſchuld auf die Herrſchaft 
„mit Inbegriff der l. f. Lehen bewilligt hat, iſt von der k. k. ver— 
„einten Hofkanzley mit Decret vom 22. July 1823 der Regierung 
„bedeutet worden: daß, nachdem durch die im Einvernehmen mit 
„dem oberſten Gerichtshofe erlaſſene Hofverordnung vom 18. Auguſt 
„1820 jede Anlegung eines Waiſencapitals bey der eigenen Herr— 
»„ſchaft durch die vorläufig einzuholende kreisämtliche und landrecht— 
„liche Bewilligung bedingt worden iſt, ſeit jenem Zeitpuncte der 
„Fall nicht mehr eintreten könne, daß Waiſencapitale von Domi— 
„nien eigenmächtig an ſich gezogen worden wären, deren Vormer— 
„kung auf l. f. Lehen Statt finden könnte; denn es ſey die Pflicht 
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„der Kreisämter bey dem dießfälligen Anſuchen der Dominien und 
„bey der Nachweiſung der pupillarmäßigen Sicherheit auch auf die 
„Leheneigenſchaft Rückſicht zu nehmen, und ſolche Dominien 
„vor der im Einvernehmen mit den Landrechten zu ertheilenden 
„Bewilligung zur Beybringung des lehenherrlichen Conſenſes 
„anzuweiſen. — Dieſer Weiſung gemäß und mit Bezug auf die 
„mit Regierungs-Decret vom 1. September 1820 Zahl 38,927 
„bekannt gemachte Hofverordnung und auf das Regierungs-Cir— 
„cular vom 18. Jänner 1821 hat das Kreisamt bey jedem vorkom— 
„menden Falle, wo es ſich um die Anlegung und Verſicherung der 
„Waiſengelder bey der Herrſchaft ſelbſt handelt, bey der Anwen— 
„dung der jetzt genannten Hofverordnung auch auf die Lehen— 
„eigenſchaft eines Gutes oder einiger Parcellen nach den oben be— 
„ſtimmten Modalitäten künftighin ſtrenge Rückſicht zu nehmen.“ 

Für den Fall jedoch, als ungeachtet der ſo eben geſetzlich an— 
gegebenen Vorſichtsmaßregeln ein Dominium Waiſen- oder De— 
poſitengelder aus ihrer Waiſen- und Depoſitencaſſe geſetzwidrig ſich 
zugeeignet hätte, wurde mit dem n. ö. Regierungs-Decrete 
vom 23. März 1824 Zahl 13,941 verordnet: „Daß die k. k. 
„vereinte Hofkanzley mit dem oberſten Gerichtshofe übereingekom— 
„men ſey, daß Waiſen- und Depoſiten-Forderungen, die aus der 
„obrigkeitlichen Verwaltung des Waiſen- und Depoſitenweſens, 
„dann die aus der unbefugten Zueignung ſolcher Gelder hervorge— 
„hen, auf ganz lehenbare, oder auf ſolche Güter, womit lehen— 
„bare Beſtandtheile verbunden ſind, mit Einſchluß der letzteren 
„auch ohne beſondere Bewilligung des Lehenherrn vorgemerkt wer— 
„den können ).“ 

Sobald daher von dem Kreisamte oder dem Appellationsge— 
richte ein Waiſen- oder Depoſitencaſſe-Deficit bey einer ganz oder 
theilweiſe lehenbaren Gutsherrſchaft entdecket wird, ſo iſt ſolches 
nicht bloß auf das Allodialgut oder den allodialen Theil des Gutes 
des Schuldners ſatzweiſe zu verſichern, ſondern es kann und muß 
zugleich auf das Lehen oder den lehenbaren Theil desjenigen Gu— 
tes, zu welchem die unterthänigen Waiſen- oder Depoſitencaſſe— 
Gläubiger gehören, bücherlich verſichert und hiebey nur geſorgt 
werden, daß das Lehen ſobald als möglich hievon wieder entla— 
ſtet werde. 
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Pfandrechte und Hypotheken, die der Civilrichter einräumet, 
können in der Regel nur auf das Allodial-Vermögen angewieſen 
und bewilliget, das Lehen aber auf dieſem Wege nicht ohne beſon— 
dere und ausdrückliche Einwilligung des Lehenherrn und der ſämmt— 
lichen Lehen-Intereſſenten, d. i. der nächſten Anwärter und des 
Poſteritäts-Curators afficirt werden. 

Wird daher von dem Civilrichter eine Hypothek auf ein Gut 
bewilliget, welches nur theilweiſe lehenbar iſt, und in dem gericht— 
lichen Beſcheide der Ausdruck: mit Ausſchluß der Lehen, 
auch wirklich hinweggelaſſen, ſo erſtrecket ſich die Rechtskraft die— 
ſer Bewilligung demungeachtet nur und allein auf die allodia— 
len Theile, da der Richter nicht mehr Rechte verleihen kann, als 
ihm die Geſetze geſtatten, dieſe aber jede Verpfändung eines Le— 
hens ohne Bewilligung, des Lehenherrn und der Lehenfolger aus: 
drücklich verbiethen. 


) Dieſe Ausnahme beſtätiget jedoch nur die außerdem beſtehende 
Regel, daß kein Lehen mit einem Pfande oder einer Hypothek 
belaſtet werden kann, welches Verboth ſchon oben in dem $. 297 
angeführten n. ö. Regierungs-Circulare vom 29. May 1788 ge: 
legen iſt, ſo wie überhaupt alles, was von der Veräußerung der 
Lehen angeführt worden iſt, auch bey deren Belaſtung gilt. 


314. 
Anfang und Nechtswirkung der Lehenhypothek. 


Da die Lehenhypothek durch die Exiſtenz einer ſicherzuſtel— 
lenden Schuld des Vaſallen und durch den von Seite des Lehen— 
herrn ſowohl, als der übrigen Lehen Intereſſenten ertheilten Con— 
ſens in der Regel bedingt iſt, ſo kann ſie nur dann ihren rechtli— 
chen Anfang nehmen, wenn dieſe beyden Erforderniſſe vorhanden 
ſind, und zwar in jenem Momente, als dieſelben zuſammentreffen. 

Wenn daher auch der, Vaſall, bevor er noch eine Schuld 
contrahirte, den allſeitigen Conſens zur Onerirung angeſucht und 
erhalten, dieſen auf das Lehengut landtaflich oder grundbüchlich 
hatte vormerken oder einverleiben laſſen, fo iſt in Ermanglung 
eines wirklichen Lehengläubigers doch noch keine eigentliche Lehen— 
hypothek vorhanden, ſondern hiedurch nur die rechtliche Möglich— 
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keit zur Conſtituirung derſelben vorbereitet, ſie erhält erſt den 
Charakter einer rechtlich wirklichen Lehenhypothek, wenn der Va— 
fall nach Maßgabe des Onerirungs-Conſenſes ein Darleihen von 
einem Dritten aufgenommen und der Darleiher ſeine Forderung 
auf das Lehengut einverleiben, rückſichtlich auf den ſchon eingetra- 
genen Onerirungs-Conſens ſupereinverleiben ließ. 

Aus demſelben Grunde hat ein Lehenanwärter kein Recht 
das Lehen zu verpfänden mit der Bedingung, daß das eingeräumte 
Pfandrecht erſt mit dem Momente des wirklichen Anfalles rechts— 
kräftig werden ſoll. 

In letzterer Beziehung dürfte die Analogie des Juſtiz— Hofde⸗ 
cretes vom 7. April 1798 (J. G. S. Nr. 408) zur Richtſchnur 
dienen, welches ſich in den Worten ausſpricht: „Es iſt außer 
„allem Zweifel, daß den Gläubigern eines Fideicommiß-Anwär— 
„ters die Intabulirung oder Pränotirung ihrer Forderungen auf 
„die Früchte des ihm ſeiner Zeit zufallenden Fideicommiſſes nicht 
„bewilliget werden könne, weil der Schuldner in dieſem Falle we— 
„der als Eigenthümer noch als Fruchtnießer erſcheinet.“ 

In Bezug auf die Rechtskraft und Wirkung der Lehenhy— 
pothek muß unterſchieden werden: 

a) Ob ein Lehen-Onerirungs Conſens nicht er⸗ 
theilt vorliegt; 

p) ob der Lehen-Onerirungs-Conſens ſowohl von 
dem Lehenherrn, als auch von den Lehenanwärtern 
ertheilt wurde; 

c) ob in demſelben das Recht zugeſtanden wor— 
den iſt, daß der Gläubiger ſeine Forderung aus 
der Subſtanz realiſiren könne, oder 

d) ob in demſelben von dieſem beſonderen Be⸗ 
fugniffe keine Erwähnung geſchieht. 

Zu a). Wurde von dem Vaſallen ein Lehen-Onerirungs— 
Conſens gar nicht angeſucht, oder der angeſuchte verwei⸗ 
gert, ſo hat der Vaſall immerhin das Recht, die Früchte des 
Lehens, ſo lange er das Recht des Bezuges derſelben hat, zu ver— 
pfänden, die hierauf eingeräumte Hypothek iſt daher in ihrer 
Rechtskraft und Wirkung in ſo ferne gültig, als ſie ſich auf das 
Recht des Vaſallen zu dem Beſitze des Lehengutes und den Bezug 
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der Lehenfrüchte beſchränket, und über dieſen Moment hinaus nicht 
ausgedehnt werden kann. Die Lehenhypothek wird entkräftet, ſo— 
bald dieſes Beſitz- und Bezugsrecht des Vaſallen erliſcht, 
und das Lehengut entweder an den Lehenfolger gelanget oder 
dem Lehenherrn heimfällt. 

In dem Falle, zu b), iſt die Lehenhypothek gegen alle jene 
Lehen-Intereſſenten wirkend, welche hiezu ihre Einwilligung 
gegeben haben. Dieſe Kraft und Rechtswirkung erſtrecket ſich auf 
die ganze Zeit, auf welche die Gültigkeit des Onerirungs-Conſen— 
ſes lautet, oder welche erforderlich iſt, damit der Gläubiger ſeine 
volle Befriedigung erhalte. Der Nachfolger des Lehenherrn, in ſo 
ferne er auch nicht um ſeine gleichmäßige Einwilligung vernommen 
worden wäre, iſt aus dem Grunde verpflichtet, weil zwiſchen ihm 
und ſeinem Vorfahren, d. i. dem Lehenherrn, der den Conſens 
ertheilte, kein Lehenrechtsverhältniß beſteht, er ſomit in die Rechte 
des Letzteren tritt, und als Allodialerbe alle Rechte und Pflichten 
des Erblaſſers übernimmt, als Particular-Succeſſor aber nicht 
mehr Rechte erwerben kann, als letzterer zur Zeit der Übertra— 
gung wirklich beſaß, ſonach auch deſſen Pflichten übernimmt. 

Zu c). Obgleich es in dem Begriffe des Pfandrechtes gelegen 
iſt, daß der Pfandgläubiger ein dingliches Recht erhalte, aus der 
ihm verpfändeten Sache, wenn die Verbindlichkeit zur beſtimmten 
Zeit nicht erfüllet wird, die Befriedigung zu erlangen, und hiefür 
demſelben in der Regel auch die Subſtanz der Sache haftet, ſo iſt 
doch bey der eigenthümlichen Natur der Lehen und der in dem Ge— 
ſetze begründeten Unveräußerlichkeit derſelben ein Unterſchied um 
ſo mehr zu machen, als bey jeder Belaſtung die geſetzliche Vermu— 
thung Platz greift, daß der Verpflichtete eher die geringere, als die 
ſchwerere und größere Laſt ſich aufbürden wollte, als endlich 
dieſe Verſchiedenheit der Belaſtung mit den Lehengeſetzen dadurch 
in eine rechtliche Harmonie gebracht werden kann und muß, daß 
bey einer Lehenhypothek dem Pfandgläubiger nur ein Recht ein— 
geräumt werden konnte und wollte, aus den Lehenfrüchten 
ſeine Befriedigung nöthigenfalls ſich zu verſchaffen. 

Haben daher auch wirklich der Lehenherr und alle Lehen— 
anwärter, ſo wie der Poſteritäts-Curator, die Einwilligung zur 
Onerirung des Lehengutes überhaupt ertheilet, ſo kann dem Hypo— 
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thekargläubiger doch nur das Recht zugeſprochen werden, feine 
fällige Forderung durch die Sequeſtration der Lehenfrüchte einzu— 
treiben, keineswegs aber das Lehengut ſelbſt, d. i. die Subſtanz, 
gleichviel, ob in der Leheneigenſchaft oder nicht, zur executiven 
Veräußerung zu bringen. 

In dieſer Beziehung dienet auch das Juſtiz-Hofdecret vom 
7. April 1798 (J. G. S. Nr. 407) zur Richtſchnur, welches 
verordnet: „Die Intabulation oder Pränotation auf eine mit dem 
„Heimfälligkeitsrechte wirklich behaftete Realität hat in der Regel 
„jedoch nur ad fructus ſtatt; bey vorkommenden Ausnahmen von 
„der Regel iſt ſich nach den bereits beſtehenden Geſetzen zu be— 
„nehmen.“ 

Zu d). Das Pfandrecht kann aus der Subſtanz des verpfän— 
deten Lehengutes nur dann realiſirt werden, wenn der Lehenherr 
und die Lehenanwärter, dann der Poſteritäts-Curator in der er— 
theilten Onerirungsbewilligung ſich ausdrücklich erklärt haben, 
einzuwilligen, daß nöthigenfalls auch die Subſtanz des ver— 
pfändeten Lehengutes zur Befriedigung des Pfandgläubigers ver— 
wendet, das iſt, ſolches veräußert werden könne, ſomit der One— 
rirungs-Conſens zugleich auf obigen Fall der Execution bedingt 
den Charakter eines Alienations-Conſenſes annehmen ſolle. 

Nur unter dieſer ausdrücklichen Bedingung hat der Pfand— 
gläubiger das Recht, das ihm verpfändete Lehengut zur executiven 
Veräußerung zu bringen, ohne eines weiteren Alienations-Con— 
ſenſes zu bedürfen, wobey es ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß das 
Lehengut auch in dieſem Falle nur in der Eigenſchaft eines Lehens, 
ſomit an einen ſubjectiv-lehenfähigen Käufer veräußert werden 
dürfe, da durch die conſentirte die Subſtanz ſelbſt afficirende 
Hypothek nicht die Leheneigenſchaft aufgehoben oder verändert 
werden wollte. | 

Wird der Gläubiger durch die Veräußerung des Lehengutes 
mit ſeiner Forderung nicht gänzlich befriediget, ſo haftet ihm der 
Schuldner mit ſeinem allodialen Vermögen und mit ſeiner Perſon 
für den Reſt, dieſe Haftung berührt den Lehenherrn nicht im 
geringſten, da er die Schuld nicht contrahirte, und auch keine 
Gewähr leiſtete, daß die Hypothek zur Bezahlung der ganzen 
Schuldforderung zulänglich ſey, eben fo in der Onerirungs-Bewil— 
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ligung nichts weiter als die Verzichtleiſtung auf das Recht, jede 
Belaſtung zu verbiethen, gelegen iſt. 

Der rechtliche Umfang der Hypothek erſtrecket ſich auf 
die in dem Onerirungs-Conſenſe ausgedrückte beſtimmte Summe. 

Hiebey dringet ſich die Frage auf: Ob durch den auf 
eine beſtimmte Summe Geldes lautenden One ri— 
rungs-Conſens nur und allein das Schuldcapital, 
oder auch die hievon abfallenden geſetzlichen oder 
vertragsmäßigen Zinſen conſentirt werden woll— 
ten, ob daher der Gläubiger berechtigt ſey, nicht 
nur die Capitalsſumme, ſondern auch die hievon 
rückſtändigen Zinſen aus dem verpfändeten Lehen— 
gute zu exequiren? 

Daß es in Beantwortung dieſer Frage zunächſt und vorzüg— 
lich auf den Wortlaut des Onerirungs-Conſenſes ankomme, iſt wohl 
zweifellos, allein, wenn dieſer ſich hierüber nicht ausſpricht, dürf— 
ten nachfolgende Bemerkungen die Entſcheidungsquelle darbiethen. 

Nach den geſetzlichen Beſtimmungen und dem Begriffe des 
Darleihensvertrages iſt ſolcher ein Vertrag, in welchem Jeman— 
den verbrauchbare Sachen unter der Bedingung übergeben werden, 
daß er zwar willkührlich darüber verfügen kann, aber nach einer 
gewiſſen Zeit eben ſo viel von derſelben Gattung und Güte zurück— 
geben ſoll. 

Die Pflicht des Schuldners für die dargeliehene Sache, Zin— 
ſen zu entrichten, iſt nicht in dem Rechtsbegriffe des Darleihens— 
vertrages weſentlich und nothwendig enthalten, ſondern es wird 
hiezu die Beyrückung eines Nebenvertrages erfordert ). 

Mit Rückſicht auf dieſe Begriffsbeſtimmung und bey dem Um— 
ftande, als eine von dem Lehenherrn dem Vaſallen ertheilte Be— 
günſtigung nicht ausdehnend, ſondern vielmehr einſchränkend und 
auf das ſtrengſte interprätirt werden muß, ſcheint es bey der 
Beantwortung der oben geſtellten Frage auf die Diſtinction anzu— 
kommen, ob der Lehenherr 

a) bloß die Onerirung eines beſtimmten Betrages 
ohne aller Rückſicht auf das von dem Vaſallen mit einem dritten 
Gläubiger eingegangene oder beabſichtigte Darleihengeſchäft bewil— 
liget hat, oder 
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b) ob die Onerirung des Lehens mit einem beſtimmten 
Darleihen genehmigt worden iſt? 

Zu a). Hat der Lehenherr nur die Onerirung einer beſtimm— 
ten Summe bewilliget, ſo iſt die von ihm ertheilte Begünſtigung 
nur und allein auf dieſe Summe zu beſchränken, da niemand zu 
mehr verpflichtet werden kann, als er verpflichtet ſehn zu wollen 
ausdrücklich erklärte. Hat daher der Vaſall auf den ganzen Betrag 
der Onerirungsſumme ein Darleihencapital aufgenommen, und 
der Gläubiger es ihm gegeben, ſo hat der Vaſall hiedurch die 
Pflicht auf ſich genommen, die hierauf entfallenden geſetzlichen oder 
bedungenen Zinſen auf eine andere Weiſe als aus dem Lehen zu 
bedecken und ſicher zu fielen, dagegen auch der Gläubiger Ver— 
zicht geleiſtet, dieſe Zinſen, falls der Schuldner hiemit im Rück— 
ſtande bliebe, aus dem Lehen rückſichtlich deſſen Früchten zu for— 
dern, letzterer hat daher die Pflicht, rückſichtlich dieſer rückſtändigen 
Zinſen aus dem Allodialvermögen ſeines Schuldners ſich zahlhaft 
zu machen. 

Zu b). Hat dagegen der Vaſall den mit einem dritten Gläu— 
biger beabſichtigten oder abgeſchloſſenen Darleihensvertrag, in wel⸗ 
chem die Verzinſung des dargeliehenen Capitals als eine Bedin— 
gung aufgenommen iſt, dem Lehenherrn vorgelegt und gebethen, 
ihm rückſichtlich dieſes beſtimmten Darlehensvertrages die Bewilli— 
gung zur Onerirung des Lehens zu ertheilen, wurde hiezu auch 
wirklich letztere ertheilt, ſo hat der Lehenherr hiedurch eingewilli— 
get, daß das Lehen rückſichtlich aller in dem Darleihensvertrage 
ausgedrückten Bedingungen als Hypothek beſtellt werde; wornach 
der Gläubiger auch rückſichtlich der Zinſen auf das Lehen ein 1 
recht erworben hat. 

Würde dagegen in dem dem Lehenherrn vorgelegten Darlei— 
hensvertrage von einer Verzinſung des Schuldcapitals keine Rede 
ſeyn, ſo tritt der Fall ad a ein, es würde ſich ſonach der Oneri— 
rungs-Conſens ebenfalls nur auf die beſtimmte Capitalsſumme 
beſchränken, und ſelbſt ein zwiſchen dem Gläubiger und Schuldner 
entweder gleichzeitig, jedoch abgeſondert oder ſpäter getroffenes 
Übereinkommen, daß das contrahirte Darleihen ein verzinsliches 
ſeyn ſolle, würde dem Rechte des Lehenherrn nicht nachtheilig ſeyn 
können. 

II. 8 
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Iſt die Onerirung des Lehengutes geſetzlich bewirkt, ſo iſt 
ſie ein allodiales Rechtsverhältniß, ſomit nach dem bürgerlichen 
Rechtsgeſetze zu beurtheilen. Der Hypothekargläubiger iſt demnach 
zweifellos berechtiget, ſein Hypothekarrecht beliebig weiter zu ver— 
pfänden oder zu cediren; ohne hiezu eines neuerlichen Onerirungs— 
oder Alienirungs-Conſenſes für ſeine Perſon zu bedürfen, der 
Afterpfandinhaber oder Ceſſionar tritt in alle Rechte des Afterver— 
pfänders oder Cedenten, und iſt berechtiget, ſeinen Rechtstitel ohne 
weiters auf das Lehengut und; rückſichtlich den ſchon einverleibten 
Onerirungs-Conſens ſupereinverleiben oder vormerken zu laſſen. 


) Sieh $$. 983, 984 u. |. w. b. G. B. 


315. 
Oppignoration. Pfandlehen. 


In der Vorzeit wurde zwiſchen einer Verhypothecirung 
und Oppignoration des Lehens ein Unterſchied gemacht u. 
z. dahin, daß unter der Oppignoration, die Verpfändung des 
Lehengutes verbunden mit der Übergabe desſelben an den Gläu⸗ 
biger in deſſen Beſitz und Genuß für die Zeit, bis das dargeliehene 
Capital zurückbezahlt war, verſtanden wurde ). 

Dieſe Oppignoration wurde übrigens ganz nach den Grund— 
ſätzen der Veräußerung im ſtrengen Sinne des Wortes beurtheilt, 
ſie war ohne ausdrückliche Einwilligung des Lehenherrn und der 
Lehenfolger nicht nur ungültig, ſondern hatte auch wegen der ein— 
getretenen Albergabe des Lehengutes für den Vaſallen den Verluſt 
des Lehens zur Folge. 

Unter der Suppoſition der erfolgten Einwilligung aller Lehen— 
intereſſenten trat in dieſem Verhältniſſe noch die weitere Verſchie— 
denheit ein, daß in manchen Fällen mit Einwilligung des Vaſallen 
der in den Beſitz geſetzte Gläubiger mit dem oppignorirten Lehen 
belehnt worden iſt, in dieſem Falle wurde das Lehen ein Pfand— 
lehen (feudum oppignoratitium) genannt, der Pfandgläubiger 
trat an die Stelle des Vaſallen in alle Rechte und Pflichten des— 
ſelben für die Zeit, bis die Tilgung der Pfandſchuld cum sun causa 
erfolget, ſomit die Depuration des Lehengutes vollkommen geleiſtet 
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worden war. Aus diefem Grunde fuccedirten dem Beſitzer und 
Pfandgläubiger nur ſeine eigenen Descendenten, eben ſo, als ob 
das Lehen von ihm erworben worden wäre; ſtirbt der Pfandgläubi— 
ger ohne lehenfähige Descendenz, fo fällt das Lehen dem Lehen 
herrn heim, er muß jedoch den Erben des erſteren den Pfandſchil— 
ling hinausbezahlen. Kömmt die vaſallitiſche Familie, welche das 
Lehen urſprünglich beſeſſen hat, und als Pfandſchuldner erſcheint, 
in die Lage, den Pfandſchilling zurückzuzahlen, ſo muß der Beſi— 
tzer, das iſt der Lehenherr oder der Pfandgläubiger, ihr das 
Pfandlehen wieder reſtituiren. 

Derley Verträgen wurde gewöhnlich die weitere Bedingung 
beygefügt, daß, falls der Pfandſchuldner den Pfandſchilling binnen 
einer gewiſſen Zeit nicht zurückzahlen ſollte, das Lehen ein Eigen— 
thum des Pfandgläubigers bleiben, dieſer ſonach unbedingter Va— 
ſall ſeyn ſoll. 

Eben ſo wurde ferner der Oppignorations-Vertrag öfter in 
einen Kaufvertrag geſtaltet, in der Art, daß der Gläubiger für 
das dargeliehene Capital das lehenbare Nutzungseigenthum des 
Lehengutes erhielt, und der Pfandſchuldner oder deſſen Lehenfol— 
ger, oder endlich der Lehenherr ſich nur das Recht vorbehielten, 
das Lehengut binnen einer beſtimmten Zeit um die Darleihenſumme 
wieder zurückzukaufen. 

Dieſe und ähnliche Rechtsverhältniſſe ſind lediglich nach ihrer 
beſonderen Natur, nach dem Wortlaute des rechtsgültig abgeſchloſ— 
ſenen Vertrages jedoch immerhin auf das ſtrengſte au beurtheilen 
und zu interpretiren. 

Wurde der Pfandgläubiger mit dem Werpföngeten Lehengute 
nicht ſelbſt belehnt, ſo blieb der Verpfänder der Vaſall und behielt 
alle Rechte und Pflichten desſelben gegen den Lehenherrn. 


*) I. F. 27: Si quis obligaverit aliquam rem pignori eo pacto, 
ut si statuto tempore pecunia soluta non fuisset, res esse 
creditoris et eam pro feudo habeat, potest debitor quando- 
cunque pecuniam solvendo, pacto non obstante pignus re- 
Cuperare. Feudum enim non sub praetextu pecuniae, sed amore 
et honore domini acquirendum est. 
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Alienirungs⸗ und Onerirungs⸗Conſens⸗Taxe. 


Da der Lehenherr jede Alienation nach dem Geſetze zu ver— 
biethen berechtiget iſt, und ſomit deren Bewilligung nur als 
ein Act der Gnade beurtheilt werden kann, ſo iſt er auch be— 
rechtiget, ſich für die Verzichtleiſtung auf ſein ſtrenges Recht 
ein Entgeld zu bedingen, d. i eine Alienations-Conſens— 
Taxe. 

Bey dem beſtehenden Gebothe, die Vaſallen mit keinen 
Neuerungen zu beſchweren, richtet ſich auch dieſe Alienations— 
Taxe nach dem durch die althergebrachte Obſervanz beſtimmten 
Maße und iſt nur zwiſchen dem geringſten und höchſten Betra— 
ge nach dem Verhältniſſe verſchieden, nach welchem der Gna— 
denact ſich gewöhnlich oder außergewöhnlich darſtellt, d. i. je 
nachdem das Lehen näher oder weiter entfernt dem Heimfalle 
ſteht, ein Manns- oder Weiberlehen iſt, u. ſ. w. 

In der Regel iſt die Alienations-Taxe der Obſervanz nach in 
ihrer höchſten Quote auf 25 Percent und in ihrer niederſten 
Quote auf 5 Percent geſtellt. Für einzelne Arten von Lehen iſt dieſe 
Taxe auch geſetzlich feſtgeſetzt, ſo wurde z. B. mit dem Hofdecrete 
vom 5. November 1807 angeordnet: daß die Lehen-Alienations-Taxe 
bey den ehemahl Paſſau'ſchen Lehen mit 10 per Mille abzunehmen 
ſey. 

Zum Behufe der Bemeſſung der Alienations⸗Taxe iſt der Vaſall, 
welcher den Veräußerungs-Conſens erhalten will, verpflichtet, den 
bedungenen Kaufſchilling gewiſſenhaft anzugeben und zu dieſem 
Ende ſeinem Geſuche um Ertheilung des Alienations-Conſenſes den 
Kaufvertrag in Original oder wenigſtens in einer vidimirten Ab— 
ſchrift beyzulegen. Bey einem Tauſche oder bey einem Vertrage, 
in welchem keine beſtimmte Summe ausgedrückt iſt, muß der Werth 
des Lehens auf eine andere Art legal nachgewieſen werden z. B. 
mit dem ſtändiſchen Einlagswerthe, mit einem früheren Kaufprei— 
ſe, oder jenem einer vorhergegangenen Inventur, gerichtlichen 
Schätzung u. ſ. w. 

In dieſer Beziehung verordnet die Hofkanzleyverordnung vom 
3. May 1793: daß die Taxe für die Bewilligung des Verkaufes 
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der l. f. Lehen nach dem Kaufſchillinge beſtimmt werden müſſe, wo— 
bey es nöthig iſt, die eigentlichen Verkaufspreiſe der Lehen nach 
aller Möglichkeit aufzuklären. 

Eben fo beſtimmt das Hofkammer-Decret vom 2. März 1809: 
daß in allen Fällen der Kaufſchilling der zu veräußernden Lehen— 
körper ordnungsmäßig erhoben und geprüft werden ſolle, damit 
hiernach die Alienations-Taxe bemeſſen werden könne. 

Inſoferne es ſich jedoch bloß um eine Onerirung des Lehens 
handelt, iſt das höchſte Maß gewöhnlich 10 Percent, das geringſte 
dagegen 5 Percent nach Verſchiedenheit der bereits oben angege— 
benen Modalitäten. 

Sowohl die Lehen-Alienations-als auch Onerirungs-Conſens-— 
Taxe muß der hierum anſuchende Vaſall berichtigen, bevor ihm der 
Conſens wirklich hinausgegeben wird; Ausnahmen hievon z. B. 
die Ermächtigung, dieſe Taxen in Raten bezahlen zu dürfen, er— 
fordern eine beſondere Bewilligung. 

Bey der Veräußerung der ſogenannten alt l. f. Lehen, welche 
mit der Lehengnade genoſſen werden, iſt keine Alienations-Taxe, 
noch bey deren Onerirung eine Onerirungs-Taxe abzunehmen und 
zu entrichten '). 

) Sieh Part. Hofkanzley-Deeret vom 7. April 1801 3. 1056 in 

causa des Grafen von Thürheim wegen des an Fürſten von Stah— 
remberg verkauften Lehen Hartheim und Puchenau — dann Hof— 
decret vom 26. May 1801 Z. 1457 wegen vom Carl Fürſten von 
Auersberg an Freyherrn von Bartenſtein veräußerten Lehen Pois— 
brunn und Falkenſtein. 


317. 


Depuration. 


Da jede Onerirung ſowohl das Lehengut ſelbſt beſchwert und 
daher die Rechte des conſentirenden Lehenherrn für den Heimfall 
beſchränket, als auch eine von den hiezu einwilligenden Lehenfol— 
gern übernommene Laſt begründet, ſo müſſen ſämmtliche hiedurch 
ins Mitleid gezogene Lehenintereſſenten darauf bedacht ſeyn, daß 
die conſentirte Schuld in billigen Terminen wieder getilgt, und 
das Lehen von der ihm aufgebürdeten Laſt befreyet werde. 
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Zu dieſem Behufe wird in der Regel ſogleich in dem Oneri— 
rungs⸗Conſenſe die Bedingung beygefügt, daß der Vaſall die Lehen— 
ſchuld binnen eines beſtimmt ausgedrückten Termines als zurückbe— 
zahlt, und den Lehenkörper entlaſtet legal auszuweiſen verpflichtet 
ſey, zugleich wird dem Vaſallen der Termin und der Betrag der ein— 
zeln zu leiſtenden Ratenzahlungen genau vorgeſchrieben. 

Gewöhnlich iſt der Rückzahlungstermin auf 20 oder 10 Jahre 
feſtgeſetzt, wo im erſteren Falle jährlich 5Percent, im letzteren aber 10 
Percent der Lehenſchuld an Capital depurirt werden muß. 

Iſt die conſentirte Lehenſchuld landtäflich oder grundbüchlich 
ſichergeſtellt worden ſo hat der Vaſall die Pflicht, der Lehenſtube 
alljährlich durch einen Landtafel- oder Grundbuchsextract in Origi— 
nal den Beweis vorzulegen, daß die ihm vorgeſchriebene Depu— 
rationsrate an der Satzpoſt wirklich gelöſcht und als von dem gan— 
zen Satzcapitale zurückbezahlt abgeſchrieben worden iſt. 

Würde der Vaſall in Erfüllung dieſer Pflicht ſäumig ſeyn, 
fo hat der Lehenherr ein Klagrecht auf Erfüllung der vertragsmä— 
ßigen Bedingung, oder wenn Gefahr am Verzuge wäre, auf Er— 
wirkung des gerichtlichen Verbothes oder den Bezug der Lehenfrüch— 
te und der Sequeſtration in Gemäßheit der allgemeinen Gerichts— 
ordnung. 

Zur überwachung dieſer Depurationspflicht werden in Bezug 
auf die l. f. Lehen bey der l. f. Lehenſtube eigene Vormerkbücher 
geführet, und auch der ertheilte Lehen-Onericungs-Conſens rückſicht— 
lich der hierin enthaltenen Depurations-Bedingung auf den Lehen— 
körper landtaͤflich oder grundbüchlich einverleibt ). 8 

1) Die weitere Erörterung des hierbey beachteten Verfahrens ſiehe 

$. 438. 


318. 
Beutellehen. 


Von dem Verbothe, ein Lehen zu veräußern, oder zu bela— 
ſten, ſind jedoch die Beutellehen ausgenommen. Da die Beu— 
tellehen als eigentliche Ruſticalgüter zu behandeln und nur unei— 
gentliche Lehen find, fo konnen fie nicht nur frey vererbt, ſondern 
auch willkührlich veräußert und mit Hypotheken belaſtet werden, 
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eben fo haben jedoch rückſichtlich ihrer Zerſtückung die für die Bauern— 
güter überhaupt vorgeſchriebenen geſetzlichen Grundſätze zu gelten. 

In dieſer Hinſicht ſpricht ſich das Patent vom 7. Juny 1785 
und 10. July 1786 rückſichtlich der Bemeſſung der Lehengebüh— 
ren deutlich aus und das Hofdecret vom 20. September 1789 lau— 
tet: „Bey den Dominicallehen, wo nähmlich ein Gut und die 
„Grundherrlichkeit, oder eine andere Dominical-Geiechtſame zu 
„Lehen gegeben wird, hat jenes, was der Vaſall dem Lehenherrn 
„an Lehen- oder Veränderungs-Gebühren entrichtet, da ſolches 
„für keine Urbarialſchuldigkeit angeſehen werden kann, auch keiner 
„Regulirung zu unterliegen, dahingegen find die Ruſticalle— 
„hen nicht anders als wie gewöhnliche Bauerngüter zu 
„betrachten, mithin auch mit dieſen in Anſehung der ſogenannten 
„Lehengebühren als eigentliche Urbarialſchuldigkeiten auf gleiche 
„Art zu behandeln.“ 

In Conſequenz deſſen wurde mit dem n. 6. Regierungs-Circu— 
lar vom 24. September 1789 und dem Hofdecrete vom 15. Jän— 
ner 1787 geſtattet, daß dieſe Beutellehengebühren ganz gleich mit 
den Urbarialſchuldigkeiten im Wege der politiſchen Execution ein— 
getrieben und gleiche Vorzugsrechte bey einem Concurſe genießen 
ſollen; — aus demſelben Grunde ſprach das n. ö. Regierungs-De— 
cret vom 26. October 1831 3. 22 den Grundſatz aus: „daß 
„derley Beutellehen ebenſowenig als Hausgründe von beſtimmten 
„Bauernwirthſchaften ohne ſehr wichtige Gründe getrennt werden 
„ſollen ).“ 

So wurde endlich mit dem n. 6. Regierungsdecrete vom 12. 
October 1834 Z. 54640 bey Gelegenheit eines ſpeciellen Falles 
bedeutet: „Die h. Hofkanzley hat mit h. Decrete vom 3. d. 
„M. Z. 24,719 Folgendes anher eröffnet: Beutellehen ſind gleich 
„anderen Bauerngütern zu behandeln, zu ihrer Veräußerung iſt 
„daher, ſie mag nun ganz oder theilweiſe beabſichtiget werden, der 
„oberſtlehenherrliche Conſens nicht erforderlich. Auch ſchreibt die 
„in Gemäßheit der a. h. Entſchließung vom 25. Jänner 1819, 
„3. 3434 erlaſſene Verordnung (Regierungszahl 6972) in Bezug 
„auf die Beutellehen nichts weiter, als die Anzeige der vorgefallenen 
„Veränderung von Seite der Grundbücher an die Lehenſtube vor.“ 

„Die mit Bericht vom 10. September d. J. 3. 47,858 vor: 
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„gelegte Verhandlung wegen theilweiſer Veräußerung des dem 
„Mathias Sinzinger gehörigen Beutellehengutes wird der Regie— 
„rung daher, wie es bereits in früheren ähnlichen Fällen, insbefons 
„dere rückſichtlich des Beutellehenzehents des Anton Röͤcklinger mit 
„Verordnung vom 2. Auguſt v. J. Z. 18,239 (Regierungszahl 
„44303 ddo. 21. Auguſt v. J.) gepflogen wurde, zur eigenen 
„Amtshandlung zurückgeſtellt, und es erſcheint, da die Beutellehen 
„nicht nach den Lehenrechten behandelt werden, auch die Anzeige 
„des Veränderungsfalles an die Hofkanzley nicht erforderlich.“ 

Mit Rückſicht endlich auf das n. ö. Regierungs-Cireulare vom 
26. May 1819, 5. 4 iſt „bey Beutellehen bloß die Anzeige der 
„vorgehenden Veränderungen von Seite der Grundbücher an die 
„Lehenſtube erforderlich.“ ö 

Hieraus folgt ferner, daß auch von einer Alienations- oder 
Onerirungs-Conſenstaxe eben ſo wenig, wie von einer beſonde— 
ren Depurations-Pflicht bey dieſer Gattung Lehen eine Rede ſeyn 
könne ). 

) Sieh $. 305 und rückſichtlich das daſelbſt angeführte n. ö. Re— 
gierungs-Circular vom 10. Jänner 1814. 

) Von den Beutellehen unterſcheiden ſich die vorzüglich in Tyrol 
und Vorarlberg vorkommenden ſogenannten Schupflehen, 
welche in der Regel dem Vaſallen nur auf ſeine Lebensdauer 
gegeben werden, und nach ſeinem Tode dem Grundherrn heim— 
fallen, oder nur aus Gnade der Witwe oder den Kindern des 
verſtorbenen früheren Beſitzers neuerlich überlaſſen werden; eine 
Veräußerung oder Verpfändung dieſer Schupflehen war in der 
Regel unbedingt unterſagt, mit a. h. Entſchließung vom 26. 

tovember 1832 wurde jedoch auch die erbrechtliche Einlöſung 
dieſer Schupflehen geſtattet. Sieh. Hofkanzley-Entſcheidung vom 
21. Auguſt 1829 3. 19,141, — Hofkammerentſcheidung vom 20. 
Auguſt 1823 Z. 5490. 

In Betreff der Beutellehen in Salzburg, ſieh ob der ennſ. Regie— 
rungs-Circulare vom 22. Juny 1822, Nr. 7238. 


319. 
4. Conſtituirung eines Afterlehens. 
Das Lehen wird zu einem Afterlehen, indem 


a) der Vaſall einen Dritten mit dem von ihm 
beſitzenden Lehen belehnt; 
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b) der Vaſall fein Lehen einem Dritten zu Le— 
hen aufträgt und ſich von letzterem hiemit belehnen 
läßt; 

c) der Lehenherr mit feinem Obereigenthume 
einen Dritten belehnt; endlich 

d) der Lehenherr ſein Obereigenthum einem 
Dritten zu Lehen aufträgt. 

Nach dem gemeinen longobardiſchen Lehenrechte war es 
zu a) jedem Vaſallen erlaubt, ſein Lehen und rückſichtlich das 
ihm gebührende Nutzungseigenthum einem Dritten zu Lehen zu 
geben und dieſen hiemit zu belehnen. Dieſe Handlung wurde 
keineswegs als eine Veräußerung betrachtet, da ſie dem Lehen⸗ 
herrn eher nützlich als ſchädlich war, indem er ſtatt eines einzi— 
gen Vaſallen hiedurch deren zwey erhielt, zumahl auch der After— 
vaſall dem Aufgebothe des Lehenherrn folgen, ihm Kriegsdienſte 
leiſten mußte. 

Der Lehentext II. F. 3 S. 1 drückt ſich in den Worten aus: 
„ per feudum tamen cuilibet dari potest, nisi stat in frau- 
dem nostrae consuetudinis vel legis novae bonae memoriae 
Lotharii vel Friderici imperatoris; tune enim reseissa investi- 
tura reddito a te vel ab alio proximiori videlicet secundum an- 
tiquam consuetudinem pretio, si quod dederit is, qui investi- 
turam accepit, compellatur tibi restituere.* — Dann heißt es 
II. F. 26 $. 20: — — „beneficium a vasallo in feudum, si ni- 
hil in fraudem legis fiat, recte dari potest, dum tamen militi 
detur ).“ 

Die Conſtituirung eines Afterlehens durfte 85 weder dem 
Lehenherrn noch den Lehenfolgern zum Nachtheile gereichen; haben 
daher die Lehenanwärter in dieſe Beſtellung eines Afterlehens nicht 
eingewilligt, ſo kehrte das Lehen nach dem Tode des unmittelbaren 
Vaſallen d. i. jenes, welcher das Afterlehen conſtituirte, an den 
nächſten Agnaten zurück, als ob ein Afterlehenverhältniß gat nicht 
eingetreten wäre ). 

In Bezug auf den Lehenherrn beſteht die alte Gewohnheit, 
daß derſelbe das Lehen dem neu beſtellten Afterlehenmanne dann 
belaſſen mußte, wenn der das Afterlehen beſtellende unmittelbare 
Vaſall ohne Hinterlaſſung einer lehenfähigen Descendenz mit Tod 
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abging; in welchem Falle der Aftervaſall ſonach unmittelbarer 
Paſall wurde. Dieſe alte Gewohnheit war jedoch auf die Bedin— 
gung beſchränkt, daß 

1) ein Kriegsmann ſein Lehen und zwar unter denſelben Be— 
dingungen, als er ſolches ſelbſt zu Lehen erhalten hatte, wieder 
einem anderen Kriegsmanne zu Afterlehen verlieh ). 

2) Daß beſondere Verhältniſſe eine ſolche Handlung gebo— 
then, wie z. B. wenn gewiſſe zum Lehenkörper gehörige Pertinenz— 
ſtücke von dem Hauptlehengute zu weit entlegen waren, um ge— 
hörig verwaltet werden zu können, oder wenn derley Lehen ſchon 
öfter vorher zu Afterlehen verliehen worden ſind. War jedoch die 
Conſtituirung des Afterlehens nur zum Scheine vorgenommen, woll— 
te z. B. hiedurch eine Veräußerung bemäntelt werden, ſo muß 
der Vertrag nach ſeiner wahren Natur beurtheilt werden, es treten 
daher auch die Rechtsfolgen der letzteren ein. + 

Zu b). Zu einer Lehenauftragung an einen Dritten iſt der 
Vaſall nicht berechtiget, indem er ſich hiedurch von dem unmittel— 
baren Lehenbande gegen ſeinen urſprünglichen Lehenherrn losreißen 
und dem letzteren einen unmittelbaren Vaſallen gegen ſeinen Wil— 
len aufdringen würde, was der Lehenherr ſich gefallen zu laſſen 
nicht verpflichtet iſt. Die Conſtituirung eines Afterlehens auf dieſe 
Art iſt daher ungültig. 

Zu c). Der Lehenherr iſt dagegen allerdings berechtiget mit 
ſeinem Obereigenthume einen Dritten zu belehnen, dieſen zum 
Afterlehenherrn, ſich ſelbſt aber zum Oberlehenherrn zu conſti— 
tuiren. Aber auch in dieſem Falle iſt der Grundſatz entſcheidend, 
daß der Vaſall hiedurch in ſeinem Rechte nicht verkürzet werde, 
und in dem vormahls beſtandenen materiellen Rechtsverhältniſſe 
keine Veränderung eintrete, würde was immer für eine Anderung 
in letzterer Hinſicht eintreten, ſo kann das dießfällige Afterlehen— 
verhältniß nur durch die beſonders hinzugetretene Einwilligung 
des Vaſallen rechtskraͤftig werden. 

Zu d). Ein ganz gleiches Rechtsverhältniß tritt dann ein, 
wenn der Lehenherr ſeine Lehenherrlichkeit einem Dritten zu Le— 
hen aufträgt, und hiedurch ſich ſelbſt zum Afterlehenherrn, den 
Dritten aber zum Oberlehenherrn conſtituirt. 

Die Rechte und Pflichten des urſprünglichen Lehenherrn und 
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Vaſallen bleiben dieſelben, mag nun das Afterlehen wie immer 
conſtituirt worden ſeyn, der Vaſall hat in dem zuletzt angegebenen 
Falle zwey Lehenherrn, und ſo wie ſich hiedurch die Kraft des von 
ihm in Anſpruch zu nehmenden Schutzes erhöhte, ſo war er auch 
verpflichtet, die Kriegsdienſte zu leiſten, ſobald der Oberlehenherr 
den Afterlehenherrn, und hiernach dieſer ſeinen Vaſallen hiezu 
aufforderte; eben fo machte ſich der Vaſall durch die Verletzung 
des Oberlehenherrn der Felonie ſchuldig ). 

Dieſe Grundſätze des longobardiſchen Lehenrechtes gelten auch 
in Bezug auf die öſtreichiſchen Lehen nur mit der einzigen Aus⸗ 
nahme, daß bey jeder Conſtituirung eines Afterlehens von Seite 
des Vaſallen, dieſer die Anzeige hievon an den Lehenherrn zu ma— 
chen verpflichtet iſt, damit wegen der nothwendigen Sicherſtellung 
der lehenherrlichen Rechte die nöthige Vorkehrung getroffen werden 
könne; — ſo wie unter der Vorausſetzung, daß hiedurch den 
Rechten des Lehenherrn und insbeſondere deſſen Caducitätsrechte 
nicht zu nahe getreten wird, da der Lehenherr berechtigt bleibt, 
ohne Rückſicht auf den Aftervaſallen, das Lehen heimzuziehen, 
ſobald die von ihm urſprünglich und unmittelbar belehnte Familie 
ausſtirbt, es ſonach nur von ſeiner Gnade abhängt, ob er das 
Lehen dem Aftervaſallen belaſſen, und ihn hiernach zu ſeinem un— 
mittelbaren Vaſallen annehmen wolle ). 

) II. F. 34 C. 2. 

) II. F. 34. §. 2 — II. F. 12. — II. F. 39. 

3) II. F. 9. proem. — II F. 34 f. 3. 

4) II. F. 55. F. 1 und 4. 

5) In Betreff der Conſtituirung von Afterlehen durch Zerſtückung 
der Lehengüter und Bauernwirthſchaften ſiehe §. 305, dann 99. 93, 
138, 164, 258, 283, 406. 

N 320. 


5. Letztwillige Verfügung. 


Nach dem Grundſatze des Lehen-Succeſſionsrechtes ſind die 
Lehenfolger berechtiget, die Lehenfolge ex pacto et providentia ma- 
jorum in Anſpruch zu nehmen, ſie haben daher ſchon durch ihre Ge— 
burt und ohne aller Rückſicht auf den letzten Beſitzer das Recht 
hiezu ſelbſtſtändig erworben, und jede Handlung, wodurch letzte— 
res wider ihren Willen beeinträchtiget würde, iſt ungültig. 


124 \ 


In Conſequenz dieſes Grundſatzes ift der Vaſall in der Ne 
gel nicht berechtigt, über ſein Lehen letztwillig, ſey es nun mittels 
Teſtament oder Codicill, oder durch einen Erbvertrag, zu verfügen ). 

Würde der Vaſall demungeachtet ſein Lehen jemanden letzt— 
willig zugedacht oder legirt haben, ſo wäre der rechtmäßige Lehen— 
folger, ſelbſt wenn er ein Descendent des Erblaſſers geweſen wäre, 
hieran nicht gebunden, ja nicht einmahl verpflichtet, den Werth 
des Lehens dem Legatar zu erſetzen ); indem die Descendenten 
nur jene Handlungen ihres Vaters zu erfüllen gebunden ſind, 
welche dieſer an ſich gültig mit ſeinem Allodialvermögen getroffen 
hat, und ſie zur Erfüllung dieſer Pflicht ſelbſt mit Angreifung des 
Lehens in der Eigenſchaft als Allodialerben, verhalten werden kön— 
nen; — dagegen kann die Teſtirung oder Legirung des Lehens, 
in welches die Kinder nicht als Allodialerben, ſondern als ſelbſt— 
ſtändig berechtigte Lehenfolger eintreten, als keine Allodialhand— 
lung des Erblaſſers beurtheilt werden, ſie iſt vielmehr eine ge— 
ſetzwidrige ſchon an ſich ungültige Lehenhandlung, die noch über— 
dieß der Beſtimmung des urſprünglichen Lehenvertrages geradezu 
widerſpricht ). 

Aus demſelben Grunde kann das Lehen nicht mitbegriffen ge— 
dacht werden, wenn auch der letzte Beſitzer eine allgemeine letzt— 
willige Anordnung hinterläßt, ſeine ganze Verlaſſenſchaft, ohne 
Unterſchied zu einem Fideicommiſſe beſtimmt u. ſ. w. Derley letzt⸗ 
willige Anordnungen können in ihrer Realiſirung nur auf den Al— 
lodialnachlaß beſchränket, die in der Erbmaſſa begriffenen Lehen— 
objecte müſſen jedoch hievon ausgeſchieden und nach ihrer eigen— 
thümlichen Natur behandelt werden °). 

Von der bisher begründeten Regel gibt es nur folgende Aus⸗ 
nahmen: 

a) Wenn bey einem heimfälligen Lehen der Lehenherr dem 
letzten Beſitzer die Teſtirung und Ernennung ſeines Lehenfolgers 
ausdrücklich geſtattet ), welches Zugeſtändniß ein reiner Gna— 
denact des Lehenherrn iſt. 

p) Bey den alt l. f. Gnadenlehen, welche noch die Lehen— 
gnade Kaiſer Leopolds I. genießen, iſt der letzte Beſitzer berech— 
tiget, über ſein Lehen letztwillig zu verfügen, jedoch unter der 
Bedingung, daß der Teſtator erſter Erwerber, ſomit das 
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Lehen ein neues (feudum novum) iſt; daß er um ſolches allein 
und ausſchließend belehnt iſt; daß, falls die erſte Erwerberinn eines 
ſolchen Lehens eine Weibsperſon iſt, ihre Kinder nicht übergan— 
gen werden dürfen; daß, falls die Kinder oder andere Perſonen mit— 
belehnt worden wären, derley Lehen fremden Perſonen nicht letzt— 
willig zugedacht werden können; endlich dieſes Privilegium nur in— 
ſoferne gültig iſt, als durch ſolche letztwillige Verfügungen lehenfaͤhige 
Landesmitglieder des Herren- oder Ritterſtandes zu Erben oder 
Legataren berufen werden. Die feuda novasimultanea , die ſeuda 
dignitatum, endlich die alten Stammlehen, feuda antiqua ex pac- 
to et providentia majorum waren von dieſer beſonderen Begün— 
ſtigung ausdrücklich ausgenommen 0). 

c) Wenn in dem Lehenvertrage, dem Inveſtitursgeſetze oder 
in nachgefolgten im Einverſtändniſſe mit dem Lehenherrn und allen 
Lehenintereſſenten zu Stande gekommenen Familien-Verträgen 
hierüber ausdrücklich etwas anderes verabredet und bedungen wor— 
den iſt. 
dj) Wenn endlich derley letztwillige Verfügungen weder dem 
Lehenherrn noch den Lehenfolgern zum Nachtheile gereichen, ſo— 
mit zu Gunſten der in der Inveſtitur begriffenen Perſonen gemacht 
werden, und die allfällig ein früheres Succeſſionsrecht genießen— 
den Lehenfolger hiezu einwilligen. 

Außerdem räumet ſelbſt die Eigenſchaft eines Erblehens oder 
eines veräußerlichen Lehens das Recht zu teſtiren keineswegs ein, 
weil jede Abweichung von der Lehennatur jederzeit auf das ſtreng— 
ſte interpretirt werden muß und eine Uneigentlichkeit die Schluß— 
folge auf eine andere nicht geſtattet, ſonach das Erblehen nur zur 
Folge hat, daß nach den Beſtimmungen der allodialen geſetzlichen 
Erbfolgeordnung ſuccedirt werde, eben fo ein veräußerliches Lehen 
nur das Recht gibt, das Lehen unter Lebenden oder auf den Todes— 
fall zu veräußern, ſobald aber dieſes Recht von dem noch am Leben 
befindlichen Lehenbeſitzer nicht ausgeübt wird, die lehenrechtliche 
Succeſſionsordnung einzutreten hat. 


) I. F. 8.— II. F. 9 f. 1. — II. F. 55. proem: vel pro anima 


judicare sine permissione domini. 


) in leg. 39. 6, 10. ff. de legat. I. 
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3) I. F. 8: „Filii succedunt aequaliter non filiae vel nepotes ex 

filio loco sui patris, nulla ordinalione defuncti in feudo valente 
vel manente. 

s) II. F. 26. F. 17. 5 

5) Eine ſolche Ausnahme enthält das n. ö. Regierungs-Deeret vom 
10. December 1811 Z. 38,661 des Inhalts: „Vermöge herabge— 
„langten Hofkanzley-Deeretes vom 28. v. und 9. d. M. haben 
„Se. Majeſtät Höchſtihrem Staats- und Conferenz-Miniſter 
„Carl Grafen und Herrn zu Zinzendorf und Pottendorf zum Be— 
„weiſe Ihrer Anerkennung der ausgezeichneten Verdienſte des 
„Herrn Grafen um die a. h. Perſon und den Staat und Ihres 
„Wunſches die um das Haus Hſtreich ſeit mehreren Jahrhun— 
„derten durch unerſchütterliche Treue, Anhänglichkeit und gelei— 
„ftete wichtige Dienſte ſowohl verdiente Familie Zinzendorf auch 
„nach Erlöſchung ihres Mannsſtammes noch ferner in den öſtreichi— 
„ſchen Staaten aufrecht zu erhalten, bewilligt, daß der Herr Graf 
„über die von dem gräflih Zinzendorf-Pottendorf'ſchen Nahmen 
„und Stammen herrührenden ſowohl Aetiv- als Paſſivlehen letzt— 
„willig disponiren und einen lehenfähigen Nachfolger ernennen 
„dürfe, und daß dieſer bereits Sr. Maj. nahmhaft gemachte Er— 
„be den gräflich von Zinzendorf-Pottendorf'ſchen Nahmen und das 
„Familien-Wappen annehme, auch in das Amt eines Erbland— 
„jägermeiſters in Nieder-Oſtreich unter der Enns eintrete. Die 
„Tape für dieſe Bewilligung haben Sr. Maj. auf 1500 fl. W. W. 
„beſtimmt und zugleich zu befehlen geruhet, daß zur Sicherſtellung 
„der lehenherrlichen Rechte über die Lehenherrlichkeit ein eigener 
„Lehenbrief ausgeſtellt, dieſe Afterlehenſchaft als ein ordentliches 
„Lehen behandelt, und die ſämmtlichen Afterlehen dem Lehenbriefe 
„eingeſchaltet, und daß überhaupt alle für ſolche Fälle beſtehenden 
„Vorſchriften genau befolget werden.“ 


6) Sieh Pat. vom 4. November 1658. 
. 
6) Sicherſtellung des Lehen-Nutzungseigenthumes. 


Das Nutzungseigenthum, welches dem Vaſallen um das 
Lehenobject zuſteht, ift, inſoferne letzteres in einer unbeweglichen 
Sache beſteht, der Gegenſtand der öffentlichen Bücher, der Ei— 
genthums-Regiſter. Da nun das Nutzungseigenthum, als ein 
dingliches Recht gedacht, nur durch die Eintragung des Rechts— 
titels in die öffentlichen Bücher erworben wird ), fo ſteht dem 
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Vaſallen vor allem das Recht zu, ſich als Nutzungseigenthümer 
in die öffentlichen Eigenthumsregiſter einſchreiben zu laſſen, und 
über dieſe Beſitz- und Eigenthumsanſchreibung von der Behörde, 
welcher die Führung dieſer Bücher anvertraut iſt, eine Beglau— 
bigungs-Urkunde d. i. bey Dominical-Realitäten den ſogenannten 
Gültſchein, bey Ruſticalgütern aber den Gewährbrief zu verlan— 
gen, welche Urkunden den geſetzlichen Beweis über das rechtlich 
erworbene Nutzungseigenthum liefern. 

Zum Behufe dieſer Beſitzanſchreibung iſt es jedoch nothwendig, 
daß der Bittſteller den Rechtstitel vorlege, aus welchem ihm das 
Nutzungseigenthum wirklich gebühret, welcher bey den erkauften 
Lehen, die nicht ſchon an ſich als veräußerliche erkannt werden müſ⸗ 
ſen, in dem Kaufvertrage, in dem von dem Lehenherrn ertheilten 
Alienations-Conſenſe, endlich in der ausdrücklichen Einwilligung 
der Mitbelehnten und Agnaten ſo wie des Poſteritäts-Curators be— 
ſteht, bey den Lehen aber, welche in Folge der an den Bittſteller 
gelangten Succeſſion erworben worden ſind, in dem Einantwor— 
tungsbeſcheide der Abhandlungsbehörde des letzten Beſitzers und in 
dem Lehenbriefe, welcher die dem Lehenfolger allfällig bereits er— 
theilte Belehnung beweiſet, gelegen iſt. 

In dieſer Hinſicht iſt das n. ö. Regierungs-Decret vom 28. 
July 1831 3. 40,248 zu berückſichtigen, des Inhalts: „Die h. 
Hofkanzley hat unterm 16. d. M. Folgendes anher zu erlaſſen 
geruhet: „Zufolge des einverſtändlich mit der k. k. oberſten Ju— 
„ſtizſtelle und mit der k. k. Hofcommiſſion in Inſtizgeſetzſachen 
„gefaßten Beſchluſſes hat es in Abſicht auf die zur Spra— 
„che gekommene Frage: „ob und in wieferne die Beſitz⸗ 
„anſchreibung bey Lehen vor erfolgter Belehnung 
„Statt zufinden habe? — bey den zur Sicherung der le— 
„henherrlichen Gerechtſame zureichenden Beſtimmungen der Hof: 
„decrete vom 20. October 1814 und vom 2. Hornung 1819 zu 
„verbleiben.“ 

Nach dieſen Hofdecreten von der oberſten Juſtizſtelle unterm 
12. November 1814 (J. G. S. Nr. 1110 Seite 195) und un⸗ 
term 26. April 1819 (J. G. S. Nr. 1555 Seite 83) erlaſſen, 
kann die erfolgte Belehnung und die Ausfertigung des Lehenbrie— 
fes nicht allgemein und unbedingt als die Bedingung jeder Beſitz— 
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anſchreibung bey Lehen angeſehen werden; fondern die Beurthei— 
lung ſteht dießfällig lediglich den Gerichtsbehörden zu ). 

Mit dem n. 6. Regierungs-Circulare vom 26. May 1819 
wurde §. 2 befohlen: „Bey Lehen ohne Gnade — — haben die 
Gerichtsbehörden — — — bey freywilligen Veräußerungen die 
Beſitzanſchreibung des Käufers ohne Beybringung des Alienations— 
Conſenſes zu verweigern.“ 

Würde der oben geforderte Beweis 985 vorliegen, ſo iſt 
die die öffentlichen Eigenthums-Regiſter verwaltende Gerichtsbe— 
hörde nicht berechtiget, die Gült- oder Gewähr-Anſchreibung des 
Lehenbeſitznachfolgers zu bewilligen und vorzunehmen. 

Wenn daher bey einem verkauften und nicht ſchon un 
veräußerlichen Lehen auch der Alienations-Conſens des Lehenherrn 
und der Kaufvertrag vorgelegt, jedoch die Einwilligung der Agna— 
ten und Mitbelehnten, dann des Poſteritäts-Curators zur Veräuße— 
rung nicht beygebracht wird, ſo könnte der Bitte des Käufers um 
Beſitzanſchreibung an das Lehenobject nicht Statt gegeben, ſon— 
dern derſelbe müßte angewieſen werden, vorläufig die Einwilligung 
der zuletzt bezeichneten Lehen-Intereſſenten beyzubringen, da das 
Nutzeigenthum eines Lehens nicht unbeſchränkt und ausſchließend 
dem Lehenbeſitzer zuſteht, ſondern der ganzen zur Succeſſion beru— 
fenen vaſallitiſchen Familie angehört. 

Eben ſo wird bey der Übertragung des Lehens im Wege der 
Succeſſion der Rechtstitel in der Einantwortung gegeben, aufwel— 
che gegründet eigentlich erſt die Bewilligung der Belehnung er— 
theilt werden ſollte. Wenn nun auch die Verlaſſenſchafts-Abhand— 
lung des letzten Beſitzers ſich länger verzögert, und ſomit über das 
vom Lehenherrn allein als erwieſen erkannte Succeſſionsrecht die 
Belehnung vor der Einantwortung ertheilt wird, ſo bleibt der Be— 
lehnte immerhin der Gefahr ausgeſetzt, daß, falls im Zuge der Ver— 
laſſenſchafts-Abhandlung des letzten Beſitzers irgend Jemand her— 
vorkäme, welcher ein näheres Succeſſions- und Anſpruchsrecht be— 
weiſen könnte, dem ſonach das Lehen eingeantwortet und zuerkannt 
würde, die erwirkte Belehnung und die hierauf etwa erfolgte Gült— 
und Gewähranſchreibung wieder caſſirt, und dem obſiegenden Theile 
die Belehnung und Gült- oder Gewähranſchreibung bewilligt wer— 
den müßte. 
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) $$.— 308, 321, 431— 440 b. G. B. dann Landtafels Patent für 
Oſtreich ob der Enns vom 3. October 1754. Cod. Aust. III. Supl. 
p. 897 — do. für Oeſtreich unter der Enns vom 24. November 
1758. Cod. Aust. III. Supl. p. 1282. — Erläuterung für Oſt— 
reich ob der Enns vom 7. Auguſt 1762. Cod. Aust. IV. Supl. p. 
341 — do. vom 15. Jänner 1763. Cod. Aust. IV. Supl. p. 367. — 
Fürmerkbücher-Einführung bey den Grundbüchern Pat. v. 1. Sept. 
1765. Cod. Aust. VI. Supl. p. 748. 

) Sieh $$. 356 und 357. 


322. 


In dem Falle, als das in der Landtafel und dem Gültbuche 
oder in dem Grundbuche als eine Realität eingetragene Gut zum 
Theile allod und zum Theile lehenbar iſt, muß der Beſitznachfol— 
ger ſowohl den Rechtstitel zum Allodial-Beſitze, als auch zur be— 
ſonderen Nachfolge in das Lehen und rückſichtlich die dießfällig ver— 
ſchiedenen Rechtstitel beweiſen, um hierauf geſtützt als Eigenthü— 
mer bücherlich angeſchrieben zu werden; hat er nur den Rechtstitel 
zur Erwerbung des Allodialeigenthumes nachgewieſen, ſo kann er 
auch nur um dieſes an die Gült oder Gewähr geſchrieben werden, 
und muß bey der Eigenthumsanſchreibung ausdrücklich bemerkt 
werden, daß dieſe mit Ausnahme der Lehen bewilliget und vorge— 
nommen werde; welche Clauſel erſt dann wieder gelöſcht wird, wenn 
er auch den beſonderen zur Erwerbung der Lehen nothwendigen 
Rechtstitel nachgewieſen hat. 

Würde es ſich dagegen ergeben, daß entweder im Wege eines 
legalen Kaufgeſchäftes oder der Erbfolge der allodiale Theil eines 
derley Gutes der einen Perſon, und der lehenbare Theil einer an— 
deren Perſon zufiele, dann würde für den Vaſallen als Beſitzer 
und Nutzungseigenthümer des lehenbaren Gutstheiles ſowohl das 
Recht als auch die Pflicht erwachſen, die Trennung des Gutes 
und der hiefür beſtehenden Gült- und Landtafel-Rubrik, rück— 
ſichtlich die Excindirung des lehenbaren Theiles von dem allo— 
dialen Theile und die Eröffnung einer eigenen Rubrik für den 
Lehentheil, dann ſeine alleinige Beſitzanſchreibung um letzteren ge— 
richtlich anzuſuchen und zu erwirken. 

Der Vaſall hat ein Recht, dieſe Excindirung und Rubrik— 
eröffnung zu verlangen, weil er nicht verpflichtet werden kann, in 

II. 9 
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einer Gemeinſchaft zu verbleiben, zu welcher kein rechtlicher Röthi— 
gungsgrund vorliegt, und bey welcher die heterogene Eigenſchaft 
des gemeinſamen Gutes für jeden der Miteigenthümer ein freyes 
Feld zu Streitigkeiten, Gefährdung und wirklichen Schaden er— 
öffnen würde; er hat aber auch die Pflicht, dieſe Trennung zu be— 
wirken, da er dem Lehenherrn für das ihm allein übergebene Lehen— 
nutzungseigenthum und deſſen Sicherſtellung zu haften hat, dieſe 
Haftung aber nur dadurch realiſirt wird, wenn das Lehenobject 
unvermengt mit fremdartigen allodialen Theilen als eine für ſich be— 
ſtehende Realität den öffentlichen Büchern einverleibt erſcheint “). 

Die Koſten dieſer Excindirung des Lehens von dem Allode 
und der dießfälligen Rubrikeröffnung treffen den Vaſallen allein, 
da er alleiniger Nutzungseigenthümer iſt, ſomit obige Handlung 
für ihn nothwendig und nützlich iſt. 


) Sieh n. ö. Regierungs-Cireulare vom 26. May 1819, $. 5: 
„Bey ſolchen Körpern, wo Lehen ohne Gnade mit Alloden ver— 
„mengt ſind, iſt in den bemerkten Fällen gleichfalls die Erthei— 
„lung des Alienations-Conſenſes zur Gültigkeit der Veräußerung, 
„oder damit die Alloden für ſich veräußert werden können, die 
„Trennung derſelben von den Lehen-Entien zu bewirken.“ 
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Gleiche Rechte und Pflichten hat der Vaſall bey jenen Lehen, 
welche nicht in unbeweglichen, ſondern in beweglichen Sachen be⸗ 
ſtehen, da ihm auch bey letzteren das Nußungseigenthum zusteht. 
Da jedoch die beweglichen Sachen kein Gegenſtand der öffentlichen 
Bücher ſind, ſo unterſcheidet ſich die Form der Sicherſtellung des 
Eigenthumsrechtes bey letzteren weſentlich von jener der erſteren, 
fie beſteht gröͤßtentheils nur in der Vinculirung der das Lehenob— 
ject vorſtellenden Urkunden mit dem Lehenbande, oder in einer ſol— 
chen Bezeichnung, durch welche der Vaſall als Nutzungseigenthü— 
mer und rückſichtlich das obwaltende Lehenverhältniß rechtlich er— 
Fennbar wird. 
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II. Rechte des Vaſallen auf die Lehenfrüchte 
und den Zuwachs. 


324. 


Die Rechtsbegriffe über Lehenfrüchte und den Zu— 
wachs ſind in dem Lehenrechte nicht geſetzlich beſtimmt, ſie gehö— 
ren der Allodialrechtsſphäre an, und müſſen daher dem allgemei— 
nen bürgerlichen Rechtsgeſetze entnommen werden. 

Ferner dringet ſich dem bürgerlichen Rechtsgeſetze gemäß ein 
weſentlicher Unterſchied zwiſchen den Früchten einer Sache und 
ihrem Zuwachſe auf, welcher in ſeiner Rechtswirkung abermahls 
zu verſchiedenen Schlußfolgen nöthiget, je nachdem dieſe Früchte 
oder der Zuwachs während des Lebens und des Beſitzes des Vaſal— 
len ſich ergibt, oder aber der Eintritt erſt nach dem Tode des Va— 
ſallen Statt findet. 

Die vorliegende Erörterung zerfällt daher in folgende Theil— 
glieder u. z. 

A) Rechte des Vaſallen auf die Lehenfrüchte: 

1) während ſeines Lehenbeſitzes; 
2) von Seite feiner Erben. 
B) Rechte des Vaſallen auf den Zuwachs u. z. 
1) während ſeines Lehenbeſitzes, 
2) in Bezug auf ſeine Erben. 


A. Rechte des Vaſallen auf die Lehenfrüchte. 


325. 
1. Während des Lehenbeſitzes von Seite des 
Vaſallen. 


Unter einer Frucht wird überhaupt jenes Product ver— 
ſtanden, welches aus einer Sache durch die Kraft der Natur oder 
durch die Kunſt, oder endlich durch beyde zugleich erzeugt wird, 
und von der erzeugenden Subſtanz getrennt ſelbſtſtändig benützt 
werden kann. 

9 * 
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In dieſem Sinne erfcheinen Gras, Bäume, Gewächſe aller 
Art, welche aus der Oberfläche der Erde hervorwachſen, oder in 
dieſer ſich bilden; alle Jungen der Thiere, die auf der Erde, 
im Waſſer oder in der Luft leben; alle Metalle und Gebilde des 
Mineralreiches, in ſo ferne ſie ohne weiters benützt, oder als 
verbrauchbare Sachen ſogleich verwerthet werden können, als na- 
türlich e Früchte. 

Dagegen erſcheinen als künſtliche und induſtrielle 
Früchte alle jene Producte, die durch das Hinzukommen künſtli— 
cher Bildung zu dem Naturſtoffe, durch Verarbeitung desſelben 
und Verwendung hierauf von Koſten und Mühewaltung einen 
beſonderen erhöhten Werth gewinnen, welche daher der Natur 
und Kunſt zuſammen ihre Exiſtenz, ihren höheren Werth verdan— 
ken; oder als rein bürgerliche Früchte, welche in dem relati— 
ven Bedarfe, in dem gegenſeitigen Umtauſche, ihren Werth finden. 

In die Claſſe der künſtlichen und induſtriellen Früchte gehören 
die Erträgniſſe der verſchiedenen Induſtriezweige, z. B. der Brannt— 
weinbrennereyen, Bräuhäuſer, Ziegelbrennereyen u. ſ. w., fo wie 
in jene der rein bürgerlichen, die Zinſen der N die 
Unterthansgiebigkeiten, u. ſ. w. 

Da dem Vaſallen das Nutzungseigenthum des Lehenobjectes 
zuſteht, ſo hat er als ſolcher und ſo lange er letzteres beſitzt, ein 
zweifelloſes Recht, alle Früchte des Lehenobjectes, was immer für 
einer Art, ſobald ſie zur Abſonderung von der Subſtanz nach 
dem Laufe der Natur oder nach dem beſtehenden Geſetze geeignet 
ſind, für ſich zu beziehen; ſie gehen in dem Momente der Abſon— 
derung von der lehenbaren Subſtanz in ſein allodiales Eigenthum 
über, und werden des auf der Subſtanz der Mutterobjecte haften— 
den Lehenbandes entbunden, der Vaſall kann daher mit denſelben 
willkührlich verfügen, ſie verbrauchen, veräußern, zerſtören u. dergl. 

Über den Moment der Abſonderung der natürlichen Früchte 
von der Subſtanz und die hieraus hervortretende Rechtswirkung, 
ſo wie die rechtliche Möglichkeit der Verwendung enthält das allg. 
bürgerl. Geſetzbuch folgende Beſtimmungen: 

§. 295. „Gras, Bäume, Früchte und alle verbrauchbaren 
„Dinge, welche die Erde auf ihrer Oberfläche hervorbringt, blei— 
„ben ſo lange ein unbewegliches Vermögen, als ſie nicht von Grund 


133 


„und Boden abgefondert worden find. Selbſt die Fiſche in einem 
„Teiche und das Wild in einem Walde werden erſt dann ein beweg— 

„liches Gut, wenn der EA gefiſcht und das Wild gefangen oder 
„erlegt worden iſt.“ 

§. 296. „Auch das Getreide, das Holz, das Viehfutter und 
„alle übrigen obgleich ſchon eingebrachten Erzeugniſſe, fo wie alles 
„Vieh und alle zu einem liegenden Gute gehörigen Werkzeuge und 
„Geräthſchaften, werden in ſo ferne für unbewegliche Sachen ge— 
„halten, als fie zur Fortſetzung des ordentlichen Wirthſchaftsbe— 
„triebes erforderlich ſind.“ 

Aus dieſen Geſetzesſtellen wird ebenfalls. 

a) die Regel beftätiget, daß der Vaſall in dem Momente der 
Abſonderung der Früchte von der Subſtanz Allodialeigenthümer 
derſelben werde; dagegen iſt hierin 

b) die Ausnahme von dieſer Regel dahin gegeben, daß in fo 
ferne derley abgeſonderte Früchte nach dem Erkenntniſſe der Sach⸗ 
verſtändigen zu dem fundus instructus gehören, dieſelben als 
untrennbare Theile der Lehenſubſtanz beurtheilt werden müſſen, 
auf letztere das freye Dispoſitionsrecht des Vaſallen ſich keineswegs 
erſtrecken könne. 

Eine weitere Beſchränkung des freyen Dispoſitionsrechtes über 
die Früchte iſt dem Vaſallen durch die Möglichkeit der Abſonderung 
geſetzt, welche theils in dem Geſetze der Natur, theils in dem po— 
ſitiven Geſetze bedingt iſt. 

Nach dem Geſetze der Natur wird das Recht zur Abſonde— 
rung durch die vollkommene Reife der Frucht bedingt; hat daher 
der Vaſall natürliche Früchte vor ihrer; Reife von der Subſtanz 
abgeſondert, ſo z. B. ein Saatfeld abmähen laſſen und als Futter 
veräußert, hat er einen nach den Grundſätzen der Teichwirthſchaft 
noch nicht fiſchbaren Teich gefiſcht und die Fiſche veräußert, fo han⸗ 
delt er widerrechtlich und bleibt ſeinen Beſitznachfolgern für jenen 
Nachtheil verantwortlich, welcher letzteren aus der ſyſtemwidrigen 
Bewirthſchaftung zugefügt worden zu ſeyn, erwieſen werden kann. 

Dieſe Beſchränkung dringet ſich um ſo nöthigender auf, als 
es widrigens in der Macht und Willkühr eines jeden Vaſallen 
ſtünde, feinem Beſitznachfolger jeden Fruchtgenuß für längere Zeit 
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oft für Jahre zu entziehen, ja ohne derſelben dem Vaſallen ein 
Recht zur Deteriorirung zugeſprochen werden müßte. 

Durch poſitive Geſetze iſt die Abſonderung der Früchte der 
Waldungen beſtimmt, da die beſtehenden Waldordnungen und 
Forſtgeſetze jene Normen vorzeichnen, unter deren Beachtung 
allein das Holzungsrecht ausgeübt werden darf. Hat daher ein 
Vaſall gegen dieſe Geſetze und gegen das unter den obwaltenden 
Verhältniſſen des Ortes und der Zeit herrſchende Forſtſyſtem einen 
Wald forſtwidrig abgeſtocket, ſo hat er widerrechtlich gehandelt, 
und er verfällt nicht nur in die geſetzlich etwa angedrohte Strafe, 
ſondern er bleibt auch allen denen, die hiedurch einen Nachtheil 
erleiden, hiefür verantwortlich und erſatzpflichtig. 


326. 
2. Nechte der Erben des verſtorbenen Vaſallen. 


Bey der Beantwortung der Frage: welche Früchte dem 
Lehenfolger und welche den Allodialerben des letz⸗ 
ten Lehenbeſitzers gehören? — biethet der Lehentext II. 
F. 28, $. 3 die Richtſchnur dar, in folgenden Worten: „Quodsi 
„vasallus decedat sine haerede masculo et contingat feudum 
„ad dominum reverti, sic distinguitur; quodsi ante Martium 
„omnes fructus illius anni ex feudo provenientes ad dominum 
„pertinebunt, si vero post Calendas Martä usque ad Augu- 
„stum, omn°s fruetus qui interim percipiuntur ad haeredes 
„vasalli pertineant. Si vero post Augustum omnes fructus 
„anni pereipiet dominus. Quidam tamen dieunt, quocunque 
„tempore anni decedat, omnes pendentes frustus ad domi- 
„num pertinere.“ 

Dem longobardiſchen Lehenrechte zu Folge wurde demnach die 
Abſonderung der Lehenfrüchte in der Art gemacht, daß, wenn der 
Vaſall zwiſchen dem 1. September und 1. März ſtirbt, dem 
Lehenfolger die Früchte des ganzen Jahres gehören; ſtirbt 
jedoch der Lehenbeſitzer zwiſchen dem 1. März und 1. Septem— 
ber, fo gehören fie dem Allodialerben, weil in dieſer Periode 
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gewöhnlich ſchon die Arbeit zur Erzeugung der Früchte geleiſtet 
worden iſt. | 

Mit dieſer lehenrechtlichen Norme ſtimmet auch die Hofent- 
ſchließung vom 28. May 1713) vollkommen überein, welcher 
zu Folge das Lehenjahr in Hſtreich gleichfalls mit dem 1. Marz 
beginnet, und alle Früchte nach dem Verhältniſſe der Zeit vom 
1. März bis 1. September oder vom 1. September bis 1. März 
zwiſchen den Lehenfolgern und den Allodialerben getheilt werden. 

Dieſe Berechnung leidet jedoch nur auf die natürlichen 
Früchte oder jene, welche die Stelle derſelben vertreten, wie 
z. B. die Pachtſchillinge eines verpachteten Lehengutes, eine An— 


wendung. Bey den rein bürgerlichen Früchten, wie z. B. 


bey den Zinſen von einem Geldlehen, mag nun der Termin zur 
Zahlung derſelben vorhinein oder verfallen bedungen werden, muß 
die Berechnung nach Maß der Dauer der Fruchtnießung, ſohin mit 
Rückſicht auf den Todestag des letzten Beſitzers vorgenommen wer— 
den ). Den Allodialerben gebühren daher die Zinſen nur bis zum 
Todestage des letzten Lehenbeſitzers, hat daher letzterer die Zinſen 
vorhinein und zwar für eine über ſeinen Todestag hinaus reichende 
Zeit bezogen, ſo muß feine Allodial— Verlaſſenſchaftsmaſſe die vom 
Todestage an weiter bis zum nächſten Verfallstermins laufenden 
Geldzinſen dem Lehenfolger vergüten, wurden jedoch die Zinſen 
verfallen, und zwar nach dem Sterbetage des letzten Lehenbeſitzers 
berichtiget, ſo muß der Lehenfolger, der ſie empfängt, eine gleiche 
Vergütung den Allodialerben leiſten. + 

Diejenigen Früchte, welche unter dem Nahmen Rentreſte 
bekannt ſind, d. i. ſchon fällige, jedoch noch nicht eingetriebene 
Unterthansgiebigkeiten, gehoren dem Allodialerben allein, da ſie 
mit dem Verfalltage von dem letzten Beſitzer hätten eingetrieben 
werden können, ſomit ſchon zu dieſer Zeit feinem Allodial-Vermö⸗ 


gen angehörten ). 


Bey den übrigen bürgerlichen und induſtriellen Früchten, 
welche zu einer beſtimmten Zeit fällig werden, wie z. B. der 
Grunddienſt, das Bergrecht, gaturaldienſte, Zehente, Laude— 
mium, Mortuarium u. ſ. w., iſt ſtrenge nur der Termin der Zah— 
lungspflicht, der Falltag entſcheidend, hat der Vaſall dieſen erlebt, 
ſo gehören dieſelben den Allodialerben ganz, wenn erſterer den 


— 
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Tag der wirklichen Zahlung auch nicht erlebte, hat er jedoch den 
Verfallstag, d. i. den Moment, in welchem die Pflicht zur 
Zahlung eintrat, nicht erlebet, ſo gehören ſie im ganzen Be— 
trage dem Lehenfolger. 

) Allerhöchſte Entſchließung vom 27. März 1713. Cod. Austr. I. 
Supl. fruetuum pendentium divisio unter den Fürſt Liechtenſtein⸗ 
fhen Lehen und Fideicommißfolgern pag. 681. — dann do. vom 
14. December 1717. Cod. Austr. I. Supl. pag. 905. — Fructuum 
divisio in bonis ecclesiasticis. Verordnung vom 9. Oetober 
1731. Cod. Austr. II. Supl. pag. 728. — do. zwiſchen Allodial⸗ 
und Fideicommißerben Cod. Austr. II. Supl. pag. 722. Verord. 
vom 16. Juny 1732 in causa der Graf Trauthſohn'ſchen Erben. 

2) Sieh $$. 643 und 519 b. G. B. in Betreff der Theilung der 
Früchte bey Fideicommiſſen. 

2) II. F. 86: „Unum quidem satis usitatum dicimus, quod si ali- 
quis decesserit nullo in feudo relicto haerede, jus feudi ad 
dominum pertinere dicimus. Fruges autem extantes non ad do- 
minum, sed ad filias ipsius vasalli vel etiam uxorem ejus per- 
tinere — —.“ e 


B. Rechte des Vaſallen auf den Zuwachs. 
327: 
1. Während feines Lehenbeſitzes. 


Der Zuwachs iſt hier im ſtrengen Sinne des Wortes zu 
nehmen, von den Früchten gänzlich abzuſehen und darunter nur 
jene Sache zu verſtehen, welche zu dem Lehenobjecte neu und blei— 
bend hinzukömmt und die Subſtanz des Lehengutes vermehret. 

Der Zuwachs in dieſem Sinne iſt entweder ein natürlicher 
oder ein künſtlicher, oder endlich ein gemiſchter. 

a) Im Wege des natürlichen Zuwachſes können zu 
einem Lehenobjecte, Inſeln oder ein trocken gelegtes Flußbett, 
oder Anſchwemmungen des Landes u. ſ. w. hinzukommen. 

In ſo ferne ein derley natürlicher Zuwachs die Subſtanz des 
Lehengutes vermehrt, und nach den Beſtimmungen des bürgerl. 
Geſetzbuches §§. 407—413 dem Eigenthümer der Sache zugeſpro— 
chen wird, kann wohl kein Zweifel obwalten, daß der Zuwachs 
dem Lehenherrn in der Art zufällt, daß ihm die Subſtanz des zu— 
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gewachſenen Objectes eigenthümlich gehört, dagegen der Vaſall 
berechtiget wird, den Fruchtgenuß hievon zu beziehen; zumahl 
letzterer nur Nutzungseigenthümer iſt, und für ſeine Perſon nur 
die Ausübung dieſes Rechtes nebſt einem mit der ganzen vafalliti- 
ſchen Familie gleichen Antheil an dem Nutzungseigenthume hat, 
das Recht auf die Subſtanz aber, mit der der Zuwachs ſich ver— 
bindet, dem Lehenherrn als Obereigenthümer zuſteht. 

b) Der künſtliche Zuwachs, d. i. jener, welcher eine 
Vermehrung der Subſtanz des Lehengutes durch einen Vermögens— 
oder Kraftaufwand des Vaſallen oder dritter Perſonen hervorbringt, 
wie wenn z. B. auf dem Lehengute Gebäude, Ziegelöfen, Bräu— 
häuſer, Fabriken, Schaͤfereyen errichtet, Sümpfe ausgetrocknet 
und zu fruchtbaren Adern umgeſtaltet werden, u. ſ. w., iſt nach 
den Beſtimmungen des allg. bürgerl. Geſetzbuches SS. 414—419 
zu beurtheilen. 

Es haben hiebey folgende Grundſätze zu gelten: 

1) Der Vaſall erhält auf den künſtlichen Zuwachs des Lehen— 
gutes kein Eigenthumsrecht, ſondern dieſer gehört dem Lehenherrn 
als Eigenthümer der Subſtanz. 

2) Sit der künſtliche Zuwachs durch den Vermögens- oder 
Kraftaufwand des Vaſallen entſtanden, und von der Subſtanz 
ohne Nachtheil der letzteren trennbar, ſo iſt der Vaſall berechtiget, 
die Trennung vorzunehmen, alles in den vorigen Stand zurück 
zu verſetzen, und den Zuwachs als ſein Allodialeigenthum zurück— 
zunehmen und zu behandeln. 

3) Iſt die Verſetzung in den vorigen Stand ohne Nachtheil 
der Subſtanz nicht möglich, ſo gebühret der Zuwachs dem Lehen— 
herrn; dieſer iſt jedoch 

4) verpflichtet, dem Vaſallen eine angemeſſene Schadloshal— 
tung und Vergütung zu leiſten, wenn durch den Zuwachs das Le— 
hengut bleibend meliorirt, ſomit hiedurch die Subſtanz in ihrem 
gemeinen Werthe erhöht worden iſt. 

5) Im Falle eines Streites über den wirklichen Beſtand des 
künſtlichen Zuwachſes und die hiedurch bewirkte Melioration der 
Subſtanz, oder den Betrag der Vergütung entſcheidet der ordent— 
liche Civilrichter, wobey die Erhebung des gemeinen Werthes der 
Melioration, und ſomit der von dem Lehenherrn zu leiſtenden 
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Vergütung durch gerichtlich ernannte Sach- und Kunſtverſtändige 
vorgenommen wird. 

c) In Bezug auf den gemiſchten Zuwachs, welcher 
durch Naturkräfte in Verbindung mit dem Vermögens- oder Kraft— 
aufwande des Vaſallen oder dritter Perſonen entſtanden iſt, gelten 
dieſelben Beſtimmungen, wie bey dem künſtlichen Zuwachs. 

Iſt dagegen die durch den künſtlichen oder gemiſchten Zuwachs 
entſtandene Melioration des Lehengutes rein voluptuariſch und ohne 
bleibenden Nutzen, ohne Erhöhung des gemeinen Werthes der 
Subſtanz, ſo gebühret dem Vaſallen oder der dritten Perſon, die 
hieran Urſache war, keine Vergütung. 


328. 
2. In Rückſicht anf die Erben des Vaſallen. 


Der Zuwachs, in ſo ferne er aus dem Allodialvermögen des 
letzten Lehenbeſitzers entſtanden iſt, und in ſo ferne dem Lehenherrn 
die Pflicht obliegt, ſolchen von der Subſtanz des Lehenobjectes ab— 
ſondern zu laſſen, oder den gemeinen Werth hiefür zu vergüten, 
bildet einen Theil der Allodialmaſſe des letzten Lehenbeſitzers, deß— 
wegen auch deſſen Allodialerben berechtiget ſind, alle jene Rechte 
dießfällig geltend zu machen, welche dem Vaſallen ſelbſt zugeſtan— 
den wären. 

Die Allodialerben haben daher 

a) auf den natürlichen Zuwachs in der Regel kein wie immer 
geartetes Anſpruchsrecht. 

p) In Betreff des künſtlichen oder gemiſchten Zuwachſes find 
ſie berechtiget, die Sonderung desſelben von dem Lehengute, in 
fo ferne er trennbar iſt, zu verlangen, und ſolchen in die Verlaſ— 
ſenſchaftsmaſſe als allod einzubeziehen. Iſt der Zuwachs nicht trenn— 
bar; ſo ſind ſie berechtiget, zu verlangen, daß der gemeine Werth 
desſelben als Melioration im obigen Sinne gedacht gerichtlich erho— 
ben, und der Lehenfolger in Gemeinſchaft mit dem Lehenherrn 
zur Bezahlung verhalten werde ). 

Der Lehentext II. F. 28, $. 2 drückt ſich hierüber in den 
Worten aus: „Si vasallus in feudo aliquod aedificium fecerit 
vel ipsum sua pecunia melioraverit, et conlingerit postea ut 
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vasallus sine filio masculo decedat, dominus aut patiatur 
aedifieium aufferri, aut solvat pretium meliorationis.“ 

Diefe Erhebung und Ausgleichung wird im Wege der bey 
jeder Verlaſſenſchafts-Abhandlung eines Lehenbeſitzers angeordne— 
ten gerichtlichen Inventur und Lehenliquidirung durch beeidete ge— 
richtliche Sach- und Kunſtverſtändige vorgenommen, zumahl nach 
der Anordnung des Patentes vom 9. September 1785 die 
Abhandlungsinſtanz verpflichtet iſt, mit der Abſonderung und 
rechtlichen Verhandlung der Lehengüter, welche ſich in -einer 
Verlaſſenſchaft vorfinden, von Amtswegen vorzugehen. Hie— 
bey verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſe Inventur und Abſonde— 
rung des Lehens von dem Allode nur mit Zuziehung des Lehenherrn 
oder ſeines Bevollmächtigten vorgenommen werden darf, han fie 
gegen ihn eine Rechtswirkung haben. 


II. Capitel. 


Von den Pflichten des Vaſallen. 
329. 


Die Pflichten des Vaſallen, welche ihm während des Beſitzes 
ſeines Lehens obliegen, hängen in innigſter Verbindung mit dem 
Rechte des Lehenherrn, dann jenen des Lehenfolgers zuſammen, 
und treten eben ſo wie dieſe 

A) aus der beſonderen Lehentreue und 

B) aus dem Lehen⸗-Nutzungseigenthume hervor. 


A. Aus der beſonderen Lehentreue hervortretende 
Pflichten des Vaſallen. 


330. 


Die Pflichten des Vaſallen aus der beſonderen Lehentreue 
find ſtreng correlativ mit den dem Lehenherrn aus demſelben Titel 
zuſtehenden Rechten, zur Vermeidung von Wiederholungen muß 
ſich daher vorliegend auf all dasjenige berufen werden, was bereits 
in den §§. 266—280 beſprochen worden it. 
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Die Erfüllung der Pflichten eines Vaſallen verſpricht der 
Vaſall in dem Momente der Angelobung der Lehenpflicht, wobey 
ſich gewöhnlich der Formel bedient wird: Der Vaſall foll 
und wolle dem Lehen herrn en und gehe rfam 
feyn. - 51 

Waren in der Vorzeit 1 0 dieſer Pflichten, insbeſondere 
jene der beſonderen Treue in ihrer eigenthümlichen Sphäre viel zu 
wenig begränzet, und lag hierin die Quelle fo manchen muthwilli- 
gen Streites, ſo iſt es doch in der gegenwärtigen Geſetzgebung 
deutlich genug gelegen, daß der Vaſall hiedurch nur verpflichtet 
ſeyn kann, die ausdrücklichen Bedingungen des Lehenvertrages zu 
erfüllen, und außerdem an die Beſtimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches, ſo wie in Bezug auf eine boshafte Be— 
ſchädigung des Lehenherrn oder ſeiner Familie an die Normen 
des Strafgeſetzes gebunden iſt, ſomit von einer Pflichtverletzung 
desſelben nur dann eine Rede ſeyn könne, wenn der competente 
Civil. oder Strafrichter mittelſt eines rechtskräftigen Urtheils das 
Vorhandenſeyn einer widerrechtlichen und geſetzwidrigen oder ſtraf— 
baren Handlung oder Unterlaſſung beſtätiget hat, oder hierüber 
ſich das ſpeciel beſtehende Geſetz deutlich ausſpricht. 

Mit Rückſicht auf dieſe Grundbedingung iſt der Vaſall auch 
derzeit verpflichtet, dem Lehenherrn 

1) eine beſondere Treue zu erweifen, ſomit nichts zu 
thun oder vorſätzlich zu unterlaſſen, wodurch der Lehenherr an ſei— 
ner Perſon, an ſeiner Ehre und an ſeinem Eigenthume verletzet 
würde; 

2) er iſt dem Lehenherrn eine beſondere Ehrerbiethung 
und Gehorſam ſchuldig, ſomit verpflichtet, die Belehnung oder 
Belehnungserneuerung zur gehörigen Zeit anzuſuchen, dem hiebey 
vorgeſchriebenen Ceremoniel ſich zu unterziehen, und ſich hiebey 
überhaupt ſo zu benehmen, als es die Würde des Lehenherrn er— 
heiſchet; ferner 

3) den Aufforderungen des Lehenherrn zur Leiſtung aller 
jener Dienſte unverzüglich nachzukommen, welche entweder in 
dem Lehenvertrage ausdrücklich bedungen worden ſind, oder aus 
der Natur des Lehenverhältniſſes ſelbſt hervortreten; endlich 
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4) jene Gebühren, ſey es nun als Lehenwaare oder Taxe 
zu entrichten, welche der Lehenherr nach dem Vertrage oder dem 
alten Herkommen zu fordern berechtiget iſt. 

Iſt der Vaſall minderjährig, fo muß ohnedieß für ihn ein Le— 
henträger beſtellt ſeyn, der ſonach gehalten iſt, alle dieſe Pflichten 
anſtatt ſeines Mündels zu erfüllen. 

Nur bey den Dignitätslehen wird von der letzteren Re— 
gel eine Ausnahme gemacht, indem falls der mit dem Dignitätsle— 
hen Belehnte noch minderjährig iſt, ſomit den perſönlichen Dienſt 
des ihm verliehenen Erbamtes nicht leiſten kann, ihn der nächſte 
Agnat hiebey zu ſubſtituiren hat, da die Dignitätslehen, Erbäm— 
ter, ohnedieß der ganzen Familie verliehen ſind. Würden jedoch 
die Familienglieder es unterlaſſen haben, dem n. ö. Regierungs— 
decrete vom 8. März 1791 Zahl 3614 gemäß, ihre Übication der 
l. f. Lehenſtube ordentlich alle drey Jahre bekannt zu machen, und 
in Folge deſſen bey einer Feyetlichkeit, bey welcher die Erbämter 
ihre Dienſte zu leiſten haben, der Wohnort der hiemit Belehnten 
unbekannt ſeyn, ſo würde der Lehenherr das Recht haben, das 
Erbamt für den beſtimmten Fall durch was immer für ein anderes 
Individuum nach ſeiner Willkühr verſehen zu laſſen. 

Das Pflichtverhältniß der beſonderen Treue umfaſſet endlich 
alle Vaſallen, ſie mögen nun als mittelbare oder unmittelbare 
Vaſallen zu beurtheilen ſeyn, und es waltet nur der Unterſchied 
ob, daß der unmittelbare Vaſall ſeinem directen Lehenherrn zu 
den allgemeinen aus der Natur des Lehenverhältniſſes an ſich her— 
vortretenden ſowohl, als auch zu den beſonderen aus dem ſpeciel— 
len Lehenvertrage abgeleiteten Pflichten verbunden iſt, während der 
mittelbare Vaſall dem Oberlehenherrn nur die allgemeinen Pflichten 
zu erfüllen hat. 


B. Aus dem Lehen⸗Nutzungs⸗Eigenthume abgelei⸗ 
tete Pflichten des Vaſallen. 


331. 


Auch die Pflichten, welche dem Vafallen als Nutzungseigen— 
thümer obliegen, ſind mit den Rechten des Lehenherrn als Ober— 
eigenthümer gedacht ſtreng correlativ, werden jedoch überdieß noch 
durch das weitere Rechtsverhältniß begründet, in welches der im 


. 


142 


Beſitze des Lehens befindliche Vaſall zu den übrigen Gliedern der 
vaſallitiſchen Familie geſtellt iſt. 

Dieſe Pflichten ſind theils alkaemeinan theils beſon⸗ 
dere. Die allgemeinen Pflichten beziehen ſich auf jene Verhält— 
niſſe, wodurch die Ausübung des Nutzungseigenthumes durch die 
Rechte des Lehenherrn und der Anwärter überhaupt beſchränket 
wird; wogegen die beſonderen Pflichten, die individuellen zwiſchen 
dem Vaſallen und dem Lehenherrn, dann den Lehenanwärtern im 
Wege des Lehenvertrages oder anderer Nebenverträge bedingten 
Verhältniſſe zum Gegenſtande und Zwecke haben. 


332. 
Allgemeine Pflichten. 


Die allgemeinen Pflichten des Vaſallen baſiren auf 
dem Grundſatze des getheilten Eigenthumes, zu Folge deſſen dem 
Lehenherrn das Obereigenthumsrecht über eine Sache, das Nutz— 
eigenthumsrecht dagegen der ganzen vaſallitiſchen Familie zuſtehet, 
dem Lehenbeſitzer und Vaſallen nur die Ausübung des Nutzungs— 
eigenthumsrechtes und der Fruchtgenuß des Lehenobjectes in Bezug 
auf das Nutzungseigenthum aber nur ein gleicher Theil mit allen 
Gliedern der vaſallitiſchen Familie zuſteht. 

Nach dieſer Stellung hat der Vaſall im allgemeinen die 
Pflicht, mit dem Lehenobjecte nichts vorzunehmen, was mit dem 
Rechte des Lehenherrn, ſo wie der Lehenfolger, im Widerſpruche 
ſtehet ). 

In Erfüllung dieſer Doppelpflicht hat der Vaſall das Lehen— 
object in jenem Zuſtande, als er es überkommen hat, ohne aller 
Veränderung, Deteriorirung oder Zerſtückung zu erhalten, und 
die in dem Lehenreverſe oder in der Lehenſpecifidation ausdrücklich 
übernommene Pflicht: „daß er für das Daſeyn und die 
Erhaltung der angegebenen und übernommenen t 
Lehenſtücke hafte,“ — zu erfüllen. 

Die Verordnungen vom 9. December 1528 5), dann 31. 
Auguſt 1769 enthalten die Warnung: daß mit den Lehen nicht wie 
mit dem freyen Eigenthume gebahret werden dürfe; — ein Geboth, 
welches durch alle ſeither erlaſſenen Geſetze insbeſonders durch die 
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Hofverordnung vom 28. April 1788, kundgemacht in Oſterreich 
unter der Enns mit n. ö. Reggs. Circulare vom 29. May 1788), 
und in Bezug auf die Afterlehen mit dem n. 6. Regierungs-Cir— 
culare vom 5. April 1824 vom neuen eingeſchärft worden iſt. 

Die Ausnahmen von dieſer Regel, zu Folge welcher der Va— 
fall berechtiget erkannt werden ſoll, das Lehen zu veräußern, zu 
deterioriren, zu zerſtücken, zu verpfänden, ſetzen beſondere einen 
ſtrengen Beweis erheiſchende Verhältniſſe und die ſpecielle Einwil— 
ligung des Lehenherrn und der übrigen lehenfähigen Glieder der 
vaſallitiſchen Familie voraus, in welcher Beziehung in der Abhand— 
lung von den Rechten der Vaſallen bereits das Nöthige erwähnt 
worden iſt 9). 

Hat der Vaſall ohne den rechtlichen Vorbedingungen eine dem 
Lehenherrn oder den Lehenfolgern nachtheilige und an ſich rechts— 
widrige Handlung geſetzt, ſo iſt er oder deſſen Allodialerben ver— 
pflichtet, das Lehengut in jenen Zuſtand zurück zu verſetzen, wel— 
cher bey der Verleihung des Lehens an den erſten Erwerber Platz 
griff, ſomit vor allem die abgängigen Lehenſtücke, in ſo ferne ſie 
veräußert worden ſind, zurückzukaufen und mit dem Lehengute 
wieder zu vereinigen, oder falls dieß nicht mehr möglich wäre, 
gleichartige und ähnliche Objecte zu ſubſtituiren, hiemit den Lehen— 
körper zu reintegriren, oder endlich den Werth der betreffenden 
abgängigen Lehenpertinenzſtücke zu erſetzen. 

In neuerer Zeit hat ſich in dieſer Hinſicht der Mißbrauch ein— 
geſchlichen, daß bey den Belehnungserneuerungen in den von den 
Lehenfolgern ausgefertigten Lehenſpecificationen bey manchem Per— 
tinenzſtücke die Bemerkung beygeſetzt wird: „iſt abgängig“ — 
„deren Exiſtenz iſt unbekannt“ — „iſt nicht mehr 
aufzufinden“ — „wird zu einer andern Herrſchaft 
genoſſen“ u. ſ. w. 5). g 

Daß der Lehenherr nicht verpflichtet iſt, derley den Lehenre— 
verſen und Specificationen beygefügte Bemerkungen und Clauſeln 
anzunehmen und ſich gefallen zu laſſen, ſondern vielmehr berech— 
tiget iſt, zu verlangen, daß die Lehenreverſe und Specificationen 
in genauer und wörtlicher Conformität mit den Lehenbriefen aus— 
gefertiget und hiernach alle derley Beyſätze ausgelaſſen werden, 
geht aus der Betrachtung hervor, daß dieſe Reverſe und Lehen— 
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fpecificationen mit dem Lehenbriefe zuſammengenommen den eigent— 
lichen Lehenvertrag bilden, beyde für ſich allein nur integrirende 
Theile des Letzteren bilden, beyde dieſe Theile ſonach in der Be— 
zeichnung des Vertragsobjectes wörtlich übereinſtimmen müſſen, 
ſoll die Willensvereinigung erwieſen, der Vertrag von Rechtskraft 
ſeyn; daß ferner der zwiſchen dem Lehenherrn und erſten Erwer— 
ber abgeſchloſſene Lehenvertrag der Grundpfeiler und die alleinige 
Entſcheidungsquelle des dießfälligen Rechtsverhältniſſes iſt, daß 
endlich alle Glieder der vaſallitiſchen Familie, ſo lange dieſe exiſtirt 
und in dem Beſitze des Lehens ſich befindet, nur als eine juridiſche 
Perſon, als verpflichteter Theil, dagegen der Inbegriff aller Lehen— 
herrn während der Exiſtenz der vaſallitiſchen Familie als eine und 
dieſelbe berechtigte Perſon erſcheinet, und beyde dieſe juriſtiſchen 
Perſonen ihre Rechte und Pflichten nur und allein aus dem ur— 
ſprünglichen zwiſchen dem erſten Verleiher und erſten Erwerber des 
Lehens geſchloſſenen Lehenvertrage ableiten; hiernach aber auch kei— 
nem Theile ein Recht zuſtehen kann, in dieſem Vertrage während 
der Exiſtenz der hieran gebundenen Perſonenreihen weder in for— 
meller noch in materieller Hinſicht Veränderungen und Novationen 
eigenmächtig oder einſeitig vorzunehmen, was jedoch durch obige 
Beyſätze der Fall ſeyn würde. 
Die Rechtskraft des urſprünglichen Lehenvertrages wird erſt 
mit dem Erlöſchen der vaſallitiſchen Familie aufgehoben, bis dahin 
bleibt dieſelbe unverändert, mögen auch noch ſo viele Belehnungs— 
erneuerungen eintreten, indem letztere keine Umänderung, ſondern 
nur eine Beſtätigung des urſprünglichen Lehenvertrages bezwecken. 
Wenn daher auch der Lehenherr unvorſichtigerweiſe derley mit 
eigenmächtigen Beyſätzen und Clauſeln der Lehenfolger verſehene 
Reverſe und Lehenſpecificationen, ohne ſie zur Abänderung zurück— 
zuweiſen, annimmt, ſo präjudiciren ſie ihm dennoch nicht, weil 
derley einſeitige Abänderungen des urſprünglichen Lehenvertrages 
derley eigenmächtige Verkürzungen des Lehenobjectes demſelben nicht 
das Recht beſchränken, die Herſtellung des urſprünglichen Zuſtan— 
des zur Zeit zu fordern, wo das Lehenobject bey dem Ausſterben 
der vaſallitiſchen Familie dem Lehenherrn heimfällt; weil ferner 
ein gleiches Recht jedem Lehenfolger gegen ſeinen Beſitzvorfahren 
zuſteht, da er in das Lehen nicht nach dem Erbrechte, ſondern ex 
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pacto et providentia majorum ſuccedirt, weil endlich zu jeder 
Novation die ausdrückliche Willenserklärung aller Compaciscenten, 
d. i. aller Lehenintereſſenten, ſomit des Lehenherrn und aller lehen— 
fähigen Glieder der vaſallitiſchen Familie erforderlich iſt, welche 
durch den einſeitigen Beyſatz in dem Reverſe keineswegs ſupplirt 
oder ausgewieſen erkannt werden kann. 


) $. 363 und 1129 b. G. B. 

2) Siehe Cod. Austr. I. T. pag. 777. 

3) Siehe $. 297. 

4) Siehe So. 295—323. 

) Bey dem Paſſauer Lehenhofe wurde, wenn einige Pertinenzſtü— 
cke abgängig waren, gewöhnlich die Clauſel beygefügt: „daß ſich 
der Vaſall beſtreben werde, die übrigen in dem Verzeichniſſe als 
abgängig aufgeführten Lehenſtücke nach Möglichkeit herbeyzuſchaf— 
fen, und ſolchen mit lehenpflichtmäßigem Eifer nachzuſpüren.“ 


333. 


Der Vaſall hat übrigens alle Pflichten eines Nutzungseigen— 
thümers, er hat daher 

1) den mit der Übernahme des Beſitzes des lehenbaren Nu— 
tzungseigenthumes verbundenen Aufwand aus ſeinem Eigenen zu 
beſtreiten, ſomit nicht nur die Taxen-, Stämpel- und andere Ge— 
bühren, welche die Belehnungserneuerung, die Gült- oder Ge— 
währanſchreibung u. ſ. w. mit ſich bringen, ſondern auch die Ab— 
handlungsgebühren auf ſich zu nehmen. 

Es dringet ſich hier die Frage auf: ob denn eine Verlaſ— 
ſenſchaftsabhandlung in Bezug auf die Lehen noth— 
wendig ſey? 

Die verneinende Beantwortung würde ſich aus der Anſicht 
ergeben, daß bey der Lehenſucceſſion nicht das Erbrecht und rück— 
ſichtlich die dießfällige Verbindung des Lehenfolgers mit dem letzten 
Lehenbeſitzer, ſondern ein Vertragsrecht den Rechtstitel darbiethe. 

Allein das poſitive Geſetz beantwortet die geſtellte Frage be— 
jahend u. z. das Juſtiz-Hofdecret vom 1. Hornung 1793 in den 
Worten: „Auf die von dem n. ö. Appellationsgerichte höchſten Orts 
„geitellte Frage: ob die in einer Verlaſſenſchaftsmaſſe vorfindigen 
„mit dem Allodial- oder Fideicommißgute verbundenen oder für ſich 

II. . 10 
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„allein beſtehenden in- oder ausländiſchen Lehenkörper in die Ver— 
„laſſenſchafts-Abhandlung einzuziehen, und hiernach dem Mor— 
„tuarium und der Erbſteuer zu unterwerfen ſeyen? — erfolgte die 
„Allerhöchſte Entſchließung, daß die Lehenkörper, ſo wie ſie einen 
„Theil der Verlaſſenſchaft ausmachen, alſo den Wirkungen der Ab— 
„handlungsinſtanz auch in dem Mortuarium unterliegen, ſobald 
„ſie von dem verſtorbenen Beſitzer auf den Erben übergehen, da 
„der lehenherrliche Nexus nur zur Folge habe, daß der neu ein— 
„tretende Nachfolger ſich geziemend bey dem Lehenherrn melden, 
„die Belehnung begehren und die Lehensjura präſtiren müſſe.“ 

Das Decret der Finanz-Hofſtelle vom 23. July und 3. Sep⸗ 
tember 1799 J. G. S. Nr. 471 lautet ferner: „Seiner Majeſtät 
„Wille geht dahin: daß in Zukunft das Mortuarium oder die 
„Sterbtaxe auch von Lehen-Fideicommiſſen, Majoraten und Se— 
„nioraten, ſo wie von anderen Realitäten zu beziehen ſey; wie 
„aber ſolche Lehen, Fideicommiſſe, Majorate und Seniorate zu 
„ſchätzen oder in Anſchlag zu bringen ſeyen, wird von Fall zu Fall 
„mit Rückſicht auf die Umſtände den Gerichts- und Abhandlungs— 
„behörden, in deren Wirkſamkeit dieſe Schätzungen gehören, über— 
„laſſen.“ 4 

Die Pflicht zur Entrichtung der Erbſteuer von Lehen geht 
übrigens deutlich aus dem Patente vom 15. October 1810 J. G. 
S. Nr. 914 hervor, jedoch mit der Modification $. 5: „Bey der 
„Nachfolge in Fideicommiſſe, Majorate, Seniorate, iſt nicht auf 
„den erſten Errichter, noch bey Stammlehen auf den erſten Er— 
„werber, ſondern allein auf den letzten Beſitzer zu ſehen. Iſt der 
„Nachfolger ein Blutsverwandter des Verſtorbenen in abſteigender 
„Linie, fo ift er von der Erbſteuer frey, ob er gleich von dem erſten 
„Errichter oder Erwerber nicht in gerader Linie abſtammt. Wenn 
„er hingegen nur ein Seitenverwandter des Letztverſtorbenen iſt, 
„ſo unterliegt derſelbe der Erbſteuer, falls er auch in gerader Linie 
„von dem erſten Errichter oder Erwerber abſtammte.“ 

Der $. 32 desſelben Patentes verordnet: „Nachfolger in Fi— 
„deicommiſſe und Majorate, dann Stammlehen, wenn ſie vom 
„letzten Beſitzer nicht in gerader Linie abſtammen, haben zwar die 
„Erbſteuer mit 10 Percent aber in ſechsjährigen Raten zu berichti— 
„gen. Die — ſechsjährigen Friſten haben vom Tage des Ablebens 
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„des letzten Beſitzers zu laufen.“ — Dann $. 33: „Wenn ein 
„ſolcher Nachfolger in ein Fideicommiß oder Stammlehen vor Ver— 
„lauf der ſechs Jahre — — ſtirbt, und dieſe Güter nicht auf ſeine 
„Abkömmlinge, ſondern wieder auf Seitenverwandte übergehen, 
„jo wird die rückſtändige Gebühr nach Maß des früher erfolgten 
„Todes nachgelaſſen.)“ 

Bey lehenbaren Bauerngütern, d. i. bey Beutellehen, 
kann um ſo weniger ein Zweifel obwalten, daß ſie der Abhand— 
lungspflege, ſomit der Pflicht der Entrichtung des Mortuars und 
der Erbſteuer unterliegen, als bey dieſen uneigentlichen Lehen 
wirklich nur das Erbrecht oder der unter Lebenden geſchloſſene Ver— 
trag der Erwerbungstitel iſt, das Succeſſionsrecht lediglich von 
dem letzten Beſitzer abgeleitet wird, und mit dem Patente vom 29. 
October 1790 die geſetzliche Erbfolgeordnung in Bauerngüter über— 
haupt auch für die Beutellehen als Norm vorgeſchrieben worden 
iſt ). 

) Siehe Hofdecret vom 9. April 1812 J. G. S. Nr. 985. 
2) Siehe F. 190. 
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Der Vaſall iſt ferner 

2) verpflichtet, alle Laſten und Auslagen aus ſeinem eigenen 
Vermögen zu beſtreiten, welche mit dem Beſitze und Genuſſe des 
Lehennutzungseigenthumes verbunden ſind. Er iſt daher verpflichtet 

a) die auf dem Lehengute befindlichen Gebäude aller Art, 
Schloſſer, Wirthſchafts- und Amtsgebäude u. ſ. w. im guten, 
brauchbaren Zuſtande zu erhalten. Die hierauf verwendeten Koſten 
können nicht als Meliorationen in Anſchlag gebracht werden, da 
vermuthet werden muß, daß der Lehenherr dem Vaſallen das Le—⸗ 
henobject ebenfalls im brauchbaren Zuſtande übergeben habe, jede 
Ausnahme hievon bedarf von Seite des ſie Behauptenden eines 
ſtrengen, gerichtsordnungsmäßigen Beweiſes ). 

In dieſer Hinſicht iſt es eben ſo vorſichtig als nothwendig, 
daß von Zeit zu Zeit bey Gelegenheit der Lehenliquidirungen oder 
Bereitungen, dann der im Wege der Verlaſſenſchafts-Abhandlung 
vorgenommenen Inventuren, eine genaue Beaugenſcheinigung und 

10 * 
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gerichtliche Beſchreibung von ſolchen Gebäuden aufgenommen wer: 
de, einerſeits um den Lehenherrn in den Stand zu ſetzen, ſeine 
Rechte gegen den Vaſallen geltend zu machen, andererſeits aber 
auch für den Lehenfolger, um feine Entſchädigungsrechte und Erſätze 
wegen Deteriorirung ſolcher Gebäude gegen die Verlaſſenſchaftsmaſſa 
des fruheren Beſitzers in Anſpruch nehmen zu können. 

b) Der Vaſall hat eben ſo alle auf das Nutzungseigenthum 
gelegte l. f. Laſten, Abgaben und Steuern aus Eigenem zu be— 
richtigen. Für die dießfälligen Rückſtände ſeines Vorgängers haf— 
tet er nur inſoferne, als dieſe Haftung nach den dießfalls beſte— 
henden Geſetzen dem jeweiligen Gutsbeſitzer auferlegt iſt, wobey es 
ſich von ſelbſt verſteht, daß ihm gegen die Verlaſſenſchaftsmaſſa des 
letzteren oder gegen wen immer das Regreßrecht vorbehalten bleibt. 

Daß endlich 

e) dem Vaſallen die Beſtreitung des geſammten Regie-Auf— 
wandes obliege, bedarf wohl keines weiteren Beweiſes, indem 
ihm alle hiedurch bezweckten Nutzungen aus dem Gute gebühren. 


) F. 1096 b. G. B. 
335. 


Beſondere Pflichten. 


Die beſonderen Pflichten des Vaſallen haben jene Handlun— 
gen zum Objecte, welche nicht ſchon jedem Nutzungseigenthümer 
als ſolchen obliegen, ſondern zu welchen der Beſitzer eines Lehens 
als Vaſall verpflichtet iſt, und beziehen ſich f 

1) auf die Belehnungserneuerung, ſo oft in der 
Perſon des Lehenherrn eine Veränderung eintritt; 

2) auf die Sicherſtellung des lehenbaren Nutzungs— 
eigenthumes; \ 

3) auf die Pflicht der Vindication und Verthei— 
digung des Eigenthumsrechtes gegen Anſprüche dritter 
Perſonen; 

4) auf die Pflicht zur Bezahlung der Lehenſchulden. 

336. 
1. Belehnungserneuerung. 


Der Nutzungseigenthümer überhaupt iſt nur in dem Falle, 
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als er fein Nutzungseigenthum an jemand Anderen abtritt, ver— 
pflichtet, die Anzeige hievon an den Obereigenthümer zu machen 
zu dem Ende, damit von letzterem der neu eintretende Nutzungs— 
eigenthümer angenommen, und das Gut an die Gewähr gebracht 
werden könne, und von ihm die dießfälligen Gehühren, Lau— 
demien u. ſ. w. entrichtet werden. 

Dem Lehen-Nutzungseigenthümer dagegen liegt die Pflicht 
der Belehnungserneuerung d. i. die neuerliche Beſtätigung des ur— 
ſprünglichen Lehenvertrages nicht nur bey jeder Veränderung in 
der Perſon des Vaſallen, ſondern auch in jener des Lehenherrn ob. 

Bey den Privatlehentritt dieſe Pflicht ein, wenn der Lehen— 
herr ſtirbt, die Lehenherrlichkeit veräußert, verſchenkt, abgetreten oder 
er aus einem andern Grunde derſelben verluſtig wird, und ſonach 
ein anderer Lehenherr eintritt, ohne aller Rückſicht auf die Zeit, 
binnen welcher derley Veränderungen Platz greifen. 

In Bezug auf die l. f. Lehen tritt dieſer Fall ein bey jedem 
Regenten- oder Regierungswechſel d. i. ſo oft ein neuer Regent 
entweder wegen des eintretenden Todfalles des früheren Regenten, 
oder bey der Einverleibung eines neu erworbenen vormahls unter 
einer anderen Landeshoheit geſtandenen Landestheiles eintritt. 
Dier neu eintretende Lehenherr kündiget feinen Vaſallen den 
eingetretenen Wechſel in manu dominanti durch einen in die öffent— 
lichen Zeitungsblätter eingeſchalteten Vorruf an, wobey zu be— 
merken kömmt, daß jeder Privatlehenherr ohne Ausnahme den 
Entwurf dieſes Vaſallen-Vorrufes der Landesregierung als l. f. 
Lehenſtube vorlegen und derſelbe von letzterer genehmiget werden 
muß, bevor er mit Rechtskraft öffentlich kundgemacht werden darf. 

Dem Privatlehenherrn iſt ferner die- Kundmachung dieſes 
Vorrufes nur unter der Bedingung geſtattet, daß er früher ſelbſt 
mit dieſen ſeinen Activlehen von dem Landesfürſten als oberſten Le— 
henherrn belehnt worden iſt, da alle Privatlehen als l. f. After— 
lehen erkannt werden müſſen ). 

Wie ſich der Vaſall in Erfüllung ſeiner Pflicht bey Anſuchung 
der Belehnungserneuerung zu benehmen habe, wurde bereits in dem 
Abſchnitte von der Belehnung erörtert 5). 

) Sieh Verfahren F. 428. 
) Sieh 1. Th. Sd. 147 — 177. 
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Die nach dem eingetretenen Todfalle eines Regenten kund— 
gemachten Vorrufs-Patente, als z. B. vom 18. April 1742, 
27. Jänner 1781, 19. May 1790, 14. May 1792 und 8. Juny 
1835 ſind eines allgemeinen gleichförmigen Inhaltes und bedürfen 
keiner weiteren Erörterung. 

Wichtiger jedoch erſcheinen jene Vorrufspatente, welche aus 
einer anderen Veranlaſſung, als jener eines Todfalles des a. h. 
Lehenherrn kundgemacht worden ſind, welche daher nachfolgend um 
ſo mehr angeführt werden, als manche Streitigkeiten hieraus auch 
in der Gegenwart noch entſchieden werden müſſen. 

Dieſe Fälle ne folgende: 

a) Als das Innviertel zu Folge des Teſchner Friedens vom 
13. May 1779 an Oſtreich fiel, wurde folgendes Patent kundge— 
macht: 

„Entbiethen allen und jeden Unſeren Lehenleuten, Geiſtli⸗ 

„chen und Weltlichen, welche in Unſerem dem Lande Oſtreich ob 
„der Enns unter der Benennung des Innviertels incorporirten Lan— 
„desantheile bey nunmehriger Veränderung des Landesfürſten an 
„Uns als nunmehr berührten Innviertels völlig regierenden Lan— 
„desfürſten und Erbfrauen Lehen zu empfangen haben, Unſere Gna— 
„de und geben euch gnädigſt zu vernehmen: Nachdem durch die 
„zwiſchen Uns und dem Churhauſe Pfalz unterm 13. May 1779 
„zu Teſchen geſchloſſene Convention der Landesantheil Bayerns, ſo 
„zwiſchen dem Innfluſſe, der Salza und Donau liegt, an Uns und 
„Unſere Nachfolger mit voller Landeshoheit und allen anderen Ge— 
„rechtſamen gekommen, auch den 29. May dieß Jahres wirklich 
„übergeben worden, und Wir dieſen Uns abgetretenen Landesan— 
„theil unter der Benenung des Innviertels dem Lande ob der Enns 
„dieſes Unſeres Erzherzogthums Oſtreich einverleibt haben, und da— 

„her bey Antretung Unſerer Regierung in obbeſagtem neuen Inn— 
„viertel eine ſondere Nothdurft ſeyn will, daß alle diejenigen, ſo 
„l. f. Lehen in dieſem Uns und Unſeren Nachfolgern abgetretenen 
„und von Uns dem Lande ob der Enns dieſes Unſeres Erzherzog— 
„thums Oſtreich unter dem Nahmen des Innviertels einverleibten 
„Landesantheile haben, dieſelben bey dermahliger Veränderung 
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„ihres vorigen Landesfürſten und Lehensherrn den Rechten und 
„Herkommen gemäß in einem gewiſſen Termine erſuchen und em— 
„pfangen; als haben Wir euch durch dieß Unſer Generale zur Em— 
„pfangung ſolcher Lehen ordentlich verkünden und dabey gnaͤdigſt 
„anbefehlen wollen, daß ihr Lehensleute die weitere Verleihung 
„inner Jahr und Tag von Zeit dieſes Unſers affigirten Edicts 
„bey Unſerer n. 6. Regierung als l. f. Lehenſtube in dieſem 
„Erzherzogthume Oſtreich unter und ob der Enns gewiß undordent— 
„lich bey anfonſt zu befahren habender wirklicher Confiscationsſtrafe 
„erſucht und die Lehen entweder in eigener Perſon empfanget, oder 
„aber durch einen mit Gewalt und Vollmacht verſehenen M Anda⸗ 
„tarium die gewöhnliche Lehenpflicht vorgeſagt Unſerer n. ö. Re: 
„gierung als l. f. Lehenſtube praestitis praestandis a auch 
„ſelbſt zu keiner Fälligkeit Urſache gebet, vor eins; Und wir auch 
„fürs Zweyte für eine ſonderbare Nothwendigkeit erachten, zu wiſ— 
„ſen: ob ihr vornehmlich oder wann etwa von einer Familie eurer 
„mehr in den vorbringenden Lehenbriefen benennet und mitinveſtiret 
„ſind, wer oder welcher aus euch die in ſolchen Lehenbriefen be— 
„griffenen Lehenſtücke, um welcher Verleihung ihr einkommen möch— 
„tet, ſelbſten innehaben und wirklich voſſediren thut, dieſemnach 
„iſt gleichfalls Unſer gnädigſter Befehl hiemit und wollen, daß 
„ihr bey jetziger neuen Lehenerſuche und Anmeldung erſtlich den 
„eigentlichen Poſſeſſoren und dann zugleich alle und jede Lehenſtücke, 
„die ein oder der andere unter euch wie obgedacht wirklich poſſedi⸗ 
„ret, ordentlich ſpecificiret und deßwegen eine gewiſſe und richtige 
„unter eurer Handſchrift und Petſchaft gefertigte Verzeichniß über— 
„gebet, einreichet, und anbey auch die zum jüngſten ausgefertigte 
„Lehenbriefe in originali einleget. Wie dann im widrigen Falle 
„ehe und zuvor ihr obberührte Lehenſpecification zu Handen Un— 
„ſerer n. ö. Regierung gehorſamſt eingeliefert, keinem die Lehen ver— 
„liehen werden ſollen. — — —“ 
Bey der Reoccupation des Innviertels wurde mit 
u. ö. Regierungs-Circulare vom 11. Jänner 1821 Folgendes ver— 
ordnet: ke 
„Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 
„29. Junius 1820 a. g. zu befehlen geruhet, daß die Lehenleute 
„in dem Innkreiſe und in dem zurückerworbenen Anthei e des Haus— 


— 
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„ruckkreiſes durch ein beſonderes Circulare zu der Lehenmuthung 
„und Liquidirung aufgefordert, und daß zu dieſem Ende nachfolgende 
„Beſtimmungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden ſollen: 

„Erſtens. Das k. bayeriſche Lehen-Edict v. J. 1808 nebſt 
„allen das Lehenweſen betreffenden und nachträglich von der k. 
„bayeriſchen Regierung erlaſſenen Verordnungen werden außer 
„Kraft geſetzt und es hat von nun an wieder das vorher im Inn— 
„viertel und dem zurückerworbenen Antheile des Hausruck: Viertels 
„übliche Lehenrecht mit den beſtandenen Gewohnheiten in Wirk: 
„ſamkeit zu treten.“ 

„Zweyens. Alle Handlungen, die in Lehenangelegenhei— 
„ten nach dem während der k. bayeriſchen Regierung beſtandenen Ge— 
„ſetze vorgenommen wurden, und in Rechtskraft erwachſen ſind, 
„werden auch in Zukunft als geltend angeſehen und aufrecht er— 
„halten werden.“ 

„Drittens. Denjenigen Lehenbeſitzern, mit denen von der 
„k. bayeriſchen Regierung wegen Allodialiſirung ihrer Lehen eine 
„Verhandlung bereits begonnen hat, aber nicht vollkommen 
„zu Stande gebracht worden iſt, wird freygeſtellt, entwe— 
„der die noch nach den k. bayeriſchen Lehen-Vorſchriften ſtipulirten 
„Allodialiſirungs-Beträge zu entrichten und daher die vollſtändige 
„Ablöſung der betreffenden Lehen zu bewirken, oder aber von der 
„Allodialiſirung ganz abzuſtehen und ſo wie vorhin unter dem Le— 
„henbande zu verbleiben.“ 

„Übrigens werden diejenigen, die ſich in einem ſolchen Falle be— 
„finden, aufgefordert, ihre dießfällige Erklärung binnen zwey 
„Monathen bey der n. 6. Regierung als l. f. Lehenſtube für die 
„Provinzen Oſtreich ob und unter der Enns zu überreichen.“ 

„Viertens. Alle diejenigen, die im Innviertel und in dem 
„zurückerworbenen Antheile des Hausruck-Viertels Lehen beſitzen, 
„die mittelbar oder unmittelbar von Sr. Majeſtät herrühren und 
„die zur a. h. Lehenherrlichkeit gehören, ſie mögen in liegenden 
„Gütern, Capitalien, Zehenten, Gefällen, Herrlichkeiten ob er ſonſt 
„wie immer genannten Realitäten und Rechten beſtehen, haben 
„dieſelben binnen ſechs Monathen vom Tage der Kundma— 
„chung bey der n. ö. Regierung verläßlich anzuzeigen, und dieſer 
„Anzeige den letzten Lehenbrief beyzuſchließen.“ 
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„Fünftens. In dem Zeitraume eines Jahres vom Tage 
„der Kundmachung aber werden alle diejenigen, die im Innvier— 
„tel oder in den zurückerworbenen Parzellen des Hausruck— 
„Viertels was immer für ein Lehen beſitzen, ohne alle Ausnahme 
„verpflichtet, bey der früher erwähnten Lehenſtube die lehenherr— 
„liche Belehnung anzuſuchen und Sr. Majeſtät die ſchuldige Lehen— 
„pflicht und den Leheneid zu leiſten, wogegen Se. Majeſtät die Ent: 
„richtung der Lehentaxen nachſehen wollen, und wogegen es den 
„Vaſallen bloß obliegen wird, für die Ausfertigung des Lehenbrie— 
„fes eine mäßige Gebühr zu entrichten.“ 

„Sechſtens. Diejenigen Lehenbeſitzer, die binnen der vor— 
„geſchriebenen Zeit dieſem Lehen-Vorrufe nicht Folge leiſten, müſ— 
„ſen es ſich ſodann ſelbſt zuſchreiben, wenn ſie die in den Lehenge— 
„fegen gegründeten nachtheiligen Folgen treffen ſollten.“ 

„Siebentens. Insbeſondere haben auch alle diejenigen, 
„die ihre Lehen in dieſen Landestheilen unter der k. bayeriſchen Re— 
„gierung in Allode verwandelt haben, dieſe Lehenkörper binnen 
„ſechs Monathen der n. ö. Regierung anzuzeigen und dieſer 
„Anzeige die Allodialiſirungs-Urkunde beyzuſchließen.“ 

„Achtens. Diejenigen, die in dieſem Zeitraume ſich über 
„die Allodificirung nicht gehörig ausweiſen, und auch nicht in die— 
„ſem Termine eine gegründete Entſchuldigung, daß ſie binnen die— 
„fer Zeit den verlangten Beweis nicht herſtellen könnten, überreichen, 
„werden mit der Ungültigkeits-Erklärung der Allodificirung beſtraft 
„werden.“ 
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b) Nachdem durch die erfolgte Aufhebung des Stiftes 
Tegernſee im Churfürſtenthum Bayern, die demſelben unter 
andern angehörige in Oſtreich unter der Enns gelegene Herrſchaft 
Niederachtleiten auf a. h. Befehl zum k. k. n. ö. Cameralfonde 
eingezogen worden iſt, wurde ein gleiches Vorrufs-Edict unterm 
12. May 1804 kundgemacht. 

Derley Fälle haben ſich insbeſonders nach Aufſtellung des 
Säculariſations- und Länder-Purifications-Syſte⸗ 
mes ergeben, indem hiedurch die von fremden Staaten, dann Stif— 
tern und Klöſtern in Oſtreich beſeſſenen Lehen, dem Regenten Oſt⸗ 
reichs zufielen und hiedurch unmittelbar l. f. Lehen geworden find. 
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Das Patent vom 26. Jänner 1808 lautet in dieſer Bezie— 
hung alſo: 

„Durch die allgemeine Säculariſation im deutſchen Reiche, 
„durch den XV. Artikel des Preßburger Friedens vom 26. Decem— 
„ber 1805, durch den die volle Ausübung der Reciprocität herbey— 
„führenden rheiniſchen Bundesvertrag vom 12. Julius 1806 
„und das in beyden letzteren unbedingt feſtgeſetzte Länder-Purifica— 
„tions-Syſtem iſt aller Lehenverband zwiſchen auswärtigen 
„Lehensherrn und den geſammten innerhalb der Gränzen Unſerer 
„Erblande gelegenen Lehens-Objecte, welche vorhin vom Kaiſer 
„und Reich, von aufgelöſten Reichsſtiftern oder Abteyen oder was 
„ſonſt immer für geiſtlichen oder weltlichen Lehensherrn zu Lehen 
„rührten, ohne Unterſchied und Ausnahme aufgehoben und ſämmt— 
„liche Lehensoberherrlichkeit an Uns als Landesfürſten ausſchließig 
„gediehen. Das nähmliche Syſtem unbedingter Purification und 
„gänzlicher Schließung des Gebiethes iſt auch bey der Organiſa— 
„tion des rheiniſchen Bundes unter den Fundamental- Satzungen 
„angeordnet und bereits allenthalben in Anwendung und Ausübung 
„gebracht worden, woraus das unſtreitige völkerrechtliche Befug— 
„niß hervorgeht, reciproke Verfügungen zu treffen.“ 

„Wir fordern daher alle und jede, welche in Unſerem Erz— 
„herzogthume Oſtreich ob und unter der Enns gelegene und von 
„einem der obbenannten Lehensherrn herrührende Ritterlehen, 
„Güter, Capitalien, Realitäten, Zehende, Gefälle, Herrlichkeiten 
„und wie ſonſt immer genannte Lehenſtücke beſitzen, hiemit auf, 
„binnen ſechs Monathen vom Tage dieſer Kundmachung dieſelben 
„Unſerer kanbeßfegierung als Unſerem Ritter-Lehenhofe anzu— 
„zeigen; binnen einer Jahresfriſt aber bey eben dieſem | 1 
„in eigener Perſon oder durch zureichend rechtlich bevollmächtigte 
„Anwälde zu erneuern; zu dieſem Ende die älteſten und jüngſten 
„Lehenbriefe ſammt dem Verzeichniſſe aller Lehenszugehörungen bey: 
„zubringen, die gewöhnliche Lehenspflicht und was Lehens- und 
„Unſers Lehenhofs-Gebrauch iſt, in Entrichtung der üblichen Le— 
„hensgebühren zu leiſten, und die Lehen zu empfangen.“ 

„Diejenigen, welche binnen Jahresfriſt dieſem Unſeren Le— 
„hensvorrufe Genüge zu leiſten unterlaſſen dürften, würden es 
„dann nur ſich ſelbſt zuzuſchreiben haben, wenn nach Verlauf der— 
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„felben mit der für Felonie beſtimmten Strafe gegen ſie vorgegan- 
„gen wird.“ 

„Wir behalten anbey Unſerem Lehenhofe alle Rechte in Rück— 
„ſicht auf jene Fälligkeiten ausdrücklich bevor, welche ſich wegen 
„früher verſäumter Lehenserneuerung oder ſonſt auf was immer 
„für eine Weiſe ergeben haben dürften.“ 

Der bey derſelben Gelegenheit erlaſſene Beutellehen— 
Vorruf vom 12. November 1808 lautete alſo: 

„Da durch das in dem XV. Artikel des Preßburger Friedens— 
„ſchluſſes vom 26. December 1805 und in dem den Fall der Reci— 
„procität noch näher beſtimmenden rheiniſchen Bundes-Statute 
„feſtgeſetzte Syſtem der Gebiethsſchließung und Purification unter 
„anderen Hoheiten und Rechten auch die Lehenherrlichkeit aller in 
„den Gränzen der öſtreichiſch kaiſerlichen Erblande gelegenen Le— 
„henobjecte, welche vorhin vom Kaiſer und Reiche von aufgelöſten 
„Reichsſtiften oder Abteyen oder was immer für einem auswärtigen 
„geiſtlichen oder weltlichen Herrn hergerührt haben, an Seine k. k. 
„apoſt. Majeſtät und das Kaiſerthum von Oſtreich übergegangen 
„iind; fo werden nunmehr insbeſondere alle Beſitzer der inner den 
„Gränzen der Länder ob und unter der Enns gelegenen Beutel— 
„und Rechtslehen, welche von einem auswärtigen Fürſten, geiſtlich 
„oder weltlichen Herrn vorher zu Lehen gegeben worden, aufge— 
„fordert, binnen drey Monathen nach Kundmachung dieſes Vor— 
„rufes ihre Lehenſtücke mit Vorlegung der letzteren Lehenbriefe 
„bey ihren Beutel- und Rechtslehen-Anwälden anzuzeigen und ſo— 
„hin binnen weiteren drey Monathen ihre Lehenreiche und ſonſt 
„damit verbundene Schuldigkeit ganz ſo wie es bisher üblich war, 
„ordentlich abzuführen. Die Beſitzer dergleichen vormahls paſſaui— 
„ſchen Lehen in Oſtr eich unter der Enns haben ſich an den 
„neu beſtätigten vorhin ebenfalls paſſauiſchen Beutellehen-Anwald 
„Joſeph Gſchaider, Poſtmeiſter zu Strengberg in V. O. W. W., 
„dann jene, deren Lehen in Oſtreich ob der Enns ſich befinden, 
„an die wieder beſtätigten Anwälde Joſeph Gubatta zu Linz, 
„Joſeph Petterer zu Neufelden und Michael Sterr zu Ob ern— 
„berg; wenn aber dieſelben unmittelbar von Paſſau abhin— 
„gen, an die Verwaltungen des Religionsfonds-Pfleggerichtes 
„Engelzell, dann die Cameralgerichte Schärding, Stah— 
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„remberg, St. Nicola zu Grieskirchen, und das Ca— 
„meral-Kaſtenamt Schärding, in ſo weit ſie denſelben unter— 
„ſtehen oder ſehr nahe liegen, zu wenden.“ 

„Die Beſitzer der vom Hochſtifte Salzburg herrührenden 
„Beutel- und Rechtslehen in Oſtreich ob der Enns werden 
„angewieſen, ſich bey den k. k. Pfleggerichten Wildshut und 
„Friedberg zu melden.“ 

„Die Beutellehen-Vaſallen des bayeriſchen Stiftes Rai— 
„tenhaslach in Oſtreich ob der Enns haben ihre Lehen 
„bey der k. k. Cameral-Verwaltung über die hierländigen Güter 
„dieſes Stiftes anzuzeigen und zu nehmen.“ 

„Die Beſitzer der gräflich Ortenburg'ſchen Lehen in Oſt⸗ 
„reich ob der Enns haben ſich, in ſo weit ihre innehabenden 
„Lehen von jeher als Beutel- und Rechtslehen angeſehen, und in 
„dieſer Eigenſchaft beſeſſen worden ſind, an die Cameralge— 
„richte Schärding und Ried nach ihrer Lage zu wenden.“ 

„Zur Beſorgung der vorhin Reichsſtift Freyſing'ſchen Beu— 
„tel⸗ und Rechtslehen in Oſtreich unter der Enns wird 
„das Verwalteramt der Staatsherrſchaft Waidhofen an der 
„Pbbs beſtimmt, und werden die dießfälligen Vaſallen an das: 
„felbe hiemit gewieſen.“ 

„Die Beſitzer der Reichsſtift Regensburg'ſchen Beutel— 
„und Rechtslehen in Oſtreich unter der Enns, fo wie über: 
„haupt alle diejenigen, welche hier zu Lande Beutel- oder Rechts— 
„lehen beſitzen, die nicht von Paſſau oder Freyſingen, ſondern von 
„einem anderen auswärtigen Fürſten, geiſtlichen oder weltlichen 
„Herrn, herrühren, haben ihre Anzeige unmittelbar an die k. k. 
„n. ö. Lehenſtube in Wien zu machen, und daſelbſt die Lehen— 
„ernenerung anzuſuchen.“ N 

„Übrigens hat ſich jeder, welcher der gegenwärtigen Verord— 
„nung nicht genau nachkommt, und binnen der obbemeldeten vor— 
„geſchriebenen Zeit die Lehenserneuerung anzuſuchen unterläßt, 
„ſelbſt zuzuſchreiben, wenn nach Verlauf des beſtimmten Termins 
„das verſchwiegene Beutel- oder Rechtslehen nach Lehengeſetzen als 
„heimfällig erklärt wird.“ 


339. 
2. Sicherftellung des Lehennutzungseigenthumes. 


Durch die von dem Lehenherrn an den Vaſallen eingetretene 
Übertragung des Nutzungseigenthumes und das dem erſteren zuſte— 
hende Recht, bey Erlöſchung der vaſallitiſchen Familie die Zurück— 
ſtellung zu fordern, hat derſelbe ein zweifelloſes Recht, von dem 
Vaſallen und jedem Lehenfolger zu verlangen, daß er dieſes lehen— 
bare Nutzungseigenthum dinglich ſicherſtelle, welchem Rechte die 
conſequente Pflicht des Vaſallen entſpricht, ſich um das erworbene 
Nutzungseigenthum in jener Form in die öffentlichen Bücher als 
Eigenthümer eintragen zu laſſen, welche in dieſer Beziehung von 
dem Geſetze vorgeſchrieben iſt. 

Die Einwendung, daß kein Geſetz beſtehe, vermöge deſſen 
der Käufer oder überhaupt Erwerber einer unbeweglichen Sache 
binnen einer beſtimmten Zeit um letztere ſich an das Eigenthum und 
den Beſitz bücherlich anſchreiben laſſen muß, zerfällt durch die Be— 
trachtung, daß dieſer Fall wohl allerdings bey den allodialen Rea— 
litäten eintrete, aber auch bey dieſen ſchon die Geſetzgebung we— 
nigſtens indirecte, z. B. durch den Gewährwandel dahin zu wirken 
ſuchte, daß nicht etwa durch Fahrläſſigkeit oder andere Abſichten, 
die Richtigkeit der öffentlichen Bücher beſeitiget, deren Vertrauen 
und Heiligkeit geſchwächt werde; daß jedoch bey den lehenbaren 
Realitäten das Recht des Lehenherrn hinzutrete, ſein Obereigen— 
thumsrecht und feine Lehenherrlichkeit ſicher zu ſtellen, welches fo 
lange nicht realiſirt werden kann, bis nicht der Nutzungseigenthü— 
mer ſelbſt als Eigenthümer vorgeſchrieben iſt, durch welche Unter— 
laſſung der Lehenherr in ſeinem zweifelloſen Rechte gefährdet 
würde. 

Jeder Saumſal des Vaſallen berechtiget demnach den Lehen— 
herrn zur Klageführung auf Erfüllung dieſer Pflicht, zu welcher 
erſterer nöthigenfalls im Executionswege gezwungen werden kann ). 


) Siehe §. 356, dann 362—373: 
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3. Pflicht der Vindication und Vertheidigung des 
Nutzeigenthums. 


Da der Vaſall durch die Belehnung das Nutzeigenthum des 
Lehenobjectes erwirbt, ſo ſtehen ihm nicht nur alle Rechte zu, ſon— 
dern es liegen ihm auch alle Pflichten eines Eigenthümers ob. 

Die Lehentexte enthalten in dieſer Hinſicht folgende Beſtim— 
mungen und zwar II. F. 8: Rei autem per beneficium investi- 
tae vasallus hane habet potestatem ut tamquam dominus pos- 
sit a quolibet possidente sibi quasi vindicare et si ab alio eius 
rei nomine conveniatur defensionem opponere: nam et servi- 
tutem eidem rei debitam petere potest et retinere; — dann 
II. F. 43: Si controversia inter vasallum et alium de beneficio 
fuerit, adversario proprietatem totius vel partem vel aliud ali- 
quod jus sibi vindicante causa per vasallum etiam domino ab- 
sente quasi propria ad ſinem perducatur. Ipse enim solus uti- 
liter agendi et excipiendi habet potestatem. 

In wie ferne hiernach der Vaſall berechtiget iſt, die Vertre— 
tungs⸗ oder Evictionsleiſtung von dem Lehenherrn zu verlangen, 
wurde bereits ) entwickelt. Tritt nun der Fall der von dem Lehen: 
herrn zu fordernden Vertretungsleiſtung nicht ein, ſo hat der Va— 
ſall die Pflicht, ſein Eigenthum gegen jeden fremden Angriff ſelbſt 
zu vertheidigen, oder von einem dritten Beſitzer zurückzufordern. 

In dieſem Verhältniſſe können nun folgende Fälle möglicher 
Weiſe eintreten und zwar 

a) der Lehenkörper, mit welchem der Vaſall 
belehnt worden iſt, befindet ſich im Beſitze eines 
Dritten. 

p) Von dem Lehenkörper, mit welchem der Va— 
ſall belehnt worden iſt, gehen mehrere Pertinenz— 
ſtücke ab, welche von einem Dritten befeffen wer— 
den. 

c) Ein Dritter ſpricht den dem Vaſallen über— 
gebenen Lehenkörper als ein ihm gebührendes Le— 
hen oder | 
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d) als ein ihm gebührendes ungetheiltes Allo— 
dialeigenthum an. 

Zu a). In dem Falle iſt zu unterſcheiden, ob der Dritte, 
in deſſen Beſitz ſich der ganze Lehenkörper befindet, die Lehen— 
eigenſchaft desſelben anerkennet oder nicht. 

Kennet der Dritte die Leheneigenſchaft des von 
ihm beſeſſenen Gutes an, ſo iſt der Lehenherr in Bezug auf 
ſeine Lehenherrlichkeit nicht intereſſirt, es hat daher der Vaſall, 
welcher hiemit belehnt worden iſt, gegen den Dritten allein die 
Klage auf Abtretung des Lehengutes anzuſtrengen und hiebey ſein 
ſtärkeres Recht zu beweiſen. 

Gewinnt der Vaſall den Proceß, ſo wird ihm ohnedieß der 
Beſitz des ſtreitigen Lehengutes allfällig mit Hülfe der gericht— 
lichen Execution eingeantwortet, und er wird berechtiget, ſich 
als Nutzungseigenthümer in die öffentlichen Bücher eintragen, 
dagegen den Dritten, welcher früher als Eigenthümer verbucht 
war, hierin löſchen zu laſſen. 

Gegen den Lehenherrn hat er kein Recht, auf den Erſatz der 
Gerichts- und Proceßkoſten zu klagen, da er für fein eigenes und 
alleiniges Intereſſe den Proceß führte. 

Verliert er den Proceß, und wird dem Dritten ſein bisheri— 
ger Beſitz des Lehengutes in der Leheneigenſchaft von dem Ci— 
vilrichter beſtätiget, ſo wird die an den Kläger ertheilte Belehnung 
bhiedurch rechtswirkungslos und der obſiegende Dritte iſt verpflichtet, 
ſich hiemit belehnen zu laſſen. 

Der früher belehnte und nunmehr ſachfällig gewordene Va— 
fall iſt jedoch berechtiget, gegen den Lehenherrn die Rückvergütung 
jener Gebühren zu verlangen, die letzterer als reine Lehengebühren 
empfangen hat, zur Rückvergütung der Lehentaxen für die Aus— 
fertigung des Lehenbriefes, der hiebey verwendeten Stämpelge— 
bühren, der baren Auslagen, der Honorarien für die Lehen— 
ſtube u. dergl. kann jedoch der Lehenherr nicht verhalten werden, 
in ſo ferne er ſich bey der Bewilligung und Vornahme der nun— 
mehr anullirten Belehnung im guten Glauben befand; — denn 
das Klagerecht des Vaſallen iſt eine condictio indebiti, mittelſt 
welcher er gegen den Lehenherrn nur alles jene zurückfordern kann, 
wodurch ſich der Lehenherr bey nunmehr weggefallenem Rechtstitel 
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widerrechtlich bereichern würde, was bey den baren Auslagen, Ta— 
ren, Stämpeln, Honorarien u. ſ. w. nicht der Fall iſt. 

Würde jedoch der dritte Beſitzer die Leheneigen— 
ſchaft des von ihm beſeſſenen Lehenkörpers nicht anerken— 
nen, ſondern dieſen als ein Allod zu beſitzen behaupten, ſo iſt bey 
der Vindication ſowohl der Vaſall als auch der Lehenherr in 
dem Intereſſe; in dieſem Falle vorausgeſetzt, daß keinem von ihnen 
ein Verſchulden an dem Umſtande zur Laſt fällt, daß dem 
Dritten die Beſitzergreifung und der bisherige Allodialbeſitz möglich 
geworden iſt, würde der Lehenherr und der Vaſall den Vindica— 
tionsproceß gemeinſchaftlich, und zwar ſowohl rückſichtlich der Ge— 
fahr, als auch der Koſten zu führen haben, oder es würde von 
ihrem vertragsmäßigen Übereinkommen abhängen, daß nur einer 
den Proceß für beyde führe. f 

Wenn jedoch einem von beyden Theilen in obiger Hinſicht ein 
Verſchulden zur Laſt fällt, ſo hängt es von der Willkühr des 
ſchuldloſen Theiles ab, ob er der gemeinſchaftlichen Führung des 
Proceſſes beytreten wolle, mit oder ohne Vorbehalt ſeines beſon— 
deren Regreßrechtes, oder ob er hieran keinen Theil nehmen und 
nur von ſeinem Regreßrechte für den Fall der Sachfälligkeit gegen 
den ſchuldtragenden Theil allein Gebrauch machen wolle. 

Zu b). In dem Falle, wenn nähmlich mehrere Le— 
henpertinenzſtücke abgängig ſind, und dieſe von einem 
Dritten beſeſſen werden, iſt vor allem zu unterſcheiden, ob der 
Vaſall der erſte Lehenerwerber iſt, oder ob er in Folge einer Beleh— 
nungserneuerung in den Beſitz des Lehens gelangte. 

Iſt der Vaſall der erſte Lehenserwerber und hat er 
das Lehen entgeldlich, d. i. gegen den Erlag eines Kaufſchillings 
von dem Lehenherrn an ſich gebracht, ſo kömmt es darauf an, 
ob er das Lehen gegen einen individuellen Anſchlag und ein Inven— 
tar erkaufte, in welchem die abgängigen Pertinenzſtücke aufgezäh— 
let waren, oder ob er ſolches in Pauſch und Bogen um einen 
Averſual-Kaufſchilling an ſich brachte. 

Findet erſteres Verhältniß Statt, ſo iſt es in dem Rechte 
gegründet, daß der Lehenherr ſein vertragmäßiges Verſprechen 
vertrete, und dem Vaſallen den Lehenkörper in jenem qualita— 
tiven und quantitativen Umfange übergebe, welcher in dem Inven— 
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tarium verabredet worden ift. — In diefem Falle hat der Vaſall 
zunächſt nur ein Klagerecht gegen den Lehenherrn auf die vertrags— 
mäßige Übergabe des completen Lehenobjectes und es iſt die Pflicht 
des Letzteren, gegen den dritten Beſitzer der lehenbaren Pertinenz— 
ſtücke mittels Klage aufzutreten, die Koſten dieſes Proceſſes 
zu tragen und den Vaſallen klaglos zu ſtellen, ſomit dieſem die 
vindicirten abgängigen Pertinenzſtücke zu übergeben, oder falls er 
ſachfällig geworden wäre, dem Vaſallen für die abgängigen Lehen: 
Pertinenzſtücke eine Entſchädigunglim Gelde oder durch Subſtitution 
anderer gleichartiger Objecte zu leiſten. 

Iſt dagegen der Vaſall zwar erſter Erwerber, hat er ferner 
das Lehen auch wirklich von dem Lehenherrn gekauft, wurde jedoch 
der Kaufſchilling nicht auf der Grundlage eines Inventariums, 
ſondern in Pauſch und Bogen bedungen, ſo hat der Lehenherr für 
die abgängigen Pertinenzſtücke keine Vertretung zu leiſten, ſondern 
der Vaſall hat allein das Recht und die Pflicht, die abgängigen 
Lehenſtücke auf eigene Gefahr und Koſten gegen den dritten Beft- 
tzer zu vindiciren, zugleich iſt er verpflichtet, vor Anhängigma— 
chung des Proceffes den Lehenherrn hievon in Kenntniß zu ſetzen, 
und ihn um Anhandgebung aller jener Behelfe zu bitten, wel— 
che ihm zum Beweiſe ſeines ſtärkeren Rechtes nothwendig oder 
nützlich find, und die in dem Archive des Lehenherrn ſich vorfinden. 

Daß der Lehenherr ſich in einem ſolchen Falle über die an den 
Vaſallen hinausgegebenen Original-Urkunden mittels eines von letz⸗ 
terem geforderten Reverſes des Inhalts ſicherſtellt: „Daß der 
Vaſall nach vollendeter Proceßführung dieſe Urkun— 
den wieder zurückſtelle und auf jedes Recht, wel⸗ 
ches er aus denſelben gegen den Lehenherrn ablei⸗ 
ten könnte, ausdrücklich Verzicht leiſtet,“ — iſt ſo— 
wohl in dem Herkommen als auch in dem Rechte gegründet. 

Hat nun der Vaſall den Proceß durchgeführt und ihn behaup⸗ 
tet, ſo hat er nur ſein eigenes Intereſſe realiſirt; hat er jedoch 
den Proceß verloren, ſo iſt er dann, wenn er dem Lehenherrn die 
Einleitung des Proceſſes angezeigt, und von ihm die Anhandge— 
bung der demſelben zu Gebothe ſtehenden Behelfe und Beweiſe 
gebethen und hievon im Zuge des Proceſſes den entſprechenden 
Gebrauch gemacht hat, berechtiget, die Abſchreibung dieſer abgän— 

II. 11 
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gigen Lehenſtücke in dem von ihm eingelegten Reverſe oder Lehen— 
ſpecification, dann in dem Lehenbriefe zu verlangen, nöthigen— 
falls den Lehenherrn hierauf in dem ordentlichen Rechtswege zu 
klagen. Denn durch feinen Kaufvertrag iſt der Vaſall nur verpflich— 
tet, alles Mögliche aufzubiethen, um das in Pauſch und Bogen 
erkaufte Lehenobject zu reintegriren, er kann jedoch auf keinen 
Fall zu einer rechtlichen Unmöglichkeit, an der ihm noch überdieß 
kein Verſchulden zur Laſt fällt, verhalten werden, und der Beweis 
dieſer rechtlichen Unmöglichkeit iſt in dem gegebenen Falle in dem 
rechtskräftigen Urtheile gelegen. 

Würde dagegen der Vaſall dem Lehenherrn die Einleitung des 
Vindications-Proceſſes nicht angezeigt, und von ihm die Ausfol— 
gung der in dem lehenherrlichen Archive vorhandenen Behelfe 
und Beweiſe nicht gebethen haben, ſo hat er den Proceß allein 
geführt, und er wird dem Lehenherrn in ſo ferne zum Schadener— 
ſatze verpflichtet, als ein anderes Reſultat, ein anderes rechtskräf— 
tiges Urtheil erzielt worden wäre, wenn von den dem Lehenherrn 
zu Gebothe geſtandenen Behelfen und Beweiſen bey der Proceß— 
führung der gehörige Gebrauch gemacht worden wäre. 

Wollte ſich der Vaſall in dem letzteren Falle von der Scha— 
denerſatzpflicht befreyen, fo würde ihm nur das Mittel erübrigen, 
auf die Grundlage der ihm von dem Lehenherrn mitgetheilten 
Beweiſe die Reſtitutionsklage ob noviter reperta anzuſtrengen. 

Hat der Vaſall das Lehen in Folge der bey ihm eingetretenen 
Belehnungserneuerung erworben, und werden von ihm einige Le— 
hen-Pertinenzſtücke als abgängig erkannt, ſo iſt es ſchon in der 
Suppoſition gelegen, daß dieſe Stücke dem erſten Erwerber verlie— 
hen worden ſeyn mußten, es iſt daher die alleinige Pflicht des Was 
ſallen, den Vindicationsproceß gegen den dritten Beſitzer auf 
ſeine eigenen Koſten und auf eigene Gefahr zu führen, und mag 
der Proceß wie immer ausfallen, dem Lehenherrn hiefür zu haf— 
ten, da dieſer das Lehenobject gegen die Pflicht dieſer Haftung für 
die Integrität des Lehenkörpers durch den erſten Lehenerwerber der 
ganzen vaſallitiſchen Familie übergeben hat, jedes Glied der letzte— 
ren eine gleiche Haftungspflicht auf ſich nimmt, und bey deſſen 
Eintritt in den Lehenbeſitz das Recht und die Pflicht hat, das Lehen 
in einem vollkommen liquiden Zuſtande von der Verlaſſenſchafts— 
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maffe feines Vorgängers ſich übergeben zu laſſen, ſonach dieſe letz— 
tere allein in Erſatzanſpruch zu nehmen, wenn ein oder das andere 
Lehenpertinenzſtück fehlen follte, ferner die Verlaſſenſchaftsmaſſe 
zu verhalten, daß ſie auf ihre Gefahr und Koſten das abgängige 
Lehenpertinenzſtück gegen den dritten Beſitzer vindicire, oder ſol— 
ches ſubſtituire, oder endlich den Erſatz Teifte. - 

Hat der eintretende Lehenfolger von dieſem ſeinem Rechte 
keinen Gebrauch gemacht, keine Liquidation des Lehens zur Zeit 
verlangt u. ſ. w., ſo hat er dieſes ſein Verſchulden ſelbſt zu ver— 
treten, und haftet daher dem Lehenherrn mit ſeinem eigenen 
Vermögen für jeden Abgang. 

Wurde endlich das Lehen dem erſten Erwerber unentgeldlich 
verliehen, d. i. ohne daß letzterer hiefür einen bedungenen 
Kaufſchilling entrichtet hätte, ſo hat er die abgängigen Lehenper— 
tinenzſtücke auf eigene Gefahr und Koſten zu vindiciren; denn 
würde er dieſe Pflicht nicht auf ſich nehmen wollen, ſo wäre es 
nur ſeine Sorge geweſen, bey der Erwerbung des Lehens eine 
genaue Liquidirung gemeinſchaftlich mit dem Lehenherrn vorzuneh— 
men, es würde ſonach ihm nur das liquid vorhandene Lehen über— 
geben, nur hierauf ſeine Haftung beſchränkt worden ſeyn, wäh— 
rend er durch die Unterlaſſung der Liquidation die Gefahr der Haf— 
tung für den allfälligen Abgang auf ſich genommen hat. 

Übrigens verſteht es ſich wohl von ſelbſt, daß in dem obigen 
Falle, wenn der Vaſall mit ſeiner Vindicationsklage ſachfällig 
wurde, und unter der Bedingung, daß er vor der Einleitung des 
Proceſſes den Lehenherrn hievon in Kenntniß ſetzte, und die letzte— 
rem zu Gebothe ſtehenden Behelfe erhielt und ordentlich benützte, 
— die Abſchreibung der verloren gegangenen ihm richterlich abge— 
ſprochenenPertinenzſtücke verlangen könne, und nur im Falle der Un— 
terlaſſung der zuletzt bemerkten Anzeige für jenen Nachtheil haften 
müſſe, der dem Lehenherrn aus dem Grunde zugegangen iſt, daß von 
den ihm zu Gebothe geſtandenen Beweiſen nicht der gehörige Ge— 
brauch gemacht worden iſt. 

Zu c). Wird das Lehen entweder ganz oder zum, 
Theile von einem Dritten als ein ihm gebühren— 
des Lehen in Anſpruch genommen, ſo handelt es ſich ledig— 
lich um die Frage: Welcher von den beyden Prätendenten ein 

11 
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ſtärkeres Recht hierauf habe, es hat daher auch in der Regel 
nur der Vaſall die Pflicht, ſich gegen den Dritten zu bene 
digen und ſein ſtärkeres Recht zu beweiſen. 

Hiebey iſt es in der Suppoſition gelegen, daß der Beſitzer 
des Lehens hiemit ordentlich belehnt worden iſt, ſomit als wirklicher 
Vaſall erſcheinet, während der Dritte als Prätendent keine Beleh— 
nung für ſich nachweiſen kann. 

Der Umſtand, daß der Vaſall als Geklagter mit dem nun von 
einem Dritten angeſprochenen Lehenkoͤrper belehnt worden iſt, be— 
rechtigt ihn noch keineswegs von dem Lehenherrn die Vertretungs— 
leiſtung zu fordern, denn dieſe Belehnung gab ihm das Eigenthums⸗ 
recht, und als Eigenthümer hat er nicht nur das Recht, ſondern 
auch die Pflicht, ſich ſelbſt und ohne fremder Hülfe in ſeinem Ei— 
genthume zu behaupten. 

Eine Ausnahme hievon würde nur dann eintreten, wenn 

a) der Vaſall das Lehenobject von dem Lehenherrn un— 
mittelbar erkauft hätte, oder 

86) wenn dem Lehenherrn eine mala fides erwieſen werden 
könnte, oder 

5) der Lehenherr dem Vaſallen ausdrücklich für einen ſol— 
chen Fall die Vertretungsleiſtung zugeſichert hätte. 

Würde von dieſen Ausnahmsfällen abgeſehen, der Vindications— 
klage des dritten Prätendenten Statt gegeben, ſomit der Vaſall 
ſachfällig, ſo iſt dieſer in der Regel von dem Lehenherrn einen Er— 
ſatz zu fordern, nicht berechtigt, ſondern der obſiegende Präten— 
dent erſcheint verpflichtet, die Belehnung anzuſuchen und zu neh— 
men; würde jedoch das rechtskräftige Urtheil den geklagten Vaſal— 
len für ſchuldig erkennen, dem klagenden Prätendenten das Le— 
hen von dem Momente ſeiner Belehnung an, abzutreten, ſomit 
alle bisher bezogenen Nutzungen herauszugeben und dem Kläger 
zu verrechnen, fo wird hiedurch ſchon deſſen Belehnung annullirt, 
und dann iſt er wohl auch berechtigt, alle jene Lehengebühren zu— 
rückzufordern, welche er dem Lehenherrn offenbar indebite ent— 
richtet hat, mit alleiniger Ausnahme jener Taxen und Gebühren, 
welche für die Ausfertigung des Lehenbriefes, bare Auslagen, 
Stämpel, Honorarien u. ſ. w. geleiſtet werden mußten. 

Fällt irgend Jemanden ein Verſchulden zur Laſt, daß der 
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nun abtretende Vaſall belehnt worden iſt, fo bleibt dem letzteren 
ſein Regreßrecht gegen den Schuldtragenden vorbehalten. 

Zu d). Wenn von einem dritten Prätendenten der 
Lehenkörper als ein ungetheiltes Allodialeigenthum 
gegen den Vaſallen in Anſpruch genommen wird, ſo hat der 
Vaſall die Pflicht, dem Lehenherrn die Anzeige von der gegen 
ihn eingeleiteten Klageführung zu machen, und es iſt zwiſchen 
letzteren das Übereinkommen zu treffen, ob fie gemeinſchaftlich den 
Proceß führen wollen, oder ob nur einer von ihnen auch im Nah— 
men des anderen die weitere Proceßführung übernehmen ſolle. 

In dieſem Falle ſind ſowohl der Lehenherr rückſichtlich ſeines 
Obereigenthumes, als auch der Vaſall rückſichtlich ſeines lehenba— 
ren Nutzungseigenthumes intereſſirt, es liegt ihnen daher die gleiche 

Pflicht ob, ſich rückſichtlich des einem jeden von ihnen gebüh— 
renden Antheiles an dem Eigenthumsrechte gegen die Anſprüche 
des Dritten zu vertheidigen; es fallen ihnen daher auch die Pro— 
ceßkoſten gemeinſchaftlich zur Laſt, mag nun das Urtheil wie im— 
mer ausfallen. 

Wenn der Prätendent en Anſpruch behauptet, ſo hat der 
Vaſall gegen den Lehenherrn kein Recht, eine Entſchädigung zu 
fordern, es wäre denn, er hätte dase Lehen von dem Lehen: 
herrn unmittelbar erkauft; oder die Sachfäaͤlligkeit des Geklagten 
wäre einem erweislichen Verſchulden des Lehenherrn een 

) Siehe $$. 236-290. 

311. 

In einem Streite, in welchen der Vaſall in Bezug auf 
ſein lehenbares Nutzungseigenthum aus was immer für einem 
Grunde verwickelt wird, iſt derſelbe berechtigt, auch ohne Einwil— 
ligung des Lehenherrn nicht nur auf einen Schiedsrichter zu 
compromitiren, ſondern auch ſich zu vergleichen, nur 
darf der Vergleich weder in die Rechte des Lehenherrn, noch in. 
jene der Lehenfolger eingreifen, weil er in letzterem Falle ohne 
der Einwilligung dieſer Intereſſenten für dieſelben rechtswirkungs— 
los wäre. 

II. F. 26 S. I. heißt es: „Nam et transigere recte potuerit, 
nec quod accipit transactionis nomine, feudum erit. 

II. F. 43: Si pro eo et contra eum judicatum fuerit, 
vel cum adversario transegerit, tummodo fraudulenter actum 
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non sit, etiamsi post beneficium aperiatur domino, tale erit ac 
si eo causam agente judicatum fuisset et ideo ab eo ratam 
habere oportet. 

In Bezug auf die l. f. Lehen ift für den Fall, als ein 
Vaſall in was immer für einen Streit geräth, und den Lehenherrn 
von der Einleitung des Proceſſes nicht in die Kenntniß geſetzt hätte, 
gegen jede dem a. h. Lehenherrn möglicher Weiſe drohende Gefahr 
eines Schadens durch das Hofdecret vom 23. September 1785 
vorgeſorgt, wodurch verordnet wird: daß in allen Streitſachen, 
wo ein l. f. Lehen mit einfließt, wenn auch das Fiscalamt nicht 
eintritt, ſomit bey der Proceßführung keinen Antheil genommen 
hat, dasſelbe dennoch vor der Schöpfung des Urtheils vernom— 
men werden muß ). 


) Siehe $. 447. 
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4. Pflicht zur Bezahlung der Lehenſchulden. 


Der Begriff Lehenſchuld iſt nach den verſchiedenen Mo— 
dalitäten, in welchen eine dingliche Laſt auf einem [Lehenkörper 
haftet, verſchiedenartig und zwar im weiteren und ſtrengeren Sinne 
zu berückſichtigen. 

Unter Lehenſchuld im weiteren Sinne wird jede Ob— 
liegenheit verſtanden, welche auf dem Lehengute als einer un— 
beweglichen Sache dinglich haftet, ſomit von jedem Beſitzer des 
Gutes entrichtet werden muß. In dieſem Sinne iſt jede auf das 
Lehengut, dieſes bloß als eine unbewegliche Sache genommen, ge— 
legte l. f. Steuer oder Abgabe, jede Concurrenzlaſt, jede! hierauf 
conſtituirte Hypothek als eine Lehenſchuld zu betrachten. 

Daß der Vaſall alle Laſten zu beſtreiten verpflichtet iſt, wel— 
che auf ſein Lehengut als l. f. Steuern und Abgaben, als 
Concurrenzbeyträge aus öffentlichen Rückſichten von den hiezu 
berechtigten Organen der Staatsverwaltung oder des Gemeinde— 
weſens repartirt werden, unterliegt um ſo weniger einem Zweifel, 
als der Vaſall zuvörderſt ein Unterthan des Staates, ein Mitglied 
der Gemeinde iſt, und das vaſallitiſche Verhältniß als ein vertrags— 
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mäßiges dem öffentlichen untergeordnet, erſteres durch letzteres be: 
dingt iſt. 

Von dieſen öffentlichen Laſten unterſcheidet ſich die Lehenhy— 
pothek, von deren Natur und Vorbedingung bereits ) das Nöthige 
angeführt worden iſt; fie wird insbeſonders eine Lehenconſens— 
ſchuld (debitum feudale consensuatum) genannt, wenn die 
rechtliche Vorbedingung der Einwilligung ſämmtlicher Leheninte— 
reſſenten erwieſen vorliegt. 

Da eine Lehenconſensſchuld nur durch ausdrückliche Einwilli— 
gung aller Lehenintereſſenten und zwar in der Art, als ſie ſich hie— 
zu in Bezug auf den Betrag, auf die Dauer und übrigen Bedin— 
gungen einverſtanden zu ſeyn erklärt haben, zu Stande kommen 
kann, ſo folget, daß ihre Rechtskraft nur gegen jene Lehenin— 
tereſſenten wirkſam iſt, welche ihre Einwilligung hiezu ausgeſpro— 

chen haben, und zwar in der Art, als letzteres der Fall iſt. 

Der erhaltene und dinglich verſicherte Conſens berechtiget den 
Gläubiger die Bezahlung ſeiner Forderung, ſammt bedungenen 
Nebengebühren, zunächſt nur aus den Früchten des Lehengutes 
zu fordern ), die Verwendung des Nutzungseigenthums hiezu iſt 
eine Ausnahme von der Regel, welche von den Lehenintereſſenten 
insbeſonders und ausdrücklich zugeſtanden werden muß, zu wel— 
chem Behufe jedoch nicht bloß die Einwilligung des Lehenherrn und 
des Lehenfolgers, ſondern aller Coinveſtirten, aller lebenden Agna— 
ten, und des für die künftige Nachkommenſchaft der vaſallitiſchen 
Familie zu beſtellenden Poſteritäts-Curators abſolut nothwen— 
dig iſt. 

In Bezug auf die conſentirenden Lehenintereſſenten iſt die 
Lehenconſensſchuld in der Regel als eine ſubſidiariſche in ſo ferne zu 
betrachten, als das aufgenommene Darleihen nur zum Vortheile 
des urſprünglichen Entlehners gereichte, ſomit auch die Rückzah— 
lung aus deſſen Allodialvermögen, ſo weit ſolches reichet, geleiſtet 
werden muß, die Früchte des Lehengutes oder ausnahmsweiſe letz— 
teres ſelbſt aber und rückſichtlich die Lehenfolger nur mit jenem Be— 
trage beſchwert bleiben, der aus der Allodialmaſſe des Entlehners 
nicht berichtiget werden kann. g 

Die Realiſirung diefer Lehenconſensſchuld richtet ſich nach den 
Allodialgeſetzen, und es tritt nur das beſondere Verhältniß ein, 
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daß die Execution ſich in der Regel auf die Gequeftration der 
Lehenfrüchte beſchränket, ſoll ausnahmsweiſe zur erecutiven Veräu— 
ßerung des lehenbaren Nutzungseigenthumes geſchritten werden, 
wenn nähmlich die Lehenintereſſenten hiezu ihren Conſens ertheil⸗ 
ten, ſo muß von der Execution nicht nur der Lehenherr verſtändi— 
get werden, ſondern es kann auch das verpfändete Gut nur und 
allein in der Leheneigenſchaft veräußert werden, es iſt daher in den 
Licitationsbedingungen auch jene aufzunehmen, daß der Erſteher 
fubjectiv lehenfähig ſeyn und nach erfolgtem Kaufe die Belehnung 
anſuchen und nehmen müſſe. 

Wird über das Vermögen des Vaſallen der Concurs eröffnet, 
ſo kann das Lehengut niemahls in die Concursmaſſe einbezogen 
werden, da es keinen Beſtandtheil des Allodialvermögens des Ver— 
ſchuldeten bildet, dagegen ſind die Früchte des Lehengutes, in ſo 
ferne ſie bereits abgeſondert oder fällig ſind, zur Einziehung in 
die Concursmaſſe allerdings geeignete Objecte. Von dieſem Grund— 
ſatze bilden die an ſich veräußerlichen Be fo wie die Beu⸗ 
tellehen die einzige Ausnahme Y. 


) Siehe 88. 312-316. 

2) Eine Analogie iſt in dem Hofdecrete vom 12. October 1799 
(J. G. S. Nr. 482) gelegen, wo es heißt: „Seine Majeſtät ha⸗ 
„ben beſchloſſen, daß das Fideicommißgut ſelbſt nie in die Exeeu— 
„tion zu ziehen, folglich die vorgemerkten Gläubiger nur aus den 
„Früchten des Gutes ihre Befriedigung zu ſuchen berechtigt ſind.“ 

2) Siehe Juſtiz-Hofdecret vom 1. März 1799 (J. G. S. Nr. 456) 
$. 311. 


343. 


Die Lehenſchulden im ſtrengen Sinne des Wor— 
tes haben ihren Rechtsgrund in dem Lehengeſetze oder in der 
Obſervanz, und characteriſiren ſich dadurch, daß ſie aus dem 
Lehen von jedem Beſitzer desſelben berichtiget werden müſſen, ſo— 
mit dieſem ſchon an ſich dinglich ankleben, ohne einer beſonderen 
Sicherſtellung zu bedürfen; ſie unterſcheiden ſich daher von den 
Conſensſchulden, indem fie nicht fo wie letztere die beſondere Ein— 
willigung ſämmtlicher Lehenintereſſenten zur Grundlage haben. 
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Die Lehenſchulden im ſtrengen Sinne des Wortes werden 
gewöhnlich in folgende drey Arten untergetheilet: 

a) In Lehenſchulden der natürlichen Billigkeit; fer— 
ner welche 

b) zum Beſten des Lehens, und 

o) zum Beſten der Lehenfolger gemacht worden ſind. 


344. 
A. Lehenſchulden der natürlichen Billigkeit. 


Die Lehenſchulden der natürlichen Billigkeit ſind 
folgende: N 

1) Der Unterhalt derjenigen Glieder der vafal- 
litiſchen Familie, die wegen Geiſtes- oder Körperge— 
brechen von der Lehenfolge ausgeſchloſſen werden mußten. 

Der Lehentext I. F. 6 ſpricht ſich dießfällig in den Wor— 
ten aus: „Mutus feudum retinere non potest, scilicet qui 
nullo modo loquitur, sed si feudum fuerit magnum, quo ei ob- 
lato se exhibere non valeat, tantum ei relinqui debet, unde 
se sustinere possit. — Diefe natürliche Pflicht ift mit Rückſicht 
auf den Lehentext II. F. 36 auch auf die anderen fubjectiv unfähi— 
gen Lehenfolger auszudehnen. 

Hiebey kömmt zu bemerken, daß dieſe Körper- und Gei— 
ſtesgebrechen zur Zeit vorhanden ſeyn müſſen, als ein derley Un— 
fähiger zur Succeſſion in ein beſtimmtes Lehen gelangen ſoll, 
oder fie müſſen ſich ſchon von Geburt aus herſchreiben, endlich im— 
merhin bleibende und unheilbare ſeyn. Würde das Gebrechen erſt 
während des Lehenbeſitzes eintreten, fo behält der Vaſall das Ler 
hen, nur iſt demſelben ein Lehenträger zu beſtellen; wäre fer— 
ner das eingetretene Gebrechen nur vorübergehend und heilbar, 
ſo könnte bis zu deſſen Hebung um einen Lehenurlaub angeſucht, 
oder für dieſe Zeit ein Lehenträger beſtellt, oder endlich die Lehen— 
pflicht durch einen Mandatar geleiſtet werden, wozu jedoch die Ge— 
nehmigung des Lehenherrn erwirket werden muß. 

Die Pflicht der natürlichen Billigkeit beſchränket ſich jedoch 
nur auf die bezeichneten Geiſtes- und Körpergebrechen, ſie tritt 
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dagegen dann nicht ein, wenn der Lehenfolger aus anderen 
Gründen, wie z. B. wegen Eintritt in den geiſtlichen Stand, 
wegen uneheliger Geburt u. ſ. w. zur Lehenfolge unfähig iſt. 

Das Geſetz wollte ferner dieſe Pflicht keineswegs unbeſchränkt 
gebiethen, ſondern es ſetzt voraus, daß die Früchte des Lehengus- 
tes zureichen, nicht um dieſe Billigkeitspflicht zu erfüllen, ſondern 
auch dem zum wirklichen Beſitze gelangenden Vaſallen es möglich 
zu machen, ſich mit ſeiner Familie ſelbſt ſtandesmäßig zu erhalten, 
und zwar in der Art, daß vor allem von ihm die Lehendienſte ge— 
leiſtet werden können. 

Das quantitative und qualitative Maß dieſer Pflicht hängt 
demnach von der Ertragsfähigkeit des Lehengutes und der Subſi— 
ſtenzmöglichkeit des Vaſallen ab, und muß, falls zwiſchen den 
Intereſſenten ein Vergleich hierüber nicht zu Stande käme, durch 
den Ausſpruch des Civilrichters beſtimmt werden. 

Unter der Vorausſetzung der Zulänglichkeit des Ertrages des 
Lehengutes erſtreckt ſich die in Frage ſtehende Pflicht nicht nur auf 
den Lebensunterhalt, ſondern auch auf die Erziehungskoſten, 
mit Rückſicht auf den Stand des Lehenunfähigen. 

2) Nach dem longobardiſchen Lehenrechte beſteht keine Pflicht 
der Lehenfolger, den Töchtern des Vorgängers im Beſitze des 
Lehens, den Unterhalt oder ein Heyrathsgut zu entrichten, 
dieſe Pflicht der Billigkeit iſt rein deutſchen Urſprungs, und wurde 
durch eine allgemeine Gewohnheit ſanctionirt, von welcher es 
jedoch in Bezug auf die öſtreichiſchen Lehen größtentheils wieder 
abgekommen iſt. 

Wo jedoch die beſtehende Obſervanz bewieſen werden kann, 
gilt das zu 1. Geſagte, wobey ſonach ebenfalls auf den Stand 
und Charakter des Vaters, auf die Anzahl feiner Kinder u. ſ. w. 
Rückſicht genommen werden muß. 

3) Ein gleiches Verhältniß hat es mit den Leichenko— 
ſten des verſtorbenen Vaſallen, über welche die Lehengeſetze nichts 
verordnen, die aber vermöge einer allgemeinen Lehengewohnheit 
von dem Lehenfolger zu beſtreiten find, da der Verſtorbene beer— 
digt werden muß, ſomit die natürliche Billigkeit jenen zunächſt 
hiezu verpflichtet, welchem hiedurch das Nachfolgerecht in das Lehen 
eröffnet wird. 
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Daß hiebey nur die nothwendigen Koften mit Rückſicht 
auf den Stand des Verſtorbenen und die Localverhältniſſe dem Le— 
henfolger aufgebürdet werden können, und im Falle eines Streites 
ebenfalls dem Civilrichter die Entſcheidung zuſteht, bedarf keiner 
weiteren Erwähnung. 

Diieſe Arten der Lehenſchuld aus dem Geſetze, und rückſichtlich 
aus der natürlichen Billigkeit kommen darin überein, daß ſie im— 
merhin nur ſubſidiariſche find, ſomit wenn der Lehenunfähige, 
oder der Verſtorbene ein zureichendes Allodialvermögen hat, aus 
welchem die Pflichten des Unterhaltes für ſeine Kinder, das Hey— 
rathsgut für ſeine Töchter, oder die Beerdigungskoſten beſtritten 
werden können, dem Lehenfolger dieſe Leiſtungen nicht zur Laſt 
gelegt werden können, demnach auch dieſelben den Begriff einer 
Lehenſchuld nicht rechtfertigen. 


345. 


B. Lehenſchulden zum Beſten des Lehengutes. 


Hat der Vaſall Schulden gemacht, Darleihen aufgenommen 
und dieſe dazu verwendet, um die Subſtanz des Lehengutes derge— 
ſtalt zu verbeſſern, daß hiedurch der gemeine Werth desſelben 
bleibend und reel erhöht worden iſt, ſo führet ſchon das allgemeine 
Rechtsprincip zur Erkenntniß der conſequenten Pflicht, dieſen Auf— 
wand dem Vaſallen zu vergüten, zumahl in dem entgegengeſetzten 
Falle der Lehenfolger oder der Lehenherr mit dem Schaden desſel— 
ben, und rückſichtlich ſeiner Allodialerben, ſich widerrechtlich berei— 
chern würden; dieſe Pflicht iſt eben deßwegen eine abſolute und 
nothwendige Lehenſchuld. 

In einem ſolchen Falle ſteht den Allodialerben nach dem römi— 
ſchen Rechte J. 3 C. §. 2 und 3 de in rem verso gegen jeden Le— 
henfolger das entſprechende Klagerecht zu, und der Lehentext II. 
F. 28 ult. beſtätiget dasſelbe in den Worten: „Si vasallus in 
feudo aliquod aedificium fecerit vel ipsum sua pecunia melio- 
raverit et contigerit postea ut vasallus sine filio masculo 
decedat: Dominus aut patiatur beneficium auflerri, aut solvat 
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pretium meliorationis. Idem dico si pretio servitutem adquirat, 
quidam alii dicunt ad dominum pertinere '). 

Daß die gemachten Schulden wirklich auf die Subſtanz des 
Lehens verwendet und hiedurch der gemeine Werth desſelben blei— 
bend erhöhet worden iſt, dann über den beſtimmten Betrag dieſer 
Wertherhöhung, muß derjenige, der dieſe Behauptungen für ſich 
geltend machen will, den gerichtsordnungsmäßigen Beweis liefern, 
wenn ſich nicht etwa hierüber von den Intereſſenten verglichen 
werden könnte. 


) Sieh g. 331 b. G. B. 


346. 
c) Lehenſchulden zum Beſten der Lehenfolger. 


Inſoferne der Vaſall Schulden macht, die zum Beſten der 
Lehenfolger gereichen, ſind alle jene Lehenfolger, auf welche 
der Vortheil dieſer Schulden-Contrahirung wirket, verpflichtet, 
dieſelben als Lehenſchulden anzuerkennen und deren Zahlung zu 
übernehmen. Hat daher z. B. Jemand ein Darleihen aufgenom— 
men, um ein Lehengut zu kaufen, oder um die Lehenpflicht leiſten 
und die Belehnung nehmen zu können, ſo iſt dieß ein zum Beſten 
aller von dem Entlehner directe abſtammenden Lehenfolger aufge— 
nommenes Darleihen; da wenn der Vorgänger mit dem aufgenom— 
menen Darlehen das Lehengut nicht gekauft hätte, die Lehenfolger 
niemahls ein Recht hierauf erlangt hätten; da ferner, wenn der 
Vaſall die Belehnung nicht hätte nehmen, die Lehenpflicht nicht 
hätte leiſten können, der Lehenherr das Lehen als ihm heimge— 
fallen eingezogen haben würde, ſomit in beyden Fällen den Lehen— 
folgern ein weſentlicher Vortheil aus dem Darleihen erwach— 
ſen iſt. 

Eben fo wenn z. B. ein Vaſall die Lehenfolge früher erwirbt, 
als ſie der natürlichen Ordnung gemäß an ihn deferirt worden wäre, 
und daher derſelbe diejenigen näheren Familienglieder, die zu ſei— 
nen Gunſten auf die Succeſſion Verzicht leiſteten, entſchädiget, 
hiezu aber ein Darleihen aufnimmt, ſo iſt dieſes Darleihen für alle 
Lehenfolger aus der zum Beſitze des Lehens gekommenen jüngeren 
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Linie eine wahre Lehenſchuld und muß daher von dieſer übernom— 
men werden; ſtirbt jedoch dieſe jüngere Linie aus, und es kommt 
ſonach eine andere Linie zur Succeſſion, ſo hört der Charakter 
der Lehenſchuld für die Nachfolger aus der letzteren Linie auf, weil 
dieſe aus dem Darleihen keinen Vortheil mehr haben, und ihr 
Nachfolgerecht mit Rückſicht auf die beſtehende Succeſſionsordnung 
nicht mehr aus der Verzichtleiſtungs-Entſchädigung, ſondern aus dem 
urſprünglichen Inveſtitursgeſetze ableiten. 

Derley Lehenſchulden können jedoch gegen den Lehenherrn 
keine Rechtskraft haben, er iſt daher zu deren Zahlung nicht ver— 
bunden, es wäre denn, er hätte ſich ausnahmsweiſe beſonders und 
ausdrücklich hiezu verpflichtet. Wenn ihm daher das Lehengut aus 
was immer für einem Grunde heimfällt, bevor die Schuld gänzlich 
getilgt iſt, ſo hat der Gläubiger nur ein Recht, gegen die Allodial— 
maſſa des letzten Lehenbeſitzers die gänzliche Bezahlung in An— 
ſpruch zu nehmen. 

Der Gläubiger einer derley Lehenſchuld iſt endlich berech— 
tiget ſeine Forderungen auf die Früchte des Gutes landtäflich 
oder grundbüchlich verſichern zu laſſen, zur Verſicherung auf die 
Subſtanz des Gutes bedarf er eines beſonderen Conſenſes des 
Lehenherrn und der Lehenfolger, dann des Poſteritäts-Curators; die 
dingliche Verſicherung ad fructus des Lehengutes wirket jedoch im— 
merhin gegen alle diejenigen Lehenfolger, denen die Lehenſchuld 
zum Vortheile gereichet. 


IV. Haupt ſtück. 
Von der Sicherſtellung des Lehenbandes. 
347. 


Die Sicherſtellung überhaupt iſt jene Handlung, durch 
welche einer Sache ſolche Merkmahle beygefügt, derſelben eine 
ſolche Bezeichnung gegeben wird, daß hieraus für Jedermann das 
einer beſtimmten Perſon auf die Sache ſelbſt zuſtehende Recht all— 
gemein und nothwendig erkennbar iſt. Dieſe außerliche und ſubjective 


174 


Sicherſtellung ift zugleich eine innere objective dann, wenn bie: 
durch die Realiſirbarkeit des Rechtes für alle Zukunft zweifellos 
geſtellt iſt. 

Das longobardiſche Lehenrecht, dem das Inſtitut der Land— 
tafel und Grundbücher noch unbekannt war, ſuchte durch die Feyer— 
lichkeit der Belehnung, durch die Beſitzeinführung des Vaſallen 
in das Lehengut und die Beſitzergreifung von Seite des Letzteren 
die Notorietät zu bewirken, daß Jedermann in der weiten Umge— 
gend erfahren und wiſſen ſollte, ein beſtimmtes Gut ſey wirklich 
ein Lehen; aus dieſer Urſache waren die hiebey üblichen Zeugen, 
die Verſammlung aller übrigen Vaſallen des Lehenherrn nothwen— 
dig. War dieſe feyerliche Handlung der Belehnung, die Übergabe 
und Übernahme des Lehengutes geſchloſſen, fo war das dingliche 
Recht der Lehen-Compaciscenten in der Art gegründet und geſi— 
chert, daß der Vaſall das volle Recht erhielt, ſich im Beſitze des 
Lehens ſelbſt mit Anwendung der Waffengewalt zu ſchützen, daß 
der Lehenherr zu einem gleichen Schutze berechtigt und verpflichtet 
war, daß endlich beyde den Beſitz ſich wieder erfechten konnten, 
wenn dieſer ihnen von wem immer geſtört, oder entriſſen worden 
war. 

Dieſe Sicherſtellung des Lehenbandes, deren Sanction in der 
phyſiſchen Gewalt gelegen war, konnte wohl nicht in allen Fällen 
zureichen, und dieſe Unzulänglichkeit führte bey der fortſchreiten— 
den Cultur des Rechtsinſtitutes und der Geſetzgebung zur Einfüh— 
rung des Landtafel- und Grundbuchs-Inſtitutes, deſſen Heiligkeit 
durch den unmittelbaren Schutz der Staatsgewalt garantirt wor— 
den iſt. 

Durch die Landtafelpatente vom 3. October 1754 für Ba 
ob der Enns und deffen Erläuterungen vom 7. Auguſt 1762, dann 
15. Jänner 1763, welche durch das Patent vom 10. Jänner 1791 
auch auf das Innviertel ausgedehnt wurden — durch jenes vom 
24. November 1758, für Oſtreich unter der Enns, durch die Ein— 
führung der Grundbücher, durch den tractatus de juribus incorpo- 
ralibus für die Grundherrſchaften in Oſtreich unter der Enns ), 
dann der Fürmerkbücher mit Patent vom 1. September 1765 für 
die Stadt Wien und die in dem Burgfrieden derſelben befindlichen 
Grundobrigkeiten, dann die l. f. Städte und Märkte, welches Ge— 
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feß mit Patent vom 24. July 1795 auf alle obrigkeitlichen Grund— 
bücher ausgedehnt worden iſt ?), endlich durch das Patent vom 24. 
July 1791 und 2. November 1792 für Oſtreich ob der Enns, — 
war zwar verordnet, daß jedes dingliche Recht in dieſe Eigenthums— 
und Hypotheken-Bücher eingetragen werden ſoll, daß nur durch 
dieſe Eintragung das an ſich dingliche Recht den poſitiv juriſtiſchen 
Charakter eines dinglichen Rechtes erhalte, allein mochte man bey 
den Lehen entweder noch immer die Belehnung für eine zureichen— 
de Sicherſtellung der Leheneigenſchaft des Gutes erkennen, die 
Lehentreue für ein zulängliches Schutzmittel halten, oder mochte das 
gegenſeitige Vertrauen der alten Zeit die Fahrläſſigkeit rechtferti— 
gen, ſo iſt doch ſo viel gewiß, daß ungeachtet obiger Geſetze bey 
den wenigſten Lehengütern das Lehenband dieſen öffentlichen Bü— 
chern einverleibt worden iſt. 

Dieſer Unſicherheit in der Sphäre des Leheninſtitutes machte 
erſt das Patent vom 12. April 1785 ein Ende; allein da auch 
durch letzteres nur für diejenigen Lehen, welche Tabulargüter zum 
Objecte hatten, eine kathegoriſche Norm gegeben war, ſo blieb es 
doch rückſichtlich der Geldlehen noch ganz bey dem alten Verhält— 
niſſe, und ſelbſt in Bezug auf die Reallehen war die Sicherſtel— 
lung einerſeits keineswegs noch vollkommen realiſirt, andererſeits nur 
mit Lauigkeit erwirket. 

Erſt dem Patente vom 26. May 1819, dann jenem vom 5. 
April 1824 war es vorbehalten, in dieſer Hinſicht eine vollkom— 
mene deutliche Cynoſur rückſichtlich der Reallehen feſtzuſtellen, da— 
gegen entwickelte ſich die Form der Sicherſtellung bey den Geld— 
lehen erſt ſpäter im Wege der Entſcheidungen der Behörden über 
einzelne ſich ergebene Fälle. 


) Codex Aust. Th. I. pag. 588. 
Sieh F. 321. 


348. 
Subjectives Recht zur Sicherſtellung. 


Die Erwerbung eines Rechtes enthält das abgeleitete Befug— 
niß in ſich, ſein erworbenes Recht in der Art ſicher zu ſtellen, daß 
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ſich während der Dauer desſelben Niemand ungeſtraft einen Ein: 
griff hierauf erlaube. 

Die Perſonen, welche in dem Lehenverhältniſſe Rechte er— 
werben, ſind verſchieden, jenachdem 

A) von ihnen ein Lehen wirklich nutzeigenthüm⸗ 
lich von der einen Seite überlaſſen und von der 
anderen erworben wird, mit welchem zugleich der 
Beſitz und Genuß verbunden iſt; oder 

B) fie nur ein Recht erhalten, künftig die rea- 
liſirte Lehenerwerbung, den Beſitz und Genuß des 
Lehenobjectes in Anſpruch zu nehmen. 

In beyden dieſen Fällen müſſen die Lehencompaciscenten auch 
berechtiget erkannt werden, ihre erworbenen gegenſeitigen Rechte 
und Pflichten gehörig ſicher zu ſtellen. | 


A. 
349. 


Die Perſonen, welche in dem Lehenverhältniſſe durch die 
wirkliche Abſchließung des Lehenvertrages unmittelbar Rechte er— 
werben und ſich gegenſeitig verpflichten, ſind ee 

1) der Lehenherr und 

2) der Vaſall. 


350. 


Rechte und Pflichten des gehenherrn. 


Dem Lehenherrn ſteht das Obereigenthum über das 
Lehengut zu, er iſt daher auch befugt, dieſes ſein Obereigen— 
thumsrecht nach der in dem Geſetze vorgeſchriebenen Form ſicher— 
zu ſtellen; iſt jedoch auch dieſes Obereigenthumsrecht getheilt, fo 
hat jeder Theilnehmer nur ein Recht zur Sicherſtellung in Bezug 
auf den ihm gebührenden Antheil ). 

Dieſe Theilung des Obereigenthumes tritt insbeſondere bey 
den in Oſtreich beſtehenden Privatlehen ein. Das n. ö. Regierungs— 
Circular vom 5. April 1824 Z. 1586 drückt ſich $. 1. in den 
Worten aus: „Da die in Oſtreich ob und unter der Enns be— 
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„findlichen Privatleben, landesfürſtliche Afterlehen find, fo be: 
»fißen die Privatlehenherrn bloß die Ausübung der llehenherrli— 
„chen Gerechtſame, das Obereigenthum gehört dem Landesfür— 
ten.“ 

Hieraus würde zwar gefolgert werden können, daß die Pri— 
vatlehenherren ſich nicht als Obereigenthümer in die öffentlichen 
Büche eintragen laſſen können, ſondern daß der oberſte Lehen— 
herr allein als Obereigenthümer aller Lehengüter verbüchert 
werden ſollte, und es den Privatlehenherren nur freyſtehe, dieſes 
landesfürſtliche Obereigenthum mit dem ihnen überlaſſenen Aus— 
übungsrechte im Wege der Supereinverleibung zu vinculiren; al— 
lein daß dieſer Sinn in den obigen Wortlaut nicht gelegt wer— 
den wollte, beweiſet der §. 6 desſelben Circulares, in den Wor— 
ten: „Weil der Stock und Stamm oder das Obereigenthum der Pri— 
„vatlehenherren dem Landesfürſten gehöret, ſo dürfen die Privat— 
„lehenherren nichts verfügen, wodurch dieſes a. h. Eigenthum be— 
„einträchtiget oder gar verkürzet würde. Es iſt ihnen daher ver— 
„bothen, ihre Activ-Lehen ohne vorher eingeholten oberlehen— 
„herrlichen Conſens zu allodialiſiren, oder zu belaſten, vielmehr 
„liegt denſelben ob, für die Erhaltung und Sicherſtellung des 
„ihnen zur weiteren Verleihung anvertrauten landesfürſtlichen Le— 
„heneigenthumes nach der durch Circulare vom 26. May 1819 
„kundgemachten a. h. Vorſchrift vom 25. Jänner nähmlichen Jah— 
„res Sorge zu tragen.“ 

Nach dieſer geſetzlichen Beſtimmung iſt den Privatlehenherren 
das Lehenobereigenthum von dem Landesfürſten mit dem weite— 
ren Verleihungsrechte und mit der Pflicht übertragen worden, 
ſolches nicht nur zu erhalten, ſondern auch ſicher zu ſtellen; ſie 
ſind ſonach verpflichtet, dieſe Sicherſtellung in ihrem eigenen 
Nahmen und auf ihre eigenen Koſten zu bewerkſtelligen, ſich 
ſomit um die Lehengüter als mittelbare Obereigenthü— 
mer in die öffentlichen Bücher eintragen zu laſſen. 

Durch dieſe dingliche Sicherſtellung iſt auch jene des Lan— 
desfürſten realiſirt, denn wenn auch der Afterlehenherr als Ober— 
eigenthümer in die öffentlichen Bücher eingetragen iſt, fo iſt 
die Beſchränkung ſeines Obereigenthumsrechtes und das Recht 
des Landesfürſten als oberſter Lehenherr auf die Subſtanz des 

II. a 12 
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Gutes ſchon durch das Geſetz verbürgt, welches ausnahmslos jedes 
lehenbare Privatobereigenthum als ein l. f. Afterlehen erkläret, 
und welcher kathegoriſche Imperativ zur Conſtituirung eines ding— 
lichen Rechtes keiner weiteren, bücherlichen Eintragung bedarf. 

Aus dieſem Rechte des Landesfürſten als oberſten Lehenherrn 
und conſequent auch jenem der Privatlehenherren geht das weitere 
Corollar hervor, daß: 

a) Der Lehenherr berechtiget iſt, in jedem Monathe ſich die 
Uber; zeugung zu verfchaffen, ob der Vaſall, mag er nun in Be— 
zug auf den Landesfürſten entweder ein unmittelbarer l. f. Vaſall, 
oder bloß ein l. f. Afterlehenherr ſeyn, die geſetzliche Sicherſtelluug 
des ihm anvertrauten Leheneigenthumes wirklich rea liſirt hat, zu 
dieſem Ende von letzterem die Mittheilung der dieſe Überzeugung 
liefernden Urkunden, die Tabular- und Grundbuchs-Extracte, Der 
poſitenſcheine u. ſ. w. in legaler Form abzufordern. 

b) Der oberſte Lehenherr iſt hiernach insbeſonders berechtigt, 
den Afterlehenherrn, oder der Lehenherr uberhaupt feinen Va— 
ſallen, welcher in Erfüllung dieſer ſeiner Pflicht ſäumig wäre, 
mittels Zwangsmittel dazu zu verhalten, ſomit ihn zur Erwirkung 
der Sicherſtellung und legalen Ausweiſung derſelben unter Andro— 
hung und ſohinniger Eintreibung von Pönfällen zu betreiben, die— 
ſe nöthigenfalls durch einen aufzuſtellenden Sequeſter nach vorher 
angeſtrengter Klage und erwirktem Urtheile im Executionswege be— 
werkſtelligen zu laſſen; endlich als letztes Mittel gegen den ſäu— 
migen Vaſallen fogar die Felonie geltend zu machen, infoferne 
in der Außerachtlaſſung der Geſetze und der Aufträge des Lehen— 
herrn eine ſträfliche Fahrläſſigkeit und ein contemtus domini di- 
recti gelegen wäre. 


351. 
Recht und Pflicht des Vaſallen. 


Der Vaſall, mag er nun ein unmittelbar landesfürſt— 
liches oder ein Privatlehen beſitzen, hat hierüber das Recht ei— 
nes Nutzungseigenthümers, ſomit zu Folge der $$. 363, 364, 
366, 425, 431 u. ſ. w. des bürg. Geſetzbuches auch das Befug— 
niß, dieſes ſein Nutzungseigenthum als ein dingliches Recht zu 
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ſichern, fih als Nutzungseigenthümer in den hiezu beſtimmten 
öffentlichen Büchern an die Gült oder an die Gewähr ſchreiben 
zu laſſen. 

Daß dieſes Recht dem Lehenherrn gegenüber zur Pflicht 
werde, daß ſich ſomit der Vaſall auf Verlangen des Lehenherrn 
unverzüglich an die Gült oder Gewähr ſchreiben laſſen muß, daß 
letzterer erſteren hiezu zu zwingen d. i. im gerichtsordnungsmä— 
ßigen Wege zu belangen berechtiget iſt, wurde bereits erwähnet '). 


) Sieh FF. 321 — 3233 dann 339. 


B. 
352. 
Recht der vaſallitiſchen Familie. 


Da in dem Lehenverhältniſſe das lehenbare Nutzungseigen— 
thum der geſammten vom erſten Lehen-Erwerber abſtammenden 
Familie in corpore zuſteht, ſo haben auch alle ſucceſſionsfähigen 
Glieder dieſer vaſallitiſchen Familie ein Recht, auf die Sicherſtel— 
lung des Lehenbandes zu dringen, damit ihr künftig mögliches Ein— 
treten in den phyſiſchen Beſitz und in die Fruchtnießung des Le— 
henobjectes nicht gefährdet werde. 

Dieſe berechtigten Familienglieder ſind zunächſt die leben— 
den Descendenten und Agnaten, bey den Weiberlehen 
auch die Cognaten, dann die Coinveſtirten. Iſt eines die— 


fer Individuen unter der Vormundſchaft oder Curatel, fo ver- 


ſteht es ſich von ſelbſt, daß ſein Recht durch den beſtellten Vor— 
mund oder Curator vertreten werden müſſe, zumahl letztere Or— 
gane die in dem Geſetze ($. 264 und 282 b. G. B.) insbeſon— 
ders ausgedrückte Pflicht auf ſich haben, die Sicherſtellung der 
Rechte ihrer Mündel und Curanden zu bewerkſtelligen, und für 
jede N achläſſigkeit perſönlich zu haften haben. 

Bey der Ahnlichkeit des Verhältniſſes des Lehens in letz— 
terer Beziehung mit den Fideicommiſſen würde es wohl auch in 
Bezug auf die Lehen vorſichtig und gegründet ſeyn, daß, obgleich 
bisher die Übung dagegen ſich ausſpricht, ein Curator des Le— 
hens und ein Poſteritäts-Curator beſtellet würde; dieſel— 
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ben in Vorſchlag zu bringen, würde nach der Analogie des §. 630 
b. G. B. den Lehenanwärtern vorzugsweiſe zuſtehen, da ihnen 
beſonders daran gelegen ſeyn muß, alle zur Sicherſtellung der Le— 
henſubſtanz und ihres Succeſſionsrechtes nöthigen Maßregeln zu 
treffen. 

Es wäre hiebey nicht nothwendig, wohl aber immerhin nütz— 
lich, wenn, wie bey den Fideicommiſſen, die Curatel des Lehens von 
jener der Poſterität getrennt behandelt würde. 

Dem Lehen-Curator würde die Pflicht obliegen, die Integri— 
tät des Lehenkörpers und die Erhaltung desſelben im guten unge— 
ſchmälerten Zuſtande zu überwachen, ihm daher obliegen, von Zeit 
zu Zeit durch Vornahme einer Lehenbereitung von dem Zuſtande 
des Lehenkörpers ſich die Überzeugung zu verſchaffen, jede Ver— 
änderung, welche mit dem Lehenkörper vorgenommen worden iſt, 
jede Melioration oder Deterioration genau zu erheben und anzu— 
zeigen, die geeigneten Vorſchläge zu machen, wie die Meliora— 
tionen zu vergüten und die Deteriorationen zu beſeitigen ſeyen, 
jede eigenmächtige ohne Einwilligung ſämmtlicher Lehenintereſſen— 
ten vorgenommene Veräußerung, Zerſtückung oder Belaſtung des 
Lehens anzuzeigen, die Reintegrirung oder Revindication einzu— 
leiten, die pflichtmäßige Depuration der Conſenſual-Schuld zu 
überwachen, kurz alle Vorkehrungen zu treffen, wodurch der Lehen— 
körper in ſeiner Subſtanz unverändert erhalten wird. 

Der Poſteritäts-Curator dagegen würde die Succeſ— 
ſionsrechte der noch nicht am Leben befindlichen jedoch möglichen 
vaſallitiſchen Nachkommenſchaft zu überwachen und zu vertreten, 
ſomit dafür zu ſorgen haben, daß von dem Lehenbeſitzer oder den 
lebenden Anwärtern, den Mitbelehnten oder dem Lehenherrn nichts 
unternommen werde, wodurch das ex pacto et providentia ma- 
jorum begründete Recht der möglichen und ſucceſſionsfähigen Nach— 
kommenſchaft der vaſallitiſchen Familie vereitelt oder geſchmälert 
werden könnte. 

Durch die Beſtellung dieſer Wächter des Lehens, würde je— 
doch jedes einzelne ſchon am Leben befindliche lehenſucceſſionsfähige 
Familienglied nicht im geringſten in feinem eigenen Rechte beir— 
ret werden, die ihm zukommenden Rechte ſelbſtſtändig zu überwa— 
chen und geltend zu machen. 
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353. 
Objective Sicherſtellung. 


Die objective Sicherſtellung hat die Mittel und Wege, dann 
die rechtliche Form zum Gegenſtande, durch welche es den Le— 
henintereſſenten rechtlich möglich wird, das ihnen auf ein be— 
ſtimmtes Lehenobject zuſtehende Recht für alle künftige Zeiten 
und gegen Jedermann zu verwahren und erkennbar zu machen. 

Die Mittel hiezu ſind 

I. indirecte und 

II. directe, 
je nachdem ſie die formelle und rechtliche Sicherſtellung nur vor— 
bereiten und hiezu beytragen oder ſolche wirklich realiſiren. 


J. 


Indirecte objective Sicherſtellungsmittel. 
354. 


Die indirecten objectiven Sicherſtellungsmittel ſtel— 
len ſich in Folgendem dar: i 

a) In den von Zeit zu Zeit vorzunehmenden Lehen-Be⸗ 
ſchreibungen, Bereitungen und Liquidationen. 

b) In der Bedingung, daß die Belehnung der Gült— 
und Gewähranſchreibung vorangehen müſſe. 

c) In der Aufforderung zur Anzeige verſchwiegener 
Lehen und den hierauf geſetzten Belohnungen und Strafen. 

d) In der Errichtung und Führung eines genauen Lehen— 
Kataſters. 

e) In der Abſonderung der Lehen vom Allo de und 
deren individuellen Verbuchung. Endlich 

1) in einer beſonderen Vorſorge in Oneri rungs- 
Schätzungs- und Feilbiethungs-Fällen. 


355. 
a) Lehenbereitung, Leheuliquidirung. 


Inm Laufe der Zeit, während welcher das Leheninſtitut in 
Oſtreich befteht, haben ſich nicht nur in der Cultur des Grund: 
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eigenthumes, ſondern auch in der Nomenclatur und Benennung 
der Lehenpertinenzſtücke weſentliche Veränderungen ergeben, dem— 
ungeachtet blieben die Lehenbriefe und Urkunden immer unver— 
ändert, dergeſtalt, daß in den Lehenbriefen und Specificationen 
die Objecte mit denſelben Worten bezeichnet werden, deren man 
ſich vor Jahrhunderten bediente. Hiezu kömmt noch, daß in den 
betreffenden Urkunden die einzelnen Objecte nur äußerſt ſelten nach 
ihrer örtlichen Lage, nach ihren Anrainern, dann Grundbuchsda— 
ten, nach ihrem Umfange und Arealmaße bezeichnet ſind, wenn ſelbſt 
auf die Verſchiedenheit des Maßes der alten Zeit von jener der 
Gegenwart gar keine Rückſicht genommen werden wollte. 

Alle dieſe Verhältniſſe wirken auf die Unſicherheit und Ge— 
fährdung der Rechte der Lehenintereſſenten um ſo mehr dann ein, 
wenn der unter einer und derſelben Landtafel oder Grundbuchs— 
Rubrik inneliegende Gutscomplex nur zum Theil lehenbar iſt, 
zumahl es immerhin in dem Intereſſe des Beſitzers gelegen ſeyn wird, 
ſoviel als möglich als Allod zu behaupten. 

Die bücherliche Einverleibung derley Lehenurkunden gewäh— 
ret weder dem Lehenherrn noch den Anwärtern eine genügende Si— 
cherheit, da die rechtliche Vermuthung für die Allodialeigenſchaft 
eines Gutes ſtreitet, ſomit jeder wie immer geartete Lehenanſpruch 
ſtreng gerichtsordnungsmäßig bewieſen werden muß, welcher Be— 
weis durch die alten Lehenurkunden größtentheils weder in Bezug 
auf die Idendität des Objectes noch rückſichtlich des Umfanges und 
des quantitativen dann qualitativen Verhältniſſes geliefert werden 
kann. 

Bey dieſem Verhältniſſe dringet ſich wohl von ſelbſt auf, daß 
die Lehenbeſchreibungen, Bereitungen und Liqui— 
dationen ein abſolut nothwendiges Sicherſtellungs-Mittel ſind, 
indem nur hiedurch der objective Beweis über die Qualität und 
Quantität des Rechtsanſpruches geliefert werden kann, welcher be— 
ſonders in jenem Falle, wo das ſtreitige Lehenpertinenzſtück ent— 
weder ganz oder theilweiſe nicht mehr aufgefunden werden kann, 
die einzige Grundlage darbiethet, auf welche geſtützt eine verhält- 
nißmäßige Subſtituirung, Surrogirung oder Entſchädigung gel— 
tend gemacht werden kann. 
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Dieſe Wichtigkeit erkennend verordnete das n. ö. Regierungs— 
Circulare vom 8. Auguſt 1832 $. 11 daß: „— jeder Vaſall drey 
„Monathe nach erhaltener Belehnung, es möge ſolche eine erſte 
„Belehnung oder eine Belehnungserneuerung ſeyn, eine genau de— 
„taillirte Beſchreibung des ihm verliehenen Lehens, und zwar mit 
„genauer Anführung der Lage, Ausmaß oder Flächeninhaltes, der 
„Anrainer- und der Steuer-Regulirungs-Cataſtral-Nummern ei— 
„nes jeden einzelnen Lehenſtückes bey der landesfürſtlichen Lehen— 
„ſtube unfehlbar zu überreichen haben.“ 

Aus dieſem Grunde werden endlich von der l. f. Lehenſtube 
bey ſich ergebenden Gelegenheiten Lehenbereitungen und Liquidirun— 
gen angeordnet ). 


) Siehe $. 433. 
356. 


b. Belehnung vor der Gült⸗ oder Gewähr⸗ 
Anſchreibung. 


8 Wenn auch nicht verkannt werden kann, daß die Bedingung 
der Präcedenz der Belehnung vor der Gült- oder 
Gewähranſchreibung ein weſentliches. Sicherſtellungsmittel 
der Rechte des Lehenherrn, ſo wie der vaſallitiſchen Familie wäre, 
wenn auch wirklich und in der Regel der körperlichen oder bücherli— 
chen Übergabe des Lehengutes die Belehnung vorauszugehen pflegt, 
ſo läßt es ſich doch nicht behaupten, daß jedes Mahl ſchlechterdings 
dieſe Folgeordnung beobachtet werden müſſe. 

Zur Beſitznahme iſt derjenige berechtigt, welcher hiezu einen 
rechtmäßigen Titel aufzuweiſen im Stande ift ($. 320 b. G. B.) .. 
Nun beſtehen die Titel zur abgeleiteten Erwerbung eines Lehens 
entweder in dem Geſetze (über die Lehenſucceſſion oder Erſitzung), 
oder in einer durch das Übereinkommen aller Intereſſenten zu 
Stande gebrachten Privatdispoſition, z. B. einer letztwilligen An— 
ordnung oder einem Kauf Tauſch- und Schenkungsvertrag u. ſ. w. 
Dagegen gehört die Belehnung nicht unter die Zahl der Lehener— 
werbtitel, noch weniger bildet ſie den alleinigen Titel, ſie beſteht 
vielmehr in der Übergabe des lehenbaren Nutzungseigenthumes, und 
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ift folglich kein Titel, ſondern nur die rechtliche Erwerbungsart zu 
nennen. 

Daß dieſe Erwerbungsart in der Gegenwart, hinſichtlich der 
meiſten Lehen, nähmlich der in einer unbeweglichen Sache be— 
ſtehenden nicht mehr genüge, ſondern hiezu die Eintragung in die 
öffentlichen Bücher erforderlich ſey, iſt eine nothwendige rechtliche 
Folge der beſtehenden Geſetze über die Erwerbung des Beſitzes und 
anderer dinglicher Rechte auf unbewegliche Sachen. Dagegen er— 
heiſchen aber auch eben dieſe Geſetze nirgends, daß der Beſitzan— 
ſchreibung bey einem Lehengute jene nicht mehr hinreichende ſym— 
boliſche oder körperliche Übergabe des Lehens durch die Inveſtitur 
vorausgegangen ſey, ſie begnügen ſich vielmehr mit einem der an— 
geführten Titel zum Lehenbeſitze, wenn derſelbe nur in einer mit 
den Erforderniſſen zur Intabulation oder Pränotation verſehenen 
Urkunde enthalten iſt. 

Eine ſolche Urkunde iſt nun im Falle der Lehenſucceſſion durch 
das Geſetz, dem natürlichen Gange der Verhandlung gemäß, der 
über die vorgenommene Belehnungserneuerung ausgefertigte neue 
Lehenbrief, in ſo ferne über die Lehen keine Abhandlung gepflogen 
wird, folglich hier nicht eine gerichtliche Einantwortungs-Urkunde 
an die Stelle des Lehenbriefes tritt, und in ſo ferne das erſte Er— 
kenntniß über den Umſtand: ob und wem aus mehreren zur Lehen— 
folge berufenen Anwärtern der eröffnete Eintritt in das Lehen 
zuſtehe, nach den Geſetzen dem Lehenherrn gebühret; und nur im 
Falle eines Streites ſolches an die Gerichtsbehörden überginge. — 
Nun iſt aber der ordentliche und gewöhnliche Weg, die Beurthei— 
lung der Lehenſucceſſionsordnung und des Lehenſucceſſionsrechtes 
zur Cognition des Lehenherrn zu bringen, das durch die Geſetze 
ohnehin zur Pflicht gemachte Anſuchen um die Belehnungserneue— 
rung, und die Urkunde, durch welche ſich der Lehenherr über 
dieſe Frage ausſpricht, iſt nebſt dem bewilligenden Belehnungsbe— 
ſcheide der ausgefertigte Lehenbrief; — daher kommt es nun, 
daß im Falle der Lehenſucceſſion aus dem Geſetze nicht leicht Je— 
mand vor ertheilter Belehnung an den Tabularbeſitz des Lehengu— 
tes gebracht werden kann und wird. 

Anders verhält ſich die Sache, wenn das Lehen durch eine 
Privatdispoſition an eine andere Perſon übergeht. Wird in einem 
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ſolchen Falle zur allfeitigen Gültigkeit des Geſchäftes der lehen— 
herrliche Conſens und jener der übrigen Lehenintereſſenten gefordert 
und angeſucht, ſo erlangt der Lehenherr immer auch zugleich die 
Kenntniß von jener Perſon, an welche nunmehr das Lehen über: 
tragen werden ſoll, und es iſt ſomit die Gelegenheit dargebothen, 
deren Lehenfähigkeit zu prüfen. Wird nun nach Erwägung aller 
zu berückſichtigenden Verhältniſſe der Alienationsconſens ertheilt, 
ſo hat der Erwerber des Lehens in der lehenherrlich beſtätigten, von 
allen Lehenintereſſenten genehmigten, Vertragsurkunde ſeines 
Compaciscenten allerdings ein Document, welches ihm als ein 
rechtlicher Titel zur Beſitznahme des Lehens vollkommen dienlich 
iſt, wenn gleich die Belehnung ſelbſt noch nicht Statt gefunden 
haben ſollte. 

Dieſe bisher entwickelte Anſicht iſt auch in dem Geſetze ge— 
gründet; in welcher Beziehung das Hofdecret vom 12. November 
1814 J. G. S. Nr. 1110 ſich in den Worten ausſpricht: „Die 
„Beſitzanſchreibung eines ganzen l. f. lehenbaren Gutes oder l. f. 
„Afterlehens in die Landtafel iſt nicht eher, als nach vorläufiger 
„Beybringung des l. f. Lehen-Alienationsconſenſes oder Ausweiſung 
„der früheren Veräußerungsbewilligung vorzunehmen. Bey Um— 
„ſchreibung ſolcher Allodial- oder Fideicommiß-Realitäten aber, mit 
„welchen nur einzelne l. f. Lehenſtücke vermengt ſind, kann zwar 
„die Umſchreibung der Hauptrealität nicht verweigert werden, je⸗ 
„doch ſind die Partheyen anzuweiſen, daß dieſelben in Rückſicht 
„der mitbegriffenen landesherrlichen lehenbaren Stücke den landes— 
„herrlichen Lehen-Alienationsconſens vorläufig beyzubringen haben. 
„Zugleich hat das Landrecht jede dießfällige Beſitzveränderung und 
„die dießfalls ertheilte Weiſung der Landesregierung zu eröffnen, 
„damit die l. f. Lehenſtube über die lehenherrlichen Gerechtſame 
„ſelbſt ferner zu wachen wiſſen möge.“ 

Eben ſo wurde mit dem n. ö. Regierungs-Decrete vom 28. 
July 1831, Zahl 40248, folgende Belehrung ertheilt: „Die h. 
„Hofkanzley hat unterm 16. d. M. Folgendes anher zu erlaſſen 
„geruhet: Zufolge des einverſtändlich mit der k. k. oberſten Juſtiz— 
„ſtelle und mit der k. k. Hofcommiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen ges 

„faßten Beſchluſſes, hat es in Abſicht auf die zur Sprache gekom— 
„mene Frage: ob und in wie ferne die Beſitzanſchrei— 
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„bung bey Lehen vor erfolgter Belehnung Statt 
„zu finden habe? — bey den zur Sicherung der lehenherrli— 
„chen Gerechtſame zureichenden Beſtimmungen der Hofdecrete vom 
„20. October 1814 und 2. Hornung 1819 zu verbleiben.“ 

„Nach dieſem Hofdecrete vom 12. November 1814, Zahl 
„1110, Seite 195, und vom 26. April 1819, Zahl 1555, Seite 
„83, kann die erfolgte Belehnung und die Ausfertigung des Lehen— 
„briefes nicht allgemein und unbedingt als die Bedingung jeder 
„Beſitzanſchreibung bey Lehen angeſehen werden, ſondern die Beur— 
„theilung ſteht dießfällig lediglich den Gerichtsbehörden zu.“ 

In demſelben Sinne verordnet das n. ö. Regierungs-Circu— 
lare vom 22. Februar 1833: „Seine Majeſtät haben zu Folge h. 
„Ho fkanzley-Decretes vom 1. Februar d. J., Zahl 1620 mit a. h. 
„Entſchließung vom 6. December 1832 die von der Hofcommiſſion 
„in Juſtiz-Geſetzſachen im Einverſtändniſſe mit der k. k. oberſten 
„Juſtizſtelle und der k. k. vereinten Hofkanzley in Abſicht auf die 
„Einverleibung und Vormerkung auf theils freyeigene, theils le— 
„henbare Güter in Oſtreich ob und unter der Enns, mit Ausnahme 
„von Solzburg, allerunterthänigſt in Antrag gebrachte Verord— 
„nung als nähere Beſtimmung zu der in Folge h. Hofkanzley— 
„Decretes vom 2. Februar 1819 mit dem Regierungs-Circulare 
„vom 26. May 1819 bekannt gemachten a. h. Entſchließung vom. 
„25. Jänner 1819 allergnädigſt zu genehmigen geruhet, welche 
„im Einverſtändniſſe mit den Gerichtsbehörden zur Ausführung zu 
„bringen iſt, und nachfolgend lautet: Bey Gütern, die zum Theil 
„freyes Eigenthum des Beſitzers ſind, zum Theil aus landesfürſtlichen 
„Lehen derjenigen Gattung, wobey keine Lehengnade Statt fin— 
„det, oder aus Privatlehen beſtehen, kann bis auf weitere Ver— 
„ordnung eine Einverleibung oder Vormerkung auf den freyeige— 
„nen Antheil allein auch ohne vorläufige Abſonderung von dem Le— 
„hen bewilliget werden. Sie ift jedoch ſowohl bey der Beſitzanſchrei— 
„bung, als bey der Eintragung der Laſten durch den Beyſatz; 
„mit Ausnahme der Lehen, auf das freye Eigenthum 
„ausdrücklich zu beſchränken. Die Beyſtimmung der landesfürſtli— 
„chen Lehenſtube oder bey Privatlehen des Lehenherrn iſt zu ſol— 
„chen Einverleibungen oder Vormerkungen nicht erforderlich.“ 
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„Mit dem oben erwähnten Vorbehalte kann bey l. f. Lehen, 
„deren Beſitzern die Lehengnade zu Statten kömmt, die Beſitzan— 
„ſchreibung des Käufers auch vor der Beybringung des in dem Re— 
„gierungs⸗Circulare vom 26. May 1819 litt. o. Nr. 1 erwähnten 

„Beſcheides der Lehenſtube Statt finden.“ 

„Im Übrigen hat es bey den Anordnungen des mit eben be— 
„fagtem Circulare bekannt gemachten h. Hofkanzley-Decretes vom 
„2. Februar 1819 ſein Bewenden.“ 

Dieſen geſetzlichen Beſtimmungen zu Folge hängt die Beant— 
wortung der Frage: ob die Belehnung der Beſitzanſchreibung vor— 
angehen müſſe, von dem Unterſchiede ab, ob das betreffende Gut 7 
ganz oder nur theilweiſe lehenbar iſt, ob dem Beſitzer die l. f. Le— 
hengnade zu Statten komme oder nicht, ob endlich die Übertra- 
gung des Eigenthumes im Wege des Succeſſionsrechtes oder einer 
Privat-Vertragshandlung vor ſich geht. 

Iſt das betreffende Gut feinem ganzen incataſtrirten 
Umfange nach lehenbar, und hat der Beſitzer und Erwerber 
ein Recht, die l. f. Lehengnade in Anſpruch zu nehmen, ſo iſt 
in der Regel die Beſitzanſchreibung keineswegs an die Vorbedin— 
gung der Belehnung gebunden, ſondern der erſteren kann Statt 
gegeben werden, ſobald der Erwerber, falls er in Folge ſeines 
Succeſſionsrechtes in das Lehen eintritt, den Beſcheid der Lehen— 
ſtube über die angeſuchte und bewilligte Belehnung beybringt, wenn 

letztere auch wirklich noch nicht Platz gegriffen hätte. Iſt dagegen 

in dem gegebenen Falle der Rechtstitel in einer Privatdispoſi— 
tion gelegen, ſo kann die Beſitzanſchreibung ſogleich bewilliget 
werden, vorausgeſetzt, daß die hierüber errichtete Urkunde aller 
geſetzlichen Forderungen in Bezug auf die Einverleibungsfähigkeit 
in die öffentlichen Bücher entſpricht. 

Steht dem Beſitzer des ganz lehenbaren Gutes die Lehen— 
gnade nicht zu Gebothe, ſo muß im Falle der Übertragung des 
lehenbaren Nutzungseigenthumes im Wege des geſetzlichen Suc— 
ceſſionsrechtes die erfolgte Belehnung ausgewieſen werden, bevor 
die Beſitzanſchreibung bewilliget werden kann; iſt dagegen der 
Rechtstitel in einem Vertrage gelegen, ſo muß zu dieſem Behufe 
nicht nur der Conſens des Lehenherrn, ſondern auch die Ein— 
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willigung aller Anwärter, dann des Poſteritäts-Curators, bey: 
gebracht werden. 

ft jedoch das Gut, welches den Gegenſtand der Eigenthums— 
übertragung bildet, nur theilweiſe lehenbar, fo kann zwar 
der Erwerber um den allodialen Theil ſogleich an den Beſitz geſchrie— 
ben werden, jedoch nur mit dem ausdrücklichen Beyſatze: mit 
Ausnahme der Lehen. 

Hat der Eigenthumserwerber mit dem allodialen Theile zu— 
gleich auch den lehenbaren an ſich gebracht, ſo wird es hiernach 
ſeine Sache ſeyn, die Bedingungen zu erfüllen, unter deren 
Vorausſetzung dieſer Beyſatz behoben, und er auch um den Lehen— 
antheil an die Gült oder an die Gewähr geſchrieben werden kann, 
er wird daher den gerichtsordnungsmäßigen Beweis zu liefern ha— 
ben, daß der Lehenantheil ein Lehen mit der Gnade, ihm im 
Wege des geſetzlichen Succeſſionsrechtes angefallen ſey, er die Be— 
lehnung bereits angeſucht und die Bewilligung erhalten habe, oder 
daß er um dieſen Theil bereits belehnt ſey, oder endlich, daß 
er den privatrechtlichen Erwerbungsvertrag auf die Grundlage 
des vorzulegenden Conſenſes des Lehenherrn, dann der Einwilli— 
gung der Anwärter und des für die vaſallitiſche Nachkommenſchaft 
aufgeſtellten Poſteritäts-Curators rechtsgültig abgeſchloſſen 
habe. 

In dem Falle dagegen, in welchem bey der theilweiſen Lehen- 
eigenſchaft einer Realität, der allodiale und der lehenbare Theil 
von verſchiedenen Perſonen eigenthümlich erworben wird, iſt 
jeder dieſer beyden Eigenthumserwerber, ſo wie auch der Lehen— 
herr berechtigt, darauf zu dringen, daß dieſe verſchiedenartigen, 
bisher in einer und derſelben Grundbuchs- oder Gülteinlage begrif— 
fenen Theile von einander bücherlich getrennt, und zu dieſem Be— 
hufe nach vorhergegangener Liquidirung und Excindirung die ſelbſt— 
ſtändige Rubrikeröffnung für jeden der beyden Theile erwirket 
werde, wornach jeder der beyden Eigenthumserwerber ſich nach 
obigen Grundſätzen um ſeinen Theil an die Gewähr oder Gült 
zu ſchreiben laſſen hat. 
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357. 
Bey Beutellehen. 


Von den bisher aufgeſtellten Grundſätzen machen die Beu— 
tellehen eine Ausnahme, da ſie nach dem Geſetze als ge— 
wöhnliche Bauerngüter zu behandeln ſind, bey welchen es genügt, 
daß der neue Erwerber ſich mit feinem Rechtstitel, d. i. dem Kauf—, 
Tauſch⸗ und Schenkungsvertrage, der gerichtlichen Einantwor— 
tung u. ſ. w., dann der Aufſandung oder mit der Legitimation 
zur Beſitzanſchreibung ausweiſe, um ſogleich in das Grundbuch als 
Eigenthümer vorgeſchrieben werden zu können, wornach ihm erſt 
der Lehenbrief ausgeſtellt wird, der in der Regel zugleich die Stelle 
des Gewährbriefes vertritt. 

Bey den Beutellehen iſt die oben geſtellte Frage wegen der 
Präcedenz der Belehnung vor der Gewähranſchreibung um ſo we— 
niger practiſch, als bey denſelben eine formelle Belehnung ohnedieß 
niemahls oder nur ausnahmsweiſe Platz greift, ſomit hier das Ge— 
ſetz jene Folgerung fupplirt, die bey den übrigen Lehen aus der 
Belehnung hervorgeht. 
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c. Aufforderung zur Anzeige verſchwiegener Lehen. 
Warnung. Amneſtie. 


Die in den Lehengeſetzen für die Unterlaſſung der Belehnungs— 
anſuchung verhängten Strafen und Rechtsfolgen müſſen insbeſon— 
ders in jenem Falle für unzureichend erkannt werden, wenn mit 
dem letzten verſtorbenen Beſitzer die vaſallitiſche Familie erloſchen 
iſt, und deſſen Erben ſich des heimfälligen Lehenkörpers bemächti— 
gen; zudem hat auch das Säculariſations- und Länder-Purifica— 
tionsſyſtem ſolche Verhältniſſe herbeygeführt, die der Lehenverwal— 
tung es unmöglich machten, die lehenherrlichen Rechte vor jeder 
Gefahr des Verluſtes auf directem Wege zu verwahren, wenn man 
auch abſehen wollte, daß ſchon durch die Ertheilung der l. f. Lehen— 
gnaden, durch die Mängel der älteren Lehenverwaltung und ihrer 
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Lehen-Vormerkbücher, durch die in der früheren Zeit unterlaſſene 
dingliche Sicherſtellung des Lehenbandes, der Verkürzung dieſer 
Rechte der kräftigſte Vorſchub gegeben war. i 

Um nun dieſen ungünſtigen Verhältniſſen entgegen zu wirken, 
wurde zur Sicherſtellung der lehenherrlichen Rechte gegen ähnliche 
Gefahren 

a) eine Amneſtie und der Vorruf zur Anzeige 
verſchwiegener Lehen, ferner 

b) Belohnungen für die Anzeigen als taugliche 
Mittel gewählt. 

So wurde 

zu a) in dem Patente vom 31. Auguſt 1769 verordnet: 
„Entbiethen N. allen und jeden Unſeren Lehenleuten, geiſtlichen 
„und weltlichen, welche in Unſerem Erzherzogthume Oſtreich unter 
„und ob der Enns von Uns, als regierenden Erblandesfürſtinn und 
„Frau, Lehen zu empfangen haben, Unſere Gnade, und geben 
„auch gnädigſt zu vernehmen, was geſtalten Uns allerunterthänigſt 
„angezeigt worden, daß einige lehenbare corpora theils ver— 
„ſchwiegen, theils außer Gang ſeyn ſollen.“ 

„Wenn Wir dann erſagt verſchwiegene und außer Gang ſeyn 
„ſollende Lehen anwiederum gänzlich herbeygebracht wiſſen wollen, 
„als befehlen Wir auch durch gegenwärtiges Edict hiemit gnädigſt 
„an, daß ihr oder diejenigen, welche einige von Unſerem allerdurch— 
„lauchtigſten Erzhauſe von Oſtreich zu Lehen rührende corpora 
„beſitzen, über ſolche hingegen keine Belehnungen empfangen 
„hätten, ſelbe binnen einer Jahresfriſt bey Unſerer n. 6. Regie— 
„rung und der dahin gehörigen Lehenſtube alſogewiß anzeigen, 
„und darüber aus allerhöchſter Gnade mit Nachſicht aller der zeit— 
„herigen Verſchweigung und vieljährig unterlaſſene Lehenrequiri— 
„rung halber verwirkter Strafen, und weiters ohne neuen Lehen— 
„tax die Inveſtitur und Lehenbriefe erhalten ſollen, als im widrigen 
„wider die, ſo ſich binnen dieſer Zeit nicht melden würden, dahin— 
„gegen durch die vornehmende Unterſuchung einige verſchwiegene 
„Lehen-Corpora zu beſitzen über kurz oder lang entdeckt werden 
„ſollen, mit Einziehung ſothaner Lehenſtücke und beſchaffenen Um— 
„ſtänden nach mit noch ſchärferer Strafe unnachſichtlich vorgegan— 
„gen werden würde ).“ 
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Eine weitere Warnung, zum Nachtheile des Lehenherrn 
und der Anwärter der Lehen nichts zu veräußern, zu entziehen, 
merklich zu verändern oder zu verderben, wurde mit dem n. ö. Re— 
gierungs-Circulare vom 29. May 1788 9 ertheilt. 

Die Aufforderung zur Anzeige der verſchwiegenen Lehen wird 
beynahe in jedem Lehen-Vorrufs-Edicte wiederholt, insbeſonders 
aber erging mit dem n. ö. Regierungs-Circulare vom 4. Jänner 
1811 folgende: „Da es weſentlich erforderlich iſt, die gegenwär— 
„tigen Lehenbeſitzer und derſelben Lehenfolger, dann die Qualität 
„und Quantität aller und jeder Lehen-Entien oder Lehenſtücke in 
„Evidenz zu halten, fo wird allen und jeden l. f. Vaſallen und 
„Leheninhabern, weſſen Standes ſie ſeyn mögen, im Lande ob 
„und unter der Enns andurch aufgetragen und zur ſtrengſten Pflicht 
„gemacht, binnen ſechs Wochen an die n. ö. Landesſtelle als Lehen— 
„hof im Lande ob und unter der Enns 

„a) den neueſten Lehenbrief in Abſchrift, 

„b) Tauf⸗ und Zunahme des gegenwärtigen Beſitzers, ſammt 
„Tauf⸗ und Zunahme der ſämtlich gegenwärtig lebenden Lehen— 
„rolger; 

„e) die betreffenden Lehenbekenntniſſe in beglaubigter Form 
„vorzulegen. Zugleich wird den ſämmtlichen Vaſallen die Pflicht 
„erneuert: 

„d) Alle und jede in Hinſicht der Vaſallen, der Lehenfolger 
„und der Lehen-Entien und Lehentheile vorgehende Veränderung 
„von Fall zu Fall der Lehenſtube, ohne mindeſten Verzug oder 
„Umtrieb anzuzeigen, und bey jedem Geſuche um Belehnung, die 
„sub a, b und e vorgefchriebenen: Behelfe i in gehöriger Sn in 
„Hinkunft beyzulegen. 

„e) Die Vaſallen der von Stiftern und Klöſtern im Lande 
„Oſtreich ob und unter der Enns herrührenden Lehen werden zu— 
„gleich angewieſen, alles dieß pünctlich zu befolgen, wie die Be— 
„ſitzer der l. f. Lehen, und binnen der oben vorgeſchriebenen Friſt 
„die vorgeſchriebenen Behelfe ihrem betreffenden Lehenhofe un— 
„nachſichtlich vorzulegen; dieſe Lehenhöfe haben dann dieſe Ver— 
„zeichniſſe an das Kreisamt zu ſenden, die Kreisämter haben über 
„dieſe Vaſallen und Lehen-Entien ihres Bezirks eine General-Ta— 
„belle zu verfaſſen, und ſolche Tabelle binnen zwey Monathen 
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„anher vorzulegen. Die Vaſallen werden alles dieß gehörig zu be- 
„folgen und ſich vor Strafe und Schaden zu büthen wiſſen. Die 
„Kreisämter werden es ſich zur beſonderen Pflicht halten, die gegen— 
„wärtige Anordnung in genaue Vollziehung zu ſetzen.“ 

Dieſe Circular-Verordnung berückſichtigte vorzüglich die in 
Folge des Länder-Purificationsſyſtemes an Oſtreich gefallenen Le— 
hen auswärtiger Lehenherrn. 

Zu b). In Bezug auf die Belohnung der Anzeige ver— 
ſchwiegener Lehen, dürfte die für Steyermark kundgemachte a. h. 
Entſchließung vom 12. July, Hofkanzley-Decret vom 17. July 
1818 auch in Oſtreich gelten, welcher zu Folge allen denjenigen, 
die ein von dem Vaſallen verſchwiegenes Lehen oder einen Antheil 
eines ſolchen Lehens der Behörde anzeigen, eine den Verhält— 
niſſen angemeſſene Belohnung verheißen wird. 


) So wurde ſchon in dem Reſcripte Kaiſer Ferdinand's I. vom 
25. Juny 1560 dem Lehenmann, der ſein Lehen ſelbſt zuerſt an— 
zeigt, die Verleihung desſelben nach Art ſeines Lehenbriefes zu— 
geſichert. — Dann im Patent Kaiſer Leopold's I. vom 4. Novem- 
ber 1658 (Cod. Aust. p. I. p. 769) heißt es: „Daß der halbe 
„Theil der aperten Lehen, wenn dieſe nicht ſchon anderwärts ver— 
„geben, dem erſten Anzeiger vom Herren- oder Ritterſtande gegen 
„Bezahlung des anderen halben Theiles nach billigem Werth ver— 
„liehen werden ſolle.“ 

2) Siehe $. 297. 


359. 
d. Lehen⸗Cataſter. 


Ein Lehen⸗Cataſter, d. i. ein Vormerkbuch, in welchem 
alle zu einem und demſelben Lehenhofe gehörigen Lehenſtücke ge— 
nau verzeichnet ſind, iſt wohl ein weſentliches Erforderniß zur Si— 
cherſtellung der lehenherrlichen Rechte, insbeſonders, wenn der— 
ſelbe mit der erforderlichen Genauigkeit geführt, alle wie immer 
gearteten von Zeit zu Zeit ſich ergebenden Veränderungen, welche 
ſich in ſubjectiver und objectiver Hinſicht bey dem ſpeciellen Lehen 
ergeben, mit Hinweiſung auf die zu Grunde liegenden Be- 
weiſe aufnimmt. 
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Indſo ferne jedoch ein derley Lehen-Cataſter nicht ausdrück— 
lich und geſetzlich als ein öffentliches, vollen Glauben verdie— 
nendes Buch erklärt worden iſt, liefert er nur ein indirectes Sicher⸗ 
ſtellungsmittel für den Lehenherrn, um in gegebenen Fällen für 
ſich eine hiſtoriſche Gewißheit zu gewinnen. 

Letzteres iſt in Oſtreich der Fall, worüber das Nähere in der 
Abhandlung von dem Verfahren in Lehenſachen entwickelt werden 
wird ). 

9 Siehe F. 427. 


360. 
e. Abſonderung der Lehen vom Allode. 


Das Lehenverhältniß hat das Eigenthumsrecht, rückſichtlich 
deſſen Theilung zur Grundlage, welches jedoch immerhin als ein 
ſelbſtſtändiges ſich darſtellet, und mit dem allodialen Eigenthume 
weder des Lehenherrn, noch des Vaſallen in irgend einem noth— 
wendigen Zuſammenhange ſteht. 

Wenn nun auch in der Vorzeit einzelne Lehenkörper oder En— 
titäten von dem Vaſallen bey ſeiner allodialen Realität beſeſſen, 
mit letzterer gemeinſchaftlich adminiſtrirt und genoſſen worden 
ſind; wenn ferner auch bey Errichtung der Landtafel und Grund— 
bücher die Eintragung der Geſammt-Realitäten nach jenem Be— 
ſtande und Umfange vorgenommen worden iſt, wie ſie in dem da— 
mahligen Momente, entweder vermöge des Rechtes oder der Ad— 
miniſtration, oder endlich der localen Verhältniſſe als Geſammt— 
körper ſich darſtellten, wornach es geſchah, daß ſo viele kleinere 
Lehenkörper mit dem Allode vermengt, und beyde zuſammen 
unter einer und derſelben Landtafel-Rubrik verbucht worden ſind; 
— ſo konnte doch aus dieſer Kumulirung das ſelbſtſtändige Eigen— 
thumsrecht des Lehenherrn, ſelbſt wenn er in dieſe Kumulirung ge⸗ 
williget hätte, nicht im geringſten beirret oder ihm eine Pflicht 
aufgebürdet werden, dieſen Zuſtand der rechtlichen Vermengung 
ſeiner Lehen mit dem fremden Allode in eine und dieſelbe Geſammt— 
ſache unverändert fortbeſtehen zu laſſen. 

Wenn nun auch Rückſichten der Billigkeit den Lehenherrn 
beſtimmen, dieſes Miteigenthum, dieſe Kumulirung nicht ohne 

II. 13 
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Noth aufzuheben, was insbeſonders fo lange der Fall ift, als 
der Beſitzer des allodialen Theiles und des Lehens eine und dieſelbe 
Perſon iſt, ferner der Lehenkörper in ſeinem qualitativen und 
quantitativen Verhältniſſe vollkommen liquid iſt, ſo gibt es doch 
anderer Seits Fälle, in welchen es zur Sicherſtellung der lehen— 
herrlichen Rechte ein abſolutes Bedürfniß iſt, dieſe Kumulation 
aufzuheben, und die Trennung des allodialen Theiles von dem 
Lehen zu gebiethen. 

Dieſer Fall tritt dann ein, wenn das Lehen einer von dem 
Beſitzer des allodialen Theiles der Realität verſchiedenen Perſon 
verliehen wird; indem in dieſem Falle eine und dieſelbe juridi— 
ſche Geſammtſache zwey verſchiedene Eigenthümer haben würde, 
ſomit ein Miteigenthumsverhältniß Platz griffe, welches dem Le— 
henherrn wider ſeinen Willen um ſo weniger aufgedrungen werden 
kann, als ſolches immer die Quelle eines ſteten Streites, gegen- 
ſeitiger Anforderungen und Reibungen bleibt, die Verwaltung er⸗ 
ſchwert und den Fruchtgenuß vermindert ). | 

Dieſe Nothwendigkeit der Trennung, dann der befonderen 
Einlage des Lehens, und der Eröffnungleiner ſelbſtſtändigen Land— 
tafel und Gült- oder Grundbuchs-Rubrik für dasſelbe tritt auch 
bey Fideicommiß-Realitäten dann ein, wenn nach den für das Le— 
hen und das Fideicommiß beſtehenden verſchiedenartigen Succeſ— 
ſionsordnungen in beyde Objecte verſchiedene Perſonen zur Suc—⸗ 
ceſſion gelangen. 7 

) Siehe n. ö. Negierungs-Decret vom 20. November 1833, 3. 

62,568, womit dem Guſtav Freyherrn von Spielmann dieſe 

Exeindirung und die Eröffnung einer eigenen Rubrik für die 

Lehen in der Landtafel, und in dem Gültbuche aufgetragen wor— 

den iſt. — Ferner das Deeret des k. k. n. 6. Appellationsge⸗ 

richtes vom 14. Auguſt 1835, Z. 9306, in $. 434. 


361. 


1. Vorſorge in Onerirungs⸗, Schätzungs⸗ und Feil⸗ 
biethungs⸗Fällen. 
Über die indirecten Sicherſtellungsmittel in Onerirungs⸗, 
Schätzungs- und Feilbiethungs-Fällen verordnet das n. ö. 
Regierungs-Circulare vom 26. May 1819, Nr. 101: 
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e) „In Abſicht auf das Verfahren bey Onerirungs-, Scha- 
„tzungs- und Feilbiethungsfällen lehenbarer Körper.“ 

1) „Bey Lehen mit der Gnade bedarf es in One— 
„rirungsfällen keiner beſonderen Vorſicht, in freywilli— 
„gen Veräußerungsfällen hat der Vaſall die Anzeige 
„über die Perſon des Käufers, damit kein Lehenunfähiger zum Be— 
„ſitze gelange, an die Lehenſtube zu erſtatten, und iſt die Bey— 
„bringung des Beſcheides über dieſe Anzeige zur Beſitzanſchreibung 
„des Käufers erforderlich.“ 

„In gerichtlichen Feilbiethungsfällen hat die 
„Gerichtsbehörde die Lehenſtube von der bevorſtehenden gerichtlichen 
„Veräußerung zu benachrichtigen, und im Edicte den Zuſatz ein— 
„zuſchalten, daß ſich die Kaufluſtigen über die Lehenfähigkeit aus— 

„zuweiſen haben.“ 

2) „Bey den Lehen oh ne Gnade ſind die Belaſtun— 
„gen und Veräußerungen, letztere mögen gerichtlich oder 
„freywillig geſchehen, durch die Erwirkung des lehenherrlichen 
„Conſenſes bedingt, daher haben die Gerichtsbehörden bey 
„Onerirungen und gerichtlichen Feilbiethungen die Vaſallen, oder 
„wenn die Veräußerung von einem Dritten verlangt wird, dieſen 
„zur vorläufigen Beybringung des lehenherrlichen Conſenſes anzu— 
„weiſen, und bey freywilligen Veräußerungen die Beſitzanſchrei— 
„bung des Käufers, ohne Beybringung des Alienations— Conſen⸗ 
„ies, zu verweigern.“ 

3) „Bey den Privatlehen haben als l. f. Afterlehen 
„dieſelben Beſtimmungen zu gelten.“ 

4) „Bey Beutellehen iſt bloß die Anzeige der vorge— 
„henden Veränderungen von Seite der Grundbücher an die Lehen— 
„ſtube erforderlich.“ 

5) „Bey ſolchen Körpern, wo Lehen ohne Gnade mit Al— 
„loden vermengt ſind, iſt in den bemerkten Fällen gleich— 
„falls die Ertheilung des Alienations-Conſenſes zur 
„Gültigkeit der Veräußerung, oder damit die Alloden für ſich ver— 
„äußert werden können, die Trennung derſelben von den Le— 
„hen-Entien zu bewirken.“ 

Wenn auch in dieſem Geſetze nur des lehenherrlichen Conſen— 
ſes Erwähnung gemacht wird, ſo verſteht es ſich wohl von ſelbſt, 

18 * 
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daß eine gleiche Rückſicht auf die Lehenanwärter genommen 
werden müſſe, daher nebſt dem erſteren wohl auch der Conſens der 
letzteren in allen Fällen von dem Gerichte gefordert werden müſ— 
ſen, in welchen es ſich um die Veräußerung und Onerirung eines 
Lehens mit jener Ausdehnung handelt, daß ſie auch für die Lehen— 
folger rechtsgültig ſeyn ſoll ). 

) Siehe S. 306. 


II. 


Directe objective Sicherſtellungsmittel. 
362. 


Die directen objectiven Sicherſtellungsmittel haben die Ver— 
wirklichung des Lehenbandes, als eines dinglichen Rechtes gedacht, 
zum Zwecke; es kommt hierbey zu berückſichtigen: 

A) Die Form, in welcher dieſe Dinglichkeit des 
Rechtes realiſirbar iſt, dann 

B) das Verfahren oder die Art und Weiſe, wie 
und durch welche Organe die hiebey nöthigen Bande 
lungen unternommen werden müſſen. 


A. 
Form der dinglichen Sicherſtellung des Lehenbandes. 
363. 


Der Leitſtern, in Bezug auf die Form der Sicherſtellung, 
iſt aus der Natur des Lehenverhältniſſes und rückſichtlich aus der 
Betrachtung zu entnehmen, daß das Lehenweſen das Eigenthums— 
recht zur Grundlage hat, und die Form, in welcher das Eigen— 
thumsrecht dinglich geſichert wird, nicht aus den Lehengeſetzen, 
ſondern aus dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche hervortritt. 

Aus dieſem Grundſatze folget: 

1) Daß das Lehenband ganz gleich mit dem Eigen— 
thumsrechte überhaupt und verſchieden von dem Pfandrechte 
dinglich gemacht und ſichergeſtellt wird. 
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Das Pfandrecht ift ein ſecundäres Recht, es ſetzt ein Eigen— 
thumsrecht voraus, welches eben durch erſteres beſchränkt werden 
ſoll, dagegen iſt das Recht des Lehenverhältniſſes ſelbſt ein Recht 
des Eigenthumes, und das hierauf haftende Lehenband begrün— 
det nur eine Modalität des Gattungsbegriffes. 

Kann daher das Pfandrecht nur den Laſtenſtand einer an ſich 
frey eigenthümlichen Sache afficiren, fo iſt dagegen das Lehenband 
ein weſentliches Merkmahl des Eigenthumsrechtes an ſich, es gehö— 
ret daher nicht in die Rubrik des Laſtenſtandes, ſondern in die Ru— 
brik des Eigenthumes und Beſitzes unmittelbar. 

Im Widerſpruche mit dieſer Stellung war in früherer Zeit 5 
das Lehenband durch die pfandweiſe bücherliche Eintragung der Le⸗ 
henbriefe und Lehenbekenntniſſe in dem Satzbuche ſichergeſtellt, und 
wurde allgemein als eine Belaſtung des Gutes, als eine Hypothek 
betrachtet. 

Dieſe Inconſequenz wurde erſt mit dem n. ö. Regierungs— 
Circulare vom 26. May 1819 beſeitigt, mit welchem anbefohlen 
worden iſt, daß das Lehenband unmittelbar unter der Rubrik 
des Gutes in der Landtafel und eben ſo in dem Gültbuche, ſo— 
nach nicht in dem Satzbuche, ſondern in dem Gewährbuͤche einver— 
leibt werden muß. 

2) Das Recht des Lehenherrn, ſo wie jenes des Vaſallen, 
als ein Eigenthumsrecht gedacht, iſt nach §. 308 des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches an ſich ein dingliches Sachenrecht, die 
geſetzliche Form, in welcher derley Rechte erworben werden, 
ſchreibt das allg. bürgerl. Geſetzbuch in dem V. Hauptſtücke fol: 
gender Maßen vor: 

§. 425. „Der bloße Titel gibt noch kein Eigenthum. Das 
„Eigenthum und alle dinglichen Rechte überhaupt können außer 
„den in dem Geſetze beſtimmten Fällen nur durch die rechtliche lÜber⸗ 
„gabe und Übernahme erworben werden.“ 

Bey der geſetzlichen Beſtimmung, in welcher poſitiven Form 
die rechtliche Übergabe des Eigenthums Platz zu greifen hat, unter— 
ſcheidet das Geſetz zuvörderſt: 

a) zwiſchen beweglichen und 

b) zwiſchen unbeweglichen Sachen. 
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364. 
a. Bewegliche Sachen. 


Nach. §. 426 bürgerl. Geſetzbuch heißt es: „Bewegliche Sa⸗ 
„chen können in der Regel nur durch körperliche Übergabe von 
„Hand zu Hand an einen Andern übertragen werden. 

§. 427: „Bey ſolchen beweglichen, Sachen aber, welche ihrer 
„Beſchaffenheit nach keine körperliche Übergabe zulaſſen, wie bey 
„Schuldforderungen, Frachtgütern, bey einem Waarenlager oder 
„einer anderen Geſammtſache geſtattet das Geſetz die Übergabe 
„durch Zeichen, indem der Eigenthümer dem übernehmer die Urs 
„kunde, wodurch das Eigenthum dargethan wird, oder die Werk— 
„zeuge übergibt, durch die der Übernehmer in den Stand geſetzt 
„wird, ausſchließend den Beſitz der Sache zu ergreifen; oder in— 
„dem man mit der Sache ein Merkmahl verbindet, woraus Jeder— 
„mann deutlich erkennen kann, daß die Sache einem Anderen 
„überlaffen worden iſt.“ 

Mit Rückſicht auf dieſen Grundſatz muß weiter unterſchieden 
werden, ob die bewegliche Sache ihrer Natur nach eine weitere 
dingliche Sicherſtellung geſtattet oder nicht. 

Zur Claſſe der erſteren gehören alle diejenigen beweglichen 
Sachen, die mit den unbeweglichen in einen ſolchen rechtlichen Zu— 
ſammenhang gebracht werden können, daß der Werth der unbe— 
weglichen Sachen für die bewegliche in Anſpruch genommen wer— 
den kann, oder welche ſchon für ſich allein nach dem poſitiven Ge— 
ſetze ein Gegenſtand der öffentlichen Bücher ſind, wie z. B. alle 
Dominicalrechte über die Gutsunterthanen, das Zehentrecht, Ju— 
risdictionsrecht u. ſ. w. 

Dieſe Dominicalrechte werden in der Regel den unbeweglichen 
Sachen gleich gehalten, ſie werden daher in Bezug auf die Sicher— 
ſtellung des Lehenbandes nach gleicher Form mit letzteren behan— 
delt. 

Unter den übrigen beweglichen Sachen kommt hier vor— 
zugsweiſe nur der Dignitäts- oder Würdelehen, dann der Geld— 
lehen Erwähnung zu machen. 


365. 
Dignitäts⸗ oder Würdelehen. 


Die Dignitäts⸗ oder Würdelehen find ihrer Natur 
nach höchſt perſönliche Rechte, welche eben deßwegen eine weitere 
beliebige Übertragung nicht zulaſſen, daher auch einer beſonderen 
privatrechtlichen Sicherſtellung nicht bedürfen. 

Der a. h. Lehenherr iſt hiebey in ſo ferne eine Sicherſtel— 
lung zu verlangen berechtigt, als ihm daran gelegen iſt, daß im 
Falle des Bedarfes die beſtimmten Dienſte wirklich und perſönlich 

geleiſtet werden. 

Zu dieſem Behufe genüget es, daß zu Folge des Hofdecretes 
vom 8. März 1791, Z. 3614, der Vaſall verpflichtet iſt, von 3 
zu 3 Jahren ſein Domicil anzugeben, und hierüber bey der l. f. 
Lehenſtube die nöthige Vormerkung und Evidenz erhalten wird. 

Mit einem ſolchen Dignitätslehen iſt in der Regel kein beſon— 
derer Fruchtgenuß vrrbunden, iſt jedoch letzteres ausnahmsweiſe der 
Fall, ſo hat er entweder die Natur einer Beſoldung im Gelde, 
wornach es ebenfalls keiner weiteren Sicherſtellung bedarf; wären 
aber hiemit beſondere Renten von Grundeigenthum oder andere in 
die Landtafel oder in das Grundbuch einbezogene Rechte verbunden, 
fo folget die Sicherſtellung der für die Geldlehen, oder der für die 
unbeweglichen Sachen vorgezeichneten Form. 


366. 
Geldlehen. 


Das Geld als eine bewegliche Sache im ſtrengen Sinne des 
Wortes, deſſen Eigenthum durch die Übergabe von Hand zu Hand 
erworben wird, muß zum Behufe der Sicherſtellung des Lehen— 
bandes an ſolche Momente gebunden werden, wodurch es einerſeits 
als ein fortwährend fruchtbringendes Object erhalten, andererſeits 
aber demſelben ein ſolches Merkmahl beygegeben wird, durch wel— 
ches deren Leheneigenſchaft für Jedermann erkennbar gemacht 
wird. 
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In fo ferne nun die erftere Forderung auf einem doppel— 
ten Wege, nähmlich: 

a) Durch die darleihenweiſe Adres bey Pri⸗ 
vaten, oder 

6) durch Ankauf öffentlicher Obtigotthen reali⸗ 
ſirt wird, ſind auch die Merkmahle der dinglichen Sicherſtellung 
verſchieden. 

Ob die eine oder die andere Art der Realifirung und Sicher⸗ 
ſtellung Platz greifen ſoll, hängt von dem freywilligen Überein⸗ 
kommen des Lehenherrn und des Vaſallen ab, welches ſonach einen 
dem Lehenvertrage beygefügten Nebenvertrag bildet. 

Beſteht nun 

zu a) das Geldlehen im baren Gelde, und will es 
im Wege eines Darleihens bey Privaten fruchtbringend ge— 
macht werden, ſo iſt es die Pflicht des Vaſallen, ein Individuum 
dem Lehenherrn nahmhaft zu machen, welches Willens iſt, den 
betreffenden Geldbetrag als Darleihen zu nehmen, und im Stande 
iſt, hiefür die pupillarmäßige Sicherheit auszuweiſen. Der Vaſall 
hat hiernach den Entwurf des Darleihensvertrages zugleich mit dem 
neueſten Tabular- oder Grundbuchs-Extracte, dann der gerichtli— 
chen Schätzung derjenigen Realität, auf welche das Darleihen als 
Geldlehen verſichert werden ſoll, dem Lehenherrn zur Würdigung 
und Genehmigung vorzulegen. 

In dem Schuldſcheine müſſen nicht nur die gewöhnlichen Vor— 
ſichten und Förmlichkeiten eines jeden Darleihensvertrages beachtet, 
ſondern auch noch der Umſtand enthalten ſeyn, daß dieſes Darlei= 
hen ein Geldlehen iſt, wobey der Lehenherr und Vaſall mit Hin— 
weiſung auf den Lehenbrief benannt ſeyn müſſen. 

Der vorgelegte Tabular- oder Grundbuchs-Extract ſoll den Be— 
weis liefern, welche Hypotheken oder dingliche Laſten auf der Rea— 
lität, die zur Sicherſtellung des Geldlehens beſtimmt iſt, bereits 
haften, um hiernach die Priorität des Pfandrechtes beurtheilen zu 
können. 

Die gerichtliche Schätzung endlich liefert den Beweis über den 
gemeinen Werth dieſer Realität, nach welchem mit Berückſichti— 
gung der auf letzterer bereits haftenden Hypotheken die Beurthei— 
lung der Pragmatical-Sicherheit für das Geldlehen möglich iſt. 
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Liefern nun dieſe Urkunden den Beweis der zureichenden Si— 
cherſtellung des Geldlehens, und ertheilt der Lehenherr die Bewil— 
ligung zur Abſchließung des Darleihenvertrages und der betreffen— 
den Elozirung, ſo muß der ordentlich ausgefertigte Darleihensver— 
trag auf die beſtimmte Realität bücherlich einverleibt werden, wor— 
nach der Vaſall den über dieſe Satzvorſchreibung ausgefertigten 
Satzbrief oder die dießfällige ämtliche Beſtätigung in ſeine Ver— 
wahrung übernimmt. 

Der Vaſall dagegen iſt verpflichtet, dem Lehenherrn den ge— 
wöhnlichen Revers oder die Lehenſpecification auszuhändigen, in 
welcher nicht nur das Lehenobject, ſondern auch alle jene Daten, 
unter denen das Geldlehen elozirt und ſichergeſtellt iſt, deutlich 
ausgedrückt, zugleich die Haftungs-Clauſel und insbeſonders die 
Erklärung enthalten ſeyn muß, daß der Lehenherr berechtiger iſt, 
ohne weiterer Einwilligung und Einvernehmung des Vaſallen die— 
ſen Revers oder dieſe Lehenſpecification rückſichtlich des ihm zu— 
ſtehenden lehenherrlichen Obereigenthumes auf die ſatzweiſe verſi— 
cherte genau bezeichnete Geldlehen-Darleihenspoſt, landtaflich oder 
grundbüchlich ſupereinverleiben zu laſſen. 

Hat der Lehenherr ſonach dieſe Supereinverleibung des Re— 
verſes auf das verſicherte Geldlehen und rückſichtlich den bücherlich 
einverleibten Darleihenvertrag erwirket, ſo iſt das Recht allen In— 
tereſſenten, und rückſichtlich das Lehenband zureichend ſichergeſtellt, 
und der Schuldner hat die Pflicht, die Zurückbezahlung des Capi— 
tals nur im Einvernehmen, und zur geſammten Hand des Lehen— 
herrn und des Vaſallen zu leiſten, während die Landtafel- oder 
Grundbuchsbehörde die Löſchung dieſes Satzes und Superſatzes nur 
nach eingeholter Einwilligung des Vaſallen und des Lehenherrn 
bewilligen und vornehmen kann ). 

Die vertragsmäßig bedungenen Zinſen dieſes lehenbaren Ca— 
pitals bezieht der Vaſall als Lehenrente, ſo wie auch nur dieſer be— 
rechtiget und verpflichtet iſt, den mit Entrichtung der Zinſen ſäu— 
migen Schuldner zur Erfüllung ſeiner Vertragspflicht gerichtlich 
zu zwingen, die dießfalls nöthigen Executionsſchritte zu veran— 
laſſen. 

Sind dagegen der Lehenherr und Vaſall übereingekommen, 
zu 8), daß für den Betrag des Geldlehens öffentliche Staats— 
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ſchuldverſchreibungen anzukaufen feyen, wobey der börfe- 
mäßige Einlöſungs-Capitalsgewinn zur Subſtanz des Geldlehens 
gezogen werden muß, ſo iſt es nothwendig, daß die eingekauften 
Obligationen mit dem Lehenbande vinculirt werden. 

Dieſe Vinculirung wird nach der Anordnung und nach der 
Analogie der Juſtiz-Hofdecrete vom 6. November 1783 — 7. Ju⸗ 
ny 1811 — 29. October 1813 — nach dem Hofkammer-De⸗ 
crete vom 8. May und 3. July 1817 — dem Juſtiz-Hofdecrete 
vom 2. July 1817, dann den Hofkanzley-Decreten vom 30. 
November 1820, Zahl 35,671, und 11. November 1822 in 
der Art veranlaßt, daß der Lehenherr im Wege des competen— 
ten Gerichtes unter Vorlegung der eingekauften Staatsſchuldver— 
ſchreibungen, und der Beweiſe über die Beſtimmung derſelben zu 
einem Geldlehen, um Einſchreitung bey der k. k. allgem. Hof— 
kammer, wegen wirklicher Vinculirung mit dem Lehenbande bittet, 
letztere Behörde dieſen Act der k. k. Univerſal-Staats- und Banco— 
Schuldencaſſe aufträgt und dieſe die Clauſel: daß auf vorſte— 
hender Staatsſchuldverſchreibung zu Gunſten des 
N. N. als Lehenherrn das Lehenband hafte, auf der— 
ſelben anmerket, das ämtliche Siegel beydrückt, die Fertigung 
hinzufügt, und dieſe Haftung des Lehenbandes in dem Credits— 
buche, in welchem die betreffende Obligation eingetragen iſt, gleich— 
falls vorſchreibt ). 

Die auf dieſe Art mit dem Lehenbande vinculirte Staats— 
ſchuldverſchreibung wird dem Vaſallen eingehändiget, da en von 
demſelben die Intereſſen zu beziehen hat und Nutzungseigenthümer 
iſt, hiemit ohnedieß weder eine Veräußerung noch Verpfändung 
Platz greifen kann, ohne daß hiezu die ausdrückliche Einwilligung 
des Lehenherrn nachgewieſen würde. 

Die Hinausgabe der vinculirten Obligationen an den Vaſal— 
len iſt insbeſonders durch die Analogie des n. ö. Regierungs-De— 
cretes vom 26. Auguſt 1830, Zahl 46,067, gerechtfertiget, 
welches die Aushändigung der vinculirten Caution-Obligationen an 
die Eigenthümer aus dem Grunde gebiethet, damit dem a. h. 
Arar nicht unnützer Weiſe die Haftung hiefür und Verrechnung 
aufgebürdet würde. 
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Die Vinculirung der Staatsſchuldverſchreibung von Seite 
des Lehenherrn allein, oder falls ſie in gerichtliche Verwahrung 
genommen wäre, die erfolgte depoſitenämtliche Vinculirung gewäh— 
ret für ſich keine zureichende Sicherheit, da, ſobald das Lehen— 
Vinculum nicht zugleich in den öffentlichen Credits- und Liquida— 
turs-Büchern amtlich vorgeſchrieben ift, der von wem immer an— 
gefuchten Amortiſirung oder Umſchreibung Statt gegeben werden 
müßte. 

Iſt dagegen das Geldlehen zugleich mit dem Fideicommiß— 
bande behaftet, ſo muß die vinculirte Obligation zu Gerichtshän— 
den bey der Fideicommißbehörde depoſitirt werden, und das n. 
6. Regierungs-Decret vom 15. July 1829, Zahl 31,551, verord— 
net: „Daß es in einem ſolchen Falle bey der aus was immer für 
„einer Urſache erfolgten gerichtlichen Depoſitirung ſein Bewenden 
„haben ſolle, und eine Depoſitirung bey der Lehenſtube nicht Platz 
„greifen dürfe.“ 

Würde endlich nicht eine auf Überbringer, ſondern auf einen 
beſtimmten Nahmen lautende Obligation zur Sicherſtellung des 
Geldlehens erkauft und verwendet werden wollen, ſo könnte von 
einer Vinculirung wohl keine Rede ſeyn, ſondern es müßte in 
dieſem Falle die Umſchreibung der Obligation auf die oben bezeich— 
nete Art erwirket, ſonach dieſelbe auf den Nahmen des Lehenherrn 
als ſolcher, dann den Vaſallen als Nutzungseigenthümer mit der 
beygefügten Bemerkung umgeſchrieben werden, daß ſolche, rückſicht— 
lich der Betrag, über welchen ſie ausgeſtellt iſt, als ein l. f. oder 
Privatgeldlehen beſtehe; in dieſem Falle muß die Umſchreibung ſo 
oft wiederholt werden, als ſich in der Perſon des Lehenherrn oder 
des Vaſallen eine Veränderung ergibt, welch' letzterer Umſtand den 
Grund darbiethet, daß dieſe Art der Obligationen zu Geldlehen 
nicht häufig verwendet wird. ; 


) In dieſer Form wurde bey der Umwandlung des gräfl. Hoyos— 
Sprinzenſtein'ſchen Activlehens, Rubrik: Die Grundherrlichkeit 
über fünf Unterthanen zu Kümerleinsdorf in ein Geldlehen zu 
Folge der n. ö. Regierungs-Deerete vom 28. Auguſt 1833, Z. 
45,062, — 2. April 1834, 3. 17,040, — 20. Auguſt 1834, 3. 
43,053, — 13. März 1835, 3. 13,853, — vorgegangen. 
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) In Bezug auf die Privat: Geldlehen, welche in öffentlichen 
Obligationen beſtehen, iſt vorzugsweiſe das Hofkammer-Deeret 
vom 26. April 1828, 3. 12,321, — n. ö. Regierungs-Verord— 
nung vom 13. May 1828, 3. 26,290, — anwendbar, welches 
alſo lautet: „Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, daß eine 
„öffentliche Staats-Obligation als Caution für einen in Privat: 
„dienſt befindlichen Beamten eigenmächtig vinculirt worden iſt, 
„und, da durch eine ſolche unbefugte Vinculirung öffentlicher Staats— 
„Obligationen zum Behufe von Privatdienſtverhältniſſen die politi— 
»„ſchen Behörden nicht allein in offenbare Schwierigkeiten, ſondern 
„auch in mancherley Unannehmlichkeiten verwickelt werden können, 
„indem es für dieſelben äußerſt ſchwer iſt, in vorkommenden De— 
»vinculirungsfällen ſolcher zu Privatzwecken vinculirter Obliga— 
„tionen über die Authenticität der von den Cautionanten hier— 
„wegen beygebrachten Behelfe, und über die von ihrer Seite in 
„Erfüllung gebrachten oder nicht erfüllten, der Cautionsleiſtung 
„zum Grunde liegenden Verbindlichkeiten ein ſicheres Urtheil zu 
„fällen; und da dieſes nebſtdem ein Geſchäft iſt, zu welchem die 
„politifhen Behörden als ſolche eigentlich gar nicht berufen find: 

-— „fo hält man es für nöthig, anzuordnen, daß künftighin bey 
„keiner Creditscaſſe öffentliche Staats-Obligationen eigenmächtig 
„zu Privatzwecken vinculirt werden ſollen, ſondern, daß eine 
»„ſolche Vinculirung, wenn fie Statt haben fol, fo wie es bey 
„Verbothsbewilligungen und Amortiſationen öffentlicher Staats— 
„papiere der Fall iſt, nur im Wege der betreffenden Gerichtsbe— 
„hörde bewilliget, und auch nur im gleichen Wege wieder auf: 
„gehoben werden dürfen.“ 


367. 
b. unbewegliche Sachen. 


Nach den Beſtimmungen der §§. 431 bis 442 b. G. B. wird 
das Eigenthumsrecht von unbeweglichen Sachen nur durch die 
Eintragung des Erwerbungsgeſchäftes in die hiezu beſtimmten 
öffentlichen Bücher erworben; und der §. 441 b. G. B. ſpricht 
ſich insbeſonders in den Worten aus: „Sobald die Urkunde über 
„das Eigenthumsrecht in das öffentliche Buch eingetragen iſt, tritt 
„der neue Eigenthümer in den rechtmäßigen Beſitz.“ 

In dem Lehenverhältniſſe iſt nun das Eigenthum der Sache 
zwiſchen dem Obereigenthümer und dem Nutzungseigenthümer 
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getheilt, wornach die Sicherſtellung des ihnen zuſtehenden getheil— 
ten Eigenthumes nur durch die Einverleibung ihres Rechtstitels 
mittelſt der Lehenbriefe und Lehenſpecificationen in die Land— 
tafel oder Grundbücher erwirket werden kann. 

In dieſer Hinſicht verordnete ſchon das Patent vom 12. April 
1785: „Ungeachtet die Landtafel-Patente alle ein landtäfliches 
„Gut beſchwerende Eigenſchaften vorzumerken ausdrücklich verord— 
„nen, ſo kommt dennoch vor, daß viele ſtändiſche Güter und Gül— 
„ten, die mit dem lehenherrlichen Nexus behaftet ſind, bey den 
„Landtafeln als freyeigenthümlich erſcheinen, daher wird verord— 
„net, daß bis 1. Jänner 1787 die Lehenbarkeit bey jedem le— 
„henbaren auf der Landtafel erſcheinenden Gute alſogewiß vorge— 
„merkt werden ſoll, als widrigens jedem landtäflichen Vorgange 
„die Wirkung, als ob das Tabulargut ein freyeigenes wäre, würde 
„anerkannt werden.“ 

In Folge des weiteren Hofdecretes vom 21. April 1785 „ſoll 
„die erſte dießfällige Intabulirung des lehenherrlichen Nexus un— 
„entgeldlich, ſomit ohne Abnahme einer Intabulationstaxe ge— 
vſchehen.“ 

Aus der Anordnung des obigen Patents vom 12. April 1785 
glaubten manche die Folgerung ableiten zu können, daß in jenem 
Falle, als die Leheneigenſchaft bis zum 1. Jänner 1787 nicht bü— 
cherlich einverleibt worden iſt, dieſe Leheneigenſchaft gänzlich erlo— 
ſchen ſey, und die Befitzer ſolcher Realitäten freyes Recht hätten, 
mit dem Lehengute wie mit ihrem Allodial-Vermögen beliebig 
zu verfügen. 

Allein bey dieſer offenbar irrigen Anſicht würde es wohl wi— 
derrechtlich genug der Macht des Vaſallen heimgeſtellt worden 
ſeyn, nicht die Rechte des Lehenherrn, ſondern auch der Anwär— 
ter gänzlich zu beſeitigen, welche Befugniß zu ertheilen der Ge— 
ſetzgeber wohl ſelbſt nicht berechtigt erkannt werden kann. 

Der entſcheidende Moment obigen Geſetzes ift dießfällig in 
den Worten gelegen: — „als widrigens jedem landtäf— 
„lichen Vorgange die Wirkung, als ob das Ta bu— 
„largut ein freyeigenes wäre, würde anerkannt 
„werden.“ 
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Werden dieſe Worte einer ſtreng rechtlichen Kritik unterzo— 
gen, fo geht mit Rückſicht auf den Umſtand, daß eben dieſes Pa- 
tent nicht etwa die Aufhebung des Lehenbandes, ſondern vielmehr 
einen indirecten Zwang begründen wollte, die Leheneigenſchaft 
allgemein ſicher zu ſtellen, und in die öffentlichen Bücher einzu— 
tragen, hieraus nur ſo viel hervor, daß der Geſetzgeber ledig— 
lich die Amtshandlung der mit der Führung der öffentlichen Bücher 
beauftragten Behörden gegen alle Einſprüche und in der Art ſichern 
wollte, als es das Syſtem und die juriſtiſche Heiligkeit der Eigen— 
thums⸗ und Hypothekenbücher erheiſchet; — daß demnach, wenn 
die betreffende Landtafel- oder Grundbuchsbehörde auf ein ſolches 
Lehengut, deſſen Lehenverband nicht bücherlich einverleibt war, ohne 
Beybringung des Onerirungs-Conſenſes Hypotheken, oder des 
Alienations-Conſenſes, die Veräußerung und Beſitzanſchreibung 
des dritten Erwerbers bewilliget hätte, dieſe Behörde für eine derley 
Bewilligung nicht zur Verantwortung oder Schadloshaltung ge— 
zogen werden kann; es folgt hieraus ferner, daß der mit der land— 
täflichen Verſicherung der Leheneigenſchaft ſäumige Lehenherr oder 
Vaſall den hierauf mittlerweile verſicherten Hypothekar-Gläubigern 
in Haftung bleibt, und dieſe Hypotheken nicht ohne allen Erſatz 
annulliren und deren Löſchung verlangen kann; — das Recht des 
Lehenherrn aber, ſo wie aller Lehenintereſſenten, blieb hiedurch un— 
berührt, die Leheneigenſchaft zu beweiſen, das Lehengut zu vindi— 
ciren, ſobald dieß unbeſchadet den von dritten Perſonen mittler— 
weile erworbenen dinglichen Rechten, geſchehen kann. 

Dieß bewähret auch das n. ö. Regierungs-Circulare vom 26. 
May 1819 sub a. 7., wo es heißt: „Die vorſtehenden Beſtim— 
„mungen haben ſich jedoch nur auf diejenigen Realitäten zu be— 
„ſchränken, deren lehenbare Eigenſchaft ſchon als ſolche in der 
„Landtafel vor dem 1. Jänner 1787 (als dem durch das Patent 
„vom 12. April 1785 feſtgeſetzten Zeitpunct) erſchien, oder mit 
„deren Beſitzer ſeit dem 1. Jän. 1787 bis zur Vormerkung der lehenba— 
„ren Eigenſchaft keine Veränderung vorgefallen iſt,“ — indem 
der Schlußſatz den Vorderſatz dahin erläutert, daß, wenn auch die 
Leheneigenſchaft bis zum 1. Jän. 1787 in den öffentlichen Büchern nicht 
eingetragen worden wäre, jedoch auf das Gut von dritten Perſo— 
nen noch keine Allodialrechte erworben worden wären, die ding— 
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liche Sicherſtellung des Lehenbandes auch in der Gegenwart noch 
ohne weiters bewirket werden müſſe ). 


) Siehe §. 356 — N. ö. Regierungs⸗Cirenlar vom 22. Februar 
1832. 


368. 


Interdictum de non onerando et 
alienando, 


Bey manchen Lehen, insbefonders jenen, welche in Folge 
des Länder-Purifications-Syſtemes an die Krone Oſtreich fielen, 
bediente man ſich momentan und vorſichtsweiſe des Sicherſtellungs— 
mittels, auf das Lehengut das interdietum de non onerando et 
alienando landtäflich oder grundbüchlich einverleiben zu laſſen. 

Wird jedoch bedacht, daß die Unveräußerlichkeit der Lehen 
ſchon eine natürliche Eigenſchaft derſelben und durch die Lehenge— 
ſetze geheiliget iſt, daß ferner hiedurch nur ein Pfandrecht für das 
Lehenband gewonnen wird, während der Lehenvertrag das Eigen— 
thum zur Grundlage hat, ſo dringet ſich von ſelbſt auf, daß die— 
ſes interdietum und die bücherliche Einverleibung desſelben nur in 
jenen Fällen von einem practiſchen Nutzen iſt, wo die erworbenen 
Lehen ihrer altherkömmlichen Natur nach veräußerlich waren, 
welche Eigenſchaft jedoch von Seite des öſtreichiſchen oberſten 
Lehenherrn aufgehoben oder beſchränket werden wollte, däß da— 
gegen in allen übrigen Fällen der Löſchung dieſes Interdicts in 
den öffentlichen Büchern in rechtlicher Hinſicht kein, Hinderniß 
im Wege ſtehen dürfte ). 


) So wurde mit n. 5. Regierungs-Deerete vom 27. Auguſt 
1833, Zahl 44,293, die landtäfliche Löſchung dieſes auf der 
Herrſchaft Zwerbach und Knoking im V. U. W. W. einverleib— 
ten interdictum de non onerando et alienando ohne weiters 
bewilliget. 
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Ginverleibung des Lehenbandes. 


Die poſitive Norm über die Sicherſtellung des Lehenbandes 
mit Rückſicht auf das dem Lehenherrn zuſtehende Obereigenthums— 
recht iſt in dem n. ö. Regierungs-Circulare vom 26. May 1819, 
Nr. 101, in Oſtreich ob der Enns kundgemacht mittels Circulare 
vom 22. May 1819, Z. 9875, in den Worten gegeben: 

„Seine k. k. Majeſtät haben über einen von der k. k. verei- 
„nigten Hofkanzley wegen der Mittel zur Sicherſtellung der le— 
„henherrlichen Rechte erſtatteten a. u. Vortrag mit a. h. Entſchlie— 
„ßung vom 25. Jänner l. J. zu beſtimmen befunden: 

a) In Abſicht auf die Sicherſtellung der lehen— 
„herrlichen Gerechtſame bey unmittelbar l. f. Lehen: 

„1) Das lehenherrliche Obereigenthum iſt im ſtändiſchen 
„Gült buche ſowohl als in der TLandtafel bey jenen Gütern, 
„die entweder ganz oder theilweiſe lehenbar find, unter der Rub— 
„rik des Gutes mit dem Ausdrucke: ein landes fürſtliches 
„Lehen, — oder — befinden ſich dabey landes fürſtli— 
„che Lehenſtücke, einzuverleiben. 

„2) Das Vorhandenſeyn oder der Abgang der Lehengnade 
„als eines bloß perſönlichen Rechtes iſt in der Landtafel bey dem 
„titulus possidendi unter der Rubrik des jedesmaligen 
„Beſitzers mit dem Ausdrucke: mit oderohne Lehengnade 
„»einzuſchalten. 

„3) In das Gültbuch, dann in die Inſtrumentenbü— 
„cher der Landtafel ſind die bey der Lehenſtube befindlichen und 
„von derſelben legaliſirten umſtändlichen Lehenfpecificationen 
„einzutragen. 

„4) Dieſe Intabulirung iſt durch die Lehenſtube einzuleiten. 

„5) Eben ſo iſt bey den Grundbüchern vorzugehen, bey wel— 
„chen ſich unmittelbar landesfürſtliche Beutellehen befinden, und 
„inſoferne letztere zu landtäflichen Realitäten gehören, ſind dieſel— 
„ben Vormerkungen ſowohl im Gültbuche als in der Landtafel zu 
„bewirken. 

„6) Außerdem ſind in der Landtafel und den Gruudbüchern 
„auch die etwa zwiſchen dem Lehenherrn und Vaſallen beſtehenden 
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„das Lehen Bezug nehmenden befonderen Ve rträge einzu— 
„ſchalten. 

„7) Die vorſtehenden Beſtimmungen haben ſich jedoch nur 
„auf diejenigen Realitäten zu beſchränken, deren lehenbare Eigen- 
„haft ſchon als ſolche in der Landtafel vor dem 1. Jänner 1787 
„(als dem durch das Patent vom 12. April 1785 feſtgeſetzten Zeit— 
„puncte) erſchien, oder mit deren Beſitzer ſeit dem 1. Sinner 1787 
„bis zur Vormerkung der lehenbaren Eigenſchaft keine Verände— 
„rung vorgefallen iſt.“ 

„b) In Abſicht auf die Sicherſtellung der lehenherrlichen Ge— 
»rechtſame bey Privat lehen als landesfürſtlichen Afterlehen ha— 
„ben dieſelben Beſtimmungen, welche in Anſehung der unmittel— 
„bar landesfürſtlichen Lehen der Regierung eröffnet wurden, zu 
„gelten ).“ 

Nach dieſer geſetzlichen Beſtimmung iſt das Lehenband nicht 
etwa durch eine bloße Vorſchreibung der Lehen-Urkunden in dem 
Satzbuche ſicherzuſtellen, ſondern 

a) der Vaſall hat ſich zuvörderſt als Nutzungseigenthümer um 
das erhaltene Lehen an die Gült- oder Gewähr ſchreiben zu laſſen; 
dagegen hat a 

3) der Lehenherr, mag dieſer nun der Landesfürſt oder ein 
Privatlehenherr ſeyn, das ihm zuſtehende lehenbare Obereigenthums— 
recht durch die Einverleibung desſelben rückſichtlich der ſolches be- 
urkundenden Lehenſpecificationen in die Beſitzrubrik der Landtafel 
und des Gültbuches ſicherzuſtellen. 55 8 

5) Das Eigenthumsrecht des oberſten Lehenherrn über die von 
dem Privatlehenherrn beſitzenden Activlehen bedarf für ſich allein 
keiner beſonderen Sicherſtellung, da hiezu ſchon die von den Pri⸗ 
vatlehenherrn nach dem Geſetze nothwendig erwirkte Sicherſtel— 
lung des Lehenbandes überhaupt genüget, und das Recht des ober— 
ſten Lehenherrn über alle Privat-Activlehen in Oſtreich ob und 
unter der Enns ohnedieß ſtaatsrechtlich durch das Fridericianiſche 
Privilegium, insbeſonders aber auch durch die deutlich ſich hierüber 
ausſprechenden poſitiven Geſetze hinlänglich ſichergeſtellt iſt. 

Die in dieſer geſetzlich vorgezeichneten Form vorgenommene 
Einverleibung iſt gegen alle Glieder einer und derſelben vaſalliti— 
ſchen Familie gültig und es bedarf daher keiner neuerlichen und 

II. 14 
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wiederholten Einverleibung, wenn bey dem Todfalle des Beſitzers 
der nächſte Anwärter aus derſelben bereits vorlängſt belehnten va— 
ſallitiſchen Familie das Lehen (keudum paternum) erhält. 

Würde jedoch durch eine Veräußerung oder durch das gänz— 
liche Erlöſchen der im Beſitze des Lehens befindlichen Vaſallen— 
Familie das Lehen an eine ganz fremde Familie, an eine dritte 
Perſon als neuen und erſten Erwerber gelangen, ſo muß bey dem 
Umſtande, als mit dieſer ein ganz neuer Lehenvertrag geſchloſſen 
wird, als hiebey ganz neue Compaciscenten eintreten, die von dem 
erſten Erwerber ausgeſtellte Lehenſpecification in gleicher Form 
wieder bücherlich einverleibt, und hiedurch das Lehenband vom 
neuen gegen die zum Beſitze des Lehens gelangende vaſallitiſche Fa— 
milie verſichert werden. 


) Die Fortſetzung dieſes Geſetzes und rückſichtlich die Beſtimmun⸗ 
gen in Onerirungs =, Schätungd » und Feilbiethungsfällen lehen— 
barer Körper ſieh §. 310. 


B. 
Das Verfahren. 
370. 


Iſt die Lehenſtube zur Kenntniß gelangt, daß ein Lehen, rück— 
ſichtlich das Lehenband, nicht in der durch das Geſetz vorgeſchriebenen 
Form ſichergeſtellt iſt, ſo hat ſie 

1) bey unmittelbar l. f. Lehen der k. k. Kammerpro— 
curatur der Provinz, in welcher das Lehen gelegen und inkataſtrirt 
iſt, den Auftrag zu ertheilen, die nöthige Sicherſtellung einzulei— 
ten und derſelben zugleich die hiezu noͤthigen Urkunden mitzuthei— 
len, wobey die Lehenſpecificationen nach dem n. ö. Regierungs— 
circular vom 26. May 1819 von der Lehenſtube legaliſirt ſeyn 
müſſen. 
Ware der belehnte Vaſall in den öffentlichen Büchern als 
Nutzungseigenthümer noch nicht an die Gült oder Gewähr 
geſchrieben, ſo hat in der Regel die Lehenſtube demſelben vor— 
läufig aufzutragen, dieſe Gült- oder Gewähranſchreibung unverzüg— 
lich zu erwirken und ſich hierüber vor der Lehenſtube binnen eines 
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feſtzuſetzenden Termines auszuweiſen, weil erft gegen den als Ei— 
genthümer an den Beſitz des Lehens geſchriebenen Vaſallen die Si— 
cherſtellung des Lehenbandes und die Einverleibung der von ihm 
ausgeſtellten Vertrags-Urkunde erwirkt werden kann ). 

Über die Competenz der Behörden enthält das n. ö. Regie⸗ 
rungs- Decret vom 26. Jänner 1820, Z. 3187 Folgendes: 

„Über eine Vorſtellung des n. ö. Regierungsrathes und l. f. 
„Lehenprobſten Freyherrn v. Heinke in der Abſicht um eine größere 
„Sicherſtellung der J. f. Lehenherrlichkeit bey der 1 zu er⸗ 
„zielen, hat das k. k. Appellationsgericht unterm . d. M. für 
„nothwendig erklärt, damit das Landrecht die Eintragüng der Le⸗ 
„henherrlichkeit in die betreffenden Rubriken durch die Landtafel 
„zu Stande bringen könne, daß dasſelbe vor allem in Folge Cir⸗ 
„cular-Verordnung vom 26. May v. J. durch Vorlegung der er— 
„forderlichen Urkunden in den Stand geſetzt werde, ſein Amt han⸗ 
„deln zu können. 

„Das Landrecht habe in dieſer Angelegenheit als eine Par— 
Ahehſache nicht von Amtswegen, ſondern nur auf Anſuchen des Ver— 
„treters der l. f. Lehenſtube vorzugehen, über welches Anſuchen es 
„feinem Befunde als Landtafelbehörde und erſte Inſtanz überlaſſen 
„ſeyn müſſe, ob die Intabulirung des Lehennexus ohne weiters oder 
„nach Vernehmung des Vaſallen als Gegenparthey zu bewilligen iſt. 

„Die Rechte des höchſten Landesherrn bey der Landtafel im 
„zweckmäßigen Wege zu ordnen und zu ſichern, wäre alſo die Sa— 
„che der k. k. Hof- und n. ö. Kammerprocuratur als Vertreter der . 
„l. f. Lehenſtube, welche ſich die zur Sicherſtellung und Intabuli— 
„rung der l. f. Lehen-Gerechtſame nöthigen Daten von der Le— 
„henftube und Landtafel zu verſchaffen, und ſohin dem Landrechte 
„zur Bewirkung der Intabulation vorzulegen wiſſen werde. 

„Die k. k. Hof- und n. ö. Kammerprocuratur erhält demnach 
„dem Anſuchen des k. k. Appellationsgerichtes gemäß den Auftrag, 
„lich in vorkommenden Fällen hiernach zu benehmen.“ 

) Sieh Hofkanzley-Verordnung vom 5. Jänner 1821, Z. 1422 in 
§. 421 von den Lehenprobſten. 
371. 


Sobald dem Bisherigen gemäß der k. k. Kammerprocuratur 
der Auftrag zukömmt, die Sicherſtellung des Lehenbandes eines 
14 * 
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l. f. Lehens und rückſichtlich der Lehenherrlichkeit ſicherzuſtellen, 
dieſelbe durch die Einſicht der Landtafel, durch Überkommung der 
nöthigen Urkunden, ſich in den Stand geſetzt hat, ſolche zu realiſi— 
ren, hat dieſelbe in der Regel im officioſen Wege bey dem k. k. 
Landrechte als Landtafel-Behörde das Geſuch folgenden Inhalts 
zu überreichen: z. B. 

„Hochlöblich k. k. n. ö. Landrecht. Laut Lehenbrief ddo. 20. 
„Jänner 1836 sub A wurde Herr N. N. mit dem in der Lehen— | 
„ſpecification ddo. 21. Auguſt 1835 sub B verzeichneten l. f. Le— 
„hen jedoch ohne Genuß der Lehengnade belehnt. 

„Es wird daher über Auftrag der h. Landesregierung ddo. 
„29. Jänner 1836, Z. 5642 sub C mit Beziehung auf das n. ö. 
„Regierungs-Circulare vom 26. May 1819 gebethen: 

„Das h. Gericht geruhe zu bewilligen und zu verfügen, daß 
„die theilweiſe Lehenbarkeit der Herrſchaft N. N. V. O. W. W. 
„unter der Rubrik des Gutes mit dem Ausdrucke: „befinden ſich 
„dabey landesfürſtliche Lehen“ — dann die Bemerkung, daß die— 
„ſelbe ohne der Lehengnade genoſſen werden, unter der Rubrik 
„des Beſitzers eben daſelbſt angemerket, ferner der Lehenbrief A 
„und die Lehenſpecification B in das Inſtrumentenbuch der Land— 
„tafel bey der Herrſchaft N. N. einverleibt werden, und deßhalb 
„den nöthigen Auftrag an die Landtafel zu ertheilen, ſodann aber 
„wegen gleichmäßiger Vorſchreibung des Lehenbandes und Ein— 
„tragung obiger Urkunden in das ſtändiſche Gültbuch die erforder— 
„liche Note an das ſtändiſch n. ö. verordnete Collegium zu erlaſ— 
„ien ).“ 

) Diefe Form wurde mit n. 5. Regierungsentſcheidung vom 7. 
September 1836, Z. 49,510 im Wege der ob der ennſiſchen Lan— 


desregierung der k. k. ob der ennſiſchen Kammerprocuratur wörtlich 
vorgezeichnet. 


372. 


2) Bey den Privat-Activlehen iſt es die Pflicht des 
Privatlehenherrn, dieſe Sicherſtellung des Lehenbandes zu erwir— 
ken, worüber ſich das n. ö. Regierungs-Circular vom 5. April 
1824 $. 6) deutlich ausſpricht; ift daher derſelbe hiemit faumig 
oder der Beweis hierüber nicht vorgelegt, fo hat die J. f. Lehenſtube 
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in Verwaltung der Rechte des oberften Lehenherrn ſowohl das Recht 
als auch die Pflicht, dem Privatlehenherrn unter Feſtſetzung eines 
Termines aufzutragen, die bewirkte Sicherſtellung auf eine legale 
Weiſe d. i. durch Beybringung der Landtafel- oder Grundbuchs— 
Ertracte auszuweiſen, und dieſen Auftrag nöthigenfalls pönfällig 
zu erneuern. 

Würden auch die angedrohten und eingehobenen Pönfälle 
fruchtlos bleiben, ſo ſteht es der Lehenſtube frey, durch die k. k. 
Kammerprocuratur die Erfüllung dieſer Pflicht im gerichtlichen We— 
ge zu bewerkſtelligen, — oder im Falle einer vorſätzlichen und hart— 
näckigen Verweigerung und Widerſetzlichkeit wohl auch mit der Fe⸗ 
lonie vorzugehen. 


) Sieh L. 283. 
373. 


Die Taxen, Stämpelgebühren und überhaupt Koſten dieſer Si⸗ 
cherſtellung des Lehenbandes und rückſichtlich der lehenherrlichen 
Rechte hat der Impetrant d. i. bey Privat- Activlehen der Pri— 
vatlehenherr aus eigenem Vermögen zu beſtreiten ); — während 
bey den l. f. Lehen die k. k. Kammerprocuratur in Vertretung des 

a. h. Lehenherrn ſowohl die Tax⸗ als Stämpelfreyheit genießt. 

In Betreff der eigentlichen Landtafel-Taxe heißt es in dem 
Landtafel-Taxpatente vom 1. April 1812 J. G. S. Nr. 983 8. 7: 
„Wird das Band eines Fideicommiſſes, ein Lehenband oder ein 
„ſonſtiges Verhältniß, wodurch die Eigenſchaft eines freyen Gutes 
„eine Beſchränkung erhält, einverleibt, ſo iſt die Taxe mit 3 fl. zu 
„entrichten.“ 

Iſt ſonach auf die bisher bezeichnete Art das Lehenband ſo— 
wohl in der Landtafel als auch in dem Gültbuche oder in dem Grund— 
buche geſetzlich einverleibt, ſo werden die von dem Landrechte der 
Kammerprocuratur oder bey Privatlehen dem Bittſteller zurückge— 
ſtellten mit der landtäflichen Einverleibungs-Ingroſſirung verſe⸗ 
henen Urkunden in dem Archive der betreffenden Lehenſtube hinterlegt. 

) Das n. ö. Regierungsdeeret vom 24. September 1834, 3. 48,901 


verordnet: „Die Privatlehenherrn beſitzen ihre Lehenherrlichkeit als 
„eine Afterlehenſchaft, dieſelben müſſen daher mit ihrem Vermögen 
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„für das Daſeyn und die Erhaltung der anvertrauten Lehen haf— 
„ten. Ihre Pflicht bringt es mit ſich, für die Sicherſtellung ihrer 
„Lehenſchaft Sorge zu tragen und wenn dieſes nicht mittels der 
„ſchon im Jahre 1785 anbefohlenen Verbücherung geſchehen iſt, 
„ſo fällt ihnen eine Verantwortlichkeit zur Laſt. 

„Da die im hierortigen Decrete vom 11. December v. J. Z. 64,838 
„verlangte Ausweiſung lediglich zur Erzielung der ohnehin vor— 
„gefhriebenen Ordnung verlangt worden iſt und man über die 
„zu Grunde liegende Frage: ob und inwieferne die Privatlehen— 
„herrn der vaſallitiſchen Pflicht nach Vorſchrift der Geſetze, für die 
„Sicherſtellung des ihnen zur weiteren Verleihung anvertrauten 
„a. h. Leheneigenthums zu ſorgen, pflichtmäßig ſchon nachgekom— 
„men ſind, dießfalls aus Gnade hinausgegangen iſt, und bloß 
„vie allenfällige Nachtragung dieſer etwa bisher unterlaffenen 
„Schuldigkeit gefordert hat; da ferner die Privatlehenherrn dem 
„Oberlehenherrn für die Integrität des Lehens verantwortlich 
„find, die landtäfliche Intabulation aber ſich hiezu als ein noth— 
„wendiges Mittel zum Zwecke darſtellet, daher deren Erwirkung 
„einerfeits eine Pflicht der Privatlehenherrn, andererſeits aber in 
„ihrem eigenen Intereſſe gelegen iſt, fo können fie dießfalls eine 
„Stämpel- und Tax-Freyheit nicht anſprechen, ſondern ſie ſind 
„verbunden, die in dieſer Beziehung vorfallenden Tax- und Stäm— 
„pel- Gebühren aus eigenem zu beſtreiten. 

„Hiernach erledigt ſich die Anfrage des Fürſt von Auersperg'ſchen 
„Lehenprobſten und iſt die unterm 11. December v. J., Z. 64,838 ab⸗ 
„geforderte Ausweiſung der Sicherſtellung der Privatlehen nun— 


= 


V. Hauptſt ück. 


Von dem Verluſte des Lehens und der Auflöſung 
des Lehenbandes. 


374. 


Die Auflöſung des Lehenbandes kann theils fubjectiv 
theils objectiv eintreten, je nachdem entweder bloß jenes Ver— 
hältniß aufgelöſet wird, welches zwiſchen dem Lehenherrn und dem 
Vaſallen oder der vaſallitiſchen Familie beſtanden hat, der geſchloſſe— 
ne Lehenvertrag in ſeiner beſtimmten oder unbeſtimmten jedoch 
beſchränkten Dauer abgelaufen iſt und die Rechtskraft durch den 
Eintritt einer auflöſenden Bedingung verloren hat; — oder aber das 
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Lehenobject in dieſer Eigenſchaft zu exiſtiren aufhört, ſomit jene 
materielle rechtliche Ligatur wegfällt, wodurch der Lehenherr mit 
dem Vaſallen bisher verbunden war. 

Die ſubjective Auflöſung des Lehenbandes iſt wieder entweder 
eine relative oder abſolute, und zwar erſtere, wenn entwe— 
der der jeweilige Lehenherr oder der im Beſitze des Lehens befind— 
liche Vaſall ſtirbt oder des Lehens verluſtig wird, dagegen iſt die 
Auflöſung eine ſubjectiv abſolute, wenn das Lehen für die ganze 
von dem erſten Erwerber abſtammende Familie verloren geht, und 
das Lehenobject dem Lehenherrn heimfällt. 

Eben ſo iſt auch die objective Auflöſung eine relative 
oder ab ſolute und zwar erſtere, wenn zwar das bisherige Lehen— 
object in dieſer Eigenſchaft zu ſeyn aufhört, dafür aber demſelben 
ein anderes Object ſubſtituirt wird, eine Surrogirung eintritt, 
fie iſt eine objectiv abſolute, wenn das Lehenobject ohne aller Sur— 
rogirung zu exiſtiren aufhört. 

A. 


Subjective Auflöſung des Lehenbandes. 
375. 


Die Unterſuchung der Verhältniſſe, unter denen das Lehen— 
band in ſubjectiver Hinſicht aufgelöſet wird, hat es nur mit Per: 
ſonen zu thun und jenen Thatſachen, die von ihnen ausgehen 
oder in Bezug auf ſie eintreten, die jedoch den Verluſt eines Le⸗ 
hens für ſie zur Rechtsfolge haben. 

Die in dieſer Hinſicht eintretenden Momente ſind: 

1) Der Tod, und 

2) Die Verwirkung des Lehens als Strafe. 


376. 
Durch den Tod. 


Jedes rechtliche Vertragsverhältniß erliſcht in der Regel durch 
den Tod eines der Compaciscenten, insbeſonders dann, wenn bey 
der Schließung des Vertrages auf die Perſönlichkeit der Compa— 
ciscenten Rückſicht genommen worden iſt. Da nun dieſe Perfon: 
lichkeit in dem Lehenverhältniſſe ein weſentlicher Grundpfeiler war, 
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ſo lag es in dem urſprünglichen Begriffe eines Lehens, daß ſie nicht 
als erbliche Beneficien erkannt worden ſind. 

Mit der Einführung der Erblichkeit der Lehen geſtaltete ſich 
dieſe Regel in eine Ausnahme, wornach in der Gegenwart der Tod 
des Lehenherrn oder Vaſallen nur dem perſönlichen Verhältniſſe 
zwiſchen beyden ein Ende macht, in dieſem Falle iſt die ſubjective 
Auflöſung nur eine relative, indem der Erbe des Verſtorbenen, 
inſoferne er für ſich lehenſucceſſionsfähig iſt, mit dem abgetretenen 
Vaſallen dem Lehenherrn gegenüber nur eine und dieſelbe juridiſche 
Perſon vorſtellet, erſterer ſogleich in die Rechte und Pflichten 
des Letzteren eintritt, ſomit die Fortdauer des urſprünglichen Lehen— 
vertrages in rechtlicher Hinſicht nicht unterbrochen wird. 

Aus dieſem Grunde würde es auch in dieſem Falle einer Be— 
lehnungserneuerung gar nicht bedürfen, welche daher durch die Ge— 
ſetze nur zu dem Behufe angeordnet iſt, den Moment des Todes ei— 
nes der Compaciscenten dazu zu benützen, daß der urſprüngliche 
Lehenvertrag nicht in Vergeſſenheit gerathe und die Streitigkeiten 
vermieden werden, die eine zu lange Exiſtenz der vaſallitiſchen Fa— 
milie unter dem Vorwande der Erſitzung und Verjährung hervor— 
rufen könnte, endlich um für die Gegenwart dem Lehenherrn doch 
einige Vortheile und Früchte ſeiner Lehenherrlichkeit zufließen zu 
machen. 

Ein anderes Verhältniß tritt dann ein, wenn der letzte Ab— 
ſtämmling des erſten Lehenerwerbers mit Tod abgeht, kein lehen— 
fähiger Succeſſor mehr vorhanden iſt, und hiernach das Heimfalls— 
recht des Lehenherrn Platz greift. In dieſem Falle tritt immer 
eine ſubjective abſolute Auflöſung des Lehenbandes ein, da der 
urſprüngliche Lehenvertrag gänzlich erliſcht, deſſen auflöſende Be— 
dingung wirklich eingetreten iſt, und ſonach auch das Nutzungsei— 
genthum über das Lehenobject dem Lehenherrn zur weiteren belie— 
bigen oder geſetzlich beſtimmten Verfügung zurückfällt. 

Ob und in wie ferne dieſe ſubjective abſolute Auflöſung auch 
eine objectiv abſolute ſeyn könne, hängt von dem Umſtande ab, ob 
der Lehenherr in ſeinem Eigenthumsrechte unbeſchränkt erſcheinet, 
das Lehenobject auch von den dinglichen Banden der Lehen— 
eigenſchaft mit dem Eintritte obiger Bedingung zu befreyen, 
oder nicht. 
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Die Eigenſchaft des Lehenobjectes, als einer res infeudari 
solita klebet in Oſtreich allen Privatlehen an, für ſie ſtreitet um 
fo mehr die geſetzliche Vermuthung, als alle Privatlehen als l. f. 
Afterlehen erklärt ſind, ſomit dem Landesfürſten als oberſten Lehen— 
herrn das objective Lehenband ſo lange erhalten werden muß, 
bis deſſen Einwilligung in die gänzliche d. i. objectiv dingliche Auf— 
löſung des Lehenbandes ausdrücklich vorliegt. 

Bey den Privatlehen in Oſtreich berechtiget daher die fubjec- 
tiv abſolute Auflöſung des Lehenbandes noch keineswegs zur Schluß— 
folge auf den gleichzeitigen Eintritt der objectiv abſoluten Auflö— 
ſung, im Gegentheile iſt jeder Privatlehenherr bey dem Eintritte 
der erſteren verpflichtet, unter Fortbeſtand des objectiven Le— 
henverbandes eine neue vaſallitiſche Familie mit dem ihm heimge— 
fallenen Lehen zu belehnen und hiedurch die Rechte des oberſten 
Lehenherrn aufrecht zu erhalten. 

Ein anderes Verhältniß tritt in Bezug auf die unmittelbar l. f. 
Lehen ein, bey welchen es lediglich von dem freyen und unbeſchränk— 
ten Willen des Landesfürſten abhängt, ob ein ibm heimgefallenes 
Lehen wieder weiter verliehen oder aber das Lehenband gänzlich ge— 
löſcht und dem Lehenobjecte die Natur eines Allodialgutes zu Theil 

werden ſoll. 


377. 
Durch Verwirkung des Lehens. 


Die Verwirkung des Lehens aus Strafe wird nach dem Sprach— 
gebrauche der Feudiſten Felonie (Felonia) genannt. 

Mag nun der etymologiſche Urſprung dieſes Wortes von dem 
deutſchen Worte: fehlen oder von Falla, welches Betrug 
und Nachſtellung bedeutet, oder nach der unwahrſcheinlichen Mei— 
nung Anderer von dem griechiſchen ros d. i. Betrüger oder von 
dem lateiniſchen fallo (felli) herrühren, fo iſt doch ſoviel gewiß, 
daß man hierunter eine Handlung oder Unterlaſſung verſtehet, die 
dem Lehenvertrage und insbeſondere der hierin zugeſicherten wech— 
ſelſeitigen beſonderen Treue widerſtreitet. 

Inſoferne nun dieſe Lehentreue eine wechſelſeitige iſt, drin— 
get ſich von ſelbſt auf, daß nicht nur der Vaſall, ſondern auch 
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der Lehenherr mit diefer beſonderen Treue in Widerſpruch tre- 
tende Handlungen oder Unterlaſſungen ſetzen, ſomit die Felonie 
beyden zur Laſt fallen könne, wornach ſich ergibt, daß 

a) von der Felonie des Vaſallen, dann 

p) jener des Lehenherrn zu handeln ſeyn wird. 

Da die Felonie die wechſelſeitige Lehentreue zur eigentlichen 
und directen Grundlage hat, ſo ſind auch nur die von dem Va— 
ſallen oder dem Lehenherrn in ihrer gegenſeitigen Wechſelwirkung 
eintretenden Verletzungen dieſer vertragsmäßigen Treue das eigent— 
liche Materiale der Felonie, weßwegen auch dieſe den Begriff der 
eigentlichen Felonie (felonia vera) darbiethen. 

Allein die Lehengeſetze ſetzen die Strafe der Verwirkung des 
Lebens auch auf andere Handlungen undUnterlaſſungen, deren Rechts— 
widrigkeit gerade nicht aus der Lehentreue directe begründet werden 
kann, für welche die Feudiſten den Ausdruck: un eigentliche 
Felonie (quasi felonia) wählten, um letztere von der eigentli— 
chen zu unterſcheiden. 

Im Allgemeinen kömmt hier ferner noch zu bemerken, daß 
die böſe Abſicht immerhin ein weſentliches Merkmahl in dem Be— 
griffe der Felonie ſey, jedoch dieſe keineswegs der allein entſchei— 
dende Coefficient iſt, indem die Lehengeſetze wohl auch ein bloßes 
Verſchulden (culpa) zur Conſtituirung der Felonie zureichend er— 
kennen. f 

Dem Bisherigen zu Folge dürfte ſich der Begriff: Felonie 
in dem Satze rechtfertigen: Jede in einer böſen Abſicht 
oder in einem Verſchulden der Lehen-Compaciscen— 
ten gegründete Handlung oder Unterlaſſung iſt als 
eine Felonie zuerkennen, wenn hierauf die Lehen— 
geſetze die Verwirkung des Lehens geſetzet haben. 


378. 
Eigentliche Felonie des Vaſallen. 


Bey der Unterſuchung über die eigentliche Felonie des Vaſal— 
len iſt vor allem der Begriff: Vaſall dahin feſtzuſtellen, daß hier: 
unter nicht nur der wirkliche Lehenbeſitzer, ſondern alle von dem 
erſten Erwerber abſtammenden zur Lehenſucceſſion berufenen Glie— 
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der der vaſallitiſchen Familie, dann alle jene Perſonen, die ſchon 
wirklich belehnt ſind, mag dieß nun in Folge der Coinveſtitur oder 
Sammtbelehnung oder auch nur der Eventual-Belehnung geſche— 
hen ſeyn, verſtanden werden. 

Die Vaſallen in dieſem ausgedehnten Sinne ſind dem Lehen— 
herrn alle zur beſonderen Treue und Ehrerbiethung verpflichtet, und 
wenn dieſe Pflicht bey den Lehenanwärtern auch nur eine allgemeine 
iſt, dieſelben noch zu keinen poſitiven beſonderen Leiſtungen verhal— 
ten werden können, ſo iſt doch zwiſchen ihnen und dem Lehenherrn 
durch ihr ex pacto et providentia majorum bereits erworbenes 
Recht die Ligatur in der Art ſchon vorhanden, daß ſie wenigſtens 
keine dem Lehenherrn oder ſeiner Familie nachtheilige Handlung 
oder Unterlaſſung ſetzen dürfen. 

Der Begriff der Lehent reu eenthält als weſentliches Merkmahl 
den Imperativ in ſich, daß der Vaſall dem Lehenherrn nicht nur nicht 
ſchade, ſondern auch bemüht ſey, allen ihm drohenden Nachtheil 
nach Möglichkeit und aus allen ſeinen Kräften zu beſeitigen. 

Im allgemeinen kann daher der Vaſall auf eine dreyfache Art 
eine Felonie begehen, und zwar 

1) durch Handlungen, wodurch er den Lehenherrn an 
ſeinem Leibe, an ſeiner Ehre oder an ſeinen Gütern verletzet; 

2) durch die Unterlaſſung ſolcher Handlungen, wodurch 
er den Lehenherrn aus einer Gefahr hätte erretten können. Endlich 

3) durch Unterlaſſung der Erfüllung jener Pflich— 
ten, zu denen er durch die Lehengeſetze oder den Lehenvertrag b e— 
ſonders verbunden iſt. 


379. 
1) Felonie durch Handlungen. 


Alle jene Handlungen des Vaſallen, durch welche eine Ver— 
letzung des Lebens, der Ehre oder des Vermögens des 
Lehenherrn herbeygeführt wird, und dieſe zur Folge haben oder 
haben kann, ſind geeignet die Felonie zu begründen. 

Hieher gehören vorzugsweiſe: 

a) lebensgefährliche Nachſtellungen . F. 5.: „Si 
dominum assalierit vel castrum domini sciens dominum vel 
dominam ibi esse. 
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I. F. 17. „Si seienter dominos assalierint vel similes cul- 
pas commiserint, benefieio carere debent. 

In dem Wortlaute dieſer Geſetze ift es gelegen, daß der Va— 
ſall die dem Lehenherrn oder ſeiner Familie aus ſeiner Handlung 
drohende Gefahr wiſſen mußte, ſomit dieſe Handlung mit dem Be— 
wußtſeyn, ſeinem Lehenherrn oder deſſen Familie einen Schaden 
zuzufügen, unternommen haben mußte. 

b) Verrätherey. II. F. 57. „Si insidiis eum clande- 
stinis vel manifestis appetiverit, vel inimieis ejus suas amiei- 
tias copulaverit, atque in aliis sic versatus est, zut potius 
inimicus quam fidelis esse eredatur.“ ‚ 

c) Angriff der Güter, des beweglichen oder unbeweg— 
lichen Eigenthumes oder böſe Abläugnung der Lehenei— 
genſchaft der als Lehen verliehenen Sache. 

II. F. 26. $. 3. „Vasallus si ſeudum vel feudi partem aut 
conditionem ex certa scientia inficiatur, et inde convietus fue- 
rit, eo, quod abnegavit feudum ejus vel conditionem exspolia- 
bitur; alias autem vasallus quamvis hoc sciens non patefaciat, 
feudum tamen retinet, aut si aliam rem domini celaverit va- 
sallus, feudum tamen non amittit.“ 

II. F. 26. S. 10. „Vasallus feudum, quod sciens abne- 
gavit, amittit, ignoranti vero subvenitur. Quod si dubitet, 
dubitanter respondere debet.“ 

d) grobe wörtliche und thätliche Beleidigung, 
wohin auch Ehebruch mit der Frau oder Schwiegertochter, 
Schändung der Tochter oder Enkelinn des Lehenherrn oder der 
noch nicht verheuratheten Schweſter desſelben zu rechnen iſt. 

II. F. 24. $. 5. „Porro si dominum assalierit, vel vicum in 
quo est per vim aggressus fuerit, vel impias manus in personam 
domini ubicunque ingesserit, vel alias graves vel inhonestas 
injurias intulerit, vel vitae ejus veneno vel gladio vel aliter 
insidiatus fuerit, beneſicium amittit.“ 

I. F. 5. pr. Item si fidelis cucurbitaverit dominum, id 
est cum uxore ejus concubuerit vel concumbere se exercuerit, 
aut cum ea turpiter luserit vel si cum filia aut (cum nepte ex 
filio aut cum nupta filio) cum sorore domini concurbuerit 
(haec ita obtineat si in domo domini maneat) jure feudum 
amittere censetur.“ 
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II. F. 24. S. 4. „Rursus si domini vel dominae filiae vel nu- 
rui aut sorori in domo adhuc manenti, quae in .capillo ') diei- 
tur, sese immiscuerit: feudo, quo se monstraverit indignum 
carere debet. | 

Dieſer unerlaubte Umgang des Vaſallen mit der Frau, Toch— 
ter, Sohnestochter oder Schweſter des Lehenherrn, welcher Fehler 
unter dem eigenthümlichen Nahmen der felonia cucurbita- 
tionis bekannt iſt, beſchränkt ſich jedoch darauf, daß dieſe Per— 
ſonen noch in dem Hauſe des Lehenherrn ſich befinden, war je— 
doch dieß nicht der Fall, war z. B. die Tochter des Lehenherrn be— 
reits verheurathet oder war deſſen Schweſter außer ſeinem Hauſe 
wohnhaft, ſo trat der Grund der Felonie nicht ein. 

Eben ſo war die Buhlſchaft des Vaſallen mit der Witwe 
des bereits verſtorbenen Lehenherrn kein zur Felonie geeignetes 
Vergehen, da der Lehentext I. F. 21 zur Cucurbitation ausdrück— 
lich fordert, daß der Vaſall bey Lebzeiten des Lehenherrn mit ſeinem 
Weibe einen verbothenen Umgang pflege. 

e) Eröffnung der Geheimniſſe zum Nachth eile 
des Lehenherrn. 

I. F. 47. und II. F. 5. 7. 

Zu dieſen Lehenfehlern wurde nach dem longobardiſchen Lehen— 
rechte noch 

f) die Anklage und das Zeug niß des Vaſallen gegen den 
Lehenherrn in Crim in alſachen gezählt. II. F. 33. §. 5; — 
da jedoch nach dem derzeit gültigen Strafgeſetze jedermann zur An— 
klage berechtiget, und im Aufforderungsfalle zur Abgabe eines Zeug— 
niſſes verpflichtet iſt, ja eine Ausnahme zu Gunſten des Lehenherrn 
aus ſtaats- und ſtrafrechtlichen Grundſätzen nicht gerechtfertiget 
werden könnte, ſo muß dieſe lehenrechtliche Beſtimmung als auf— 
gehoben und ſchon an ſich als ungültig erkannt werden. 


) Die fliegenden Haare waren bey den Longobarden das Zeichen 
des ledigen Standes der Mädchen. 


380. 
2. Durch Unterlaſſungen überhaupt. 


f Durch Unterlafung macht ſich der Vaſall der Felonie ſchuldig, 
wenn er die Verletzungen und Gefahren, welche dem Lehenherrn 
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an feinem Leibe, an feiner Ehre oder an feinem Vermögen zuge: 
fügt werden, nicht abzuwenden bemüht iſt, wo es doch ihm mög— 
lich geweſen wäre, als z. B. 

1) wenn er die dem Lehenherrn drohende Gefahr weiß, 
und ihn hievon nichtſogleichin Kenntniß ſetzt. 

II. F. 24 $. 3. „Praeterea si vasallus rescierit, aliquem 
contra dominum suum assulturum, vel mortem, vel captionem, 
aut patrimonii grandem jacturam facere molientem, debet do- 
minum super hoc quam citius potest certiorare: ut proinde do- 
minus sciens prudensque periculum valeat declinare. Quod si 
non fecerit doloque vel negligentia sua vel fraude celaverit, 
beneſicium se cariturum agnoscat.“ 

2) Wenn er ihn in einer Lebensgefahr muthwillig 
verläßt z. B. in einer Schlacht. 

II. F. 24. $. 2. „Item qui dominum suum, cum quo ad 
proelium iverit, in acie periclitantem dimiserit, beneficio in- 
dignum se judicavit.“ 

I. F. 5. pr. „Si enim dominus proelium campestre habue- 
rit et vasallus eum morantem in ipso proelio dimiserit non 
mortuum nee ad mortem vulneratum, feudum amittere debet.“ 

War jedoch der Lehenherr in der Schlacht wirklich geblieben 
und verläßt der Vaſall hiernach das Schlachtfeld, ſo konnte ihm 
aus dieſem Grunde keine Felonie mehr zugerechnet werden. I. F. 
21. $. 1. in fin. „Si in pugna suum dominum dimiserit et eum 
eo non laboraverit, si potuerit.“ 

3) Wenn der Vaſall feinen Lehenherrn, der in die Gefan— 
genſchaft geräth, los zukaufen unterläßtz jedoch iſt 
er hiezu nur dann verpflichtet, ſomit kann nur dann von einer Fe— 
lonie die Rede ſeyn, wenn das Löſegeld den Werth des 
Lehens, das er erſterem verdanket, nicht überſteigt. 

II. F. 24 f. 8. „Vel si cognoverit dominum inclusum, et 
eum, cum potuerit, non liberavit, feudum perdit.“ 

4) Wenn der Vaſall die ſchuldigen Lehendienſte ver— 
weigert. 

I. F. 21. pr. „Vel si dominis suis deservire noluerint, tune 
condictio causa data proponitur ad repetendum feudum ex quo 
non servit domino.“ 


223 


II. F. 24. S. 7.: „Sed non est aliajustior causa beneficii 
aufferendi, quam si id propter quod beneſicium datum fuerit, 
hoe servitium facere recusaverit, quiabeneficium amittit. Aliud 
est, si forte ideo non servierit, quia non potuerit, tunc 
enim feudum non amittit.“ 


381. 


3. Durch Unterlaſſung geſetzlicher und vertragsmä⸗ 
ßiger Pflichten. 


Die Unterlaſſung der poſitiven Pflichten, welche dem Vaſallen 
nach dem Lehengeſetze oder aus dem Lehenvertrage obliegen, tritt 
vorzüglich ein: 

a) Wenn der Vaſall die Belehnungserneuerung 
zur rechten Zeit nicht anſucht. 

Nach dem Lehentexte II. F. 26. „Etsi vasallus omni anno do- 
mino se non repraesentat, feudum tamen non amittit,“ dann 
nach dem Patente vom 4. November 1658, in welchem es heißt: 
„daß eine ſolche Nachläſſigkeit, fo anders kein fürſetzlicher contem- 
ptus des Lehenherrn dabey mit untergeloffen, allergnädigſt nachge— 
ſehen werden folle« — würde zwar gefolgert werden können, daß 
das Verſäumen des Belehnungs-Erneuerungs-Termins kein die 
Strafe der Felonie rechtfertigender Grund ſey; allein dagegen drückt 
ſich der Lehentext II. F. 24 in den Worten aus: Prima autem 
causa beneficii amittendi haec fuit et adhuc est in plerisque 
curiis (sed in nostra curia Mediolanensi non obtinet) quod si 
vasallus per annum et diem domino suo mortuo non steterit, 
quod haeredem domini sui investituram petendo, fidelitatem 
pollicendo non adierit, tamquam ingratus existens, benefi- 
cium amittit; et e converso si domino superstite vasallus de- 
cesserit et filius ejus per jam dietum tempus neglexerit pe- 
tere investuram, beneficio carebit. Dann II. F. 40. 

Wird ferner ein Blick auf die gegenwärtigen poſitiven Lehen— 
geſetze geworfen, ſo ſehen wir, daß in allen Lehenedicten bey einer 
Veränderung in der Perſon des Lehenherrn ausdrücklich verordnet 
wird, daß derjenige, welcher in dem feſtgeſetzten Termine die Be— 
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lehnungs-Erneuerung anzuſuchen unterläßt, ſich ſelbſt zuzuſchreiben 
habe, wenn gegen ihn mit der Strafe der Felonie vorgegangen werde. 

Das n. ö. Regierungs-Circulare vom 11. Juni 1813 ver— 
ordnet ferner ausdrücklich §. 9: „Im Falle 3 (d. i. wenn der 
„Vaſall die Belehnungserneuerung innerhalb der geſetzlichen Friſt 
„nicht anſucht) hingegen wird gegen den Vaſallen ohne weiters 
„nach den Geſetzen mit der Strafe der Felonie unnachſichtlich 
„vorgegangen werden.“ 

Eben ſo verordnet das n. ö. Regierungs-Circulare vom 8. Au— 
guſt 1832 $. 12. „Wird den- Vaſallen und ihren Geſchäftsfüh— 
„rern ernſtlich erinnert, die in den betreffenden obigen Paragra— 
„phen vorgeſchriebenen Termine genau zuzuhalten, indem insbes 
„fondere, wenn die Belehnungserneuerung nicht in der durch die 
„Geſetze beſtimmten Friſt angeſucht wird, man mit der lehenge— 
„ſetzlichen Strafe der Felonie ohne weiters vorgehen — wird.“ 

Hieraus folgt, daß die Verſäumung des Belehnungserneue— 
rungs-Termins allerdings ein geſetzlicher die Strafe der Felonie 
rechtfertigender Grund iſt, daß es ferner keines beſonderen Bewei— 
ſes einer böſen Abſicht bedürfe, ſondern der Verlauf der geſetzlich 
beſtimmten Zeit allein genügend ſey, mit dem Straferkennt— 
niſſe vorzugehen. 

b) Wenn der Vaſall das Lehen verſchweiget. 

Schon in dem Patente vom 31. Auguſt 1769 ') heißt es: 
„— — als im Widrigen wider die, fo ſich binnen dieſer Zeit nicht 
„melden würden, dahingegen durch die vornehmende Unterſuchung 
„einige verſchwiegene Lehencorpora zu beſitzen, über kurz oder lang 
„entdeckt werden follten, mit Einziehung ſothaner Lehen— 
„ſtücke und beſchaffenen Umſtänden nach mit ſchärferer Strafe un— 
„nachſichtlich fürgegangen werden würde.“ 

c) Wenn der Vaſall den Lehenseid halsſtarrig ver: 
weigerte, ſo fand das Geſetz hierin einen Grund zur Strafe der 
Felonie 5). 

Inſoferne nun in Oftreich der Leheneid nicht abgenommen wird, 
ſondern die Angelobung an deſſen Stelle tritt, ſo leidet das 
Geſetz wohl auch auf letztere volle Anwend ung. 

d) Wenn der Vaſall das Lehen ohne vorher eingeholter und 
erhaltener Bewilligung des Lehenherrn veräußert. 
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Dieſes geſetzliche Verboth der Lehenveräußerung wurde der— 
geſtalt ſtrenge gehandhabt, daß ſelbſt in dem Falle, wenn der Va— 
fall das Lehengut veräußerte und ſich auch in dem Veräußerungs— 
vertrage vorbehielt, die Einwilligung des Lehenherrn nachträg— 
lich zu erwirken, oder die Anſuchung und Erwirkung dieſes Con— 
ſenſes dem Käufer zur Vertragsbedingung machte, ſomit eine böſe 
Abſicht nicht nachgewieſen werden kann, die Strafe der Felonie 
dennoch einzutreten hatte, ſobald der Vaſall das veräußerte Lehen— 
gut dem Käufer wirklich übergeben hat, bevor er den Alie— 
nations-Conſens erhielt ). 

Von dieſer Strenge iſt jedoch in der neueren Zeit ganz ab— 
gegangen worden, indem derzeit die in dem Kaufvertrage ausge— 
drückte Bedingung der Erwirkung des Alienations-Conſenſes als ein 
Entſchuldigungsgrund angenommen wird, wenn auch die Lehen— 
realität dem Käufer wirklich ſchon in dem phyſiſchen Beſitz überge— 
ben worden wäre. 

Ein Beweis hiefür iſt in dem n. ö. Regierungs-Decrete vom 16. 

October 1818, 3. 33,713 gelegen, welches alſo lautet: 

„Da die Gräfinn Maria von A“ die zu dem Lehen Schön— 
„egg gehörige Baumühle vor erwirktem lehenherrlichen Conſens je— 
„doch unter der ausdrücklichen Bedingung, daß dieſer Conſens er— 
„wirket werde, verkauft hat, und da der Käufer dieſes Lehenſtückes 
„Leopold Lichtelberger von der Regierung hierauf bis jetzt noch nicht 
„belehnt, mithin demſelben nach Maßgabe des Geſetzbuches §. 321 
„der rechtliche Beſitz noch nicht eingeräumt worden iſt, ſo kann der 
„Gräfinn Ab zwar keine Argliſt oder Geringſchätzung der le— 
„henherrlichen Rechte bewieſen werden, welches als ein Lehenfehler 
„betrachtet, und wegen welchem auf die Caducität des Lehens geſpro— 
„chen werden könnte, allein in Folge der Verordnungen vom 29. 
„May 1788, dann vom 10. Jänner 1814 war es die Pflicht der 
„Gräfinn, bevor ſie den Verkauf den Baumühle, welches ein inte— 
„grirender Beſtandtheil zu dem Lehen Schönegg iſt, einleitete, hie— 
„zu den lehensherrlichen Conſens anzuſuchen, und die Entſchei— 
„dung hierüber abzuwarten. Da fie aber dieſes zu thun unterließ, 
„fo iſt dieſes eigenmächtige Benehmen immerhin als ein illegaler 
„Vorgang zu betrachten, nach welchem das ganze Verkaufsgeſchäft 
„rückgängig gemacht werden muß. Der Gräfinn M. v. Ab wird das 

15 


226 


„her aufgetragen, die ohne lehensherrlichen Conſens verkaufte 
„Baumühle zurückzunehmen und ſie hat ſich nach der Verordnung 
„vom 29. May 1788 die Verlegenheit ſelbſt zuzuſchreiben, in wel— 
„che ſie allenfalls durch die Wiederherbeyſchaffung des benannten 
„Lehenkörpers! gerathen dürfte.“ 

e) Auch wegen beträchtlicherLehen-Deteriorationen 
kann der Vaſall des Lehens verluſtig erkannt werden, vorausge— 
ſetzt, daß ihm dieſe erhobenen Deteriorationen von dem Lehenherrn 
verbothen, und das unbeachtet gelaffene Verboth mit der Andro— 
hung der Felonie wiederholt worden iſt, der Vaſall aber auch die— 
ſes wiederholte und mit der Strafe der Felonie bedrohte Verboth 
nicht achtet, ſondern in der gefeßwidrigen Deteriorirung fortfaͤhrt“). 

Die bisher aufgezählten Handlungen und Unterlaffungen oder 
Pflichtverletzungen ſind zwar die weſentlichſten, keineswegs aber die 
einzigen, da der Lehentext ausdrücklich erwähnet, daß auch andere 

rſachen zur Verwirkung des Lehens zureichen; es kömmt daher 
nur darauf an, ob die Pflichtverletzung, die geſetzwidrige Handlung 
oder Unterlaſſung unter eine der bisher angegebenen drey Haupt— 
arten, welche die Verwirkung des Lehens und die Strafe der Felo— 
nie begründen, ſubſumirt werden könne °). 


) Sieh 9. 358 — von der Sicherſtellung des Lehenbandes, dann 
Cod. Austr. VI. tom. Supl. pag. 1217. 

2) II. F. 24. §. 1. 

) II. F. 44. 

) II. F. 27. F. 7. 

6) II. F. 23.: — — „Si quis enim dixerit, quae causae quemad- 
modum alicui domino ad ingratitudinem alicujus vasalli pro- 
bandam possint suflicere, nullo certo modo posse deſiniri, nihi 
erraverit. De illa tamen ingratitudine loquor, per quam bene- 
ficium amittatur, non enim ad hoc suflicit omnis occasio, per 
quam fidelis accepti beneficii videtur ingratus, sed sunt quaedam 
(ut ita dixerim) egregiae ingratitudinis causae, quibus benefi- 
cium secundum mores curiarum solet adimi. Quomodo enim 
vasallus, quam humiliter, quam devote, quam benigue, quamjfideliter 
erga dominum suum debeat se habere, potius ex naturalibus et 
bonis curiarum consuetudinibus potest percipi, quam lege aut 
seripto aliquo possit comprehendi.“ — II. 24. $. 9. 


382. 
Uneigentliche Felonie. 


Die uneigentliche Felonie (quasi -felonia) unterſchei⸗ 
det ſich von der eigentlichen dadurch, daß das Vergehen oder die 
Rechtsverletzung nicht wie bey der letzteren gegen den Lehenherrn 
ſelbſt und unmittelbar unternommen wird, ſondern gegen dritte von 
letzterem verſchiedene Perſonen gerichtet iſt. 

Das longobardiſche Recht kennet nur zwey Arten der Quaſi— 
Felonie, nähmlich: 

1) den Brudermord in der Abſicht das Lehen zu 
erhalten 

I. F. 5: „Item si fratrem suum oceiderit vel nepotem id est 
filium fratris.“ 

II. F. 24. $. 11. „Si vero non dominum sed alias graviter 
deliquerit, vel grave quid commiserit, sicut ille, qui fratrem 
suum interfecit, vel aliud grave erimen (quod parrieidii appella- 
tione continetur) commiserit, feudum amittit, et non ad domi- 
num sed ad proximos pertinet: si tamen beneficium fuerit pa- 
ternum. Sic enim saepe pronunciatum scio.“ 

II. F. 37. „Si quis interfecerit fratrem domini sui, non ideo 
beneficium amittit, sed si fratrem suum interfecerit ad hoc ut 
totam haereditatem habeat vel aliam feloniam commiserit v. c. 
hominem tradendo ut in Curia amplius stare non possit, pri- 
vabitur feudo. Quia tamen erga dominum non fuerit facta ad 
cognatum proximiorem pertinebit.“ 

Durch diefe Lehenterte wird überhaupt jedes ſchwere Verbre— 
chen an ſich ſchon als geeignet erklärt, den Verluſt des Lehens nach 
ſich zu ziehen; hiernach muß auch der Lehenterte II. F. 37 dahin 
interpretirt werden, daß nur jener Todtſchlag oder jene Ermor— 
dung des Bruders des Lehenherrn keine Quaſi-Felonie begründe, 
wo der Vaſall deßwegen nicht als Verbrecher ſtraffällig erklärt wird, 
ſondern der Zufall oder das Recht der Nothwehre die Urſache war; 
es hat jedoch hiervon abgeſehen der Grundſatz zu gelten: daß je— 
des den Vaſallen entehrende Verbrechen als Mord, 
Todtſchlag, Diebſtahl u. ſ. w. ſobald es als ein wirk— 
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liches Verbrechen von dem Strafrichter erkannt und 
der Verbrecher als ſtraffälligerklärt worden iſt, 
die Quaſi-Felonie begründe. 

2) Wegen Verrätherey gegen ſeinen Mitvaſal⸗ 
len. II. F. 37.: hominem tradendo etc. etc. 

Nach den Begriffen der Vorzeit und insbeſonders in dem Le— 
henverhältniſſe wurde der Verräther überhaupt als ehrlos behan— 
delt, es konnte daher auch der Lehenherr ihm nicht weiter vertrauen, 
ſomit auf die Erfüllung der Lehentreue nicht mit Sicherheit rechnen. 

Einige Feudiſten rechnen unter die Fälle der Quaſi-Felonie 
auch noch weiter: 

a) wenn der Vaſall, da das Lehen auf ihn fällt, wiſſentlich 
zuläßt, daß ein Anderer damit belehnt wird; dann 

6) wenn der Vaſall ein Geiſtlicher oder gar ein Mönch wird. 

Allein wenn 

zu a) der Vaſall wiſſentlich zuläßt, daß zur Zeit, 
als das Lehen vermöge der Succeſſionsordnung an ihn fällt, ein 
Anderer hiemit belehnt wird, ſo kann ihm dieſes Still— 
ſchweigen nicht als ein Vergehen zur Laſt gelegt werden, welches 
Merkmahl wohl auch in dem Begriff der Quaſi-Felonie gelegen iſt, 
ſondern es iſt hierin nichts weiter als eine ſtillſchweigende Verzicht— 
leiſtung auf das ihm zuſtehende Recht erkennbar. 

Der Lehentext I. F. 5 erwähnet auch deßwegen mit keinem 
Worte der hier eintretenden Quaſi-Felonie, ſondern ſagt nur: 
„Praeterea si ille, ad quem feudum per successionem jure 
obvenire debet, consenserit, eos investire, ad quos secundum 
rectum morem non pertinet: nullo modo ad eum repetendum 
regressum habet. Ein ähnlicher Fall tritt 

zu g) ein, wenn der Vaſall Geiſtlicher oder Mönch 
wird, denn in dieſem Falle gibt er durch ſeine Handlung das Le— 
hen freywillig auf, da ihm bekannt ſeyn muß, daß der geiſtliche 
Stand zum Beſitze eines Lehens unfähig mache. Es kann daher von 
einer Quaſi-Felonie um ſo weniger eine Rede ſeyn, als das von 
dem Vaſallen durch feinen Eintritt in den geiſtlichen Stand auf— 
gegebene Lehen in Folge der beſtehenden Succeſſionsordnung an 
den nächſtberufenen lehenfaͤhigen Anwärter gelanget, eben jo, als 
ob der Vaſall mit Tod abgegangen wäre. 
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Dieſe nach dem longobardiſchen Geſetze ausdrücklich angege— 
benen Fälle ſind jedoch nicht die einzigen, denn ſowohl im Bezug 
auf die eigentliche als auch die Quaſi-Felonie ſpricht ſich der Lehen— 
text II. F. 24 §. 9 in den Worten aus: 

„Praedictis modis beneficium debere amitti, tam natura- 
lis quam virilis ratio suadet; quae potest colligi, si quis no- 
vam constitutionem justas exhaereditationis causas enumeran- 
tem, et alias constitutiones veteres justas ingratitudinis et 
repudii causas, quibus matrimonia recte contracta solvuntur 
et donationes jure perfectae revocantur, subtiliter serutatus fue- 
rit. Sed quia natura novas deproperat edere formas, potest 
multis modis contingere ut aliae emergent causae, quibus 
videatur juste adimi posse feudum, adeoque judex solers et 
discretus et aequitati obsecundare sollieitus, cuncta subtiliter 
dispersans provideat, si qua fuerit antiquioribus causis simi- 
lis seu major ut proinde sciat utrum beneficium sit amitten- 
dum an nihilo minus retinendum.“ 

Allein fehlerhaft wäre es, wenn man aus dieſer Stelle den 
Grundſatz ableiten wollte, daß alle jene Urſachen, aus denen eine 
Schenkung widerrufen oder ein Erbe enterbt werden kann u. ſ. w., 
auch gültige Gründe zur Felonie darböthen, denn der Feudiſt woll— 
te hierin nicht etwa einen allgemeinen Grundſatz, ſondern nur ein 
Gleichniß aufſtellen, ohne jedoch dieſes zu einer geſetzlichen Norm 
zu erheben. 

Das öſtreichiſche Lehenrecht richtet ſich in Bezug auf die Fe— 
lonie ganz nach den Beſtimmungen des longobardiſchen ). 


) Hiſtoriſche Belege hiezu liefern der unter Kaiſer Maximilian II. 
abgefaßte n. ö. Lehentractat 175 Titel, dann der Entwurf der 
n. ö. Lehenordnung, in welch letzterer es §. 309 heißt: „Einer 
»„ſchweren Verletzung der Lehenpflichten oder einer Felonie macht 
„fih der Edelmann ſchuldig: 

„Erſtens Durch Thätlichkeiten gegen die Perſon, Freyheit, Ehre, 
„Rechte und das Vermögen des Lehenherrn; wenn er den Lehen— 
„herrn tödtet, ihm nach dem Leben ſtrebt, oder ihn durch Liſt oder 
„Gewalt empfindlich verletzet, ſeine Feinde wiſſentlich unterſtützt, ihn 
„Ihimpflich behandelt, deſſen Frau, Tochter, Sohnes Tochter oder 
„Schweſter, ſo lange dieſelben unverheirathet in feinem Haufe find, 
„entehrt; wenn er vorſätzlich läugnet, daß die Sache lehenbar ſey, 
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„oder das Lehen verheimlichet, oder verſchweiget, wenn er das 
„Lehen merklich verwüſtet, ganz oder zum Theil zu Grunde gehen 
„läßt.“ 

„F. 310.3 weitens, durch Unterlaſſung der wichtigeren Lehen- 
„pflichten, wenn er die dem Lehenherrn an ſeiner Perſon, Frey⸗ 
»heit, Ehre, feinen Rechten und Gütern drohende Gefahr, ſoweit 
„er kann, nicht abwendet. Die ſchuldigen Dienfte verfaget, wenn 
„er vorſätzlich oder aus grobem Verſchulden die Belehnung binnen 
„der gehörigen Friſt ohne einen Lehenurlaub erhalten zu haben, 
„nicht anſucht oder den erhaltenen Lehenurlaub bey den l. f. Le— 
„hen von Jahr zu Jahr nicht erneuert, wenn er die Lehenpflicht 
„abzulegen ſich hartnäckig weigert, auf dreymahlige Erforderung 
„in Lehenſachen in Jahresfriſt nicht erſcheint, das Lehen ohne 

„Einwilligung des Lehenherrn veräußert oder pfandweiſe hintan— 
„gibt und einantwortet, wenn ein l. f. Lehenmann fein Lehen wei— 
„ter verleiht, ohne es vorher ſelbſt von dem Landesfürſten em— 
„pfangen zu haben, ein Erblandhofbeamter endlich, wenn er feinen 
„Aufenthalt der Landesſtelle durch 10) Jahre nicht anzeigt.“ 


383. 
Würdelehen. 


Ein beſonderes Verhältniß tritt in Bezug auf die in Oſt⸗ 
reich beſtehenden Würdelehen (feuda dignitatis), die Erb- 
ämter ein, rückſichtlich welcher mit dem n. ö. Regierungs-Decrete 
vom 8. März 1791, Zahl 3614, den Vaſallen zur Pflicht gemacht 
worden iſt: „ihre Übication der Lehenſtube alle drey Jahre anzu— 
„zeigen.“ 

Die Unterlaſſung dieſer Pflicht wird in demſelben Decrete 
dergeſtalt beſtraft: — „daß einerſeits im Unterlaſſungsfalle bey 
„einem vorkommenden feyerlichen Acte, welcher die Intervenirung 
„der dignitarii forderte, das Lehen pro tempore einem Andern zu 
„verſehen aufgetragen und verliehen werden würde, und anderer— 
„ſeits, wenn die Anzeige der Übication durch zehn Jahre unterlaſ— 
„ſen wurde, die Beſitzer von der Lehenſtube ohne weiters des Le— 
„hens verluſtig erklärt, und mit deſſen Verleihung an einen der 
„Mitbelehnten, wo ſolche vorhanden find, und in termino le- 
„gali die gehörige Meldung anbringen, fürgegangen, im Falle 
„aber wo Coinveſtirte nicht vorhanden wären, oder wo dieſe das 


231 


„Anſuchen in der gehörigen Friſt ebenfalls unterliegen, das Lehen 
„als vollends caduk angeſehen, und ordnungsmäßig an einen an— 
„dern verliehen werden würde ).“ 

Nach dieſer auf die a. h. Entſchließung vom 18. Februar 
1791 ſich gründende Verordnung bedarf es bey dieſen höchſt per— 
ſönlichen Lehen keines richterlichen Spruches oder der 
zur Caduk-Erklärung anderer Lehen erforderlichen gerichtlichen 
Procedur, ſondern bey dem Eintritte der Bedingung iſt ſogleich 
die l. f. Lehenſtube competent, das Erkenntniß zu fällen und die— 
ſes rechtskräftig zu vollſtrecken. 


) Siehe F. 127. 


384. 
Entſchuldigungsgründe. 


Liegt gegen einen Vaſallen eine zur Felonie ſich eignende 
Handlung, Unterlaſſung oder Pflichtverletzung vor, ſo iſt es ſeine 
Sache, die für ihn etwa das Wort führenden Entſchuldigungs— 
gründe der Lehenſtube vorzulegen. 

Dieſe Entſchuldigungsgründe können jedoch nur dann als zu— 
reichend erkannt werden, wenn er eine factiſche Unwiſſenheit des 
obwaltenden Verhältniſſes, oder eine abſolute Unmöglichkeit der 
Pflichterfüllung gerichtsordnungsmäßig zu beweiſen im Stan— 
de iſt. 

Eine factiſche Unwiſſenheit würde dann eintreten, 
wenn z. B. aus den Umſtänden nachgewieſen werden kann, daß er 
nicht wiſſen konnte, z. B. die Perſon, mit der er einen uner⸗ 
laubten Umgang pflege, ſey die Gemahlinn oder die Tochter des 
Lehenherrn, oder wenn er eine Herrſchaft veräußert, auf welcher 
das Lehenband in den öffentlichen Büchern nicht ausgezeichnet it, 
zugleich aus dem Lehenbriefe und der Lehenſpecification, oder aus 
anderen zwiſchen ihm und dem Lehenherrn errichteten Urkunden 
nicht entnommen werden kann, daß die von ihm beſitzenden Lehen 
mit der veräußerten Herrſchaft incorporirt ſind. 

In dem Falle jedoch, wo das Lehenband auf der veräußer⸗ 
ten Herrſchaft zwar nicht intabulirt iſt, jedoch die dazu gehörigen 
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Lehenſtücke liquid oder wohl nur einige zweifelhaft wären, und 
hierüber das Gültbuch, die Dominical- oder Ruftical-Faffion, oder 
das Grundbuch den Beweis liefert, würde es die Pflicht des Va— 
ſallen ſeyn, vor der Veräußerung der Herrſchaft eine genaue Li— 
quidation und Ausſcheidung der dazu gehörigen Lehenſtücke, mit 
Zuziehung des Lehenherrn, vornehmen zu laſſen, oder die Herr— 
ſchaft mit Ausnahme der Lehen zu veräußern; hat er dieß nicht 
gethan, ſo würde ihn in dem gegebenen Falle die factiſche Un— 
wiſſenheit nicht entſchuldigen, als ſie von ſeiner Seite als eine 
ſchuldbare erſcheinet, und er ſein Verſchulden jederzeit ſelbſt zu 
vertreten hat. 

Eine abſolute Unmöglichkeit würde dann eintreten, 
wenn z. B. der Vaſall die Belehnungserneuerung anzuſuchen ver— 
ſäumt hätte, er jedoch zu beweiſen im Stande wäre, daß er wäh— 
rend der hiezu beſtimmten Zeit in der Kriegsgefangenſchaft gewe— 
fen, oder eine tödtliche Krankheit beſtanden habe, die ihn unfähig 
machte, durch einen Bevollmächtigten hierum anzuſuchen, oder 
einen Lehenurlaub zu begehren, daß er in weit entfernte Länder 
verreiſet war, wo es unmöglich geweſen, daß ihm die Nachricht 
des] Belehnungs-Erneuerungsfalles zukommen konnte. 

Der Umſtand, daß der Vaſall in einen Erbſchaftsſtreit mit 
anderen Erben verwickelt, die Erbſchaft ihm noch nicht eingeant— 
wortet, das Lehen nicht liquid, oder das Lehenband in den öffent— 
lichen Büchern nicht eingetragen iſt, daß das Lehen von dritten 
Perſonen als ein Allodialeigenthum angeſprochen werde u. dgl., kön— 
nen nicht als gültige Entſchuldigungsgründe angenommen werden, 
da es in dieſen Fällen nur die Pflicht des Vaſallen iſt, dieſe beſon— 
deren Verhältniſſe der Lehenſtube anzuzeigen, und ſich innerhalb der 
geſetzlichen Zeit einen Lehenurlaub zu erbiethen, der nöthigenfalls 
auch verlängert werden kann; da es ferner bey einer vorgeblichen 
Illiguidität nur Sache des Vaſallen iſt, um die Vornahme 
einer gemeinſchaftlichen Lehenbereitung oder Liquidirung zu bit— 
ten, jedoch auch in dieſem Falle mittlerweile ein Lehenurlaub 
erwirket werden muß. 
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385. 
Nichterlicher Spruch. 


Da die Felonie und rückſichtlich die Verwirkung des Lehens 
eine Strafe iſt, und aus der Nichterfüllung der dem Vaſallen 
geſetzlich und vertragsmäßig obliegenden Pflicht hervorgeht, ſo fol— 
get, daß nicht etwa die Handlung, Unterlaſſung oder Pflichtver— 
letzung des Vaſallen allein ſchon zuceichet, um den Lehenherrn zu 
berechtigen, dem erſteren das Lehenobject ſogleich wegzunehmen; 
ſondern der Lehenherr iſt verpflichtet, mittelſt einer ordentlichen, 
bey dem competenten Civilrichter überreichten Klage über die 
die Felonie begründende Handlung, Unterlaſſung oder überhaupt 
Pflichtverletzung des Vaſallen einen gerichtsordnungsmäßigen Be— 
weis zu liefern, mit dieſem feine Klage) ordentlich zu inſtruiren, 
und hierin um das Erkenntniß zu bitten: Die gegen den Va— 
ſallen ausgeſprochene Felonie ſey in dem Rechte 
gegründet, und der Lehenherr allerdings berech— 
tiget, das von dem geklagten Vaſallen bisher be— 
ſeſſene Lehenobject R. N. demſelben abzunehmen 
und ohne weiters für ſich einzuziehen. 1 

Der Lehentert I. F. 22 lautet in diefer Beziehung: San- 
cimus ut nemo miles adimatur de possessione sui benefieii 
nisi convicta culpa. 

Zum Behufe eines derley Erkenntniſſes iſt es nicht genügend, 
daß der Lehenherr ſolches von ſeiner Lehenſtube ſelbſt ſchöpfen 
laſſe; iſt letzterer hiezu auch berechtigt, fo hat ſolches jedoch 
nur die Wirkung, daß der Lehenherr hiedurch ſeinen Willen, 
die Felonie geltend zu machen, und das Lehen als verwirkt zu 
erklären ausſpricht; ein ſolches Erkenntniß kommt jedoch erſt 
durch das hierüber in Folge abgeführten Civilproceſſes erfloſſene 
rechtskräftige Urtheil zur vollen Rechtskraft ). 

) Die Klage des Lehenherrn gründet ſich auf die condictio causa 
data, causa non sequuta I. F. 21 — II. F. 24 J. penult. u 
oder ift nach andern die privatoriſche Klage. 

) Siehe landrechtl. Urtheil ddo. 26. July 1814, Zahl 12,741, 
appellatoriſche Beſtätigung vom 16. Februar 1816 in causa k. k. 
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Hof⸗ und n. 6. Kammerprocuratur wider Alexander und Franz 
Freyh. v. Plankenſtern die Caducität, wegen Unterlaſſung der 
Belehnungsanſuchung der bey der Herrſchaft Schönkirchen befind— 
lichen l. f. Lehen betreffend. 

In dem Urtheile des k. k. n. ö. Landrechtes vom 14. April 
1815, 3. 4773, appellatoriſche Beſtätigung vom 1. März 1816, 
Z. 4343 heißt es: „Von dem k. k. n. 6. Landrechte wird in der 
„Rechtsſache der k. k. n. ö. Lehenſtube in Vertretung der k. k. 
„Hofkammer-Procuratur wider den Herrn Alexander und Franz 
„Freyh. v. Plankenſtern unter Vertretung Dr. N. N. wegen gebe: 
„thener Erkenntniß: Die bey der Herrſchaft Schönkirchen be— 
„findlichen Lehensſtücke, nähmlich das Landgericht Schönkir— 
„chen u. ſ. w., ſeyen für caduk zu erkennen, und die Herren 
„Geklagten ſeyen ſchuldig, dieſelben abzutreten, über die unterm 
„IL März d. J. inrotulirten Acten zu Recht erkannt: Die ob: 
„berührten Lehen ſeyen in Gemäßheit des in der unterm 12. 
„May 1810 überreichten Klage geſtellten Begehrens für eaduk 
„erklärt, und daher der Herr Gegner binnen 14 Tagen von 
„jenem der Zuſtellung dieſes Urtheils an zu rechnen, bey ſonſti— 
„ger Execution abzutreten ſchuldig, die Gerichtskoſten werden 
„gegenfeitig aufgehoben.“ 

In den dießfälligen Beweggründen wurde ſich auf II. F. 
52, H. 3, dann II. F. 24 in proem., dann die bey der Thron⸗ 
veränderung kundgemachten Lehen-Vorrufsediete berufen. 


386. ö 
Nechtswirkung des richterlichen Spruches. 


Die Rechtswirkung des auf die Felonie abgegangenen rich— 
chen und rechtskräftigen Spruches iſt der Verluſt des Lehens; 
n es dringen ſich hiebey die weiteren Fragen auf: 

a) Zu weſſen Gunſten dieſer Verluſt wirket, 
r wer hiernach das Lehen zu erwerben berechti— 


get iſt, dann 


b) in wie ferne mit dem Verluſte des Lehens 


auch der Verluſt der Lehenfrüchte verbunden iſt? 


Die Frage 5 
zu a, fordert in ihrer Beantwortung die Unterſcheidung der 


eigentlichen Felonie von der uneigentlichen. 
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1) Bey der eigentlichen Felonie hat der-Grundſatz 

zu gelten: N 

„Die Rechtskraft der Felonie erſtrecket ſich auf 
„den ſchuldig erkannten Vaſallen und ſeine ganze 
„Descendenz.“ 

II. F. 31: „Vasalli feudum delinquentis licet ad agnatos 
quandoque pertineat, filius tamen ad id nullatenus adspirabit; 
nisi id iterum a domino licite acquirat sibi gratiam faciente.“ 

II. F. 24, $. 11: „Denique saepe quaesitum est, va- 
sallo propter justam culpam a feudo cadente, utrum ad domi- 
num an ad successorem vasalli beneficium pertineat ; sed 
haec distinctio tam ratione quam moribus comprobata est, 
ut si quidem vasallus ita in dominum peccaverit, ui feu- 
dum amittere debeat, non ad proximos sed ad dominum 
beneficium revertatur: ut hanc saltem habeat injuriae suae 
ultionem.“ 

Eben fo verordnet der Lehentext II. F. 26. $. 17: „Si 
vasallus eulpam committat, propter quam feudum amittere 
debeat, neque fllius neque ejus descendentes ad id feudum 
nevocabuntur, sed agnati qui quarto gradu sunt: dummodo 
ad eos pertineat.“ 

Rach der Strenge des Lehenrechtes verlieret demnach nicht 
nur der Vaſall, ſondern auch ſeine ganze Descendenz das Lehen, 
es fällt dem Lehenherrn in der Art zurück, daß er es für ſich be— 
halten, oder wieder weiter zu verleihen berechtigt iſt, jedoch nur 
auf ſo lange, als die Descendenz des ſtrafbaren Vaſallen exiſtirt; 
iſt dieſe ausgeſtorben, ſo hat der zur Zeit lebende nächſte Agnat 
das Recht, das Lehen für ſich und ſeine Descendenz von dem Le— 
henherrn wieder zu reclamiren, da die Rechtskraft des Felonie— 
Erkenntniſſes auf die Agnaten ſich nicht erſtrecket. 

Der Ausdruck des Lehentextes: Qui quarto gradu sunt, be: 
zieht ſich nur auf jene Zeitepoche, in welcher ſich die Lehenfolge nur 
auf den vierten Grad der Verwandtſchaft erſtreckte, er iſt daher 
derzeit um ſo mehr als rechtswirkungslos zu erkennen, als ſchon 
der Lehentext II. F. 31 in fine das Succeſſionsrecht der Seiten— 
verwandten unbeſchränkt läßt. „Agnati usque ad infinitum, dum 
tamen hoc constet, ab eo per masculos descendisse.“ 
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Würde das von dem ſtrafbaren Vaſallen beſeſſene Lehen ein 
Neulehen, oder ein in Geſtalt eines Altlehens verliehenes 
Neulehen ſeyn, ſo fällt auch das künftige Anſpruchsrecht der Ag— 
naten hinweg, da in dieſem Falle theils von einem Lehenanſpruche 
der Agnaten gar keine Rede ſeyn kann, theils aber dieſe ihr Suc— 
ceſſionsrecht nicht ex pacto et providentia majorum, nicht von dem 
Lehenherrn, ſondern von dem der Felonie ſchuldigen Vaſallen ab— 
leiten, daher als Erben desſelben deſſen Facta vertreten. In einem 
ſolchen Falle würde ſonach das Lehen dem Lehenherrn für immer 
heimfallen. 6 

Anders verhält es ſich jedoch, Y), bey der uneigent— 
lichen Felonie; bey dieſer iſt der Lehenherr nicht der belei— 
digte Theil, es fällt daher der in dem Lehentexte II. F. 24, 
$. 2, angegebene Grund, aus welchem das Lehen dem Lehen— 
herrn heimfallen ſoll, ut hanc saltem habeat suae injuriae ul- 
tionem hinweg; der Lehenherr hat daher bey dieſer kein Recht, das 
Lehen für ſich einzuziehen. 

Bey der uneigentlichen Felonie fällt das dem Vaſallen 
abgenommene Lehen unmittelbar und ſogleich dem nächſten Ag— 
naten zu. 

Die Descendenten des ſtrafbaren Vaſallen haben auch bey 
der Quaſi-Felonie kein Recht, zu verlangen, daß ihnen das Le— 
hen ihres Vaters überlaſſen werde, denn das Geſetz II. F. 37 
erwähnt eines ſolchen Rechtes mit keinem Worte, ſtellt im Gegen— 
theile ausdrücklich den Grundſatz auf, daß bey jeder rechtskräf— 
tig erkannten Felonie ohne Unterſchied der Vaſall mit ſeiner gan— 
zen Descendenz des Lehens verluſtig werde, und nur die nächſten 
Agnaten hierauf ein Anſpruchsrecht haben, welches bey der unei— 
gentlichen Felonie ſogleich wirkſam wird. 

Damit jedoch in dem letzteren Falle die Agnaten ihr An— 
ſpruchsrecht mittelſt der Privationsklage geltend machen können, iſt 
erforderlich, daß über das Vorhandenſeyn der Felonie eine 
rechtskräftige richterliche Entſcheidung vorliege, auf welches geſtützt 
ſie erſt ihre Privationsklage überreichen können. 

Das Recht der Agnaten iſt dem zu Folge nur ein fecundäres 
und wird von dem Umſtande bedingt, ob der Lehenherr die ihm 
allein zuſtehende Felonieklage geltend machen wolle oder nicht. 
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Zu b. In Bezug auf die zweyte Frage: Ob nähmlich der 
Lehenherr oder die Agnaten, je nachdem eine eigentliche oder un— 
eigentliche Felonie eintritt, auf die Lehenfrüchte, und zwar 
auf welche und für welche Zeit ein Anſpruchsrecht haben, gilt der 
Grundſatz, daß der Vaſall die noch nicht bezogenen oder abgeſon— 
derten, oder die noch nicht fälligen Früchte von jenem Tage ange— 
fangen verliere, an welchem er die Felonie begangen hat, wenn 
in dem Felonie-Erkenntniſſe nicht ein anderer Zeitpunct etwa aus— 
drücklich beſtimmt worden wäre, denn da er das Lehen mit 
allen hieraus abgeleiteten Rechten, ſomit auch jenem auf die 
Früchte nur unter der Bedingung der beſonderen Treue erhalten 
hat, dieſe Bedingung aber m Momente der begangenen Fe— 
lonie gebrochen iſt, ſo können auch mit dem Lehenobjecte deſſen 
Früchte von dieſem Momente angefangen mit der condictio causa 
data causa non sequuta zurückgefordert werden. Zur Beſeiti— 
gung der Vervielfältigung der Proceſſe wird es daher vorſichtig 
ſeyn, die Rückforderung der Früchte und des dießfälligen Zeit— 
punctes ſogleich in der Felonieklage in das Begehren einzuſchalten. 

Daß endlich in Bezug auf die Excindirung des Lehens 
vom Allode mit der Erhebung der Meliorationen und Verſchlimme— 
rungen u. ſ. w. eben ſo wie bey dem Todfalle des Vaſallen vor— 
gegangen werden müſſe, bedarf wohl keines weiteren Beweiſes. 


387. 


Ob gegen die Lehenträger und Minderjährige die 
Felonie eintreten kann. 


Die Frage: Ob die von dem Lehenträger began— 
gene Felonie dem Vaſallen, den er vertritt, oder 
insbeſonders, wenn letzterer minderjährig iſt, prä— 
judiciren kann? — war bisher eine Streitfrage. 

Die Gründe, welche für die bejahende Meinung das Wort 
führen, ſind folgende: 

1) Der Lehentext II. F. 55 proe. in fin. lautet: Praeterea 
si quis infeudatus major quatuordecim annis sua incuria vel 
negligentia per annum et diem steterit, quod feudi investitu- 
ram a proprio domino non petierit, transacto hoc spatio feu- 
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dum amittat, et feudum ad dominum redeat. Dieſes Geſetz 
nimmt zwar die Unmündigen aus, keineswegs aber die ſchon über 
14 Jahre alten Minderjährigen. 

Allein dieſem Lehenterte kann mit Recht eingewendet werden, 
daß er gegenwärtig ſeine Rechtsgültigkeit verloren hat, indem nach 
dem derzeit gültigen allgem. bürgl. Geſetzbuche, nach welchem die 
Rechte und Pflichten der Minderjährigen allein zu beurtheilen 
ſind, zwiſchen Unmündigen und Minderjährigen kein Rechtsun— 
terſchied beſteht. 

Das longobardiſche Geſetz betuht offenbar auf der Vorausſe— 
tzung, daß der minderjährige Vaſall die Belehnungs-Erneuerung 
in eigener Perſon anzuſuchen habe, dazu konnte nun ein Unmündi— 
ger der Natur der Sache nach unter Androhung ſo nachtheiliger 
Folgen, als der Verluſt des Lehens ſich aufnöchiget, wohl nicht 
verhalten werden. Aus dieſem Grunde heißt es auch I. F. 26, 
§. 5: Si quis decesserit filio impubere relicto, fidelitatem nec 
ipse nec alius pro eo facere cogitur. 

Ein anderes Verhältniß tritt jedoch nach dem öſtreichiſchen 
Rechte ein, nach welchem die Belehnungs-Erneuerung für alle 
Minderjährigen, d. i. bis zum zurückgelegten 24. Lebensjahre 
obne Ausnahme durch ihre Vormünder angeſucht werden muß ). 
Es würde ſich von Seite des Lehenherrn ſchon deßwegen mit dem 
Geſuche eines Minderjährigen um Belehnungs-Erneuerung nicht 
begnügt werden können, weil immer zugleich eine mit der Haf- 
tungs- und Intabulations-Clauſel verſehene Lehenſpecification ein— 
gelegt werden muß, welche der Minderjährige für ſich allein ohne 
Einwilligung des Vormundes und Genehmigung des vormund— 
ſchaftlichen Gerichtes mit Rechtskraft gar nicht ausſtellen kann; — 
es kann daher auch der Fall ſchlechterdings gar nicht eintreten, den 
der obige Lehentext berührt, daß nähmlich ein minderjähriger Va— 
ſall sua incuria vel negligentia mit der Belehnungs-Erneue— 
rung ſäumig iſt, da nicht er, ſondern fein Vormund es iſt, dem 
dieſes Anſuchen zuſteht und obliegt. 

2) Ein wichtigeres Belege biethen die Patente über die öſt— 
reichiſchen Lehengnaden dar. Die öſtreichiſchen Stände 
haben es nähmlich für nöthig befunden, eigends darum anzuſuchen, 
ihrer mit Einziehung der Lehen zu ſchonen, da etwa dieſelben aus 
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Unachtſamkeit der Vormünder dem minderjährigen Vaſallen fällig 
und apert werden möchten, und Seine Majeſtät Kaiſer Leopold J. 
hat über dieſe Bitte im 10. Puncte der letzten Lehengnaden-Ver— 
mehrung vom 4. November 1658 zu entſcheiden geruhet: — 
„Da ein Lehen aus Unachtſamkeit der Lehenträger oder Gerhaber 
„apert würde, wollen Ihro kaiſerl. Majeſtät eiue ſolche Unacht— 
„ſamkeit oder Nachläſſigkeit, ſo anders keine fürſetzliche contemptio 
„des Lehenherrn oder anderer dolus aut malitia mit untergelau— 
„fen, allergnädigft nachſehen, und die Gerhaber, wie auch deren 
„Pupillen bis zur Erlangung ihrer Vogtbarkeit, d. i. bis auf das 
„22. Jahr ihres Alters keiner Caducität entgelten laſſen.“ 

Bey dieſer von den Vaſallen angeſuchten und von dem 
Landesfürſten ertheilten Gnade, kann man unmöglich einwenden, 
daß es ſchon in der Natur der Sache und in dem Begriffe der 
Strafe gelegen ſey, daß der minderjahrige ſchuldloſe Vaſall wegen 
des Verſchuldens eines Dritten nicht geſtraft werden könne, daß 
daher in dieſer Lehengnade eine Begünſtigung eingeräumt wurde, 

welche ſchon an ſich in dem allgemeinen Rechtsprincipe, und ſomit 
auch in dem Lehenrechte gegründet war; denn eben das Anſuchen 
der Vaſallen und ihr Bitten, um Verleihung diefer Begünſtigung 
als einer beſonderen Gnade liefert den ſprechendſten Beweis, daß 
vorher und zwar bis zur Ertheilung dieſer Gnade, es in dem öſt— 
reichiſchen Lehenrechte und in dem Herkommen zweifellos gegrün— 
det war, daß jedes Verſchulden des Vormundes oder des Lehen— 
trägers, auf den von ihm vertretenen Minderjährigen, eine ſchäd— 
liche Rückwirkung hatte, und durch die Felonie des erſteren, der 
letztere das Lehen verwirkte. 

Da ferner die Lehengnaden Ausnahmen von der geſetzlichen 
Regel ſind, ſo dringet ſich die weitere Schlußfolge auf, daß bey 
einem nicht mit der Lehengnade verſehenen Lehen dieſe Begünſti— 
gung nicht Statt finden könne, und zwar um ſo mehr, als die 
a. h. Reſolution keineswegs kathegoriſch beſtimmt, daß ſelbſt bey 
den Gnadenlehen in den in Frage ſtehenden Fällen keine Caduci⸗ 
tät des Lehens eintrete, ſondern nur genehmiget wird, daß dieſelbe 
und ausdrücklich nur aus Gnade nachgeſehen werde, jede Nachſicht 
aber den rechtlichen Beſtand des nachgeſehenen Fehlers vorausſetzt; 
— aber auch dieſe zugeſprochene Nachſicht nur bedingt zugeſtanden 
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wurde, wenn nähmlich weder ein contemptus des Lehenherrn oder 
ein anderer dolus aut malitia mit unterlaufen iſt, eine Ausnah— 
me und Bedingung, die immerhin den Grundſatz bekräftiget, daß 
in der Regel die von dem Vormunde als ſolchem begangene Felonie 
dem Pupillen allerdings ſchade. 

Einen eben ſo deutlichen als ausdrücklichen Beweis für die— 
ſelbe Beantwortung liefert: 

3) Die Gerhabſchaftsordnung Kaiſer Leopold I. vom 
18. Februar 1669), welche im X. Tit. §. 3 folgender Maßen 
lautet: 

„Wann ein Gerhab ſeines Pupillen liegende Güter übernom— 
„men, ſoll er ſich alles Fleißes erkundigen, ob Lehen darunter 
„vorhanden, und zur Verhütung der Fälligkeiten die Le— 
„hen zu rechter Zeit erſuchen und nehmen, widrigens er den ent— 
„ſtehenden Schaden dem Pupillen gut zu machen verbunden.“ 

In dieſen Worten ſpricht ſich der Geſetzgeber deutlich dahin 
aus, daß auch gegen den in der Belehnungs-Anſuchung ſäumigen 
Vormund das Lehen als verfallen, caduk erklärt werde, und daß 
bey dem Eintritte eines ſolchen Falles dem Pupillen nur das Recht 
zuſtehe, gegen den ſchuldtragenden Vormund ſeinen Regreß zu 
nehmen. : 

Dieſe Anordnung, in ſo weit ſie wirklich eine dem vaterlän— 
diſchen Lehenrechte angehörige beſondere Norm ausſpricht, iſt durch 
das Capitel über die Vormundſchaft und Curatel in dem derzeit 
gültigen bürgerl. Geſetzbuche nicht aufgehoben worden, da der 
§. 359 b. G. B. das beſondere Lehenrecht, wozu auch die vater— 
ländiſchen poſitiven Anordnungen gehören, für eine noch immer 
gültige Entſcheidungsquelle in Lehenſachen erkläret; — ja im Ge⸗ 
gentheile das allgem. bürgerl. Geſetzbuch den Minderjährigen und 
Curanden ein neues Sicherſtellungsmittel dadurch gewähret, daß 
auch dem vormundſchaftlichen Gerichte die ämtliche Pflicht aufer— 
legt worden iſt, die Handlungen des Vormundes in dieſer Hinſicht 
zu überwachen, und für jedes unterlaufene Verſehen oder eine 

tachläffigkeit ſubſidiariſch zu haften. 

Hiezu kommt endlich 

4) daß es ein allgemeiner Rechtsgrundſatz iſt, daß das Ver— 
ſäumniß eines Gewalthabers, wohin der Vormund nach der aus: 
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drücklichen Beſtimmung des $. 1034 des b. G. B. zu zählen, dem 
durch ihn Repräſentirten eben denſelben Nachtheil bringe, als ob 
von letzterem die Handlung oder Unterlaſſung ſelbſt ausgegangen 
wäre. . 

5) Der Einwurf, daß der Minderjährige ſchuldlos einen 
Schaden leiden würde, iſt um ſo weniger berückſichtigungswürdig, 
als bey der Felonie eines großjährigen Vaſallen wohl auch deſſen 
Descendenten einen nicht ſelbſt verurſachten oder verſchuldeten Ver— 
luſt des Lehens ſich gefallen laſſen müſſen, die zwiſchen beyden 
eintretende Analogie es ſonach gleichfalls rechtfertiget, die in Be— 
zug auf die Descendenten des ſchuldbaren Vaſallen unbeſtritten 
anzuwendende Strenge des Geſetzes auch für die Minderjährigen 
als die Regel zu vertheidigen. 

Daß die bisher geltend gemachten Grundſätze auch in der 
Gegenwart von der l. f. Lehenſtube wirklich als entſcheidend er— 
kannt worden ſind, hierüber liefert das n. 6. Regierungsdecret 
vom 22. December 1834, Z. 69,032, den ſprechendſten Beweis, 
indem es hierin heißt: — „Da ferner die gräflich Harrach'ſche 
„Vormundſchaft in Bezug auf das bereits liquidirte Lehen sub 
„Rubrik: Der Zehent zu Göttlesbrunn wegen ſeit dem Tode des 
„letzten Vaſallen Carl Leonhardt Grafen v. Harrach am 8. März 
„1831 durch mehr denn als drey Jahre unterlaſſene Belehnungsan— 
„ſuchung, da ſolches erſt am 10. October d. J. erfolgte, in die 
„Lehenſtrafe der Felonie verfallen iſt, fo wird die k. k. Hof- und 
„n. ö. Kammer-⸗Procuratur gleichzeitig angewieſen, die betreffende 
„Caducitätsklage im Wege Rechtens gegen die gedachte Vormund— 
„ſchaft anhängig zu machen. —“ — 

Eine Ausnahme von dieſer Regel macht nur und allein die 
Felonie eines Biſchofes oder Prälaten, welche, wenn dieſe Perſo— 
nen nur als Lehenträger einer Kirche oder eines Stiftes erſcheinen, 
die Kirche oder das Stift des Lehens nicht verluſtig macht ), in 
dieſem Falle erſtrecket ſich die Rechtswirkung der Felonie nur auf 
die Lebensdauer des ſtraffälligen Lehenträgers. 


) Siehe Lehengnaden-Erweiterung Kaiſer Leopold I. vom 4. No: 
vember 1658. Abſatz II. — deſſen Gerhabſchaftsorduung v. J. 
1669 in Hinſicht der Lehen ohne Gnade. 

- ?) Siehe Cod. Austr. I. tom. 


II. ö 16 
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) II. F. 40: «Item si clericus, veluti episcopus, abbas, beneſi- 
cium habens a rege datum, non solummodo personae, sed ec- 
clesiae, ipsum propter suam culpam perdat, eo vivente et eccle- 
siasticum beneficium vel honorem habente ad regem pertineat, 
post mortem vero ejus ad successorem ejus reyertatur.” — 


Siehe $. 442. 
388. 
Nachſicht der Felonie. 


Das Recht, die Strafe der Felonie gegen einen Vaſallen, 
der ſich derſelben theilhaft machte, geltend zu machen, iſt nur ein 
Recht des Lehenherrn, ſo wie nun jeder Berechtigte befugt iſt, von 
ſeinem Rechte Gebrauch zu machen, oder darauf Verzicht zu lei— 
ſten, ſo kann wohl auch dem Lehenherrn das Befugniß nicht ab— 
geſprochen werden, die Felonie nachzuſehen. 

Die Nachſicht der Felonie kann ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend ertheilt werden, erſteres mittelſt einer aus— 
drücklichen ſchriftlichen oder mündlichen Erklärung, letzteres, wenn 
er ſolche Handlungen ſetzt, aus welchen die ertheilte Nachſicht con— 
ſequent gefolgert werden muß, z. B. wenn der Lehenherr ungeach— 
tet er in der Kenntniß des von dem Vaſallen ſich zur Laſt gelegten 
Lehenfehlers iſt, demſelben dennoch die Belehnung ertheilet, oder 
ihn zur Leiſtung der Lehendienſte auffordert u. ſ. w. ). 

Die Zuſtändigkeit dieſes Rechtes wird dem Lehenherrn zwar 
allgemein dann zugeſtanden, wenn von der eigentlichen Felonie 
die Rede iſt, allein ſie wird von mehreren Feudiſten in jenem Falle 
beſtritten, wenn eine uneigentliche Felonie begangen worden iſt. 

Die in dieſem Streite geltend gemachten Gründe gehen da— 
hin, daß bey der eigentlichen Felonie der Lehenherr ſelbſt der belei— 
digte Theil iſt, ſomit es nur ſeine Sache ſey, ob er die Beleidi— 
gung ahnden wolle oder nicht, während bey der uneigentlichen 
Felonie nicht der Lehenherr, ſondern dritte Perſonen die Verle— 
tzung erlitten haben, ſomit der Lehenherr zum Nachtheile der letz— 
teren nichts verfügen kann, ſondern es dieſen überlaſſen muß, ob 
ſie die aus der Beleidigung und den hiedurch eingetretenen Felo— 
niefall ihnen geſetzlich zukommenden Rechte geltend machen wollen 
oder nicht. 
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Die Vertheidiger der letzteren Anſicht, welche zur Nachſicht 
der uneigentlichen Felonie die Einwilligung der verletzten Perſo— 
nen und der nächſten Anwärter als nothwendig vorausſetzen, beru— 
fen ſich auf den Lehentext II. F. 31, wo es heißt: „nisi id ite- 
rum a domino acquirat lieite gratiam sibi faciente,“ und mei- 
nen, der Ausdruck lieite werde im Verlaufe des Textes offenbar 
dahin erklärt: si non alii adsunt ex latere quibus feudum ape- 
riatur. 

Wird dagegen in Erwägung gezogen, daß der Begriff der 
Felonie nur die Verletzung der beſonderen Lehentreue zur Grund— 
lage hat, daß nur aus dieſem Grunde die Verwirkung des Lehens 
eintreten kann, dieſe Lehentreue jedoch einzig und allein ein Band 
zwiſchen dem Vaſallen und dem Lehenherrn iſt, hiedurch der Va— 
ſall und ſeine Lehenfolger keineswegs verbunden ſind, ſo dringet 
ſich die Schlußfolge wohl von ſelbſt auf, daß der Lehenherr bey 
der Quaſi⸗Felonie zwar nicht der unmittelbar und direct verletzte 
Theil, wohl aber immerhin in der Hinſicht intereſſirt iſt, daß er 
einem Manne, der ſich, wenn auch nur gegen dritte Perſonen, 
eines ſo groben Vergehens oder Verbrechens ſchuldig gemacht hat, 
jenes Vertrauen nicht mehr ſchenken, jene beſondere Treue nicht 
mehr zumuthen könne, welche er vermöge des zwiſchen ihnen be— 
ſtehenden Lehenverhältniſſes von ihm zu fordern berechtiget iſt; daß 
ferner nur dieſes Merkmahl das entſcheidende in dem Begriffe der 
Felonie überhaupt iſt, ſomit auch bey der Quaſi-Felonie nur der 
Lehenherr die alleinige Quelle der Nachſicht und Gnade ſeyn kann. 

Der Lehenherr bedarf daher keiner Einwilligung des Belei— 
digten oder der Agnaten, um die Quaſi-Felonie nachzuſehen, und 
zwar um ſo weniger, als letztere ihr Privationsrecht, d. i. das 
Recht, die Übertragung des Lehens von dem ſtrafbaren Vaſallen 
an ſie zu fordern, nur unter der Vorausſetzung geltend machen 
können, daß gegen den Vaſallen über die Felonieklage rechtskräf— 
tig erkannt worden iſt, welche letztere einzig und allein von dem 
Lehenherrn angeſtrengt werden kann. Strengt der Lehen— 
herr demnach die Felonieklage nicht an, und ſieht er dem Vaſallen 
die uneigentliche Felonie eben hiedurch nach, ſo fällt die Vorbedin— 
gung hinweg, unter welcher allein den Agnaten ein weiteres Kla— 
gerecht gegen den Vaſallen oder deſſen Erben zuſtehen könnte; denn 

16 * 
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nur durch das rechtskräftige richterliche Urtheil, mittelft welchem 
die Felonie als im Rechte gegründet erkannt worden iſt, erlan— 
gen die Agnaten ein Recht zur Forderung der Abtretung des 
Lehens gegen den ſchuldigen Vaſallen und deſſen Descendenten. 

Dasſelbe hat dann zu gelten, wenn der Lehenherr die Fe— 
lonieklage zwar anhängig macht, von derſelben jedoch vor er— 
wirktem rechtskräftigen Urtheile abſteht. Würde dagegen der Le— 
henherr erſt in dem Momente die Quaſi-Felonie nachſehen wol— 
len, als ſolche durch ein rechtskräftiges Urtheil bereits conſtatirt 
iſt, fo würde demſelben das Recht, die Quaſi-Felonie nachzufe 
hen, nur unter der Bedingung zugeſtanden werden können, daß 
die Agnaten, welche das Privationsrecht anzuſprechen haben, 
hiezu einwilligen, denn in dieſem Falle haben ſie durch das rechts— 
kräftige Felonie-Erkenntniß den Anſpruch auf das Privationsrecht 
bereits erworben, es kann ihnen daher letzterer nicht mehr 
einſeitig genommen werden. 

Mit Rückſicht auf dieſe Diſtinctionen muß auch der aus 
dem Lehentexte II. F. 31 hervortretende Zweifel behoben, und 
dieſe Geſetzesſtelle interpretirt werden; denn der Ausdruck lieite 
iſt offenbar nur mit dem Worte acquirat in Verbindung geſetzt 
und bezieht ſich daher einzig und allein auf die Erwerbung von 
Seite des Vaſallen, der ſein verwirktes Lehen wieder rechtmäßig 
erhält, wenn ihm der Lehenherr die Felonie nachſieht; — der 
Ausdruck: si non alii adsunt ex latere, quibus feudum ape- 
riatur, kann nur eine rechtskräftig erkannte Felonie vorausſe— 
tzen, indem nur durch dieſe den Agnaten das Lehen des ſtraf— 
fälligen Vaſallen appert und anſprüchig wird. 8 


) In Bezug auf die bedingte Nachſicht der Felonie gegen dem, 
daß der Vaſall die Lehengebühren mehrfach entrichte, ſiehe 
§. 442. 

389. 
Verjährung der Felonie und Privationsklage. 


Die Felonieklage iſt die condictio causa data causa non 
sequuta durch die Lehengeſetze auf das Lehenverhältniß in An— 
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* wendung gebracht, fie hat daher mit letzterer ein gleiches Schick⸗ 
' ſal, und verjährt nach Verlauf von 30 Jahren. 

Hiezu ſind alle jene Erforderniſſe nothwendig, unter deren 
Vorausſetzung von einer Verjährung überhaupt nach dem Ge— 
ſetze eine Rede ſeyn kann. i 

Hat der Lehenherr, welcher um die ſtrafwürdige mit der 
Felonie bedrohte Handlung, Unterlaſſung oder Pflichtverletzung 
des Vaſallen Wiſſenſchaft hatte, die Felonieklage von dem Mo⸗ 
mente, in dem die Felonie begangen wurde, oder der Lehenherr 
von der Thatſache Kenntniß erhielt, binnen 30 Jahren nicht 
anhängig gemacht, ſo iſt ſein Recht hiezu verjährt. 

Dasſelbe iſt in Bezug auf die Privationsklage der Agnaten 
bey der uneigentlichen Felonie der Fall, wenn dieſe von dem Mo— 
mente, in welchem das über die Felonieklage des Lehenherrn er— 
floffene Urtheil rechtskräftig geworden iſt, angefangen, ihr Recht 
auf Abtretung des Lehens an ſie binnen 30 Jahren nicht gel— 
tend machen. 

Das Klagerecht iſt jedoch in beyden Fällen keineswegs ein 
höchſt perſönliches, ſondern es kann ſowohl von dem Lehenherrn 
gegen die Erben des Vaſallen, als auch von den Erben des Lehen— 
herrn gegen den Vaſallen oder deſſen Erben geltend gemacht 
werden. Der Grundſatz, dem zu Folge die Klagerechte aus 
Straferkenntniſſen, die gegen den Straffälligen nicht ſchon wäh— 
rend ſeines Lebens gefällt worden ſind, mit deſſen Tode erlö⸗ 
ſchen, leidet auf die Felonieklage keine Anwendung, da die Fe⸗ 
lonie nicht den eigentlichen Begriff von Strafe in ſich enthält, 
ſondern dieſelbe mit ihren Folgen rein vertragsmäßiger Natur ift, 
ſomit höchſtens nach der Analogie der ſogenannten Conventio⸗ 
nalſtrafe beurtheilt werden kann. Eben ſo wenig, als nun wi⸗ 
derſprochen werden kann, daß der zur Geltendmachung der 
Conventionalſtrafe Berechtigte, dieſe nicht auch gegen die Er— 
ben des hiezu Verpflichteten geltend machen könne, eben ſo wenig 
kann bey der aus dem Lehenvertragsverhältniſſe hervortretenden 
Felonie bezweifelt werden, daß das conſequente Klagerecht activ 
ſowohl als paſſiv transmiſſibel iſt, auf die Erben übergehe. 
Eine Beſtätigung dieſer Behauptung iſt übrigens darin 
gelegen, daß von einer höchſt perſönlichen Eigenſchaft dieſes 
Klagerechtes in dem Lehengeſetze mit keinem Worte Erwähnung 
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gemacht wird, im Gegentheile der hierin vorkommende allge- 
meine Ausdruck: dominus, wohl auch den nicht beleidigten Lehen— 
herrn in ſich ſchließt, und eine gleiche allgemeine Diction auch in 
Bezug auf den Vaſallen Platz greift; wobey ſich nun von ſelbſt 
verſteht, daß der beleidigte Theil mit dem klagenden nicht beleidig— 
ten in einer juriſtiſchen Verbindung der Art ſtehen müſſen, daß 
die Transmiſſion, vermöge der zur Zeit der begangenen Felonie 
beſtandenen Perſonen Einheit zwiſchen dem Schuldigen und dem, 
gegen welchen die Felonieklage angeſtrengt werden will, an ſich 


möglich iſt. 
390. 
Felonie des Lehenherrn. 


über die Felonie des Lehenherrn drückt ſich der Le— 
hentext II. F. 26, §. 21 in folgenden Worten aus: „Domino 
committente feloniam ut ita dicam, per quam vasallus amit- 
teret feudum, si eam committeret, quid obtinere debeat de con- 
suetudine? quaeritur. Et respondetur, proprietatem feudi ad 
vasallum pertinere, sive peccaverit in vasallum sive in alium.* 

Ferner lautet der Lehentext II. F. 47: »Ex facto quaesi- 
tum scio et ego a pluribus quaesivi, si dominus contra vasal- 
lum apertam feloniam fecerit, an sicut vasallus feudum debet 
amittere, ita dominus proprietate privetur? Et quidam dicunt 
ex omni felonia, qua vasallus feudo privatur, et dominus pro- 
prietate privetur. Alii non nisi ex magna felonia alii ex nulla. 
Sed prior sententia mihi placet, non habita distinctione, qua- 
lis vasallus sit, utrum per sacramentum vel non.“ 

Aus dieſen Lehentexten ergeben ſich folgende Corollarien: 

1) Der Lehenherr kann ebenfalls eine eigentliche oder 
uneigentliche Felonie begehen, je nachdem er entweder den 
Vaſallen vertragswidrig und in der Art verletzet, daß hierauf die 
Strafe der Felonie geſetzt iſt, oder eine ſolche Verletzung eine 
dritte Perſon trifft, er z. B. einen der nächſten Verwandten des 
Vaſallen ermordet; — wobey es jedoch die ſtrenge Gerechtigkeit 
fordert, daß hierunter nur jene Verwandte des Vaſallen verſtan— 
den werden können, und hiebey gleiche Vorbedingungen eintreten, 
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welche zur Erkenntniß der Felonie des Vaſallen gegen den Lehen⸗ 
herrn geſetzlich bezeichnet ſind. 5 
ö 2) Der Lehentext II. F. 47 ſtellt zwar den Grundſatz auf: 

daß der Lehenherr in allen jenen Fällen eine Felonie begehe, in 
welchen dieſe bey ähnlichen Handlungen des Vaſallen von letzte— 
rem begangen würde; allein dieſe Allgemeinheit kann nicht unbe— 
dingt als richtig angenommen werden, indem viele Handlungen 
bey dem Lehenherrn entweder ganz hinwegfallen, wie z. B. die 


Pflicht der Belehnungserneuerung, viele dagegen, wenn ſie auch a 


eine Felonie des Vaſallen begründen würden, den Lehenherrn 
demungeachtet nicht ſtrafbar machen, wie z. B. wenn der Lehen 
herr feine Lehenherrlichkeit veräußert, vertauſchet u. ſ. w. 

Ein ſprechender Beweis iſt in dieſer Hinſicht in dem Lehen: 
terte II. F. 22 gelegen, welcher verordnet: daß, wenn der Lehen⸗ 
herr mit dem Lehen ſeines Vaſallen einen anderen belehnet, dieſe 
Handlung für nicht geſchehen und rechtswirkungslos zu erkennen 
iſt, hiebey jedoch mit keinem Worke erwähnet wird, daß er eine 
Felonie begehe, und fand Lehenherrlichkeit verwirke. 

Die Felonie des Lehenherrn kann demnach nur in einer wirk— 
lichen Verletzung der Lehentreue, die er dem Paſallen ſchuldig iſt, 
gegründet ſeyn, und ſonach dadurch begangen werden, daß er 
den Vaſallen ſelbſt, oder einen ſeiner nächſten und bey ihm befind⸗ 
lichen Verwandten an dem Leibe, Leben, Vermögen oder an der 
Ehre verletzte, oder es unterläßt dem Vaſallen in einer der letzte— 
ren drohenden Gefahr den nöthigen und ſchuldigen Beyſtand zu 
leiſten. e 
3) Auch im Falle der Felonie des Lehenherrn muß im Wege 
des ordentlichen Proceſſes von dem competenten Civilrichter über 
die Rechtsbeſtändigkeit derſelben mittelſt Urtheil erkannt werden. 

Im Laufe des Proceſſes ſtehen daher dem Lehenherrn alle 
Entſchuldigungsgründe und Einwendungen zu Gebothe, mit wel⸗ 
chen ſich der einer Felonie beſchuldigte Vaſall rechtfertigen könnte; 
würde jedoch das geſchöpfte Urtheil rechtskraͤftig, fo hat es die Wir⸗ 
kung, daß der Lehenherr ſeine Lehenherrlichkeit verliert, und dieſe 
an den Vaſallen übergeht, immerhin jedoch unbeſchadet der Rechte 
anderer Perſonen. 


— 
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4) Der Fall, in welchem durch die Felonie des Lehenherrn 


dritten 1 nicht geſchadet werden kann, tritt ein: 

a) Wenn mehrere Lehenherren vorhanden ſind, denen die Le⸗ 
henherrlichkeit zuſteht. 

b) Wenn die Felonie von dem Lehenfürherrn, prodominus, be- 
gangen wird; in dieſem Falle kann der beſchädigte Vaſall nur die 
Aufſtellung eines anderen prodominus verlangen. 


ce) Bey den l. f. Lehen iſt der Landesfürſt entweder als ſolcher 5 


Lehenherr, oder es ſteht ihm die Lehenherrlichkeit jure privatorum 
zu, nähmlich als Beſitzer einer Herrſchaft, mit welcher die Lehen— 
herrlichkeit verbunden iſt; nur erſtere werden l. f. Lehen im ftren- 
gen Sinne des Wortes genannt, letztere ſind nichts anders als 
Privat-Activlehen. 

Iſt nun der Landesfürſt als ſolcher Lehenherr, ſo iſt derſelbe 
als prodominus sublimis zu erkennen, die Lehenherrlichkeit ſelbſt 
kömmt dem Staate zu. In dieſem Falle kann weder von einer 
Verwirkung der Lehenherrlichkeit, noch von einem Rechte des Va— 
ſallen die Rede ſeyn, die Aufſtellung eines anderen Lehenfürherrn 
zu verlangen, da der Landesfürſt als ſolcher über das Klagerecht des 
Vaſallen erhaben geſtellt iſt. — Würde dagegen der Landesfürſt 
die Lehenherrlichkeit jure privatorum als ein Privat-Activlehen 
beſitzen, ſo würde gegen ihn als Herrſchaftsbeſitzer die Felonieklage 
ebenfalls geltend gemacht, und derſelbe auch feiner Lehenherrlich⸗ 
keit verluſtig erklärt werden können. 

5) Die Rechtswirkung einer mittelſt Urtheil als rechtsbeſtän— 
dig erkannten Felonie des Lehenherrn geht in Oſtreich keineswegs 
dahin, daß der Vaſall die Proprietät, d. i. die Lehenherrlichkeit 
erwirbt, hiernach von einer Conſolidation oder der Berechtigung 
die Rede ſeyn könnte, das Lehenband löſchen zu laſſen, und das 
betreffende Gut als eine allodiale Realität zu beſitzen. Da in 
Oſtreich alle Privat-Activlehen nur l. f. Afterle hen ſind, der oberſte 
Lehenherr ſonach durch die Felonie ſeines Vaſallen, und rückſicht— 
lich Afterlehenherrn keinen Schaden leiden, und in ſeinem Rechte 
nicht verletzet werden kann, ſo ergibt ſich, daß durch die Felonie 
des Afterlehenherrn nur dieſer das ihm zuſtehende Recht verwirket, 
ſonach der Vaſall hiedurch ein unmittelbarer Vaſall des Oberlehen— 
herrn wird, und die Afterlehenherrlichkeit verſchwindet. 
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6) Der Felonie des Lehenherrn kann ſich auch ein minderjäh— 
riger Lehenherr ſchuldig machen, ſobald er jenes Alter erreichet hat, 
welches die bürgerl. oder die Strafgeſetze zu dem Behufe feſtſetzen, 
daß die Zurechnungsfähigkeit der Handlung, Unterlaſſung oder 
Pflichtverletzung eintrete. 

Allein, wenn der Vormund des Lehenherrn den Vaſallen ſo 
verletzet, daß dieſe Verletzung den letzteren zur Felonieklage über— 
haupt berechtigen würde, fo ſchadet dieß dem minderjährigen Le— 
henherrn nichk, weil zwiſchen dem Vormunde des letzteren und 
dem Vaſallen kein Lehenverhältniß beſteht, und der Vormund als 
ſolcher, vermöge der Geſetze, zu ſolchen Verletzungen nicht bevoll— 
mächtiget erſcheint, im Gegentheile alle geſetzwidrigen zum Nach— 
theile des Minderjährigen unternommenen Handlungen des Vor— 
mundes, zu denen er von dem vormundſchaftlichen Gerichte keine 
Legitimation erhalten hat, als höchſt perſönliche zu beurtheilen im 
Verhältniſſe zu dem Minderjährigen null und nichtig find, ſomit 
auf letzteren keine nachtheilige Rechtswirkung nehmen können. 


B. 
Objective Auflöſung des Lehenbandes. 
391. 


a. Objectiv relative Auflöſung des Lehenbandes. 


Die objectitrelative Auflöfung- des Lehenbandes oder die ſo— 
genannte Surrogirung tritt gewöhnlich in dem doppelten 
Falle ein: 

1) Wenn aus dem Grunde einer Veräußerung oder eines 
Tauſches, oder aus der Urſache, weil das alte Object nicht mehr 
vorhanden oder aufgefunden werden kann, ſtatt des bisher beſtan— 
denen Lehenobjectes, eine andere gleichartige Sache von gleicher 
Qualität und Quantität, dann vom gleichen Werthe unter das 
Lehenband geſtellt wird; oder 

2) Wenn ein bisheriges Reallehen in ein Geldlehen umge— 
wandelt wird. 
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392. 
1. Lehen : Surrogirnng. 


Es treten oft Fälle ein, in welchen es dem Vaſallen nützlich 
oder nothwendig ift, das bisher beſeſſene Lehenobject entweder für 
ſich in der Art zu verwenden, daß es aufhört einen gemeinen und 
gewöhnlichen Ertrag zu liefern wie z. B. durch Anlegung eines Ca— 
nals u. d. gl. — oder aber das ganze Lehenobject als ein Allodial⸗ 
gut zu veräußern. 

In einem ſolchen Falle werden zwey Handlungen nothwendig 
und zwar a) die Freymachung des bisherigen Lehen— 
objectes vondemhierauf haftendenLehenbande, und 

p) die Unterſtellungeiner anderen Sache unter 
das Lehenband. 

a) Die Freymachung des bisherigen Lehenobjec— 
tes von dem Lehenbande hat ganz die Natur einer Veräu— 
ßerung oder Allodialiſirung, es treten daher auch alle Erforderniſſe 
ein, welche bey letzterer Platz greifen, unter welchen vor allem die 
allſeitige Einwilligung des Lehenherrn, der Lehenintereſſenten, des 
aufzuſtellenden Poſteritäts-Curators als nothwendig ſich darſtellen. 

p) Die zweyte Handlung iſt in dem übereinkommen 
überdie Gleichartigkeit der zu ſurrogirenden Sache, 
deren Umfang und Werth, dann der Stellung derſelben unter das 
Lehenband gelegen. 

Sind der Lehenherr, der Vaſall und ſämmtliche Lebeninteref- 
ſenten über die Vorbedingungen der Surrogirung, über die quan— 
titative und qualitative Gleichartigkeit der Sachen einig, ſo iſt fer— 
ner ihre ausdrückliche Erklärung erforderlich; daß das auf dem bis— 
herigen Lehenobjecte einverleibte Lehenband in den öffenrlichen Bü— 
chern gelöſcht und dagegen dieſes Lehenband auf jene Objecte bi: 
cherlich einverleibt werde, welche an die Stelle der erſteren treten 
und nunmehr die Leheneigenſchaft annehmen ſollen. 

Von Seite des Lehenherrn und der Lehenintereſſenten erheiſcht 
es jedoch die Vorſicht, daß fur den Fall, als die ſurrogirten und zu 
ſurrogirenden Entitäten nicht in einem und demſelben Grundbuche 
oder der Landtafel inneliegen, ſie die Bedingung ſetzen, wornach 
die Löſchung des Lehenbandes bey den alten Lehenobjecten erſt dann 
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Platz greifen ſolle, wenn rückſichtlich der lehenbar werdenden En— 
titäten die erwirkte bücherliche Einverleibung des Lehenbandes auf 
eine legale Art ausgewieſen ſeyn wird; — oder für den Fall als die 
Objecte beyder Arten indemſelben Grundbucheoder in derſelben Land— 
tafel inneliegen, daß die Löſchung einerſeits und die Einverleibung 
des Lehenbandes andererſeits gleichzeitig vorgenommen und ſich hier— 
über legal ausgewieſen werde. 

Haben der Lehenherr und die Lehenintereſſenten zwar die Sur— 
rogirung im allgemeinen bewilliget, kann jedoch über die objecti— 
ven Verhältniſſe, über die zu ſurrogirenden Sachen und deren 
Werth kein Übereinkommen im gütlichen Wege zu Stande gebracht 
werden, ſo iſt es die Sache des Vaſallen, im Wege einer gericht— 
lichen Erhebung und Schätzung und zwar auf feine alleinige Ko— 
ſten die nöthigen Beweiſe zu liefern; — eben ſo wie auch die Lö— 
ſchung des Lehenbandes auf den frey gemachten, dann die Einver— 
leibung desſelben auf den zu ſurrogirenden Objecten nur die allei— 
nige Pflicht des Vaſallen iſt. 

Hat der Vaſall dieß alles bewirkt, den Beweis hierüber dem 
Lehenherrn durch ausgehändigte neue Grundbuchs- und Landtafel— 
Extracte geliefert, ſo iſt es die Pflicht des Lehenherrn die alten 
Lehenbriefe zurückzunehmen und dem Vaſallen neue, die nunmeh— 
rigen neuen Lehenobjecte enthaltende Lehenbriefe hinauszugeben, 
eine neue Belehnung wird dießfällig nicht vorgenommen, allein 
der Vaſall hat immerhin jedoch nur die Schreibgebühren, Kapſel— 
taxe u. ſ. w. dann den Betrag für den Stempel zu den neuen 
Lehenbriefen zu bezahlen. 

Es ergibt ſich ferner häufig der Fall, daß Objecte, mit welchen 
der Vaſall belehnt iſt, und für welche zu haften er ſich in dem 
Reverſe oder der Lehenſpecification verpflichtet hat, in Verluſt ge— 
rathen und nicht mehr aufgefunden werden können. 

Kann der Vaſall den gerichtsordnungsmäßigen Beweis, daß 
derley Objecte durch einen reinen Zufall und ohne ſein Verſchul— 
den untergegangen, oder in Verluſt gerathen ſind, nicht liefern, 
ſo iſt er verpflichtet, den Abgang zu ſurrogiren. 

Dieſe von dem Vaſallen entweder freywillig anerkannte oder 
im Wege eines Vergleiches übereingekommene oder endlich demſelben 
von dem Civilrichter mittelſt rechtskräftigem Urtheile aufgetragene 
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Erſatzleiſtung wird gewöhnlich die Subſtituirung genannt; im 
Falle eines Widerſpruches hat der Lehenherr den Beweis über die 
quantitotive und qualitative Beſchaffenheit der abgängigen Lehen— 
achen zu liefern. 

e 393. 

Bey der Surrogirung ſowohl im ſtrengen Sinne des Wor— 
tes als auch bey der Subſtituirung dringen ſich folgende Bemer— 
kungen auf: 

1) Durch die Handlung des Vaſallen, der Lehenintereſſen— 
ten, dann des Lehenherrn können die Rechte der auf den betreffen— 
den Realitäten verſicherten Gläubiger nicht verkürzet werden, ſind 
daher dieſe nicht einvernommen worden, oder haben fie zur Sur— 
rogirung ihre Einwilligung nicht gegeben, ſo kann ihnen dieſelbe 
nicht ſchaden. 

Die auf den alten Lehenobjecten, deren Leheneigenſchaft ge— 
löſcht wird, einverleibten Hypothekargläubiger gewinnen daher 
durch die Löſchung des Lehenbandes inſoferne, als der Werth der 
Realität hiedurch erhöhet wird; allein die auf dem unter das Le— 
henband zu ſtellenden Gute einverleibten Hypothekargläubiger ſind 
und bleiben berechtiget, das Gut mit Rückſicht auf die Priorität ih— 
res erwirkten Pfandrechtes als ein Allod nöthigenfalls im Executions— 
wege veräußern zu laſſen, in welchem Falle die ohne ihre Ein— 
vernehmung und Einwilligung erfolgte ſpätere Einverleibung des 
Lehenbandes gegen ſie rechtswirkungslos iſt. 

Es erheiſchet daher die Vorſicht, daß der Lehenherr und die 
Lehenintereſſenten die Surrogirung nur unter der Bedingung be— 
willigen, daß der Vaſall den legalen Beweis über die Einwilli— 
gung oder gänzliche Befriedigung der Hypothekargläubiger, dann 
die bücherliche Löſchung der dießfälligen vorhergehenden Satzpoſten, 
liefere. 

2) Die Surrogirung und Subſtituirung iſt nur eine objec- 
tiv relative Auflöſung des Lehenbandes, es wird daher eine Nova— 
tion nur in Bezug auf das Lehenobject vorgenommen, das ſub— 
jective Rechtsverhältniß bleibt unverändert dasſelbe. N 

Hieraus folgt, daß rückſichtlich der neuerlich unter das Lehen— 
band geſtellten Objecte keine neue Belehnung einzutreten hat, ſon— 
dern die frühere Belehnung und geleiſtete Lehenpflicht ſich auch auf 
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das neue Lehenobject gültig erſtrecket; — daß ferner das Lehen hie: 
durch nicht etwa die Natur eines neuen Lehens (feudum novum) 
annimmt, ſondern inſoferne es vor der Surrogirung ein altes 
Lehen (feudum antiquum, paternum) war, dieſe Natur auch nach 
derſelben beybehält, ſomit auch die Succeſſionsrechte der Descen— 
denten und Agnaten ex pacto et providentia majorum nicht im 
geringſten geſchmälert werden können. 

3) Da die Bewilligung der Surrogirung ein Act der freyen 
Willkühr des Lehenherrn iſt, ſo ſteht es ihm frey, ſolche auch zu 
verweigern, oder dieſelbe entgeldlich oder unentgeldlich zu ertheilen. 

4) Die Lehenfolger haben nur das Recht zu verlangen, daß 
durch die von dem Lehenherrn ertheilte Bewilligung ihre Rechte 
nicht geſchmälert werden, ſonach daß die vertauſchten Objecte quan— 
titativ und qualitativ ganz gleichartig find, denſelben Nutzen brin 
gen, denſelben Werth haben. 

5) Auf die Subſtituirung zu dringen, ſteht dem Lehenherrn 
ſo wie den Lehenfolgern ein gleiches Klagerecht zu, ſobald die Über⸗ 
zeugung vorliegt, daß von den zu Lehen gegebenen Objecten etwas 
mangelt. - 

6) Im Falle der eingetretenen 1 Abhandlung 
des ten Lehenbeſitzers liegt es der Allodial-Maſſa des verſtorbe— 
nen Vaſallen ob, die erwieſen abgängigen Lehenſtücke zu ſubſtitui— 
ren, oder hiefür den Erſatz zu leiſten; die Pflicht, dieſen Erſatz zu 
fordern, hat zunächſt der in den Beſitz und Genuß des Lehens zum 
Eintritte berufene Anwärter, da dieſer als ein Glied der vaſalli— 
tiſchen Familie dem Lehenherrn für das ganze der vaſallitiſchen Fa— 
milie urſprünglich verliehene Lehenobject in Haftung bleibt); bey 
einem caduken Lehen aber hat der Lehenherr ſelbſt und zunächſt die— 
ſes Klagerecht geltend zu machen. g 


) Falls der eintretende Vaſall minderjährig wäre, liegt die Pflicht 
dem Vormunde ob, wobey ſich jedoch letzterer mit der Legitima— 
tion des obervormundſchaftlichen Gerichtes auszuweiſen hat. — 
N. 6. Regierungsdeeret vom 2. July 1828, 3. 36,205 über die 
Belehnung der Vormundſchaft des minderjährigen Karl Wilhelm 
Fürſten von Auersperg Herzog von Gottſchee. 


/ 
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394. 
2) Umwandlung eines Neallehens in ein Geldlehen. 


Durch die Umwandlung eines Reallehens in ein Geldlehen 
greift eine objective relative Auflöſung des Lehenbandes Platz, 
weil hiedurch das bisher auf Grund und Boden oder überhaupt auf 
unbewegliche Sachen fundirte Lehenband ganz aufgelöfet, dieſe 
Sachen der Sphäre des freyen und unbeſchränkten Allodialeigen— 
thumes zurückgegeben werden und das Lehenband ſtatt deren auf 
ganz ungleichartige bewegliche Sachen, auf Geldoder letzteres vorſtel— 
lende Sachen übertragen wird; — ohne daß auch in dieſem Falle 
die zu Grunde liegenden ſubjectiven Rechtsverhältniſſe nur im 
geringſten berührt oder verändert würden. 

Bey der Umwandlung eines Reallehens in ein Geldlehen tre— 
ten im allgemeinen alle jene Grundſätze und Bedingungen ein, wel— 
che bey der Surrogirung überhaupt Platz greifen, insbeſondere aber 
ſind folgende Momente zu berückſichtigen und zwar 

a) Die beſtehende Beſchränkung der rechtlichen 
Möglichkeit dieſer Umwandlung; 

5) die Vorſichten, falls öffentliche Schuldver— 
ſchreibungen zu demLehenobjecte beſtimmt werden, 
endlich 

y) wenn Privatſchuld forderungen hiezu gewid— 
met, das Geldlehen auf Privat-Realitätenelocirt 
werden foll. 


395. 
a) Beſchränkung der rechtlichen Möglichkeit. 


In Bezug auf die rechtliche Möglichkeit der Umwandlung 
eines Reallehens in ein Geldlehen wurde mit dem Hofkanzley-De— 
crete vom 19. April 1830, Z. 8786, n. ö. Regierungsdecret vom 
7. May 1830, Z. 21,970 verordnet: „Seine Majeſtät haben über 
„den zur a. h. Schlußfaſſung unterlegten ſpeciellen Antrag, wel— 
„cher die Trennung der grundherrlichen Rechte über einige für ein 
„beſtimmtes Etabliſſement vom Arar erkauften Ruſticalgründe von 
„einer lehenbaren Herrſchaft und die Umſtaltung der ſtipulirten Ab— 
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„löͤſungsſumme in ein Geldlehen zum Gegenſtande hat, mit a. h. 
„Entſchließung vom 13. April 1830 a. h. Ihre Willensmeinung 
„dahin zu erkennen zu geben geruhet, daß Seine Majeſtät weder 
„die Veräußerung von Lehen ohne der Gnade noch die Umſtaltung 
„der Reallehen überhaupt weder im Ganzen noch zum Theile in 
„Geldlehen zu geſtatten geſonnen ſind.“ 

Dieſer allgemeine Grundſatz hindert jedoch keineswegs, daß 
in einzelnen beſonders rückſichtswürdigen Fällen der Vaſall die Gna— 
de des a. h. Lehenherrn anſprechen dürfte und einer Ausnahme von 
obiger Regel Statt gegeben würde, wie ähnliche Fälle in der neueſten 
Zeit wohl allerdings eintraten. 

Wird hiebey die Analogie mit der Lehen-Allodialiſirung zur 
Grundlage genommen, ſo ſcheinet der obige a. h. Orts ausge— 
ſprochene Grundſatz nur auf jene geſchloſſenen Lehenkörper, wel— 
che ganze Herrſchaften umfaſſen, gerichtet zu ſeyn, keineswegs aber 
auf die kleineren Lehenkörper, die bloß in einzelnen Unterthanen, 
Grundſtücken oder Rechten beſtehen, deren Verwaltungskoſten dem 
Vaſallen oft jeden Fruchtgenuß entziehen, ebenſowenig endlich auf 
die Zehenten und derley den Unterthan belaſtende Dominicalrechte, 
da es in dem Principe einer weiſen und gerechten Geſetzgebung ge— 
legen iſt, derley Hinderniſſen der Cultur und ſchädlichen Schranken 
der Entwickelung des National-Reichthums aus allen Kräften zu 
begegnen und ſie zu beſeitigen. g 

Dieſe Anſicht wird um ſo mehr beſtätiget, als die unterm 16. 
May 1817 von a. h. Seiner Majeſtät ausgeſprochene definitive 
und allgemeine Norm: daß es von aller ferneren Allodialiſirung 
l. f. Lehen überall abzukommen habe, mit a. h. Entſchließung vom 
25. Jänner 1820 dahin modificirt und erläutert worden iſt: daß 
bey denjenigen Gattungen von l. f. Lehen, welche 
zur Claſſe der gemeinen oder Beutel „Rechts- und 
Zinslehen gehören, dann den mit Allod vermiſch— 
ten Lehenparcellen die Allodialifirung dann Statt 
finden dürfe, wenn darum von den einzelnen Lehen— 
beſitzern angelangt wird. 

Auch wurden in der neueren Zeit wirklich mehrere derley Be— 
willigungen ertheilt ), und zwar insbeſonders dann, wenn es 
ſich um die Subſtitution einiger in Verluſt gerathener oder über— 
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haupt abgängiger Lehenpertinenzſtücke ') oder um Abtretung der. 
ſelben zu öffentlichen Zwecken handelte °). 


) So wurde z. B. mit a. h. Entſchließung vom 12., Hofkanzley-De⸗ 
eret vom 15., n. ö. Negierungsdeeret vom 26. Februar 1829, 3 
10,814, dem Carl Grafen v. Berthold die Bewilligung ertheilt, für 
die Lehenrealitäten bey der Herrſchaft Großau und Süſſenbach den 
Kaufſchillingsbetrag pr. 36000 fl. C. M. in der Eigenſchaft eines 
Pecuniarlehens zu ſurrogiren. — Ferner wurde mit a. h. Entſchlie— 
fung vom 12., Hofkanzley-Decret vom 15. März, Z. 6474, n. 6. Re⸗ 
gierungsdeeret vom 23. März 1835 die Umſtaltung des zur Herr— 
ſchaft Artſtetten gehörigen Stift Mölker Lehens: ein Haus zu 
Elfarn in ein Geldlehen mit deſſen Schätzungswerth pr. 162 fl. 
30 kr. C. M. genehmiget. 

) Mit n. 6. Negierungsdecrete vom 26. Jänner 1329, Z. 4530 wurde 
die Subſtituirung eines Geldlehens pr. 357 fl. C. M. für die bey 
der Freyherrn von Liedegg'ſchen Herrſchaft Mollenburg abgängigen 
Fürſt Lichtenſtein'ſchen Lehenpertinenzſtücke bewilliget. — Das n. 6. 
Kegierungsdecret vom 28. Auguſt 1829, 3. 43089, lautet dießfällig 
alſo: „Um das wegen einiger abgängiger Lehenentien bey Mol— 
„lenburg auf Grundlage des zwiſchen dem Fürſten von Lichtens 
„ſtein und dem Curator des Fideieommißgutes Mollenburg abge— 
„ſchloſſenen und unterm 3. Jänner d. J. a. h. Orts genehmigten 
„Vergleiches mit 357 fl. C. M. ſubſtituirte Geldlehen in Evidenz 
„zu halten, findet Regierung am zweckmäßigſten den Fürſten von 
„Lichtenſtein anzuweiſen, das ſurrogirende Geldlehen pr. 357 fl. 
„C. M. bey dem k. k. n. ö. Landrechte zu depoſitiren, bey dem 
„Erlage die Vormerkung anzuſuchen, daß das Geldlehen als Sur— 
„rogat für die abgängigen Lehenentien anzuſehen ſey, ſofor“ den 
„dießfälligen Lehenbrief anher zu überreichen, um ſolchen a tergo 
„dieſe eingetretene Geldlehen-Subſtitution der fraglich abgängigen 
„Lehenſtücke mit Beyfügung des Datums des Vergleiches, und 
„der hierüber herabgelangten a. h. Beſtätigung vom 3. Jänner 
„d. J. indorſiren zu können, und zugleich bey dem betreffenden Le— 
„henreverſe zur Sicherheit und Evidenzhaltung eine genaue Lehen— 
„ſpecification der noch in Natura vorhandenen Lehenſtücke, fo wie 
„der abgängigen mit Beziehung auf die hiefür geſchehene Surro— 
„girung eines Geldlehens einſchalten und dieſen Lehenrevers ſammt 
„Lehenſpeeiſication in der üblichen Form zur landtäflichen Einver— 
„leibung bringen zu laſſen, auf welche Art das fragliche ſurrogirte 
„Geldlehen auch in der Landtafel erſichtlich wird. — übrigens 
„wäre es lehenrechtlich zwar der Willkühr dem Fürſten von Lich— 


„tenftein als Privatlehenherrn und dem Übereinkommen mit ſei— 
* 
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„nem Vaſallen zu überlaſſen, ob und wie er dieß fein Geldle— 
„hen fruchtbringend angelegt wiſſen will, da dem oberſten Lehen— 
„herrn ganz gleichgültig iſt, ob dieſer Betrag bis zu dem einſt— 
„weiligen Heimfalle unbenützt liegt, oder fruchtbringend genoſſen 
„wird; allein da, wie erhellet Fürſt Lichtenſtein bereits beſtimmt 
„angetragen hat, dieſen Geldlehenbetrag mittelſt öffentlicher Ob— 
„ligationen fruchtbringend anzulegen, und zu depoſitiren, fo wird 
„unter einem auch dem Fürſten von Lichtenſtein zur Pflicht ge— 
„macht, dieſen Surrogationsbetrag pr. 357 fl. C. M., in öffentlichen 
„Papieren umgeſetzt mit dem Lehenbande zu vinculiren.“ 

) Das n. ö. Regierungsdecret vom 15. November 1834, 3. 61,729 
lautet: „Da die Erweiterung des iſraelitiſchen Leichenhofes außer 
„der Währingerlinie nach den ämtlichen Erhebungen dringend und 
„aus öffentlichen Rückſichten unverſchieblich iſt, fo hat die h. Hof— 
„kanzley als oberſter Lehenhof mit Deeret vom 6. d. M., 3. 27,937 
„die Verwendung des zu dieſer Erweiterung auserſehenen dem hie— 
„ſigen Barnabiten-Collegium gehörigen und vom Wiener Stadt— 
„Magiſtrate als zu ihm lehenbar bezeichneten Grundes gegen dem 
„genehmigt, daß ein vollſtändiges lehenbares Aquivalent ſubſti— 
„tuirt und demnach der einzutauſchende Grund ſtatt des abzutre— 
„tenden ſammt der allfälligen Daraufzahlung in jenes Lehenver— 
»„hältniß geſtellt werde, in welchem der abzutretende ſteht, oder nach 
„dem Reſultate der in dieſer Beziehung angeordneten näheren Erz 
„hebung zu ſtehen kommen wird.“ 

Einen weiteren Fall enthält das n. 6. Regierungsdeeret vom 2. 
März 1836, Z. 12,202, welches alſo lautet: „Seine k. k. Majeſtät 
„haben zu Folge Höfkanzley-Deeretes vom 22. v. M., Z. 4776 mit 
„a. h. Entſchließung vom 16. v. M. den oberſtlehenherrlichen Con- 
»ſens zur Veräußerung 2 Joches lehenbaren Grundes vom Ei: 
»belsberger Hofe bey Linz an die Eiſenbahn— Unternehmung und 
»eben ſo die beantragte Umwandlung desſelben in ein Lehencapital 
»gegen genaue Sicherſtellung der oberſtlehenherrlichen Gerechtſa— 
„me zu ertheilen geruhet. — Von dieſer a. h. Entſchließung wird 
»die k. k. ob der ennſiſche Regierung mit dem Erjuchen in Kennt— 
»niß geſetzt, hievon im gehörigen Wege die Beſitzer des Eibels— 
»bergerhofes mit dem Auftrage verſtändigen zu wollen, daß ſelbe 
»von dem Ablöſungsbetrage pr. 155 fl. 41 kr. nach Abzug der für 
»Fruchtentſchädigung entfallenden 8 fl. 44 kr. ſomit pr. 146 fl. 57 
„er. C. M. eine Staatsobligation ankaufen und über deren An— 
»kauf mitlels Beybringung des Börſezettels dann unter Anzei— 
»gung der eingetauſchten Papiere ſich binnen 3 Monathen anher 
„ausweifen, dieſe gerichtlich hinterlegen, wo ſodann die Vineu— 
„lieung derſelben eingeleitet werden wird.“ 15 
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Die weitere Beſchränkung der rechtlichen Möglichkeit dieſer 
Umwandlung, dann die bey der Beſtimmung des Geldbetrages eintre— 
tenden Modalitäten dürften aus der Analogie mit den Fideicom— 
miſſen und aus der für letztere beſtehenden geſetzlichen Vorſchrift 
entnommen werden. In dieſer Hinſicht lautet das Patent vom 14. 
Juny 1798 J. G. S. Nr. 420 alſo: 

„§. 1. Die Verwandlung eines Fideicommißgutes in ein Geld— 
„fideicommiß iſt zwar noch ferner geſtattet; jedoch find die Gerichte, 
„bey denen die Beſtätigung anzuſuchen iſt, angewieſen, dieſe nur 
„nach vorläufiger Beybringung der ausdrücklichen übereinſtimmenden 
„Einwilligung ſämmtlicher Theilnehmer, des Fideicommiß-Cura— 
„tors, der Fideicommiß- Anwärter und des Curators der Nachkom— | 
„menſchaft zu ertheilen, außer dieſem Falle aber, mit Vorbehalt des 
„Recurſes, die Erkenntniß zu ſchöpfen.“ 

8. 2. „Wo nach erhaltener gerichtlicher Beſtätigung die Um— 
„wandlung des Fideicommißgutes in ein Fideicommiß-Capital ge— 
„ſchieht, iſt letzteres weder nach der in dem Fideicommiß-Inſtitute 
„enthaltenen Summe, weder nach dem in der Landtafel angemerk— 
„ten Werthe, noch nach der Rectifications-Einlage, ſondern nach 
„dem wahren Werthe, den das Fideicommißgut zur Zeit der Ver: 
„wandlung hat, auszumeſſen. 

$. 3. „Wie der wahre Werth des Fideicommißgutes zu erhe— 
„ben ift, bleibt der Übereinkunft der Fideicommiß-Theilnehmer über: 
„laſſen.“ 

$. 4. „Wenn ſich aber die Fideicommiß-Theilnehmer über 
„die Beſtimmung des wahren Werthes nicht einverſtehen können, 
„iſt eine gerichtliche Schätzung vorzunehmen.“ 

$. 5. „Wofern auch die gerichtliche Schätzung von einem oder 
„dem andern der Theilnehmer beſtritten würde, wäre das Fidei— 
„commißgut durch eine öffentliche Verſteigerung zu verkaufen und 
„der eingegangene Kaufſchilling als Fideicommiß-Capital anzule— 
„gen. 

§. 6. „Inſoweit durch gegenwärtige Vorſchrift die Verfü— 
„gungen des Patentes vom 9. May des Jahres 1785 geändert 
„und aufgehoben ſind, iſt dasſelbe ganz außer Kraft geſetzt.“ 
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6) Vorſichten für den Fall, als öffentliche Schuldver⸗ 
ſchreibungen das Lehenobjeet bilden ſollen. 


Iſt die Umwandlung eines Reallehens in ein Geldlehen be— 
williget, ſo handelt es ſich dem obigen zu Folge zunächſt um die 
Ausmittlung des Geldwerthes der Realität. In der 
Regel wird der gemeine Werth einer Sache, ſomit auch jener deg 
Reallehens durch die gerichtliche Schätzung beſtimmt, deren Er— 
wirkung dem Vaſallen obliegt, und wobey der Lehenherr ſo wie die 
Anwärter, dann übrigen Intereſſenten beygezogen oder wenigſtens 
hievon verſtändiget werden müſſen, ſoll die Schätzung gegen ſie eine 
Rechtswirkung haben. Soll dagegen der zwiſchen dem Vaſallen und 
einem Dritten übereingekommene Kaufſchilling als Grundlage an⸗ 
genommen werden, ſo iſt hiezu die ausdrückliche Einwilligung des 
Lehenherrn und der Lehenintereſſenten erforderlich. 

Liegt der gemeine Werth des Reallehens auf die eine oder die 
andere Art erwieſen vor, ſo hängt es von der Willensvereinigung 
des Lehenherrn und des Vaſallen ab, ob das Geld zum Ankaufe 
öffentlicher d. i. Staatsſchuldverſchreibungen verwendet werden will, 
oder ob ſolches auf Realitäten elocirt werden ſoll. 

Iſt das aus der Freymachung des Reallehens erzielte Capital 
zum Ankaufe von Staatsſ Aulpserfchreibunden beftimmt, 
und find der Lehenherr und der Vaſall über die Gattung der letz⸗ 
teren übereingekommen, ſo hat der Vaſall oder der Käufer des frey⸗ 
gemachten Reallehens die öffentlichen Staatsſchuld dverſchreibungen 
börſemäßig anzukaufen, und die Vinculirung derſelben mit dem 
Lehenbande zu beſorgen; letzteres geſchieht, indem im W Lege der k. k. 
allgemeinen Hofkammer die dahin vorgelegten Staatsſchuldver— 
ſchreibungen der k. k. Central- und Creditshofbuchhaltung mit dem 
Auftrage zugeſtellt werden, das Lehenvinculum nicht nur auf jeder 

einzelnen Obligation ämtlich vorzuſchreiben, ſondern ſolches auch 
in den betreffenden Creditsbüchern bey den einſchlägigen Obligatio⸗ 
nen zu verbuchen J. 

Nach erfolgter Vinculirung kömmt der Lehenbrief und die 
Lehenſpecification zu rectificiren, in welcher letzteren insbeſondere 
die einzelnen Staatsſchuldverſchreibungen genau verzeichnet ſeyn 

Er 
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müſſen. Die Lehenſpecification bedarf in dieſem Falle nur mehr 
der Haftungsclauſel, mit Hinweglaſſung der Einverleibungsclau— 
ſel; — die vinculirten Staatsſchuldverſchreibungen aber ſind in der 
Regel dem Vaſallen zum Behufe der Behebung der fällig werden— 
den Intereſſen auszuhändigen. „ 

Sind dieſe Vorbedingungen erfüllt, ſo wird von dem Lehen— 
herrn die Bewilligung ertheilt, das Lehenband in den öffentlichen 
Büchern zu löſchen, wornach es dem Vaſallen frey ſteht, die wirk— 
liche grundbüchliche oder landtäfliche Löſchung dieſes Bandes auf 
ſeine Koſten zu erwirken. 

Hiebey kann nicht unbemerkt gelaſſen werden, daß der Lehen— 
herr in der Regel kein Recht hat, die Depoſitirung der mit dem 
Lehenbande vinculirten Staatsſchuldverſchreibungen bey dem Civil— 
gerichte oder bey ſeiner Lehenſtube zu verlangen, weil der Vaſall 
zum Beſitze des Lehenobjectes berechtiget iſt, und die dem Lehen— 
herrn zuſtehende Sicherſtellung ſchon durch die Vinculirung erreicht 
iſt, da bey dem Vorhandenſeyn der letzteren weder eine Veräuße⸗ 
rung noch eine Verpfändung, noch endlich eine Amortiſirung gültig 
und ohne Willen und Wiſſen des Lehenherrn Statt finden kann. 

Die Gewohnheit mancher Lehenherrn endlich, derley Staats— 
ſchuldverſchreibungen bloß von ihrer Lehenſtube vinculiren, oder 
das Lehenband depoſitenämtlich vormerken zu laſſen, gewährt keine 
legale Sicherheit, da die Verbuchung des Lehenbandes in den öf— 
fentlichen Creditsbüchern mangelt, und bey dieſem Mangel von 
dritten Perſonen nicht nur Pfandrechte auf die Schuldverſchreibun— 
gen erworben, ſondern dieſe auch amortiſirt werden können, ohne 
daß der Lehenherr hievon zur Kenntniß gelanget, in einem ſolchen 
Falle aber auch wohl das ihm einzig und allein zuſtehende Regreß— 
recht gegen den Vaſallen wirkungslos bleiben dürfte. 


) Sieh $. 364 und 366. 
398. 
„) Eloeirung des Geldlehens bey Privaten. 


Soll ein Reallehen in ein Geldlehen umgewandelt und letzteres 


bey Privaten im Wege eines Darlehens-Vertrages elocirt und 
ſichergeſtellt werden, fo treten nicht nur alle jene Erforderniſſe 
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ein, die jeder Umwandlung eines Reallehens in ein Geldlehen über: 
haupt zu Grunde gelegt werden müſſen, ſondern auch insbeſon— 
ders noch jene, welche die dingliche Sicherſtellung des Geldlehens 
als ſolches für die Zukunft bezwecken, in welcher Hinſicht die allge— 
meinen Grundſätze der Sicherſtellung eines Geldlehens überhaupt 
zur Richtſchnur zu nehmen find ). 


) Sieh $. 363 und 366. 


399. 
b) Objective abſolute Auflöſung des Lehenbandes. 


Die objectiv abſolute Auflöſung des Lehenbandes tritt dann 
ein, wenn letzteres in Bezug auf ein beſtimmtes Lehenobject gänz— 
lich und bleibend hinwegfällt und dieſes ohne aller Surrogirung 
oder Subſtituirung der Sphäre des freyen und unbeſchränkten Allo— 
dial-Eigenthumes zurückgegeben wird. 

Bey dieſer gänzlichen Auflöſung des Lehenbandes, kömmt 

I. Der Rechtstitel und 

II. Die Realiſirung der Auflöſung zuberückſichtigen. 


I. 


Nechtstitel der Auflöſung des Lehenbandes. 
400. 


Der rechtliche Möglichkeitsgrund, durch welchen die objectiv 
abſolute Auflöſung des Lehenbandes bedingt iſt, erſcheinet entwe— 
weder 

4) in dem Willen oder in der Handlungsweiſe der 
Lehen-Compaciscenten oder 

6) in einem Zufalle gegründet. 

Iſt der Nechtstitel 
zu a) in dem Willen oder in der Handlungsweiſe der 
Lehen⸗Compaciscenten gelegen, fo tritt entweder 

1) eine Conſolidation d. i. jenes Rechtsverhältniß ein, 
wodurch das lehenbare Nutzungseigenthum mit dem Obereigen— 
thume ſich vereiniget und hiernach der Begriff des getheilten 
Eigenthumes ſomit auch jener eines Lehens hinwegfällt; oder 


262 


2) eine Allodialiſirung, welche das Lehenverhältniß 
gänzlich aufhebt, ohne daß gerade in der Perſon des Lehen— 
herrn oder des Vaſallen eine Vereinigung des Obereigenthumes 
mit dem Nutzungseigenthum vor ſich geht. 

Dagegen iſt 
zu 6) der Rechtstitel in einem Zufalle gegründet, wenn das 
Lehenobject für die Lehen-Compaciscenten ohne ihrem Willen 
durch außer der Sphäre des letzteren gelegene Kräfte verloren 


geht. 
a) Übereinkommen der Lehenintereſſenten. 
1) Conſolidation. 
401. 


Die Conſolidation des Lehens tritt dann ein, wenn ſich 
das Lehenobereigenthum und das Lehennutzungseigenthum in einer 
und derſelben Perſon des Beſitzers rechtlich vereiniget; dieſe Perſon 
kann nun entweder der Lehenherr oder der Vaſall ſeyn, jenachdem 
das lehenherrliche Obereigenthum an den Vaſallen, oder das va— 
ſallitiſche Nutzungseigenthum an den Lehenherrn fällt. 

Vereiniget ſich das Nutzungseigenthum mit dem Lehenober— 
eigenthume in der Perſon des Lehenherrn, ſo wird dieſe Vereinigung 
die Conſolidation im ſtrengen und eigentlichen Sinne 
des Wortes genannt; erwirbt dagegen der Beſitzer des lehenbaren 
Nutzungseigenthumes der Vaſall auch das Lehenobereigenthum 
d. i. die Lehenherrlichkeit, fo heißt dieſe Vereinigung Appro— 
priation. 

402. 


Conſolidation im ſtrengen Sinne des Wortes. 


Die Conſolidation im ſtrengen Sinne des Wortes ſetzt ei. 
nen Eröffnungs- oder Heimfall des Lehens voraus, welcher ent— 
weder 

a) aus der Natur des Lehen vertrages, oder 

b) in Folge eines beſonderen Vertrages oder end— 
lich ö a 
c) nach dem Geſetze eintritt. 
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Zu a) Aus der Natur des Lehenvertrages ergibt ſich 
ein Eröffnungsfall 

1) durchdas Ausſterben der vaſallitiſchen [Fa mi— 
lie d. i. durch den Tod des Vaſallen ohne Hinterlaſſung irgend 
eines in der Inveſtitur des erſten Lehenerwerbers oder der Mitbe— 
lehnung begriffenen Lehenfolgers. 

2) Durch den Ablauf der Zeit, auf welche, oder den 
Eintritt der auflöſenden Bedingung, unter welcher 
das Lehen verliehen worden iſt. 

Erſteres iſt der Fall, wenn z. B. das Lehen nur auf einen 
beſtimmten Zeitraum pon 30, 50 Jahren u. ſ. w. oder auf die Le— 
bensdauer der Lehenfolger aus einer beſtimmten Linie des erſten 
Erwerbers verliehen worden iſt; — letzteres iſt der Fall z. B. 
bey einem Pfandlehen, wo ein Gut aus dem Grunde zu Lehen 
verliehen worden iſt, weil der Vaſall dem Lehenherrn ein Dar— 
leihen unter der Bedingung gegeben hat, daß der Vaſall und 
deſſen lehenfähige Descendenz dieſes Gut ſo lange als ein Le— 
hen beſitzen ſoll, bis der Lehenherr ihm oder einer ſeiner Descen— 
denten das Darleihen zurückbezahlt hat; — läuft nun die Zeit 
ab, oder erfolgt die Zurückzahlung des Darleihens, ſo tritt die 
Conſolidation ein. 

3) Durch die Felonie des Vafallen in Folge des hier⸗ 
über erfloſſenen rechtskräftigen Urtheils. 

zu b) Auseinembeſonderen Vertrage tritt die Con— 
ſolidation im Falle der Refutation ein, wodurch der Vaſall 
und die übrigen Lehenfolger auf das von ihnen beſeſſene Lehen Ver— 
zicht leiſten. 

zu c) Aus dem Geſetze endlich reſultirt die Conſolidation 
im Wege der Verjährung und Erſitzung, wenn der Lehen— 
herr unter den zu letzterer überhaupt geſetzlich nothwendigen Er— 
forderniſſen von dem Nutzungseigenthume des Lehens Beſitz nimmt 
und der Vaſall oder die übrigen Lehenfolger es hiebey bewenden 
laſſen. 

Unter der Vorausſetzung eines dieſer Rechtsgründe iſt die 
Conſolidation ferner eine zeitliche oder immerwährende. 
Sie iſt eine zeitliche, wenn das Nutzungseigenthum nur eine 
beſtimmte oder wenigſtens beſchränkte Zeit mit dem Obereigenthume 
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ſich vereiniget, wie z. B. bey der Felonie, wo das Obereigenthum 
mit dem Nutzungseigenthume ſich nur ſolange vereiniget, als die 
Descendenz des ſtraffälligen Vaſallen exiſtiret, nach Erlöſchung 
derſelben aber die Agnaten das Recht haben, die Abtretung des 
nutzbaren Leheneigenthumes von dem Lehenherrn zu verlangen; — 
oder im Falle der Refutation, welche den Agnaten, die dazu nicht 
einwilligten, keineswegs ſchädlich ſeyn kann; — oder bey der Ver— 
jährung und Erſitzung, welche gegen die Agnaten nur von jenem 
Momente zu laufen beginnt, in welchem das Succeſſionsrecht an 
fie deferirt wird ). 

Sie iſt endlich eine immerwährende, wenn durch die 
Lehenseröffnung das Recht aller derjenigen erloſchen iſt, die ex 
pacto et providentia majorum mittelſt einer und derſelben Infeu— 
dation zur Succeſſion berufen ſind. 


) Sieh II. F. 15. — II. F. 26 . 13. 


403. 


Aus der bisherigen Begriffsbeſtimmung ergeben ſich folgende 
Reſultate: 5 

1) Nur eine immerwährende Conſolidationkann die 
Auflöſung des Lehenbandes begründen, da in allen jenen Fällen, 
in welchen der Lehenherr nur zeitweiſe das Obereigenthum und das 
tußungseigenthum in feiner Perſon vereiniget, das getheilte Ei— 
genthum in rechtlicher Hinſicht noch fortbeſteht, und das Recht 
der vaſallitiſchen Familie zur Ausübung des Nutzungseigenthumes 
nur ſchlummert. 

2) Eben ſo tritt keine eigentliche Conſolidation ein, wenn 
der Lehenfürherr, prodominus das nutzbare Eigenthum er— 
wirbt, oder der Provaſall das Obereigenthumsrecht an ſich bringt, 
vorausgeſetzt, daß der prodominus und der Provaſall dieſe Er— 
werbung für ſich und im eigenen Nahmen begründen, indem 
letztern in der Eigenſchaft als prodominus oder Provaſall die 
lehenherrlichen oder vafallitifchen Rechte und Pflichten nicht im ei— 
genen Nahmen, ſondern in jenem der moraliſchen oder ſubjectiv 
unfähigen Perſon ausüben, welche ſie vertreten. 
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3) Soll die eintretende perpetuirliche Conſolidation eine 
Auflöſung des Lehenbandes und vollkommene Entlaſtung des Ob— 
jectes hievon begründen, ſo muß der Lehenherr auch berechtiget 
ſeyn, das bisher getheilte Gut als ein ungetheiltes Eigenthum 
für ſich ausſchließend zu behalten, und zu beſitzen. 

Da nun die in Oftreich beſtehenden Lehen wahre res infeudari 
solitae ſind, und alle Privat-Activlehen nur als l. f. Afterlehen 
erkannt werden müſſen ſo folget von ſelbſt, daß die Privat— 
lehenherren in Oſtreich durch die Conſolidation die 
vollkommene Auflöſung des Lehenbandes nicht be— 
gründen können, ſondern in jedem Falle, wo die Eröffnung 
oder der Heimfall eines Lehens eintritt, ſie verpflichtet ſind, das 
Lehen wieder weiter zu verleihen ). 

Würde endlich mit Einwilligung des oberſten Lehenherrn dem 
Privatlehenherrn ausdrücklich geſtattet werden, das eröffnete Lehen 
nicht weiter mehr zu verleihen, ſomit das von einem Dritten bisher 
beſeſſene Nutzungseigenthum des Lehengutes mit feinem Ober- 
eigenthume d. i. der Privat-Lehenherrlichkeit zu vereinigen, ſo wür— 
de hiedurch doch immerhin keine Auflöſung des Lehenbandes Platz 
greifen, indem das Lehenverhältniß zwiſchen dem Privatlehen— 
herrn und dem oberſten Lehenherrn unverändert, ſonach der Pri— 
vatlehenherr nur unmittelbarer Vaſall des oberſten Lehenherrn blie— 
be, und nur das bisherige Zwiſchenverhältniß der Afterlehenherr— 
lichkeit verſchwinden würde. 

Demnach kann 

4) in Oſtreich die Conſolidation nur dann eine gänzliche und 
vollkommene Auflöſung des Lehenbandes begründen, wenn ſie bey 
einem landesfürſtlichen unmittelbaren Lehen ein— 
tritt, rückſichtlich welchen Falles ohnedieß verordnet iſt, daß jeder 
Eröffnungsfall zur Kenntniß des a. h. Lehenherrn gebracht und ge— 
wärtiget werden müſſe, ob zu Folge a. h. Entſchließung das appert 
gewordene Lehen wieder weiter verliehen, oder ob es in den Staats— 
ſchatz, als ein von dem Lehenbande entlaſtetes freyes Allodialgut, ein— 
gezogen werden ſolle. 

Nur in dieſem letzteren Falle der ſogenannten I Incamerirung 
des Lehens tritt eine wahre und vollkommene Conſolidation, und 
hierdurch die gänzliche Auflöſung des Lehenbandes ein, welche jedoch 
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5) um auch in rechtlicher Hinſicht wirkſam, ſomit gänzlich 
geſchloſſen erkannt werden zu können, die Löſchung des Lehen— 
bandes, inſoferne ſolches in den öffentlichen Büchern einverleibt 
oder vorgemerkt erſcheinet, abſolut nothwendig macht, da nach den 
88. 440—446, dann nach der Analogie des § 469 und 526 des 
bürg. Geſetzbuches, jedes dingliche Recht, in Bezug auf eine un- 
bewegliche Sache, nur durch die Löſchung in den öffentlichen Bü— 
chern aufgehoben wird. 

6) Die Bewilligung des Landesfürſten, als oberſten Lehen— 
herrn, daß ein dem Privatlehenherrn heimgefallenes Lehen ſich 
vollkommen conſolidire, nicht weiter mehr verliehen werden dürfe, 
und die gänzliche Auflöſung des Lehenbandes bewerkſtelliget werde; 
gehört der Sphäre der Allodialiſirung an, von welcher weiter un— 
ten gehandelt werden wird. 

7) Die Conſolidation wird gehemmt, wenn der ehen 
über die weitere Verleihung des Lehens, für den Fall der Eröffnung 
desſelben, Eventual-Belehnungen ertheilt, oder derley 
Verträge eingeht. 

) Dieß iſt insbeſonders bey jenen Aectivlehen der Fall, die von 
Stiftern, Klöſtern oder derley geiſtlichen Communitäten beſeſſen 
werden, da der Conſolidirung und rückſichtlich Appropriation auch 
noch insbeſonders die Amortiſationsgeſetze im Wege ſtehen; ſo 
wurde z. B. die bey dem Ollmützer Lehenhofe beſtandene Übung, 
zu Folge welcher die heimgefallenen Activlehen von dem Ollmü— 
tzer Fürſt-Erzbiſchof oder dem Capitel verſchenkt, verkauft oder 
für ſich behalten wurden, mit den a. h. Entſchließungen vom 25. 
October 1779, $.2 und 17, dann vom 9. July 1781, $. 2, als den 
Amortiſationsgeſetzen zuwider, aufgehoben, und dem Gubernium 
die Überwachung für Ein tige Fälle aufgetragen, 


404. 
Appropriation. 


Die Appropriation, wodurch die Lehenherrlichkeit mit 
dem Nutzungseigenthume in der Perſon des Vaſallen ſich vereiniget, 
wird 

a) im Wege eines Vertrages oder 
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b) aus dem Geſetze begründet. 

Zu a) Ein Vertrag iſt die Quelle der Appropriation, wenn 
der Lehenherr zu Gunſten feines Vaſallen die Lehenherrlichkeit ve: 
futirt, welche Refutation entgeldlich oder unentgeldlich zu Stan— 
de kommen kann. 

Daß der Lehenherr hiezu ein Recht habe, folgt aus dem ſtreit— 
loſen Rechte des Eigenthümers, auf ſein Eigenthum Verzicht zu 
leiſten. Nur verſteht es ſich hiebey von ſelbſt, daß durch einen ſol— 
chen Vertrag den von dritten Perſonen erworbenen Rechten nicht 
zu nahe getreten werden darf, ſolche vielmehr gänzlich unberührt 
und aufrecht erhalten werden müſſen; es wäre denn ihre ausdrück— 
liche Einwilligung vorläufig eingeholt worden. 

Zur Refutation iſt der Lehenherr wohl auch, ohne eines aus— 
drücklichen Vertrages mit dem Vaſallen zu bedürfen, berechtiget, 
nur darf dieſelbe in dem letzteren Falle nicht zur Unzeit geſchehen, 
und nicht einen Nachtheil des Vaſallen zur Folge haben, widri— 
gens, da der Lehenvertrag wechſelſeitige Rechte und Pflichten be— 
gründet, dem Vaſallen das Recht zuſteht, auf die Unſtatthaftigkeit 
der Refutation oder auf den Erſatz des Schadens gegen den Lehen— 
herrn im ordentlichen Rechtswege zu klagen. 

zu b) Aus dem Geſetze wird die Appropriation durch die 
Verjährung rückſichtlich Erſitzung begründet, wenn nemlich 
der Vaſall durch dreyßig Jahre und unter den übrigen zur Erſi— 
tzung und Verjährung geforderten Bedingungen des Geſetzes, das 
Obereigenthumsrecht mit dem Nutzungseigenthume beſitzet. 

Unter diefen Erforderniſſen iſt eine der weſentlichſten die usu- 
capio libertatis. Hat der Lehenherr von dem Vaſallen die Lehen— 
dienſte nicht gefordert, ſo kann hieraus allein noch auf keine Erſi— 
tzung oder Verjährung gefolgert werden; würde dagegen der Le— 
henherr die Lehendienſte von dem Vaſallen gefordert haben, von 
dem letzteren aber das Recht zu einer derley Forderung widerſpro— 
chen worden ſeyn, und würde es der Lehenherr durch die geſetzliche 
Zeit bey dieſem Widerſpruche bewenden laſſen, ohne die Dienſte 
weiter zu fordern, in dieſem Falle wäre zwar das Recht der Forde— 
rung verjährt und von dem Vaſallen die Freyheit von den Lehen— 
dienſten erſeſſen, allein es würde hierdurch noch keine Appropriation 
Platz greifen, indem nur ſoviel erſeſſen werden kann, als man be— 
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ſeſſen hat, die Leiſtung der Lehendienſte aber allein noch nicht die 
rechtliche Weſenheit des Lehenverhältniſſes bildet, ſondern hier— 
durch das Lehen höchſtens in ein fogenanntes Freylehen ſich ge— 
ſtaltet, von welchem zwar keine Dienſte geleiſtet werden dürfen, 
rückſichtlich deſſen aber alle übrigen Rechte und Pflichten wie z. B. 
das Heimfallsrecht u. ſ. w. dieſelben bleiben. 

Ein gleicher Fall tritt dann ein, wenn durch 30 Jahre keine 
Belehnung, rückſichtlich Belehnungserneuerung angeſucht und vor— 
genommen wird, ja ſelbſt wenn der Lehenherr die Belehnung for— 
derte, der Vaſall dieſer Forderung ſich widerſetzte und der Lehen— 
herr es hiebey bewenden ließe, in dieſem Falle würde zwar das 
Recht die Belehnungserneuerung zu fordern verjähren, allein vor— 
ausgeſetzt, daß der Vaſall ſeine übrigen vaſallitiſchen Pflichten 
erfüllet, das Lehenverhältniß ſelbſt keineswegs erlöſchen. 

Nur dann alſo, wenn der Vaſall ſich in dem vollkommenen 
Beſitz aller dem Lehenherrn zuſtehenden Rechte ſetzt, und die usu- 
capio libertatis, d. i. die Erſitzung des Unterſagungs- und Hinde— 
rungsrechtes erwieſen werden kann, geht die Lehenherrlichkeit für 
den Lehenherrn verloren und tritt die Appropriation ein. 

405. 5 

Durch das Ausſterben der ganzen Descendenz des 
Lehenherrn geht keine Appropriation vor ſich, denn dem Vaſal— 
len gebührt weder aus dem Lehenvertrage im allgemeinen, noch aus 
dem Geſetze ein Erbrecht in den Nachlaß des Lehenherrn, auch ſteht 
ihm kein Heimfallsrecht auf die Lehenherrlichkeit zu; — hat dem— 
nach der Lehenherr gar keine teſtamentariſche oder geſetzliche Erben 
hinterlaſſen, fo wird deſſen Erbſchaft als caduk zum Staatsſchatze 
eingezogen, es fällt demſelben ſonach auch die Lehenherrlichkeit zu. 

Da jedoch in Oſtreich ohnedieß jeder Privatlehenherr nur als 
ein l. f. Afterlehenherr zu erkennen iſt, ſo tritt ſtatt des Staats— 
ſchatzes der oberſte Lehenherr in die Rechte des früheren Beſitzers 
ein, es verſchwindet das Zwiſchenverhältniß der Afterlehenherrlich— 
keit, der Landesfürſt wird alleiniger und unmittelbarer Lehenherr, 
das Lehenverhältniß in Bezug auf den Vaſallen bleibt jedoch un— 
verändert dasſelbe; — von dem Willen des Landesfürſten wird es 
endlich allein abhängen, ob in dieſem Falle das Lehen ein unmittel— 
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bar landesfürſtliches bleiben ſoll, oder ob derſelbe irgend Jeman— 
den wieder von neuem mit der Lehenherrlichkeit belehnen wolle. 


406. 


Tritt nun auch wirklich die eigentliche Appropriation ein, ſo 
iſt vor allem zwiſchen den l. f. Lehen und den Privatlehen 
zu unterſcheiden. 

Bey den l. f. Lehen iſt der Lehenherr keiner weiteren Ober— 
lehenherrlichkeit unterworfen, geht ſomit das von dem Landesfür— 
ſten im eigenen Nahmen ausgeübte Recht durch die Verjährung rück— 
ſichtlich Erſitzung verloren, ſo hat die hiedurch begründete Appro— 
priation die Rechtswirkung, daß der Vaſall die Löſchung des Le— 
henbandes in den öffentlichen Büchern zu verlangen berechtiget 
iſt, und dieſelbe nach erfolgter Löſchung desſelben das ungetheilte 
freye Eigenthum erworben hat, das Lehenverhältniß als vollkom— 
men aufgelöfet zu erkennen iſt. 

Ein ganz anderes Verhältniß tritt bey den Privat-Activlehen 
ein, denn wenn auch der Privatlehenherr ſo fahrläſſig iſt, daß ge— 
gen ihn die Verjährung und Erſitzung der Lehenherrlichkeit von 
Seite des Vaſallen geltend gemacht werden kann, ſo ſchadet dieſe 
Handlung oder Unterlaſſung nur und allein dem letzteren, ſie kann 
jedoch, da alle Privatlehen in Oſtreich l. f. Afterlehen ſind, dem 
Landesfürſten als oberſten Lehenherrn keineswegs präjudiciren, es 
wird ſonach nur das Zwiſchenverhältniß der Afterlehenherrlichkeit 
aufgehoben, und der Vaſall ein unmittelbarer l. f. Vaſall ). 

In dem Falle, als die Appropriation ſelbſt gegen den Landes— 
fürſten als unmittelbaren oder oberſten Lehenherrn rechtskräftig er— 
kannt werden müßte, dergeſtalt, daß das Lehenverhältniß gänzlich 
aufgehoben erklärt, das Lehengut hiedurch in die Sphäre des un— 
beſchränkten Allodialeigenthumes zurückkehren würde, ſo wäre der 
Beſitzer desſelben doch noch keineswegs berechtiget, mit dem freyge— 
wordenen Gute beliebig und freyeigenthümlich zu verfügen, da 
durch die Appropriation nur das Recht des Lehenherrn erliſcht; die 
Rechte der Descendenz und Agnaten, dann der Mitbelehnten und 
die durch beſondere Familienverträge conſtituirten ſingulären Rechte 
aber können hiedurch nicht beeinträchtiget werden, zumahl ſie den 
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Rechtstitel nicht von dem letzten Beſitzer, ſendern von dem erſten 
Erwerber ableiten. 

Würde es nach den Beſtimmungen des Allodialgeſetzes Über: 
haupt zuläſſig ſeyn, ſo würde das aufgelöſte Lehen in dem gegebe— 
nen Falle die Natur eines Fideicommiſſes annehmen, und nach den 
für letzteres beſtehenden Grundſätzen ein Eigenthum der geſammten 
Familie bilden; außerdem müßte über den Antheil eines jeden 
Familiengliedes oder Intereſſenten, im gütlichen Wege des Ver- 
gleiches ein Übereinkommen getroffen, oder der dießfalls entſtehende 
Streit von dem Civilrichter entſchieden werden. 

) Sieh L. 283. 


407. 
2. Allodialiſirung. 


Die Allodialiſirung iſt eine Art der Conſolidation und 
rückſichtlich Appropriation, indem hiedurch in der Regel das lehen— 
bare Obereigenthum und Nutzungseigenthum vereiniget, und das 
Lehenband gänzlich aufgelöſet wird; ſie unterſcheidet ſich jedoch von 
letzterer dadurch, daß hiebey das getheilte Eigenthum wohl auch 
fortbeſtehend gelaſſen werden kann, oder ohne daß die Vereini— 
gung in der Perſon des Lehenherrn oder des Vaſallen eintreten muß. 

Unter der Allodialiſirung wird das zwiſchen dem Lehenherrn 
und dem Vaſallen, dann ſämmtlichen Lehenintereſſenten getroffene 
und realiſirte Übereinkommen verſtanden, wodurch der Lehenver— 
band ſowohl ſubjectiv als auch objectiv aufgelöſt, und das Lehen— 
object in ein freyes Allodialeigenthum verwandelt wird. Sie iſt 
entweder eine allgemeine oder eine individuellen. z. erſtere, 
wenn von Seite des Staates der Lehenvertrag als rechtlich ungültig 
und unzuläſſig erklärt, das Lehenband als aufgehoben erkannt 
wird; ſie iſt dagegen eine individuelle, wenn im Wege eines Ver— 
trages die Auflöſung des Lehenbandes von einem oder mehreren be— 
ſtimmten Lehenobjecten beſchloſſen wird. 

Die Frage über die rechtliche Möglichkeit einer allge— 
meinen Lehen-Allodialiſirung iſt einzig und allein nach 
ſtaatsrechtlichen Grundſätzen zu beurtheilen und bejahend zu 
beantworten, weil auch das Leheninſtitut, mag es den Beſtand 
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* 

von Jahrtauſenden für ſich haben, nur unter der Bedingung in 
einem Staate beſtehen kann, daß ſolches dem Staatszwecke über— 
haupt zuträglich ſey, woraus folgt, daß, ſobald der Regent, wel— 
cher in dieſer Hinſicht die einzige Quelle der competenten Erkennt— 
niß und Entſcheidung iſt, dieſes Inſtitut dem Staatszwecke nicht 
weiter förderlich findet, in ſeinem dießfälligen Ausſpruche der Auf: 
hebung desſelben das inappellable Urtheil geſprochen erſcheinet. 

Das Staatsrecht berechtiget jedoch den Regenten nur über den 
rechtlichen Moͤglichkeitsgrund, über die rechtliche Exiſtenz des Lehen: 
vertrages abzuſprechen, die weiteren, aus dem ergangenen Spruche 
abzuleitenden Folgerungen, inſoferne dieſe die Rechte und Pflichten 
der Lehencompaciscenten betreffen, gehören der privatrechtlichen 
Sphäre an, in welcher daher auch allein competent entſchieden 
werden kann, wie die Anſprüche der Lehenintereſſenten unter ein— 
ander auszugleichen ſeyen ). 

Das Recht, einer individuellen Allodialiſirung Statt 
zu geben, ſteht den Lehencompaciscenten zu, nur darf hiedurch ein 
dritten Perſonen zuſtehendes Recht nicht verletzet werden; es wird 
daher bey der letzteren N 

a) Die Einwilligung des Lehenherrn und Vaſal— 
len, dann der übrigen Lehenintereſſenten und zwiſchen ihnen 

b) Die Ausgleichung ihrer gegenſeitigen Rechts 
anſprüche erforderlich. 

Zu a) Inſoferne durch die Allodialiſirung jeder Rechtsanſpruch 
auf die Leheneigenſchaft eines beſtimmten Gutes für immer ver— 
loren gehen ſoll, iſt es natürlich, daß dieſer Verluſt nicht wider 
den Willen der hiezu Berechtigten eintreten könne. Da nun die 
Berechtigten aus dem Lehenvertrage, einerſeits der Lehenherr und 
andererſeits nicht allein der Vaſall für ſich, ſondern auch die ganze 
von dem erſten Lehenerwerber abſtammende vaſallitiſche Familie iſt, 
in manchen Fällen noch insbeſonders die Coinveſtirten hinzutreten, 
ſo kann es wohl keinem vernünftigen Zweifel unterliegen, daß 
eine rechtskräftige Allodialiſirung die Einwilligung, nicht nur des 
Lehenherrn und des Vaſallen, ſondern auch der bereits le— 
benden Agnaten und Coinveſtirten, dann des für die vaſalli— 
tiſche Nachkommenſchaft aufzuſtellenden Poſteritätscurators 
als eine unverläßliche Vorbedingung vorausſetzt, ſind einige der 
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vorhandenen Lehenintereſſenten minderjährig oder unter der Cura— 
tel, ſo verſteht es ſich, daß auch der für ſie gerichtlich beſtellte Ver— 
treter oder Curator vernommen, und den letzteren von der Vor— 
munds- oder Curatelbehörde, die gerichtliche Legitimation zur Ein— 
willungserklärung ertheilt werden müſſe. 

Im Falle eines Zweifels oder Streites liegt dem Vaſallen die 
Pflicht ob, den Beweis zu liefern, daß alle Lehenintereſſenten ihre 
einwilligende Erklärung zur Allodialiſirung ertheilt haben, eben ſo 
iſt das Gericht, welchem dit Verwaltung der Eigenthums- und Hy— 
pothekenbücher übertragen iſt, verpflichtet, den Allodialiſirungsvertrag 
ſo lange nicht für geſchloſſen und rechtskräftig zu erkennen, ſonach 
mit der Eigenthumsanſchreibung der dritten Perſon, welche das 
Lehengut in der Eigenſchaft eines Allodialgutes erwerben ſoll, und 
rückſichtlich mit der landtäflichen oder grundbüchlichen Löſchung des 
Lehenbandes vorzugehen, bis nicht von allen Lehenintereſſenten die 
einwilligende Erklärung legal bewieſen vorliegt. 

Würde ohne genaueſter Beachtung dieſer Vorbedingung mit 
der Allodialiſirung und Beſitzanſchreibung des Erwerbers vorgegan— 
gen, fo hat derjenige Lehenintereſſent, ohne deſſen Willen und 
Wiſſen das Lehen allodialiſirt worden iſt, nicht nur das Revoca— 
tionsrecht, ſondern auch das Recht auf vollkommenen Erſatz des 
Schadens, oder auf die Reſtitution des Lehens gegen den wider— 
rechtlich handelnden Vaſallen zu klagen, nach Umſtänden ſteht ihm 
wohl auch die Syndikatsbeſchwerde gegen das Gericht zu Gebothe, 
welches hiebey intervenirte. 

Zu p) Bey der Ausgleichung der gegenſeitigen Rechts- 
anſprüche kommen vorerſt zwey weſentliche Potenzen in Betrach— 
tung, nähmlich 

1) die Lehenherrlichkeit, und 

2) das Lehennutzungseigenthum; es kömmt daher das 
für die Allodialiſirung bedungene Entgeld zwiſchen dieſen beyden 
in der Art zu theilen, daß jeder Theil für den Verluſt ſeines Ned: 
tes die entſprechende Entſchädigung erhalte. 

Durch die Allodialiſirung wird das Leheneigenthum aufgege— 
ben, fie iſt daher eine Veräußerung, das Entgeld ſtellet ſich in 
dem gemeinen Werthe des Lehenobjectes, in dem bedungenen Kauf— 
ſchillinge dar. b 
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Der aus dieſem Kaufſchillinge als Entſchädigung der Lehen— 
herrlichkeit entfallende Betrag wird ſich von Seite des Lehenherrn 
mittels der Allodialiſirungstaxe bedungen; der nach Abzug dieſer 
Taxe erübrigende Betrag und rückſichtlich Reſt des gemeinen Guts— 
werthes bildet die Entſchädigungsquote für das Lehen-Nutzungsei— 
genthum. . 

Iſt die Lehenherrlichkeit getheilt, ſo hat jeder der Lehenherren 
u. z. ſowohl der unmittelbare als auch der Oberlehenherr einen ver— 
hältnißmäßigen Entſchädigungsbetrag in Anſpruch zu nehmen, wo— 
bey auf die aus der jedem Theile zuſtehenden Lehenherrlichkeit ent— 
fallende Durchſchnittsrente Rückſicht zu nehmen, und von dem 
Grundſatze auszugehen iſt, daß für beyde Theile zuſammengenom— 
men kein höherer Entſchädigungsbetrag in der Regel gefordert wer— 
den ſoll, als entfallen würde, wenn nur Ein Lehenherr allein be— 
ſtünde, daß ferner in der Ausmeſſung des Betrages auf den alten 
Gebrauch des Ortes und des Lehenhofes Rückſicht zu nehmen iſt. 

Der Reſt des Werthes oder Kaufſchilling-Betrages iſt das Ent— 
geld für das Lehen-Nutzungseigenthum, auf dieſen haben alle Lehen— 
intereſſenten einen verhältnißmäßigen Anſpruch, worüber ſie ſich 
im gütlichen Wege unter einander auszugleichen haben, widrigens 
im civilrechtlichen Proceßwege der Richter zu entſcheiden hat. 

Zum Behufe dieſer Ausgleichung iſt es daher nöthig, daß bey 
der Allodialiſirung 

1) das Lebenobject vollkommen liquid ift, oder falls Zweifel 
oder Streitigkeiten dießfällig beſtünden, dieſelben vorerſt im Wege 
des Vergleiches beygelegt oder im Wege Rechtens entſchieden wer— 
den. 

2) Daß der gemeine Werth des Lehengutes auf eine legale 
Weiſe erhoben oder ausgewieſen werde. Dieß geſchieht gewöhnlich 
durch Vorlegung einer gerichtlichen Schätzung, oder des zwiſchen 
dem Vaſallen und einem Dritten, unter Vorbehalt der Erwirkung 
des lehenherrlichen Alienations-Conſenſes übereingekommenen Kauf— 
vertrages. 

3) Dieſe Operate der Lehenliquidation und der Wertherhe— 
bung müſſen mit Zuziehung ſämmtlicher Lehenintereſſenten zu Stan— 
de kommen, oder von ihnen wenigſtens nachträglich anerkannt 
werden. 

II. 18 
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) N. ö. Regierungsdecret.vom 6. October 1831, Z. 52,647 ſpricht ſich 
in den Worten aus: „Die h. Hofkanzley hat unterm /8ũ v. M., 
„3. 21,159 Folgendes anher erlaſſen: Die Entſcheidung über die 
„Grundſätze und Modalitäten, nach welchen die von Sr. k. k. Ma— 
„ieſtät zu Folge a. h. Entſchließung vom 25. Jänner 1819 beab— 
»ſichtigte Aufhebung des oberlehenherrlichen Verbandes bey Pri— 
„vatlehen in Oſtreich zu Stande gebracht werden ſoll, ſetzt nach der 
„in der gedachten a. h. Entſchließung ſelbſt enthaltenen Weiſung 
„eine genaue Eruirung ſämmtlicher Privatlehen, ihrer Beſtand— 
„theile und ihres Werthes voraus, um hierüber zu einer vollſtän— 
„digen Evidenz zu gelangen. — — — — Pi 


408. 


Das Verhältniß der öſtreichiſchen Privatleben als l. f. After: 
lehen begründet die Schlußfolge, daß kein Privatlehenherr in 
Oſtreich berechtiget ift, für ſich allein die Allodialiſirung ſeines Ac— 
tivlehens zu bewilligen; in einem ſolchen Falle muß der Vaſall zu— 
erſt die Einwilligung zur Allodialiſirung von dem Privatlehenherrn 
erwirken, und ſonach unter Beylegung der erhaltenen Bewilligung 
den oberſtlehenherrlichen Conſens insbeſonders anſuchen ). 

Bey der Verhandlung wegen Ertheilung des oberſtlehenherr— 
lichen Allodialiſirungs-Conſenſes kommen im allgemeinen alle jene 
Verhältniſſe zu berückſichtigen, welche bey der Ertheilung des Alie— 
nations-Conſenſes beachtet werden müſſen ). 

Es ſteht demnach dem oberſten Lehenherrn frey, vor der Er— 
theilung des Allodialiſirungs-Conſenſes dem Bittſteller aufzutragen, 
die Einwilligung aller übrigen Lehenintereſſenten beyzubringen, 
oder aber ohne Rückſicht auf dieſe den Conſens natürlich nur und 
allein in Beſchränkung desſelben auf ſein alleiniges Recht zu er— 
theilen, in welch letzterem Falle die etwa nicht einvernommenen Le— 
henintereſſenten kein Recht, gegen den Lehenherrn auf Schadlos— 
haltung oder Vertretungsleiſtung zu klagen, haben ), ſondern nur 
gegen den widerrechtlich handelnden Vaſallen klagbar auftreten 
oder das betreffende Gericht, welches auf ihre Einvernehmung hätte 
dringen ſollen, im Syndicatswege belangen können. 

„ ) Siehe n. 6. Regierungsdeeret vom 7. September 1836, Z. 49,158 
in causa der herzoglichen Sachſen-Coburg-Gotha'ſchen Güter-Di— 
rection puncto der Afterlehen bey der Grafſchaft 10 

) Sieh $. 263, dann 299 — 320. 
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) So wurden mehrere dießfällig geführte Procefje entſchieden, z. B. 
in der Rechtsſache des Joh. Joſ. Grafen von Stiebar, Joſ. Kall— 
brunner, der Andreas Januſiſchen Erben, des Leopold Herz, dann 
des Marcus Himberg wider die k. k. Hofkammerprocuratur in Ver⸗ 
tretung der l. f. Lehenſtube wegen Vertretungsleiſtung erkannt, 
letztere ſo wie die allfällig geforderte Schadloshaltung habe nicht 
Statt. Landrechtliches Urtheil vom 3. September 1813, Z. 7786, 
appellatoriſche Beſtätigung vom 11., landrechtl. Intimations-Deeret 
vom 23. März 1814. — — Eben fo wurde erkannt, mit dem land— 
rechtl. Urtheile vom 28. April 1815, 3. 3089, appellatoriſche Beſtä— 
tigung, Decret vom 1. December 1815, 3. 27,081 in der Nechtsſache 
des Dr. Levitſchnigg als gerichtlich aufgeſtellten Curators der Jof. 
Freyh. v. Prandau'ſchen Descendenz wider die k. k. Hof⸗ und n. 6. 
Kammerprocuratur nomine |. f. Lehenhofes wegen Erkenntniſſes, 
der l. f. Lehenhof ſey ſchuldig nicht nur die zur Revocation des Joſ. 
Freyherrn von Prandau'ſchen l. f. alten Stammlehens benöthigten 
Urkunden und nöthigen Behelfe zu erfolgen und die Joſ. Freyh. v. 
Prandau'ſche Descendenz in der Führung ihrer Klage nach Lehen— 
recht kräftig zu unterſtützen, ſondern auch derſelben im Unterliegungs- 
falle die unmittelbare Vertretung und Gewähr zu leiſten und Ge— 


richtskoſten zu erſetzen, — — worüber gleichfalls entſchieden wurde, 
das Begehren finde nicht Statt. 
409. 


In Bezug auf die Zuläſſigkeit der Allodialiſirung nach den po⸗ 
ſitiven Geſetzen kömmt zu bemerken, daß die rechtliche Mög— 
lichkeit hiezu in der zweyten Hälfte des 18. Jahrhunderts zur fy= 7 
ſtemmäßigen Regel erhoben worden iſt, insbeſonders inſoferne es 
ſich um den l. f. oder oberſtlehenherrlichen Conſens handelt. 

In dieſer Hinſicht ſpricht ſich das n. ö. Regierungsdecret vom 
10. November 1783, in den Worten aus: 

„Auf dießortigen wegen Allodialiſirung und Verkauf der lan— 
„desfürſtlichen geringeren Lehen erſtattet gehorſamſten Bericht iſt 
„unterm 3. und praes. 9. dieſes die höchſte Entſchließung erfolgt: 
„da die a. h. Abſicht wegen Allodialiſirung der Lehen ſich nur auf 
„geringere Lehen erſtreckt, fo ſey dadurch der aufgeworfene An— 
„ftand der entgehenden Gelegenheit, treue Dienſte ohne Koſten 
„des höchſten Ararii zu belohnen, ſchon von ſelbſt behoben, und eben 
„ſo auch nicht abzunehmen, wie das Ararium wegen der Taxen ver— 
„lieren würde, da dieſe nie ſo viel, als die allodialiſirende Er— 
„trägniß dieſer Lehen betragen können, und überhaupt ſchon ein 
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„derley Anſtand da niemahl beſtehen kann, wo die Beſtimmung des 

„Verkaufspreiſes ſo viel von dem Willen des Käufers als Verkäu— 
Sets abhängt: die angeführten Beſchwerlichkeiten in der Ausübung 
„ſeyen ebenfalls nicht gegründet, denn obſchon dermahl der Wertb 
„der Lehen überhaupt nicht bekannt iſt, ſo werde doch, da Seine 

„Majeſtät nur befohlen haben, die Lehen bey künftigen Erledigun— 
„gen zu allodialiſiren, in dieſem Erledigungsfalle die Schätzung 
„des heimgefallenen Lehens immer vorgenommen; der Anſchlag 
„verfaßt, und ſolches ſodann dem Meiftbierhenden verkauft werden 

„können. Der Umſtand der bey einigen Lehen ermangelnden Lehen— 
„theile könne ebenfalls die Allodialiſirung nicht hindern, weil 
„der verſtorbene Beſitzer für das richtige Daſeyn der Lehenſtücke zu 
„haften hat, und der Betrag des abgängigen aus deſſen Verlaſſen⸗ 
„ſchaftsmaſſa erſetzt werden müffe.“ 

„Seine k. k. Majeſtät hätten daher über den erſtatteten 
„gehorſamſten Vortrag den Vollzug der Regierung unterm 1. May 
„d. J. eröffneten a. h. Entſchließung wegen der Lehens-Allodiali— 
„ſirung anzubefehlen geruhet, zu welchem Ende und da ſchonüber— 
„haupt weil von den Lehenſtücken ein großer Theil verloren ge— 
„gangen ſeyn ſoll, daß die Erhaltung der Lehenſtücke eine mehrere 

„Vorſorge verwendet werden müſſe, gleich gegenwärtig geſammten 
„Lehensbeſit zern aufzutragen käme, ſich über das richtige Daſeyn 
„der Lehenkörper auszuweiſen, damit doch dieſes Allodialiſirungs— 
„geſchäft, welches ſonſt, weil viele Lehen mit der alten Lehens— 
„gnade verſehen ſind, folglich derſelben Erledigungen ſich ſehr ſel— 
„ten ergeben, ſich in die L Länge hinausziehen würde, beſchleunigt, 
„und befördert werden möge, ſo ſey weiters allgemein bekannt zu | 
„machen, daß jedem, welcher ein derley geringeres Lehen beſitzt, 
„freyſtehe, die Allodialiſirung gegen Bezahlung eines mäßigen Kauf— 
„preiſes anzuſuchen, wo übrigens Se. k. k. Majeſtät anbefohlen 
„hätten, daß ſowohl in der Beurtheilung der Lehen, inſoweit ſie 
„zur geringeren Gattung gehören, als auch in der auszumeſſenden 
„Reluitionsgebühr ſich vornähmlich nach den für Kärnthen vorge— 
„ſchriebenen der Regierung zur Erleichterung dieſes Geſchäftes be— 
„reits unterm 1. May d. J. bekannt gemachten Maßregeln geach— 
„tet werden ſoll.“ 

Eben fo wurde mit dem Hofdecrete vom 8. Jaͤnner 1789 ver— 
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ordnet: „In Anſehung aller im Lande vorhandenen l. f. ſowohl, 
„als auch der von dem Verleihungsrechte der Stifte und Klöfter 
„abhangenden Lehen ſoll bey deren erfolgender Erledigung der ne— 
„xus feudalis aufgehoben und alsdann ſelbe zum Beſten des höch⸗ 
„ſten Arariums und reſpective des Religionsfondes an den Meiſt— 
„biethenden käuflich hintangegeben werden.“ 

Die in Oftreich ob der Enns unterm 19. April 1795 kund— 
gemachte a. h. Verordnung lautete alſo: „Es iſt zwar ſchon die 
„unterm 13. December 1785 ergangene a. h. Verordnung, vermo- 
„ge welcher den Beſitzern l. f. geringer Lehen, um deren Allodia⸗ 
„liſirung gegen Erlag eines mäßigen Kaufpreiſes anzulangen er— 
„laubt wurde, durch die Kreisämter allgemein bekannt gemacht 
„worden. 

„Da jedoch das dießfällige Allodialiſirungsgeſchäft bisher noch 
„keinen Fortgang gehabt hat, und von dem höchſten Hofe die Be— 
„förderung desſelben betrieben worden iſt; ſo wird in Folge einer 
„unterm 6. des Monats März weiter erfolgten a. h. Entſchließung 
„gedachte Verordnung nochmahl und mit dem Beyſatze öffentlich 
„kundgemacht, daß die ihnen angebothene Ablöſung keineswegs in 
„einem dem Werthe der Güter gleichkommenden Kaufſchillinge zu 
„beſtehen, ſondern daß es nur auf eine billige Entſchädigung des 
„höchſten Arariums für den aufzuhebenden Lehennexus und die 
„demſelben entgehenden Taxen anzukommen, dann daß die Be— 
„ſitzer l. f. geringer Lehen, welche auf ſolche Art die Allodialiſi— 
„rung der Lehen zu erhalten wünſchen, hierum bey der k. k. n. ö. 
„Regierung anzulangen, den Ablöſungsbetrag, welchen ſie zu er— 
„legen bereit ſind, anzuzeigen und falls ſie nicht ſelbſt in Wien ge— 
„genwärtig wären, einen zur weiteren Behandlung zureichend be— 

„gewaltigten Mandatarium nahmhaft zu machen haben.“ 


410. 


Von dieſer Regel, die l. f. Lehen allgemein zu allodialiſiren, 
kam es jedoch wieder ab, indem zuerſt mit dem n. ö. Appellations⸗ 
Decrete vom 2. October 1790, 3. 3871 die Anordnung erging: 
„Zufolge des Hofbeſcheides vom 20. praes. 23. September ſoll in 
„Anſehung der den Stiftern gehörigen Lehen in Abſicht auf deren— 
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„felben Allodialiſi 1 8 mit allem weiteren Fürgang innegehalten 
z werden.“ 

Das lee 29. May 1816 (J. G. S. Nr. 1247) 
lautet: „Seine Majeſtät haben die bereits unterm 7. Jänner 1813 
„bey Gelegenheit der Regulirung des Lehenweſens in Steyermark 
„erlaſſene h. Entſchließung alle ferneren Lehen-Allodialiſirungen in 
„der Regel für die Zukunft zu unterſagen, nunmehr auch für die 
„übrigen Provinzen als allgemeine Regel aufzuſtellen geruhet.“ 

Eben fo heißt es in dem n. ö. Regierungsdecrete vom 7. July 
1817, Z. 29,389: „Seine Majeſtät haben nach Inhalt eines h. 
„Hofkanzley-Decretes vom 21: Juny d. J. durch eine a. h. Ent? 
„ſchließung vom 16. v. M. als definitive und allgemeine Norm für 
„die Zukunft feſtzuſetzen geruhet, daß es von aller ferneren Allodia— 
„liſirung landesfürſtlicher Lehen überall abzukommen habe. Zugleich 
„geruhten Seine Majeftat zu befehlen, daß die bey Gelegenheit 
„der Verhandlung zur Zuſtandebringung einer neuen Lehenordnung 
»zur Sprache gebrachte Vorfrage: ob nicht der Lehennexus aufzuheben 
„wäre, gänzlich beſeitiget werde.“ 

Die Strenge dieſes Verbothsgeſetzes wurde jedoch in Folge 
der a. h. Entſchließung vom 25. Jänner 1820 dahin gemildert 
und modificirt: daß bey denjenigen Arten der l. f. Lehen, welche 
zur Claſſe der gemeinen oder Beutel-Rechts- und Zinslehen 
gehören, dann denjenigen geringeren Lehenkörpern, die mit Allo— 
dialgütern vermengt, letzteren incorporirt beſtehen, um die Allodia— 
liſirungs-Bewilligung von Fall zu Fall angeſucht werden könne, 
bey welchen es ſonach von der Gnade a. h. Seiner Majeſtät als 
Lehenherrn abhängt, ob a. h. Derſelbe die Allodialiſirung bewilligen 
wolle oder nicht. 

Die Strenge obiger Verbothsgeſetze beſchränket ſich jedoch 
immerhin auf die unmittelbar landesfürſtlichen Lehen und nimmt 
auf die Privat-Activlehen, falls ſie auch zu den größeren und 
den in geſchloſſenen Herrſchaften beſtehenden Lehen gehörten, keinen 
anderen Einfluß, als daß über den von dem Privatlehenherrn wirk— 
lich ertheilten Allodialiſirungs-Conſens, auch noch der oberſtlehen— 
herrliche Conſens insbeſondere angeſucht werden muß, wobey es 
jederzeit von dem Willen und der Gnade des oberſten Lehenherrn 
abhängt, dieſen Conſens von ſeiner Seite zu ertheilen oder zu 
verweigern. 
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Ein verſchiedenes Verhältniß waltet in Bezug auf die fo: 
genannten Beutel-Rechts- oder Zinslehen ob, welche ei— 
gentlich in die Claſſe der Bauerngüter gehören, in Bezug auf letz— 
tere wird der Allodialiſirung von lehenherrlicher Seite kein Hinder— 

niß in den Weg gelegt, ſonach in der Regel der Allodialiſirungs— 
Conſens anſtandlos ertheilt. 

Der Grundſatz, daß zur Veräußerung eines Beutellehens 
ein beſonderer Alienations-Conſens nicht nothwendig iſt, leidet je— 
doch auf die Allodialiſirung keine Anwendung, da durch letztere 
das Lehenband gänzlich aufgelöſet wird, was bey der Veräußerung 
nicht der Fall iſt, ſomit beyde Verhältniſſe von einander ſich we— 
ſentlich unterſcheiden. 

Will daher ein Beutellehen allodialiſirt werden, ſo iſt die 
Erwirkung des Allodialiſirungs-Conſenſes immerhin abſolut noth— 
wendig, was auch durch den über einenſpeciellen Fall erfloſſenen 
Hofkanzleybeſcheid vom 6. December 1834, Z. 29807, n. 6. Regie: 
rungs⸗Decret vom 16. December 1834, Z. 67342 beſtätiget und 
für die Zukunft als Cynoſur vorgeſchrieben worden iſt ). 

Die Bewilligung zur Allodialiſirung der Beutellehen iſt zu 
Folge des Hofdecretes vom 20. May 1813, welches die Beſtim— 
mungen über die Organiſirung des Lehen-Geſchäfts- Verfahrens und 
die Competenz enthält, dem oberſten Lehenhofe, ſomit der k. k. ver— 
einten Hofkanzley zugeſprochen. 

Dem Obigen zu Folge muß auch zwiſchen der Reluition 
und der Abolition der Giebigkeiten von den Beutellehenunter— 
thanen unterſchieden werden, denn während die Reluition d. i. die 
Umwandlung der Naturalleiſtungen und Gaben in beſtimmte Geld— 
beträge von der Lehenſtube ſogleich bewilliget werden kann, wird 
zur Abolition d. i. zur gänzlichen Freymachung und Loskaufung 
der Unterthanen von dieſen Pflichten, der Allodialiſirungs-Conſens 
von Seite des Lehenhofes nothwendig ). 

) Das n. 6. Regierungsdeeret vom 16. December 1834, 3. 67,342 
lautet alſo: „Die h. Hofkanzley hat über die durch Vorlegung 

„der Geſchäfts-Protocolle hochderoſelben zur Einſicht zugekom— 


„mene Verhandlung wegen Freymachung einiger Beutellehen bey 
„der Herrſchaft Stahremberg in Obersſtreich, worüber ſich auf 
„das hierortige Deeret vom 29. October d. J. 3. 54,140 bezo⸗ 
„gen wird, mit h. Hofkanzley⸗Beſcheide vom 6. d. M. Z. 29,807 
„zu bemerken befunden: es könne die h. Hofkanzley-Verordnung 
„vom 2. October d. J. Z. 24,719, welche die Behandlung eines 
„einzelnen Beutellehens im Falle einer Beſitzveränderung desſelben 
„(welche auch die Veräußerung in ſich begreift) zum Gegenſtande 
„bat, und auf der mit h. Hofkanzley- Verordnung vom 2. Februar 
„1819, 3. 3434 Regierungs-Zahl 6972 bekannt gemachten a. h. 
„Entſchließung vom 26. Jänner 1819 beruht, und beſtimmt, daß 
„Beutellehen gleich andern Bauerngütern zu behandeln und zu 
„ihrer Veräußerung, fie mag nun ganz oder theilweiſe beabſich— 
„eiget werden, der oberſtlehenherrliche Conſens nicht erforderlich 
»„iſt, — auf die Allodialiſirung der Beutellehen, welche die 
„Natur derſelben auflöſt, und daher der Veräußerung eines Beu— 
»tellehens nicht gleichgehalten werden kann, nicht ausgedehnt 
„werden, hievon wird — — — der l. f. Lehenprobſt in Kennt— 
„uiß geſetzt und angewieſen, dieſe hochertheilte Belehrung in das 
„Archivs-Normalienbuch eintragen zu laſſen.“ 

2) Sieh n. 6. Regierungs-Deeret vom 19. Juny 1835 Z. 32,926 
über das Hofkanzley-Decret vom 28. May 1835 Z. 12,384 die 
Ablöſung der Giebigkeiten der Beutellehen-Unterthanen der Staats 
herrſchaft Stahremberg betreffend. 


412. 
Beutellehen im Innkreiſe. 


In Betreff der Beutellehen im Innkreiſe, in den Par— 
cellen des Pusruckkreiſes dann Salzburg trat durch die 
e . Ländertheile an die Krone Bayern, dann die nach— 
mahlige Revindication von Seite Oſtreichs ein eigenthümliches Rechts— 
verhältniß ein. 

Das Edict über das Lehenweſen im Königreiche Bayern vom 
7. July 1808) verordnete im III. Capitel: daß alle Privatle— 
hen zu erlöſchen haben und beſtimmte im §. 25: „Alle Privatlehen 
und alle Afterlehen ſollen allodificirt oder in andere Grundverträge 
umgeändert werden.“ 

„§. 26. Zur gültigen Ausgleichung hierüber zwiſchen dem 
„Privat- und Afterlehenherrn, dann ihren Lehenholden wird der 
„Zeitraum bis zum 1. Jänner 1810 feſtgeſetzt.“ 
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„§. 28. Wann inner ſolchem Zeitraume eine gütliche Aus— 
„gleichung nicht zu Stande kommt, ſollen die Privat- und After— 
„lehen in bodenzinſiges Eigenthum umgeändert werden.“ 

Da jedoch dieſe geſetzlich angeordnete allgemeine Allodialiſi— 
rung in dem beſtimmten Termine nicht finaliſirt war, wurde der 
6. 28 obigen Lehenedictes nicht in Wirkung gebracht, fondern mit 
königl. bayer ſchem Patente vom 16. Auguſt 1810 5) die Auflö— 
ſung ſämmtlicher Privatlehen neuerlich angeordnet und zur Be— 
endigung des Allodialiſirungs-Geſchäftes der Termin bis 1. Jänner 
1812 zugleich §. 7 feſtgeſetzt: „daß nach dem Verfluſſe des Ter⸗ 
„mines kein wie immer Nahmen habender Lehen-Haupt- oder Ne— 
„benfall bey Strafe des doppelten Erſatzes an den Lehenmann mehr 
„gefordert werden dürfen ſoll, und überhaupt ſolche Lehen nach dem 
„Termine in allen rechtlichen Verhältniſſen der Erbfolge, der Ver— 
„äußerung und ſonſt wie Erbrecht behandelt werden dagegen haben 
„aber 

„§. 8. die Lehenholden oder Beſitzer der Lehenobjecte von 
„dem Tage des geendigten Termines dasjenige an den ehemahligen 
„Lehenherrn zu leiſten, und zu bezahlen, was die Verhältniſſe des 
„oben ($. 3) näher bezeichneten Erbrechtes mit ſich bringen.“ 

Obgleich nun die Krone Bayern von dem Innviertel, dann 
den an ſie gefallenen Parcellen des Hausruckkreiſes und Salzburg 
erſt mit dem Edicte vom 19. September 1810 Beſitz genommen 
hat, ſo wurden doch auch obige Geſetze auf dieſe Landestheile in 
Anwendung gebracht, wie aus dem Patente vom 7. Auguſt 1815 2 
dann jenem vom 6. Juny 1815 %) hervorgeht. 

So ftanden die Verhältniſſe als mit dem Patente vom 1. 
May 1816 das Innviertel, die Parcellen des Hausruckkreiſes und 
Salzburg von der öftreihifchen Regierung wieder in Beſitz genom— 
men worden ſind, und ſo blieben ſie ungeachtet dieſer Reoccupa— 
tion bis zum Jahre 1821. 

Mit dem n. ö. Regierungs-Circulare vom 11. Jänner 1821 
wurde nun verordnet: 

„Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 
„29. Junius 1820 allergnädigft zu befehlen geruht, daß die Le— 
„henleute in dem Innkreiſe und in dem zurückerworbenen Antheile 
„des Hausruckkreiſes durch ein beſonderes Circulare zu der Lehen— 
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„muthung und Liquidirung aufgefordert, und daß zu dieſem Ende 
„nachfolgende Beſtimmungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht 
„werden ſollen.“ . 

„1) Das königl. bayer'ſche Lehenedict vom J. 1810 nebſt allen 
„das Lehenweſen betreffenden und nachträglich von der königl. bay— 
„er'ſchen Regierung erlaſſenen Verordnungen werden außer Kraft 
„geſetzt und es hat von nun an wieder das vorher im Innviertel 
„und in dem zurückerworbenen Antheile des Hausruck-Viertels üb— 
„liche Lehenrecht mit den beſtandenen Gewohnheiten in Wirkſam— 
„keit zu treten.“ 

„2) Alle Handlungen, die in Lehenangelegenheiten nach dem 
„während der k. bayr. Regierung beſtandenen Geſetze vorgenommen 
„wurden, und in Rechtskraft erwachſen ſind, werden auch in 
„Zukunft als geltend angeſehen und aufrecht erhalten werden.“ 

„3) Denjenigen Lehenbeſitzern, mit denen von der k. bayer— 
„ſchen Regierung wegen Allodialiſirung ihrer Lehen eine Verhand— 
„lung bereits begonnen hat, aber nicht vollkommen zu Stande ge— 
„bracht worden iſt, wird freygeſtellt, entweder die noch nach den 
„k. bayer'ſchen Lehen-Vorſchriften ſtipulirten Allodialiſirungs— 
„Beträge zu entrichten, und daher die vollſtändige Ablofung der 
„betreffenden Lehen zu bewirken, oder aber von der Allodia— 
„liſirung ganz abzuftehen, und fo wie vorhin unter dem Lehen— 
„bande zu verbleiben. Übrigens werden diejenigen, die ſich in einem 
„ſolchen Falle befinden, aufgefordert, ihre dießfällige Erklärung 
„binnen zwey Monathen bey der n. 6. Regierung als l. f. Lehen— 
„tube für die Provinzen Oſtreich ob- und unter der Enns zu über— 
„reichen.“ 

„4) Alle diejenigen, die in dem Innviertel und in dem zurück— 
„erworbenen Antheile des Hausruckviertels Lehen beſitzen, die 
„mittelbar oder unmittelbar von Sr. Majeſtät herrühren, und 
„die zur a. h. Lehenherrlichkeit gehören, ſie mögen in liegenden 
„Gütern, Capitalien, Zehenten, Gefällen, Herrlichkeiten, oder 
„fonft wie immer genannten Realitäten und Rechten beſtehen, ha— 
„ben dieſelben binnen ſechs Monathen vom Tage der Kundma— 
„chung bey der n. 6. Regierung verläßlich anzuzeigen, und die— 
„ſer Anzeige den letzten Lehenbrief beyzuſchließen.“ 

„5) In dem Zeitraume eines Jahres von dem Tage der 
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„Kundmachung aber werden alle diejenigen, die im Innviertel 
„oder in den zurückerworbenen Parzellen des Hausruckviertels was 
„immer für ein Lehen beſitzen, ohne alle Ausnahme verpflichtet, bey 
„der früher erwähnten Lehenſtube die lehenherrliche Belehnung anzu— 
„ſuchen, und Se. Majeſtät die ſchuldige Lehenpflicht und den Le— 
„heneid zu leiſten, wogegen Se. Majeſtät die Entrichtung der Le— 
„hentaxen nachſehen wollen, und wogegen es den Vaſallen bloß ob— 
„liegen wird, für dieſe Ausfertigung des Lehenbriefes eine mäßige 
gung ij 9 
„Gebühr zu entrichten.“ 
yr z 

„6) Diejenigen Lehenbeſitzer, die binnen der vorgeſchriebenen 
„Zeit dieſem Lehen-Vorrufe nicht Folge leiſten, müſſen es ſich ſo— 
„dann ſelbſt zuſchreiben, wenn ſie die in den Lehengeſetzen ge— 
„gründeten nachtheiligen Folgen treffen ſollten. 

„7) Insbeſondere haben auch alle diejenigen, die ihre Lehen 
„in dieſen Landestheilen unter der k. bayer'ſchen Regierung in Allode 
„verwandelt haben, dieſe Lehenkörper binnen ſechs Monathen der 
„n. ö. Regierung anzuzeigen, und dieſer Anzeige die Allodialiſi— 
„rungs- Urkunde beyzuſchließen.“ 

„8) Diejenigen, die in dieſem Zeitraume ſich über die Allo— 
„difizirung nicht gehörig ausweiſen, und auch nicht in dieſem Ter— 
„mine eine gegründete Entſchuldigung, daß ſie binnen dieſer Zeit 
„den verlangten Beweis nicht herſtellen konnten, überreichen, wer— 
„den mit der Ungültigkeits-Erklärung der Allodifizirung beſtraft 
„werden.“ 

) Siehe könig. bayer'ſches Regierungs- Blatt 1808 II. Th. Seite 
1893 — 1933. 1 a 

) Siehe königl. bayer'ſches Regierungs-Blatt XXXIX St. Seite 
658. 

3) Siehe königl. bayer'ſches Regierungs- Blatt Stück XXXIV. Sei⸗ 
te 721. f 

4) Siehe könig. bayer'ſches Regierungs-Blatt Stück XXVI. Seite 
481. 


413. 8 
In Bezug auf dieſe reoccupirten Landestheile gehen aus 
dem Münchner Staatsvertrage vom 14. April 1816 und dem n. ö. 
Regierungs-Circulare vom 11. Jänner 1821 folgende Grundſätze 
hervor: 
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I. Jede von der Krone Bayern in den mit dem Münchener 
Staatsvertrage abgetretenen Gebietstheilen bis zum 23. April 1813 
(dem angenommenen Normaltage) und rückſichtlich des Reſtes von 
dem Salzburgerkreiſe bis zum 24. Jänner 1816 ſowohl titulo 
gratuito als titulo oneroso genehmigte Allodialiſirung iſt voll— 
kommen gültig, und die öͤſtreichiſche Regierung ſteht in keinem ac— 
tiven Reclamations-Verhältniſſe gegen die k. bayer'ſche Regierung 
wegen eines derley Allodialiſirungs-Betrages. 

II. Jede ſeit dem 23. April 1815 und rückſichtlich ſeit ben 
24. Jänner 1816 von der Krone Bayern in jenen Gebiethstheilen 
titulo gratuito bewilligte Allodialiſirung iſt an ſich ungültig ). 

III. Eine erſt ſeit dieſen Daten titulo oneroso und mit Be— 
ſtimmung des Allodialiſirungs-Betrages genehmigte Allodialiſi— 
rung kann nur revocirt werden, wenn ſie 

a) aus anderen als den in dem Mangel des Veräußerungs— 
rechtes der k. bayer'ſchen Regierung liegenden Gründen als un— 
geſetzlich erſcheint und 

p) wenn ſie erſt nach publicirtem d. i. geſchloſſenen Münchener 
Staatsvertrage vom 14. April 1816 zu Stande kam. 

o) Wenn der Vaſall davon freywillig abtritt, und daher ent— 
weder die Rückforderung des ſchon an die k. bager'ſche Regierung 
eingezahlten Allodialiſirungs- Betrages oder die Unterlaſſung der 
erſt an die öſtreichiſche Regierung zu leiſtenden Zahlung vorzieht. 
Dagegen ſind IV. alle anderen ſeit jenem Zeitpuncte geſchehenen 
und gehörig angemeldeten Allodialiſirungen hinſtchtlich der Vaſal— 
len inſoferne gültig, daß ſie, wenn ſie nicht abtreten wollen, die 
mit der k. bayer'ſchen Regierung ſtipulirten und noch nicht einge— 
zahlten Allodialiſirungsbeträge an das öſtreichiſche Arar einzahlen, 
die an die k. bayer'ſche Regierung ſchon eingezahlten aber von ſel— 
ber für das öſtreichiſche Arar reclamirt werden ſollen. 

Nach denſelben Grundſätzen ſprach ſich die n. 6. Landesregie— 
rung in einer zum Behufe der Entſcheidung eines ſpeciellen Falles 
von der k. k. n. ö. Regierung an die k. k. ob der ennſiſche Regie— 
rung erlaſſenen Note vom 8. July 1829 Z. 21,121 in den Wor— 
ten aus: 

„In Bezug auf die Allodialiſirung theilen ſich die Beutel— 
„lehen in drey Claſſen. 
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„I) In ſolche Beſitzer vormahliger Lehen, welche die Allodiali— 
„ſirung bereits unter der k. bayer'ſchen Regierung erwirket haben, 
„und dieſe bey dem Eintritte der öſtreichiſchen Regierung bereits 
„zur Rechtskraft erwachſen war. 

„2) In ſolche Beſitzer derley Lehen, welche nach wieder ein— 
„getretener öſtreichiſchen Regierung binnen des im Regierungs-Cir— 
„culare vom 11. Jänner 1821 . 3 feſtgeſetzten Termine von zwey 
„Monathen ihre Erklärung für die Allodialiſirung abgegeben haben 
„und deren Allodialiſirung hierorts genehmiget, und die dießfällige 
„Amtshandlung bereits vollkommen mit ihnen geſchloſſen iſt. 

„3) Endlich in ſolche Beſitzer derley Lehen, deren Allodialiſi— 
„rung weder vor dem Eintritte der öͤſtreichiſchen Regierung noch 
„ſeither rechtskräftig wurde. Dieſe letztere Claſſe Eommt aber wie: 
„der in zwey Unterclaſſen zu reihen, nähmlich 

„a) in jene, die nach dem Circulare vom 11. Jänner 18218. 3 
„dennoch in dem darin feſtgeſetzten Termine von zwey Monathen 
„ihre betreffende Erklärung überreicht haben, und 

„b) in jene, die dieſe Erklärung abzugeben unterlaſſen haben.“ 

„Die zu J und 2 haben ihre rückſtändigen Allodialiſirungs— 
„Gebühren alſogleich zu entrichten, und iſt ſonach der Lehennexus 
„zu löfchen. 

„Die zu 3 a) ſind nach Maßſtab ihrer Erklärung zu behandeln. 

„Die zu 3 b) verbleiben unter dem Lehenbande ).“ 

) Im Art. XI des Münchener Staatsvertrages heißt es: „— daß 
„alle in den in Folge desſelben wechſelſeitig abgetretenen Gebieths— 
„theilen nach dem in Art. X beſtimmten Zeitpuncte vorgenom— 
„menen Veräußerungen der Krongüter als null und nichtig ge— 
„ſchehen betrachtet werden ſollen.“ 

Jedoch wird dieſer Satz ſogleich durch den wörtlich folgenden Bey— 
ſatz beſchränket: „Könnte jedoch eine ſolche Veräußerung nicht zu— 
»rückgenommen werden, ohne die Anſprüche der Privatperſonen, 
„welche fie titulo oneroso geſetzlich erworben haben, zu verletzen, 
„fo verpflichten ſich die hohen contrahirenden Theile für dieſen Fall 

„den Ertrag der Veräußerung ſich gegenſeitig zu berechnen.“ 

) Sieh auch n. ö. Regierungsdeeret vom 1. April 1829, 3. 15,830 
in Betreff der Belehnung des Joſ. Ant. v. Storchenau mit dem 
Afte rlehenhofe zu Uttendorf, dann des Pfarrers zu Piſcheldorf 
mit dem Piſchelsdorfer Afterlehen. — 

„Das Hofkanzley-Deeret vom 11. November 1824 3. 33,185 lautet: 

„—daß es mit Hinſicht auf die nach den von der öſtreichiſchen Re— 
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„gierung nicht widerrufenen k. bayer'ſchen Verordnungen mit En: 
„de des Jahres 1812 in volle Wirkſamkeit getretene Aufhebung 
„aller Privat-Lehenverhältniſſe der Pfarrherrſchaft Mauerberg 
„nicht mehr zukomme, die aus dem Titel des Lehenverhältniſſes 
„angeſprochenen 5 Percent Lehenreichniſſe zu fordern, ſondern daß 
„dieſelbe in Gemäßheit gedachter Verordnungen nur bey vorfallen⸗ 
„den Veränderungen in dienender Hand das feſtgeſetzte Laude— 
„mium anſprechen könne.“ 

Endlich n. ö. Regierungs-Entſcheidung rückſichtlich Note an die 
ob der ennſ. Regierung ddo. 15. October 1828, 3. 56724 in Betreff 
der Pfarre Piſchelsdorfer Wimrelevien. 


414. 
Allodialiſirungs⸗Taxe. 

Die Bewilligung der Lehenallodialiſirung hängt von der freyen 
Willkühr des Lehenherrn ab, er iſt daher auch berechtiget, feinen 
Conſens entgeldlich oder unentgeldlich zu ertheilen. 

In Betreff des Maßes der Allodialiſirungstaxe iſt bey den 
Privatlehenhöfen das alte Herkommen zu beachten, in der 
Regel aber das zwiſchen dem Lehenherrn und dem Vaſallen dieß— 
fällig getroffene Übereinkommen entſcheidend, zumahl es dem Lehen⸗ 
herrn wohl auch freyſteht, die Allodialiſirung zu verweigern, wenn 
ihm der Vaſall das bedungene Entgeld nicht leiſten wollte. 

In Bezug auf die l. f. Lehen wurde mit den a. h. Entſchlie⸗ 
ßungen vom 13. December 1785 und 16. März 1795 verordnet: 
daß bey den geringeren l. f. Lehen, um deren Allodialiſirung ge— 
gen Erlag eines mäßigen Kaufpreiſes anzulangen erlaubt wurde, 
die Ablöſung des Lehenbandes nicht in einem dem Werthe der Lehen— 
güter gleichkommenden Kaufſchilling zu beſtehen, ſondern daß es 
nur auf eine billige Entſchädigung des Arars für die Aufhebung 
des Lehennexus und für die Lehentaxen anzukommen habe. 

Vermöge Hofkammer-Decret vom 29. November 1787, 3. 3677 
wurde verordnet, nebſt dem pactirten Kauf- rückſichtlich Ablö— 
ſungspreiſe auch die in der allgemeinen Hoftaxordnung bey den 
Allodialiſirungsfällen beftimmte Hoftaxe mit 5 Percent von dem 
Betrage des Schätzungscapitals ) an das General- Hoftax- und 
Expedits-Amt abzuführen, jedoch dieß den Vaſallen ſogleich nach 
angeſuchter Allodialiſirung vor ber ferneren Verhandlung des Ge— 
ſuches zu eroffnen. 
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Eben fo ſpricht ſich das für Snner= und Ober: Dftreih er— 
gangene Hofdecret vom 10. Jänner 1788 in den Worten aus: 
„Mittelſt Hofdecret vom 29. November v. J. iſt verordnet worden, 
„daß die Lehensträger geringerer nach der beſtehenden Verordnung 
„gegen mäßigen Ablöſungs-Preis zur Allodialiſirung geeigneter 
„Lehen nebſt dem pactirten Kaufpreiſe auch die beſtimmte Hoftaxe 
„mit 5 Percent von dem ganzen Werthe des Schätzungscapitals 
„zu entrichten haben ſollen. Da ſich aber dortlandes der Fall er— 
„geben könnte, daß einige Lehen von dieſer Gattung von Bisthü— 
„mern, Stiftern oder Klöſtern abhängen, mithin der zu pactirende 
„Ablöſungsbetrag dem Religionsfonde zufällt, ſo will man auf ſol— 
„chen möglichen Fall dem Gubernium hiemit bedeutet haben, daß 
„von dem Ablofungscapitale ſolcher nicht I. f. Lehen die mit 5 Per— 
„cent beſtimmte Hoftaxe keineswegs abzufordern ſeyn wird.“ 

Mit dem en. ö. Regierungsdecrete vom 22. April 1815, Z. 12,577 
wurde verordnet: „Seine Majeſtät haben zu beſtimmen gefunden, 
„daß bey Allodialiſirung von Lehen geſetzlich keine gleiche Allo— 
„dialiſirungstaxen feſtzuſetzen, ſondern Höchſtdemſelben bey 
„eintretenden Allodialiſirungen von Fall zu Fall der Vorſchlag der 
„anzurechnenden Taxe für die aufzuhebenden lehenherrlichen Ge— 
„rechtſame und Vortheile nach Maß aller dabey zu berückſichtigen— 
„den Umſtände zu erſtatten ſey.“ 

Mit Rückſicht auf dieſen Befehl wird zwar in der Regel auf 
die Grundlage des Hofdecretes vom 8. July 1831, 3. 15776 der 
öte Theil des Werthes als Allodialiſirungs-Taxe in Vorſchlag gebracht, 
allein dieſe Regel nach den Umſtänden modifizirt, nach welchen das 
zu allodialiſirende Lehen ein unmittelbar landesfürſtliches oder ein 
Privat⸗Activlehen, ein Ritterlehen oder ein Beutellehen oder ein 
ſtrenges Mannslehen, oder ein Weiberlehen, ein veräußerliches 
Lehen iſt u. ſ. w., nach welchen es am Heimfalle ſtehend erkannt 
werden muß, oder dieß nicht der Fall iſt. 

Mit Rückſicht auf dieſe verſchiedenen Verhältniſſe wird zu Fol- 
ge des Hofkanzley-Decretes vom 10. September 1817, Z. 11,290, 
die Allodialiſirungs-Taxe bey Mannslehen in der Regel mit 20 pCt. 
bey Weiberlehen mit 15 pCt. des Schätzungswerthes des Lehengu— 
tes berechnet; — dagegen wurde zu Folge n. ö. Regierungsdecre— 
tes vom 3J. July 1834, Z. 41,076, in Betreff der vom Heinrich 
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Grafen von Wurmbrand angeſuchten und mit a. h. Entſchließung 
vom 21. May desſelben Jahres bewilligten Allodialiſirung des Ze— 
hentlehens Rubrik: Sachſengang die Allodialiſirungs-Taxe auf den 
vierten Theil des Werthbetrages des Lehens feſtgeſetzt und üͤberdieß 
die gewöhnliche 5 pCt. Bewilligungs-Hoftaxe gefordert ). 

Sollte endlich der Vaſall die für den ertheilten Allodialiſirungs— 
Conſens bedungenen Taxen bereits entrichtet haben, allein von der 
Allodialiſirung keinen Gebrauch machen wollen, ſo iſt er nicht be— 
rechtigt, das Lehengut als ein ſeiner ausſchließenden Lehenherrlich— 
keit unterworfenes und der oberſten Lehenherrlichkeit nicht weiter 
unterſtehendes Gut zu erkennen, ſondern es ſteht ihm nur das Recht 
zu, jenen Betrag zurückzufordern, der als Entgeld für die Ver⸗ 
zichtleiſtung auf die lehenherrlichen Rechte bedungen worden iſt. Auf 
die Zurückforderung der Schreibgebühren, Stempel und übrigen 
Kanzley- dann Expeditionstaxen hat er jedoch kein Recht. 


) Sieh Schätzungs Normale vom Jahre 1765, nach welchen der 
Werth der freyen Güter um 20 pCt. d. i. um '/ höher als jener 
der lehenbaren anzurechnen iſt. 

) Sieh Hofkanzley-Deeret vom 18. Auguſt 1781, in Betreff der Le— 
hentaxen — dann Hofkanzley-Deeret vom 26. Jänner 1808, 3. 875. — 
Das Hofkammer-Decret vom 25. April 1831 beſtimmt bey den ſalz— 
burgiſchen Lehen die früheren üblichen Bezüge als Tar-Norme. 
— Für Tyrol wurde durch das gedruckte Gubernial-Cireculare 
vom 17. November 1804, Z. 19,194, bekannt gemacht, daß gemäß 
des Generale vom 6. December 1786, der Ablöſungspreis bey Le— 
hen in Folgendem zu beſtehen habe: a) in 15 pCt. des Capitals Wer— 
thes bey Mannslehen, in 10 pCt. bey Weiberlehen, in 5 pCt. bey 
Erblehen und in 10 pCt. bey einem ſeiner Eigenſchaft wegen 
zweifelhaften Lehen. — b) zugleich in der durch die allgemeine Hof— 
taxordnung bey dem Allodialiſirungs-Geſuche beſtimmten Hoftaxe 
mit 5 pCt. von dem Werthe des Schätzungscapitals des Lehens. 
— Für den Görtzerkreis wurde in Folge des Lehenpatentes 
vom 7. September 1785, dann für Iſtrien mit Hofdeeret vom 
31. December 1821, die Ablöſungsſumme auf ½, ſomit auf 25 pCt. 
des Lehenwerthes feſtgeſetzt. 


415. 


Der Grundſatz, daß zur Rechtskraft der Allodialiſirung die 
Einwilligung aller Lehen-Intereſſenten, und hierunter auch des Po— 


289 


ſteritäts⸗Curators erforderlich ift, leidet in Bezug auf diejenigen Les 
hen eine Ausnahme, welche an ſich veräußerlich oder unbe— 
ſchränkte Erblehen ſind, über die der letzte Beſitzer beliebig 
teſtiren kann. Bey dieſer Claſſe Lehen iſt nichts weiter als die Ein— 
willigung des Lehenherrn erforderlich; indem es in Bezug auf die 
Agnaten und auf die vaſallitiſche Nachkommenſchaft, in der freyen 
Willkühr des Beſitzers ſteht, das Succeſſionsrecht derſelben durch die 
Veräußerung oder eine teſtamentariſche Verfügung zu beſeitigen. 

Iſt nun die Allodialiſirung mit Rückſicht auf die bisher berühr— 
ten Verhältniſſe rechtsgültig zu Stande gekommen, ſo hat ſie die 
gänzliche Auflöſung des Lehenbandes zur Folge, deren Realiſirung 
in rechtlicher Hinſicht mit der Löſchung desſelben in der Landtafel 
oder in dem Grundbuche rechtlich geſchloſſen iſt. 

Den ſpäteren Nachkommen ſteht hiernach weder das Revoca— 
tionsrecht noch irgend ein anderes Klagerecht gegen den Beſitzer 
des allodialiſirten Lehengutes zu, ſelbſt für den Fall, als ein ſolcher 
Nachkomme zu beweiſen im Stande wäre, daß ihm keine Entſchädi— 
gung zu Theil geworden, oder daß der Poſteritäts-Curator oder das 
vormundſchaftliche Gericht ſich in der Ertheilung der Einwilligung zur 
Allodialiſirung ein Verſehen zu Schulden kommen ließ, bleibt ihm 
nur das Recht vorbehalten, gegen die erweislich Schuldtragenden 
ſeine Entſchädigungsforderungen im civilrechtlichen Wege, oder ge— 
gen die Vormundſchafts- oder Curatels-Behörde im Syndicatswege 
geltend zu machen. 


416. 


65) Objectiv abſolute Auflöſung des Lehenbandes 
durch Zufall. 


Durch den Zufall wird das Lehenband aufgelöſt, wenn das 
Lehenobject gänzlich und bleibend zu Grunde geht, ohne daß an 
dieſem Untergange der Vaſall oder dritte Perſonen durch eine Hand— 
lung oder Unterlaſſung eine erweisliche Schuld tragen. 

Nach dem alten Rechtsgrundſatze: casus nocet domino trägt 
in einem ſolchen Falle jeder Theil den ihm zukommenden Schaden, 
ſomit der Lehenherr jenen, der aus der verlornen Lehenherrlichkeit 

II. 19 
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hervorgeht, und der Vaſall jenen, welcher ihm durch den Verluſt 
des lehenbaren Nutzungseigenthumes zukömmt. 

„Der bloße Zufall — beſtimmt der §. 1311 des b. G. B. — 
„trifft denjenigen, in deſſen Vermögen oder Perſon er ſich ereignet. 
„Hat aber jemand den Zufall durch ein Verſchulden veranlaßt; hat 
„er ein Geſetz) das den zufälligen Beſchädigungen vorzubeugen 
„ſucht, übertreten, oder ſich ohne Noth in fremde Geſchäfte ge— 
„mengt; ſo haftet er für allen Nachtheil, welcher außerdem nicht 
„erfolgt wäre.“ f 

Jeder Zufall, und rückſichtlich hiedurch erwachſener Schade, 
der Jemanden an ſeinem Vermögen oder ſeiner Perſon, durch Na— 
turkräfte oder ſolche vernunftloſe Weſen, für welche nicht etwa der 
Eigenthümer zu haften hat, zugefügt wird, beruht auf einer That— 
ſache, welche nach dem Grundſatze factum alleganti incumbit pro- 
batio von demjenigen bewieſen werden muß, welcher dieſen Zufall 
für ſich geltend machen will. 

Will daher der Vaſall behaupten, daß ein ihm verliehenes 
Lehenobject durch einen Zufall zu Grunde gegangen ſey, ſo hat er 
die Thatſache dieſes Naturereigniſſes gerichtsordnungsmäßig zu bes 
weiſen. 

Der gelieferte Beweis des Naturereigniſſes oder der Zerſtö— 
rung des Lehenobjectes durch fremde Kräfte z. B. durch die Feinde 
begründet für den Vaſallen die Vermuthung, daß der Zufall ein 
reiner und unverſchuldeter geweſen ſey, wornach der Lehen— 
herr den allfällig weiteren Beweis zu führen verpflichtet wäre, daß 
die an ſich zufällig erſcheinende Thatſache durch eine ſchuldbare Hand— 
lung oder Unterlaſſung herbeygeführt worden iſt. 

Kann der Vaſall den eingetretenen reinen Zufall nicht bewei— 
ſen, ſo haftet er dem Lehenherrn für jeden, demſelben zugekomme— 
nen Schaden eben ſo, wie in dem Falle, wenn letzterer den Be— 
weis zu liefern im Stande iſt, daß der eingetretene Zufall kein rei— 
ner war, ſondern durch eine ſchuldbare Handlung oder Unterlaſ— 
fung des Vaſallen herbeygeführt worden iſt; z. B. daß der Vaſall 
die Gefahr der durch die Gewalt eines Stromes bewirkten Hinweg— 
ſchwemmung eines Lehengrundes oder Gebäudes ſchon früher hat 
wahrnehmen können, und nicht durch gehörige Befeſtigung des 
Ufers, oder durch andere aus den Lehenfrüchten leicht beſtreitbare 
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Werke der Gewalt des Waſſers die nöthigen Schranken geſetzt 
hat. 

Der Zufall iſt ferner nur dann der Grund einer gänzlichen 
Auflöſung des Lehenbandes, wenn durch ihn das Lehenobject d. i. 
die Subſtanz desſelben gänzlich und bleibend zu Grunde geht. 
Iſt daher der Untergang nicht total und immerwährend, wurde 
z. B. das bisher fruchtbar geweſene Ackerland nur in einen Sumpf 
verwandelt, ſo kann von einer Auflöſung des Lehenbandes keine 
Rede ſeyn, da in dem gegebenen Falle der Sumpf noch immer ein 
Lehenobject bleibt und die Möglichkeit eintritt, denſelben künftig 
einmal wieder in ein fruchtbringendes Ackerland umzuſtalten. 

Demnach iſt auch bey einem partiellen Untergange des Lehen— 
objectes nur derjenige Theil desſelben als dem Lehenverhältniſſe ent— 
rücket zu erkennen, auf welchen ſich der zufällige Untergang er— 
ſtrecket. 

Aus den bisherigen Betrachtungen reſultirt die weitere Schluß— 
folge, daß die Maxime ſo mancher Vaſallen, die bey Gelegenheit 
der Belehnungserneuerungen in den von ihnen eingelegten Lehenver— 
zeichniſſen die Bemerkung beyfügen: dieſer oder jener Grund iſt nicht, 
mehr vorhanden, iſt zu Grunde gegangen u. ſ. w. ſie von der Haf⸗ 
tungspflicht noch keineswegs befreye, ſondern nun ihnen der Be— 
weis obliege, daß der allfällig eingetretene Verluſt des Grundes 
oder des Rechtes ein zufälliger totaler und bleibender ſey; insbe— 
ſonders iſt bey dem Grund und Boden ein um ſo ſtrengerer Beweis 
nothwendig, als es nur zu leicht möglich iſt, daß derſelbe durch 
die Veränderung der Cultursart, durch eine andere Benennung 
und Bezeichnung die in den Lehenurkunden angegebenen Merkmahle 
verloren habe, ohne jedoch wirklich zu Grunde gegangen zu ſeyn. 

Der hergeſtellte Beweis des Vaſallen, daß das Lehenobject 
ganz zu Grunde gegangen, und hieran ein reiner Zufall die Ur— 
ſache ſey, hat die gänzliche Auflöſung des Lehenbandes zur Folge, 
ein partieller Untergang dagegen berechtiget nur auf die Rectifici— 
rung des Lehenbriefes und der Specification, und ſonach theilweiſe 
Löſchung des Lehenbandes zu dringen. 

Das Recht bey einem theilweiſen Untergange des Lehenobjectes 
die verhältuißmäßige Verringerung des Lehendienſtes zu fordern, 
tritt endlich nur in jenem Falle ein, in welchem der auf die zu 
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Grunde gegangene Parcelle individuell beſtimmt entfallende An— 
theil ausgemittelt werden kann; iſt dagegen wie gewöhnlich der Le— 
bendienft in Pauſch und Bogen und unabgeſondert für den ganzen 
Lehenkörper bedungen, ſo hat der Vaſall kein Recht, die Verrin— 
gerung des Lehendienſtes zu verlangen. 


II. 
Nealiſirung der Auflöſung des Lehenbandes. 
417. 


Mag nun der Rechtstitel der Auflöſung des Lehenbandes wie 
immer begründet werden können, derſelben ein Vertrag oder der Zu— 
fall zu Grunde liegen, ſo kann die rechtliche und wirkliche Auflö— 
ſung nur in jener Form bewirket werden, welche ſo wie für die 
Erwerbung auch für die Erlöſchung eines dinglichen Rechtes über— 
haupt in dem bürg. Geſetzbuche vorgeſchrieben iſt. 

Der $. 444 b. G. B. verordnet nun: „— — Das Eigen— 
„thum der unbeweglichen Sache wird nur durch die Löſchung aus 
„den öffentlichen Büchern aufgehoben.“ 

Zur gänzlichen und rechtlichen Auflöſung des Lehenbandes, in— 
ſoferne ſolches auf unbeweglichen Sachen haftet, welche das Ob— 
ject der öffentlichen Eigenthums-Hypotheken-Bücher find, genü— 
get daher der Beweis, daß eine Conſolidation oder Appropriation 
eingetreten, der Alienations-Conſens von allen Lehen-Intereſſenten 
ertheilt, oder das Lehengut zufällig zu Grunde gegangen ſey, für 
ſich allein keineswegs, ſondern es muß unter Vorlegung dieſes 

techtstitels der Auflöſung des Lehenbandes um die landtäfliche 
oder grundbüchliche Löſchung desſelben bey dem betreffenden 
Gerichte angeſucht und dieſe erwirket werden. 

Wurde die Auflöſung des Lehenbandes in einem Vertrage zu— 
geſtanden, ſo muß in dieſer oder in einer beſonders ausgeſtellten 
von allen Lehen-Intereſſenten mitgefertigten und mit den geſetzli— 
chen Förmlichkeiten verſehenen Löſchungserklärung dem Beſitzer 
das Recht ausdrücklich eingeräumt werden, den landtäflich oder 
grundbüchlich einverleibten oder vorgemerkten Lehennexus löſchen zu 
laſſen. Unter den Lehen-Intereſſenten, welche dieſe Urkunde aus— 
zuſtellen haben, werden nicht nur der Lehenherr und zwar ſowohl 
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der Privatlehenherr als auch der oberſte Lehenherr, ſondern auch 
alle lebenden und ſucceſſionsfähigen Agnaten, dann der für die va— 
allitiſche Nachkommenſchaft gerichtlich aufgeſtellte Poſteritäts-Cu— 
rator, falls minderjährige Agnaten eintreten, deren Vormund mit 
Beyfügung der Legitimation der Obervormundſchafts-Behörde, end— 
lich alle Coinveſtirte verſtanden. 

Die geſetzliche Form erfordert, daß einer ſolchen Löſchungs— 
Erklärung die Mitfertigung zweyer Zeugen beygefügt ſeyn muß. 

Bey der Auflöſung des Lehenbandes durch Zufall muß dieſer 
letztere von allen Lehen-Intereſſenten, entweder ausdrücklich aner— 
kannt und eine gleiche Löſchungs-Erklärung von ihnen ausgeſtellt 
worden ſeyn, oder es muß über denſelben mittels eines rechtskräf— 
tigen Urtheils erkannt und hierin dem obſiegenden Theile das Recht 
zugeſprochen worden ſeyn, die Loͤſchung des Lehenbandes in den 
öffentlichen Büchern zu erwirken. 

Erſt auf dieſe Beweiſesquellen kann der Civilrichter, dem die 
Verwaltung der öffentlichen Bücher zugewieſen iſt, dem Begehren 
der Parthey um bücherliche Löſchung des Lehenbandes ohne weiters 
Statt geben, ohne ſich der Gefahr Preis zu geben, nachträglich im 
Syndicatswege zum Schadenerſatze verpflichtet zu werden. 

Ein gleiches Verfahren tritt dann ein, wenn es ſich zwar um 
eine bewegliche Sache z. B. um ein Geldlehen handelt, welches 
jedoch auf eine unbewegliche Sache, auf eine in der Landtafel oder 
in einem Grundbuche inneliegende Realität elocict und verſichert war. 

Beſtand jedoch das Geldlehen in öffentlichen mit dem Lehen— 
bande vinculirten Staatsſchuld-Verſchreibungen, ſo kann der Fall 
eines Unterganges der Auflöſung des Lehenbandes durch einen Zu- 
fall wohl nicht leicht eintreten, indem der Vaſall, wäre z. B. die 
Obligation bey einer Feuersbrunſt zu Grunde gegangen, verpflich— 
tet iſt, dieſelbe nach Vorſchrift des Geſetzes amortiſiren zu laſſen, 
und nach erwirktem Amortiſirungs-Erkenntniſſe um die Umſchreibung 
und rückſichtlich Ausfertigung einer ganz gleichen neuen Obligation 
anzuſuchen. 

Würde dagegen die Auflöſung des Lehenbandes des in öffent— 
lichen Staatsſchuld-Verſchreibungen beſtehenden Lehenobjectes im 
Wege eines Vertrages bewerkſtelliget, ſo hat der Vaſall oder über— 
haupt derjenige, zu deſſen Gunſten die Auflöſung des Lehenbandes 
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bewilliget wird, geſtützt auf die von ſämmtlichen Lehenintereſſenten 
ertheilte Bewilligung der Auflöſung des Lehenbandes, dann der 
ausgeſtellten Löſchungserklärung bey dem competenten Civilgerichte 
um die Devinculirung der mit dem Lehenbande behafteten öffent— 
lichen Staatsſchuldverſchreibung anzuſuchen, welche, wenn die 
Beweiſe hierüber in vollkommener Ordnung befunden werden, dieſe 
Devinculirung bewilliget, und wegen deren Vornahme, die Obli— 
gation an die Finanzbehörde leitet, durch die ſodann der Auftrag 
an die k. k. Credits- und Central-Hofbuchhaltung ertheilt wird, 
das Lehenband ſowohl auf der Obligation als gelöſcht anzumerken, 
als auch dieſe Löſchung gleichzeitig in den öffentlichen Creditsbü— 
chern, in denen die betreffende Obligation vorgeſchrieben iſt, mit 
Bemerkung des dießfälligen Auftrages der Finanzbehörde auszu— 
zeichnen. 

dach dieſen Handlungen ift die Auflöſung des Lehenbandes 
rechtlich realiſirt, und die Zurückgabe des Lehenbriefes von der 
einen Seite, dann des Reverſes oder der Lehenſpecification von der 
andern Seite, endlich die Abſchreibung des Lehens in dem Lehen— 
Cataſter der Lehenſtube iſt, obgleich weſentlich nicht nothwendig, 
doch immerhin zur Erhaltung der Evidenz räthlich. 


VI. Hauptſtü ck. 
Von dem Verfahren in Lehenangelegenheiten. 
418. | 


Das Verfahren im Allgemeinen hat die Geltendmachung 
der Rechte, und zwar die Form und den Gang der Verhand⸗ 
lung zum Gegenſtande, umfaſſet daher folgende Momente, 
nähmlich: 

a) Die Vorerhebung und Inſtruction, 

p) das Erkenntniß, endlich 

c) die Durchſetzung und Execution. 

Um jedoch dieſe Momente in's Leben zu rufen, werden 
Organe erfordert, denen die Amtshandlung und Leitung des Ber: 
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fahrens in obigen Perioden übertragen iſt, die richtige Erkenntniß 
dieſer Organe umfaßt die fubjective Competenzſphäre; 
wogegen die objective Competenzſphäre die Geſchäfte 
ſelbſt, deren Zuweiſung an die betreffenden Organe, deren Be— 
handlung, Entſcheidung und Durchſetzung des Rechtes zum 
Gegenſtande hat. 

In ſo ferne nun dieſe Momente in dem Verfahren in Lehen— 
angelegenheiten eintreten, ſehen wir ſie vorzüglich in zwey Haupt— 
kreiſen ſich bewegen, von denen der eine 

A) die adminiſtrative ſogenannte politiſche; der andere 

B) die richterliche, civilrechtliche Amtsthätigkeit um— 
ſchließt und in Anſpruch nimmt. 


I. Capitel. 
Von dem adminiſtrativen Verfahren 
419. 


Das adminiſtrative oder ſogenannte politiſche Verfah— 
ren umfaſſet alle jene Geſchäfte und Verhandlungen, die aus dem 
Lehenverhältniſſe hervortreten, in fo ferne ſie nicht ſtreitige Rechte 
und Pflichten, eder ſolche Modalitäten des Rechtes, ſolche Hand— 
lungen odzr Unterlaſſungen zum Gegenſt ande haben, in Betreff 
welcher die Entſcheidungsquelle nicht in dem Lehengeſetze, in dem 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche, oder überhaupt in dem poſi— 
tiven Rechtsgeſetze, ſondern in den beſonderen, von den politi⸗ 
ſchen Behörden ausgegangenen geſetzlichen Beſtimmungen zu fin— 
den iſt; oder in ſo ferne ſie als reine Gnadenſachen ihren letzten 
Grund in dem Willen des berechtigten Lehenherrn haben. 

Die Hauptmomente des adminiftratisen Verfahrens haben 
demnach zum Objecte: 

I. Die ſubjective Competenzſphäre oder die Be— 
ſtellung der Adminiſtrations-Organe. 

II. Die objective Competenzſphäre oder die Zu: 
weiſung der Geſchäfte und Amtspflichten an die beftellten Organe, 
den Gang der Geſchäfte, ſo wie deren Behandlung; endlich 
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III. die Sanction oder Executionsgewalt der Ad— 
miniſtrations-Organe, rückſichtlich das adminiſtrative Strafper— 
fahren. 


JI. 
Subjective Competenzſphäre. 


420. 


Bey der Darſtellung der ſubjectiven Competenzſphäre oder 
der Beſtellung jener Organe, denen die Verwaltung der Lehen 
und die Beſorgung der Lehenangelegenheiten, in ſo ferne ſie keine 
ſtreitigen Rechte berühren, anvertraut iſt, muß zuförderſt zwiſchen 
den Privat-Activlehen, dann den landes fürſtlichen 
Lehen unterſchieden werden. 

1) Bey den Privat-Activlehen hat der Privatlehen— 
herr das unbeſchränkte Recht, die Adminiſtration ſeiner Lehen 
entweder ſelbſt zu beſorgen, oder ſich hiezu beliebige Organe zu 
wählen, eine eigene Lehenſtube zu organiſiren. 

In ſo ferne nun auch die Verwaltung der Privat-Activlehen 
nach der Vorſchrift der beſtehenden Geſetze Platz greifen muß, 
hiezu aber geſetzeskundige Individuen erforderlich ſind, ſo wird 
auch von den Privatlehenherrn die Lehenadminiſtration in der Re— 
gel beſonderen Lehenpröbſten oder einem Lehenanwallke übertra⸗ 
gen, und dieſer gewöhnlich aus dem Gremium der Hof- und 
Gerichts-Advocaten gewählt. 

Der auf ſolche Weiſe beſtellte Lehenprobſt oder Lehenan— 
wald iſt als ein von dem Privatlehenherrn zur Beſorgung der Le— 
hengeſchäfte ſeiner Lehenſtube (Lehenhofes) ſpeciell Bevollmächtig— 
ter zu erkennen, die Gränzen ſeiner Vollmacht ſind aus der rechts- 
kräftig ausgefertigten Beſtellungsurkunde zu entnehmen, im all— 
gemeinen aber aus der Natur ſeiner Beſtellung und des ihm über— 
tragenen Geſchäftes zu beurtheilen. 

2) Bey den landesfürſtlichen Lehen iſt der in dem 
Organismus der Staatsverwaltung überhaupt gelegene Inſtanzen— 
zug zur Grundlage genommen, und hiernach 
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a) die Lehenſtube, und 
b) der Lehenhof 
als die competenten Verwaltungsorgane beſtellt. 


421. 
a) L. f. Lehenſtube. 


Die n. ö. Landesregierung iſt ſeit der im Jahre 1501 er— 
folgten Errichtung deren. 6. Regierung und Kammer, als die l. f. 
Lehenſtube für die 1 9 Oſtreich unter und ob der Enns, und 
rückſichtlich aller in dieſen gelegenen l. f. Lehen aufgeſtellt 9. 

Eine Ausnahme hievon macht nur der mit der Provinz Oſtreich 
ob der Enns einverleibte Salzburger Kreis, indem für die in 
letzterem gelegenen l. f. Lehen zu Folge des Hofkanzley-Decretes vom 
6. July 1820 J. G. S. Nr. 1672 die obderennſiſche Landes— 
regierung als l. f. Lehenſtube beſtellt worden ift. 

In Berückſichtigung des Umfanges des Lehengeſchäftes in 
Oſtreich ob und unter der Enns find der n. ö. Landesregierung 
als l. f. Lehenſtube mehrere Hülfsorgane zugewieſen, und zwar 

1) der l. f. Lehenprobſt oder Lehenanwald, 

2) der Lehenarchivar mit dem nöthigen Archivs, rück 
ſichtlich Regiſtraturs-Perſonale. 

Das Organ, welches die Geſchäfte der Lehenſtube beſorget, 
die Leitung, dann die Unterſuchung und Entſcheidung der einzel— 
nen Fälle auf ſich hat, iſt einer der Räthe der Landes reg ie— 
rung, welchem von dem Prafidium das Lehenreferat entweder für 
ſich allein oder mit anderen Geſchäftszweigen cumulirt zugewieſen 
wird. 

Der Lehenprobſt, vormahls Lehenſecretär, in Folge 
Hofkanzley-Decretes vom 18. October 1807, Zahl 33 Lehen: 
rath, in neueſter Zeit mit dem Charakter und der Beſoldung 
eines k. k. n. ö. wirklichen Regierungsrathes betheilt, welchem 
endlich in Folge a. h. Entſchließung vom 3. Juny 1825 die alt— 
herkömmlichen Lehenhonorarien belaſſen wurden, unterſteht der 
n. 6. Landesregierung; er hat zunächſt die Aufſicht über die un: 
mittelbare Verwaltung des Lehenweſens, er hat die Pflicht für die 
Aufrechthaltung der Ordnung und Evidenz, dann dafür zu ſorgen, 
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daß dem a. h. Lehenherrn jede Gefahr eines Schadens beſeitiget, 
die ihm gebührenden Rechte zu Theil und nichts unterlaſſen werde, 
was zur Sicherſtellung der lehenherrlichen Rechte erforderlich oder 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt. 

In jedem Falle, in welchem ein Vaſall ſeine Pflicht nicht er— 
füllet, oder zur Sicherheit des a. h. Lehenherrn eine Amtshand— 
lung nothwendig wird, hat der Lehenprobſt die Anzeige an die 
1. f. Lehenſtube zu machen, und die weiteren Aufträge zu gewär⸗ 
1 ſo wie er über die einzelnen Fälle an letztere ſeine Auße⸗ 
rung zu erſtatten hat, wenn ihm ſolche abgefordert wird. 

Insbeſonders lautet die Hofkanzley-Verordnung vom 5. Jän⸗ 
ner 1821, Zahl 1422: „Die n. ö. Regierung und der Lehen— 
„probſt ſeyen anzuweiſen, fie) aus der Landtafel und den Grund— 
„büchern eine vollſtändige überſicht der noch rechtsgültig beſtehen⸗ 
„den Lehen zu verſchaffen, rückſichtlich derjenigen Lehen, welche 
„durch die öffentlichen Bücher, oder durch die letzten Lehenbekennt⸗ 
„niſſe nicht in die gehörige Evidenz geſetzt ſind, die erforderlichen 
„Verhandlungen mit jedem einzelnen Vaſallen einzuleiten, ſich 
„hiebey nach der ſtrengen Gerechtigkeit zu benehmen, gegen die— 
„jenigen aber, welche ihren Lehenpflichten nachzukommen ſich wei— 
„gern ſollten, im vorgeſchriebenen Wege das Amt zu handeln. 
„Übrigens werde den Behörden und insbeſondere dem Lehenprob— 
„ten zur Pflicht gemacht, daß die beſtehenden Lehen in genauer 
„Evidenz erhalten, und die Rechte des Lehenherrn gehörig ge⸗ 
„handhabt werden.“ 

Der Lehenarchivar hat mit Hülfe der ihm beygegebe— 
nen Regiſtraturs- und Kanzley-Beamten das Archiv 
zu verwalten, die ordentliche Regiſtrirung und Aufbewahrung der 
Lehenurkunden und Verhandlungsacten zu beſorgen, die Lehen— 
Vormerkbücher, den ſogenannten Lehen-Cataſter, das Lehen— 
Alienations- und Depurations-Buch, das Lehentaxbuch u. ſ. w., 
zu führen. 

Die n. 6. Regierungs-Verordnung vom 30. Juny 1830, 
Zahl 33,615 (P. G. S.), lautet alſo: „Die Regierung beauf— 
„tragt den l. f. Lehenprobſten bey dem l. f. hierortigen Lehenar— 
„chive ſogleich ein zweckmäßßiges Vormerkbuch über alle rechtskräf— 
„tig geſchehende und allenfalls ſeit dem erlaſſenen Lehengeſchäfts— 
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„Organiſirungs-Hofdecrete vom 20. May 1813 bereits geſchehene 
„l. f. Lehen-Alienationen zu eröffnen. Auch hat die Regierung 
„beſchloſſen, daß von nun an in allen von dieſer Lehenſtube zu er— 
„laſſenden Intimations-Expeditionen, wodurch den Vaſallen der 
„a. h. lehenherrliche Alienations-Conſens eröffnet wird, unter 
„angemeſſener Pönfalls-Androhung denſelben aufgetragen werde, 
„binnen vier Wochen ſtets anzuzeigen, von welchem Zeitpuncte 
„an der Lehen-Alienant das betreffende Lehen an den Käufer über— 
„geben habe.“ 

Außerdem iſt die Lehenſtube angewieſen in einzelnen Lehen— 
Beſchwerdefällen oder anderen die Rechts ſphäre, berührenden poli— 
tiſchen Verhandlungen vor der Entſcheidung die Außerung des Fis- 
calamtes und rückſichtlich in Niederöſterreich der Hof- und n. ö. 
Kammer-Procuratur abzufordern, damit von letzterer die obwal— 
tenden rechtlichen und geſetzlichen Verhaͤltniſſe aufgeklärt werden. 

) A. h. Entſchließung vom 21. Februar 1821, Hofkanzley-Deeret 

vom 4. März 1821, H. Z. 5929, Regg. Z. 11,422. 


422. 
b) Der Lehenhof. 


Obgleich bey den Privatlehen die Lehenſtube und der Lehen— 


hof in einem und demſelben Adminiſtrationsorgane vereinigt ſind, — 


und für ſynonyme Begriffe gehalten werden, ſo bildet doch bey 
den l. f. Lehen der Lehenhof, die zweyte Inſtanz in Lehenſachen, 
die oberſte Fates Lehenbehörde ). 

So wie die Lehenſtube der Landesregierung, ſo iſt der Lehen— 
hof der k. k. vereinten Hofkanzley einverleibt, die Geſchäfte des 
Lehenhofes werden daher ebenſo von einem der Hofräthe dieſes 
Gremiums beſorget, welchem von dem oberſten Hofkanzler dieſer 
Geſchäftszweig als Referat zugewieſen iſt. 

2) Siehe . Beſcheid ddo. 11. April 1811, H. Z. 4987, 

Regg. Z. 15,594. — Dann Hofkanzley-Deeret vom 20. März 

1813 109 20. May 1820. 
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423. 


Beutellehen. 


Da die Beutel, Rechts- und Zinslehen als ge— 
wöhnliche Bauerngüter behandelt werden, und es dem der öſtrei— 
chiſchen Geſetzgebung zu Grunde liegenden Billigkeits-Principe 
widerſprechen würde, den Beſitzern derſelben einen zu großen Ko— 
ſten- und Zeitaufwand dadurch aufzubürden, daß ſie ſich in allen 
ihren gewöhnlichen Lehengeſchäften an die n. 6. Lehenſtube un— 
mittelbar wenden müßten; — wurden zum Behufe der Beſor— 
gung der gewöhnlichen Amtshandlungen und Geſchäfte dieſer 
Bafallen eigene Beutellehen-Verwaltungen oder Le— 
hen-Anwaldſchaften in verſchiedenen dieſen Beutellehen 
zunächſt gelegenen Ortſchaften aufgeſtellt. 

So war zu Folge des n. ö. Regierungs-Circulares vom 12. 
November 1808 

a) für die paſſauiſchen Beutellehen in Oſtreich unter 
der Enns der Poſtmeiſter zu Strengberg V. O. W. W., Joſeph 
Gſchaider, 

b) für die vorhin Reichsſtift Freyſing'ſchen Beutel- und 
Rechtslehen in Oſtreich unter der Enns das Verwaltungsamt der 
Staatsherrſchaft Waidhofen an der Ybbs V. O. W. W. 

o) für die Paſſau'ſchen Beutellehen in Oſtreich ob der 
Enns 

1) zu Linz Joſeph Gubatta, 

2) zu Neufelden Joſeph Putterer, 

3) zu Obernberg Michael Sterr, 

4) das Religionsfonds-Pfleggericht Engelzell, 

5) das Cameral-Pfleggericht Schärding, 

6) das Cameral-Pfleggericht Stahrnberg, 

7) das Cameral-Pfleggericht St. Nicola zu Grieskirchen, 

8) das Cameral-Kaſtenamt Schärding; 

d) für die vom Hochſtifte Salzburg herrührenden Beutel- 
und Rechtslehen in Oſtreich ob der Enns die k. k. Pfleggerichte 
Wildshut und Friedberg !); 
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e) für die vormahls gräflich Ortenburg'fhen Beutellehen 
in Oſtreich ob der Enns die Cameral-Pfleggerichte Schärding und 
Ried, als Beutellehen-Verwaltung beſtellt. 

Dieſe Beutellehen-Anwaldſchaften und Verwaltungen ſind 
bloß als Subſtituten der l. f. Lehenſtube, als deren Bevollmäc⸗ 
tigte zu erkennen, und haben die Pflicht, ſtatt der letzteren die 
betreffenden Vormerkbücher zu führen, auf die mit den Beutelle— 
hen ſich ergebenden Veränderungen Acht zu haben, die Lehenge— 
bühren und Taxen einzuheben, und dieſelben an die Lehenſtube 
abzuführen, wobey die Lehenhonorarien ihnen eigenthümlich zu— 
fließen; ſie haben ferner die Lehenbriefe auszufertigen, übrigens 
über alle ſich ergebende Zweifel und Streitfälle an die l. f. Lehen— 
ſtube Bericht zu erſtatten, und von dieſer die nöthigen Verhal— 
tungsbefehle und Information ſich zu erbitten. 

Die Beutellehen-Verwaltungen ſind jedoch nicht berufen, 
über Streitigkeiten Erkenntniſſe zu ſchöpfen, letztere baben in ad— 
miniſtrativen Angelegenheiten lediglich von der l. f. Lehenſtube, 
und in civilrechtlichen von dem competenten Civilrichter auszu— 
gehen. 

Die bisher angeführten Pflichten wurden den betreffenden 
Verwaltungen und Anwaldſchaften mittelſt der Sie vom 
22. October 1808 vorgezeichnet. 

In Bezug auf eine neuerlich ihnen zu ertheilende allgemeine 
Inſtruction wurde mit dem n. ö. Regierungs-Decrete vom 10. 
Auguſt 1836, Zahl 42,179 bedeutet: — „daß die Regierung 
„bey der beſtehenden an alle Beutellehen-Anwälde unterm 22, 
„October 1808 erlaſſene Inſtruction, und bey dem Umſtande, als 
„ſich die aus der Individualität der einzelnen Beutellehen erge— 
„benden einzelnen Abweichungen, als nach den verſchiedenen z. B. 
„für die Freyſing'ſchen, für die Paſſau'ſchen und für die Inn— 
„viertler Beutellehen beſonders beſtehenden Directiven in eine er— 
„[höpfende allgemeine dießfällige Inſtruction nicht wohl zuſam— 
„menfaſſen laſſen, eine weitere derley allgemeine Inſtruction an 
„alle Beutellehen-Anwälde zu erlaſſen, ſich nicht bewogen finde.“ 


) Hofkanzley-Deeret vom 22. December 1820: „Bey Gelegenheit, 
„wo die obderennſiſche Regierung zur Lehenſtube für das Herzogs 
athum Salzburg conſtituirt wurde, kam die Frage in Bera— 


„thung: ob derſelben auch die Verwaltung jener ſalzburgiſchen 
„Lehen übergeben werden ſolle, die in andern Provinzen der 
„öſtreichiſchen Monarchie zerſtreut liegen. Die Hofkanzley fand 
„ſich beſtimmt zu eutfcheiden: daß die in anderen Provinzen der 
„Monarchie liegenden ſalzburgiſchen Lehen nach der bisherigen 
„Beobachtung noch ferner von jenen Länderſtellen verwaltet wer- 
„den ſollen, in deren Gebiethe ſie liegen.“ 


II. 
Objective Competenzſphäre. 
424. 


Die objective Competenzſphäre umfaſſet einerſeits 
die Zuweiſung der Rechte und Pflichten an die einzelnen Admini— 
ſtrations-Organe, andererſeits aber das eigentliche Verfahren oder 
die poſitiv geſetzliche Form und Ordnung, in welcher die aus dem 
Lehenverhältniſſe hervortretenden Rechte geltend gemacht und die 
Pflichten zur Erfüllung gebracht werden müſſen. 


425. 
1. Privat⸗Lehenſtube. 


Bey den Privat-Lehenſtuben iſt in der Regel die ganze Le— 
hen-Adminiſtration in allen ihren Theilen dem beſtellten Lehen— 
probſten oder Lehenanwald übertragen, er ſtellet daher in dieſer 
Beziehung den Lehenherrn vor. 

Der Lehenanwald eines Privat-Lehenherrn iſt 
demnach zu allen aber auch nur jenen Handlungen berechtiget, 
welche die Verwaltung, Aufrechthaltung und Sicherſtellung der 
lehenherrlichen Rechte betreffen. Von dieſem Standpuncte aus 
hat derſelbe, wurde er nicht beſonders bevollmächtiget, kein Recht, 
mit dem Vaſallen über ſtreitige Rechte Vergleiche einzugehen, Ab— 
änderungen des urſprünglichen Lehen-Contractes vorzunehmen, 
Veräußerungs-, Onerirungs- oder Allodialiſirungs-Conſenſe zu 
ertheilen, Lehenanwartſchaften und Eventual-Belehnungen zu 
verleihen, auf das Heimfallsrecht zu verzichten, die Felonie nach— 
zuſehen, Umwandlungen von Reallehen in Geldlehen zu bewilli— 
gen u. ſ. w. in allen derley Fällen, in welchen nicht das Ver— 
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waltungsrecht, ſondern das Eigenthumsrecht ſelbſt be— 
rührt wird, iſt die unmittelbare Willenserklärung des Privatle— 
henherrn ſelbſt nothwendig, ſollen dieſe Acte gegen letzteren rechts— 
kräftig wirken. 


426. 


L. f. Lehenſtube. 


Der Wirkungskreis der l. f. Lehenſtube wurde mit dem 
Hofkanzley-Decrete vom 20. May 1813 folgendermaßen 
normirt: 

„Die l. f. Lehenſtube hat eigentlich dir ſtrenge Aufrechthal— 
„tung der lehenherrlichen Rechte und die Ausübung jener Func— 
„tionen des Lehenherrn, welche als lehenrechtlich durchaus keinem 
„Anſtande unterliegen, in den beſtehenden Geſetzen gegründet, 
„und dem Lehenhofe oder Seiner Majeſtät nicht ausdrücklich vor— 
„behalten ſind, zum Zwecke ihrer Beſtimmung.“ A 

„Sie muß daher insbefondere 

„a) in der genaueſten Kenntniß aller Lehenobjecte, ihrer 
„Lage, ihres Umfanges und ihrer Beſchaffenheit, der Vaſallen 
„und der beſonderen mit dem Lehenkörper verbundenen Rechte und 
„Verbindlichkeiten ſeyn.“ 

„b) Sie muß die Belehnung im Nahmen des Lehenherrn er— 
„theilen und den Lehenbrief ausfertigen, endlich 

„e) muß ſie die Rechte des Lehenherrn bey jeder Gelegenheit 
„gegen die Vaſallen geltend machen und die Erfüllung der den Va— 
„ſallen obliegenden Pflichten erwirken.“ 

„Der Lehenprobſt hat als Anwald in Lehensſachen ſich dieſem 
„Geſchafte ausſchließend zu widmen, der Lehenſtube überall an die 
„Hand zu gehen, wo ſie einzutreten hat, alle Überfichts - Vormer— 
„kungen insbeſonders aber das Lehens-Cataſter in ſeiner Verwah— 
„rung und Beſorgung zu erhalten.“ 

„Außer dieſem hat er in alle von der Landesſtelle gefaßte Be— 
„ſchlüſſe vor der Ausfertigung Einſicht zu nehmen, und feine Er— 
„innerungen beyzuſetzen, und er iſt unter feiner Verantwortung 
„verpflichtet, die Lehenſtube und nach Umſtänden auch den Lehen— 
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„hof auf alles aufmerkſam zu machen, was die Rechte des Lehen— 
„herrn gefährden könnte. 

„Dem Chef der Landesſtelle ſteht es übrigens frey, den Lehen— 
„probſten auch den mündlichen Berathungen in wichtigeren Lehens— 
„fällen beyzuziehen, in welchem Falle er in ſeiner Eigenſchaft als 
„wirklicher Regierungsrath Sitz und Stimme hat. 

„3) Um dieſe Zwecke zu erreichen, befehlen Seine Majeſtät, 
„daß vor allem alle Lehenkörper in Oſtreich gehörig liquidirt und 
„darüber ein ordentliches Cataſter bey der Lehenſtube verlegt und 
„zu Stande gebracht werden ſoll.“ 

„4) Organiſirung der Lehenanwaldſchaft. 

„Die Lehenanwaldſchaft hat für die Zukunft zu beſtehen: 

„a) in einem Lehenprobſten mit dem Charakter eines 
„wirklichen Regierungsrathes und dem Gehalte von 2500 fl. 

„b) In einem Lehenarch iv ar mit dem Gehalte von 1200 fl., 
„und 

„e) einem Lehenkanzelliſten aus der Claſſe der Negie- 
„rungskanzley- oder Regiſtratursbeamten. 

„Die Ernennung des Lehenarchivars bleibt der Hofkanzley 
„vorbehalten und es hat die Landesſtelle dießfalls den Vorſchlag 
„des Lehenprobſten mit ihrem Antrage vorzulegen.“ 

„Die Zutheilung eines Lehenkanzelliſten bleibt dem Präſi— 
„dium der Landesſtelle überlaſſen.“ 

Hiebey kömmt noch weiter das Hofkanzley-Decret vom 22. De— 
cember 1820 zu bemerken, welches alſo lautet: „Bey Gelegenheit, 
„wo die ob der ennſiſche Regierung zur Lehenſtube für das Her— 
„zogthum Salzburg conſtituirt wurde, kam die Frage in Bera— 
„thung: ob derſelben auch die Verwaltung jener ſalz— 
„burgiſchen Lehen übergeben werden ſollte, die in 
„andern Provinzen der öſtreichiſchen Monarchie zer— 
„ſtreutliegen! Die Hofkanzley fand fi beſtimmt zu entſchei— 
„den, daß die in andern Provinzen der öſtreichiſchen Monarchie 
„liegenden ſalzburgiſchen Lehen nach der bisherigen Beobachtung noch 
„ferner von jenen Länderſtellen verwaltet werden ſollen, in deren 
„Gebiethe ſie liegen.“ 

Nach dieſen Verordnungen theilen ſich die Geſchäfte der l. f. 
Lehenſtube 
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a) in ſolche, welche fie aus eigener Macht abzuthun 

und vorzunehmen berechtiget iſt, 

bp) in ſolche, bey welchen fie nur zur Inſtructien 
und Erhebung der Sachverhältniſſe berufen, nach deren 
vollkommenen Aufklärung aber verpflichtet iſt, die Entſcheidung dem 
l. f. Lehenhofe anheimzuſtellen. 

c) in ſolche, bey welchen fie von Amtswegen ein— 
zuſchreiten hat, endlich 

d) in ſolche, bey welchen ihre Amtsthätigkeit nur 
über Anſuchen der Parthey in Anſpruch genommen wird. 

Die Geſchäfte 
zu a) und b) laſſen ſich auf den Grundſatz zurückführen: Die l. f. 
Lehenſtube iſt zu allen aber auch nur jenen Amtshandlungen berech— 
tiget, welche die ordentliche Verwaltung, Aufrechthal— 
tung und Sicherſtellung der lehenherrlichen Rechte bezwecken, 
bey allen jenen Amtshandlungen aber, welche das Leheneigenthum 
und rückſichtlich die Subſtanz desſelben betreffen und wodurch letztere 
ſelbſt angegriffen oder auf was immer für eine Art verändert wer— 
den ſoll, wobey ſonach eine ausdrückliche Erklärung des Eigenthümers 
ſelbſt nothwendig iſt, hat die Amtsthatigkeit des Lehenhofes einzutreten. 

In erſterem Falle handelt es ſich lediglich um die Handhabung 
der beſtehenden Geſetze und der natürlichen oder poſitiven Bedin— 
gungen des Lehenvertrages. 

In dem letzteren Falle, in welchem es ſich n beder um reine 
Gnadenſachen oder um ſolche Verfügungen handelt, wo das Ei— 
genthumsrecht ſelbſt das Object der Verfügung iſt, wo mit den 
weſentlichen oder natürlichen Leheneigenſchaften eine Verände— 
rung vorgenommen, ein Alienations-Onerirungs- oder Allodiali— 
ſirungs-Conſens ertheilt, ein Reallehen in ein Geldlehen umge— 
wandelt, die Dispens von einem Lehenfehler, oder die Nachſicht 
der Felonie ertheilt werden ſoll, u. ſ. w. ſteht das Recht der Ent— 
ſcheidung nur dem Eigenthümer, ſonach nur dem oberſten Lehen— 
herrn und in deſſen Stellvertretung dem l. f. Lehenhofe zu. 

Die Fälle, in welchen die Lehenſtube 
zu c) von Amtswegen einzuſchreiten hat, find vorzugsweiſe 

1) bey dem Vorrufeder Vaſalle n wegen in manu do- 
minanti eingetretener Veränderung; 

II. 20 
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2) bey der Geltendmachung der Felonie oderin ande: 
ren geſetzwidrigen Handlungen und Unter laſſungen der 
Afterlehenherrn und der unmittelbar l. f. Vaſallen. 

3) Bey den Würdelehen, in Bezug auf welche das Hof— 
kanzley- rückſichtlich n. ö. Regierungs-Decret vom 8. März 1791, 
Zahl 3614 verordnet: 

daß „J) die Lehenſtube, welche derzeit die feuda dignitatis ganz 
„aus dem Geſichte gelaſſen, und ſich nur allenfalls um die nutz— 
„baren Lehen bekümmert zu haben ſcheinet, angewieſen werden ſoll, 
„alle dieſe beſtehenden feuda dignitatis genau auszuforſchen, nicht 
„bloß die Familien, die ſolche innehaben, ſondern auch, ſoviel aus 
„den Lehenacten erſcheinet, den eigentlichen letzten Beſitzer genau 
„zu erheben, darüber ein ordentliches Protocoll, wie es immer hätte 
„geſchehen ſollen, zu führen, und die ſich künftig dabey ergebenden 
„Veränderungen fortwährend darinnen fürzumerken.“ 

4) Bey den zur Sicherſtellung der l. f. lehenherr— 
lichen Rechte zu treffenden Vorſichtsmaßregeln, als Vor— 
merkungen und Einverleibungen des Lehenbandes, Sequeſtrationen, 
bey der Vindication, Depuration und Trennung des Lehens vom 

Allode, bey den Lehenbereitungen u. ſ. w. 0 

5) in Ein hebung der Lehen gebühren und Taxen. 
Zu d) Auf Anſuchen der Parthey wird die Amtsthätigkeit 
der l. f. Lehenſtube in Anſpruch genommen. 

1) Bey den Belehnungen und Belehnungserneue— 
rungen, und zwar durch die in der Regel im Wege der Ver— 
laſſenſchaftsabhandlung angeſucht werdende Inventur und hie— 
durch veranlaßte Lehenliquidirung, oder wohl auch Trennung des 
Lehens vom Allode, durch die gebethenen Lehenurlaube, Indulte und 
Muthſcheine, bey Beſtellung eines Lehenträgers oder Bevollmäch— 
tigten zur Ablegung der Lehenpflicht, bey der wirklichen Beleh— 
nung und Ablegung der Lehenpflicht; 

2) in dem Falle, als eine Lehen-Onerirung angeſucht 
wird; 

3) bey Lehen-Alienirungen; 

4) bey Allodialiſirungen der Lehen; 

5) bey der Umwandlung des Reallehens in ein 
Geldlehen oder umgekehrt; 
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6) bey Lehendispenſen; 
7) in allen jenen Fällen, wo durch Familienverträge das 
Lehen verhältniß oder die Succeſſionsordnungdergeſtalt 


verändert werden will, daß hiedurch auch auf das Recht des 
Lehenherrn eingewirket werden ſoll. 


) Hofkanzley-Deeret vom 1. Auguſt 1821, Z. 21,208; Regierungs- 
verordnung vom 26. Auguſt 1821, Z. 39,471 P. G. S. ſieh $. 265. 


427. 
Lehenkataſter. 


Unter den bisher berührten Pflichten der l. f. Lehenſtube iſt 

eine der wichtigſten die Führung eines genauen Lehenkataſters 
d. i. eines Vormerkbuches über alle ihrer Verwaltung unterliegen— 

den Lehenobjecte, und deren Modalitäten. 

Die Anlegung des Lehenkataſters wurde bereits mit a. b. Ent⸗ 
ſchließung vom 4, Verordnung vom 10. May 1779 anbefohlen in 
den Worten: „daß 1. und vor allem ein ordentliches Hauptproto— 
„coll oder ſogenanntes Grund- und Lagerbuch nach den Landes— 
„vierteln in Oſtreich unter und ob der Enns in förmlichen Tabellen 
„alphabetice errichtet, darin der in jedem Lehenbriefe vorkommen— 
„den Lehenſtücke eigentliche Nahmen und nicht die Zunahmen der 
„Vaſallen, als welche der öfteren Veränderung unterliegen, wo— 
„hingegen die Lehenſtücke bey ihrer Benamſung beſtändig verblei— 
„ben, auf nachfolgende Art angemerket werden ſollen und zwar 
„auf der erſten Seite oder ſoweit die Stücke eines Lehenbriefes rei— 
„chen.“ 

„a) Die in dem Lehenbriefe enthaltenen Lehenſtücke und zwar 
„das erſte Stück in margine mit ſichtbaren latein oder deutſchen 
„Kanzleybuchſtaben, das übrige mit Currentſchrift per extensum, 
„wie der ältefte bey der l. f. Lehenſtube vorfindige Lehenbrief lautet. 

„b) Der Tauf- und Zunahme des Vafallen, Lehenträgers 
„oder Gerhaben von den älteſten Zeiten bis nun zu.“ 

„e) Der Tag, Monath und das Jahr der bis nun beſchehe— 
„nen Belehnung.“ 
| „d) Der Buchſtab und die Zahl des Blattes, in und auf 
„welchen der Lehenbrief bis nun zu in den Lehensprotocollen ein— 
„geſchrieben ſteht.“ 

20 5 
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„e) endlich unter der Rubrik: Anmerkungen in kurzen Aus- 
„zügen, was etwa von den äalteſten Zeiten her bis jetzt für Proceſſe, 
„Beſcheide, Urtheile, Abſchiede, Hofreſolutionen, Caducitäten, 
„Strafen, Nachſichten, Veränderungen, wegen nicht vorhandenen 
„Lehenſtücken, durch Kauf oder Tauſch, ratificirten Familien- und 
„Fideicommißverträgen oder ſonſten vorgefallen, dann daß 

„2) dieſem Hauptgrundbuche ein Generalindex aller jemahls 
„geweſenen Lehenvaſallen, der noch lebenden und zukünftigen nach 
„den Landesvierteln und beſonderen Anmerkung der in Oftreich ob 
„und unter der Enns vorfindigen angeführt werden ſolle, damit 
„man hieraus auf einen Blick erſehen könne, wieviel jedes Indi— 
„viduum Lehenbriefe beſitze mit Beyfügung der Blattſeite des Haupt— 
„grundbuches.“ — — — 

Da jedoch der nach dieſer Vorſchrift bisher beſtandene Lehen— 
kataſter für die Gegenwart mangelhaft erkannt worden iſt, ſo 
wurde ) von dem l. f. Lehenprobſten ein neuer Lehenkataſter nach 
folgendem Schema angelegt und zwar. 

1. Columne die Bezeichnung des Kreiſes oder Viertels, in 
welchem das Lehenobject gelegen iſt. 

2. Columne, der Bezirk, Diſtrict oder Grundherrſchaft. 

3. Columne, nimmt die genaueſte und detaillirte Beſchrei— 
bung und Bezeichnung aller Beſtandtheile des Lehenkörpers auf. 
Hieher gehört die Localbenennung und das Ausmaß, dann die 
Lage der einzelnen Pertinenzſtücke, deren Beſitzer, die Angabe je— 
ner Daten, unter welchen ſie in dem Grundbuche inneliegen, kurz 
aller jener Merkmahle, wodurch die Unterſcheidung von anderen 
ähnlichen und nächſt gelegenen ausgewieſen und nöthigenfalls der 
Beweis über ihre Exiſtenz und Identität geliefert werden kann. 
Dieſe Beſchreibung muß ſich auf die vorhandenen beweisführenden 
Inſtrumente und Urkunden genau beziehen z. B. auf die Land— 
tafel, Grundbücher, Lehenbriefe und Lehenſpecificationen, wobey in 
Bezug auf das Grundausmaß die Hinweiſung auf den Grund— 
ſteuer-Kataſter und die Daten der Parcellen-Protocolle von be— 
ſonderer Wichtigkeit iſt. i 

Zu der von Zeit zu Zeit nothwendig werdenden Rectificirung 
dieſer Columnen iſt in dem Lehenkataſter ein Raum von einigen 
Blättern offen zu laſſen. 
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4. Columne, enthalt die Angabe des Werthes des Lehens, 
inſoferne ſolcher bekannt iſt, und ſoll, ſo oft ein Lehen veräußert 
wird, jederzeit der Verkaufspreis eingetragen werden. 

5. Columne, enthält den Nahmen des Lehenbeſitzers, dann 
der Mitbelehnten, wobey anzumerken iſt, an welchem Tage er die 
Lehenpflicht abgelegt hat und belehnt wurde. 

6. Columne, iſt für die Auszeichnung der dem Vaſallen zur 
Laſt fallenden Lehentaxen, anderen Gebühren, Pflichten und Laſten 
beſtimmt. 

7. Columne, enthält die Geſchichte des Lehens, bey welcher 
vor allem die Natur des Lehens zu bezeichnen kömmt, ob es nähm— 
lich ein eigentliches, ein Ritterlehen oder ein gemeines, ein 
veräußerliches u. ſ. w. iſt, ob und welche Abweichungen von der 
gemeinen Lehennatur eintreten, welche beſondere Succeſſionsord— 
nung etwa bedungen wurde u. ſ. w., kurz dieſe Columne hat einen 
Auszug aus dem Lehenvertrage, dem Inveſtitursgeſetze und alle Ver— 
änderungen und Schickſale zu enthalten, welche das Lehen von 
dem erſten Erwerber angefangen bis auf die Gegenwart erlitten hat. 

8. Columne, enthält endlich die Hinweiſung auf die vorhan— 
denen Urkunden des Lehenarchivs und die Begründung des Rechts— 
verhältniſſes durch letztere. Dieſe Urkunden als das Wichtigſte, ohne 
welche der Lehenkataſter ſeinen Zweck verfehlen würde, werden in 
dem Lehenarchive in beſonderen hiezu eigens angefertigten blecher— 
nen Behältniſſen aufbewahret. 

In Bezug auf die Rechtskraft und Beweis fähig— 
keit dieſes Lehenkataſters, kann derſelbe nur nach der Analo— 
gie der Stockurbarien beurtheilet werden, er erſcheinet als eine 
seriptura propria des Lehenherrn, inſoferne er ohne Zuziehung 
und ausdrücklicher Agnoscirung des Vaſallen zu Stände gekom— 
men iſt, es kann daher kein Zweifel obwalten, daß er in recht— 
licher Hinſicht nur als eine an ſich gegen den Vaſallen keinen 
gerichtsordnungsmäßigen Beweis liefernde Privatvorſchreibung des 
einen Compaciscenten, nähmlich des Lehenherrn, beurtheilt und 
erkannt werden muß ). Aus dieſem Grunde werden auch bey 
jeder Belehnung oder Belehnungserneuerung dem Vaſallen nebſt 
der Lehenſpecification beſondere detaillirte Beſchreibungen des Le— 
henkörpers abgefordert, die er gewöhnlich binnen 6 Monathen nach 
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erfolgter Belehnung der l. f. Lehenſtube vorzulegen hat, um hie— 
durch der Vorſchreibung in dem Lehenkataſter die beweisfähige Ur— 
kunde von Seite des anderen Compaciscenten zu verſchaffen. 
) A. h. Entſchließung vom 16. März 1813, Hofkanzley- Befcheid 
vom 20. May 1813 wegen Anlegung eines ordentlichen Lehenka⸗ 


taſters bey der n. ö. Lehenſtube. 
) Sieh n. ö. Regierungsdecret vom 6. October 1831, 3. 52647. 


428. 
Vorruf der Vaſallen. 


Die Pflicht der Lehenſtube, die Vaſallen mittels eines öffent— 
lichen Vorrufes aufzuforden, tritt in der Regel nur bey einem 
Haupftfalle, d. i. bey einer in der Perſon des Lehenherrn ſich 
ergebenden Veränderung ein. 

Die Privatlehenherrn ſind zwar berechtiget, ihre Va— 
ſallen mittels eines öffentlich kundzumachenden Vorrufes oder ſo— 
genannten Lehenedictes aufzufordern, die Belehnungserneuerung 
binnen einem Jahre ſechs Wochen und drey Tagen im ordentlichen 
Wege anzuſuchen, und dieſer Aufforderung die Sanction beyzu— 
fügen, daß im Unterlaſſungsfalle gegen den fäumigen Vafallen 
nach ſtrengem Lehenrechte d. i. mit der Strafe der Felonie vorge— 
gangen werde; allein ſie haben die Pflicht, vor der öffentlichen Kund— 
machung dieſes Lehenedictes den Entwurf desſelben der l. f. Lehen— 
ſtube zur Genehmigung vorzulegen, welche letztere insbeſonders zu 
beurtheilen hat, ob hierin nicht etwa geſetzwidrige Beyſätze oder 
Bedingungen enthalten ſind, deren Druck oder Bekanntmachung 
nicht geſtattet werden kann. 

Dieſe vorläufige Anſuchung der Genehmigung iſt auch dann 
nothwendig, wenn das Lehenedict auch wirklich nicht mittels des 
Druckes und der öffentlichen Zeitungen kund gemacht werden wollte, 
ſondern bloß mittelſt der Schrift vervielfältiget den Vaſallen zu- 
geſtellt, oder an dem Sitze des Lehenherrn und dem Wohnorte des 
Vaſallen angeſchlagen werden ſoll. 

Würde dieſe Bedingung unbeachtet gelaſſen, ſo wäre ein der— 
ley Vorruf rechtswirkungslos, er müßte auf Befehl der l. f. Le— 
henſtube öffentlich widerrufen, und der neuerlich der l. f. Lehen— 
ſtube vorgelegte und von letzterer genehmigte Vorruf abermahls 
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kundgemacht werden, der Privatlehenherr könnte auf erſteren ge— 
ſtützt gegen den den hierin geſetzten Termin verſäumenden Vaſallen 
mit der Strafe der Felonie keineswegs vorgehen ). 

Im Falle einer Veränderung in der Perſon des a. h. Lehen— 
herrn wird dieſer Vorruf von der l. f. Lehenſtube wenigſtens drey— 
mahl in die öffentlichen Zeitungsblätter eingerückt ). 

) Die Hofentſchließung vom 7. Februar 1752, dann jene vom 11. 
Jänner 1764 verpflichtet alle Afterlehenherrn und auswärtige Le— 
henherrn die Lehenediete nur durch die dießländigen Behörden 
kund zu machen, in der Art, daß das Ediet von der dießländi— 
gen Regierung beſtätigt und affigirt werden mußte. 

Vermöge n. ö. Regierungsdeeretes vom 2. December 1835, 3. 
66,240 wurde dem Bevollmächtigten des Grafen Baudiſſin Zin— 
zendorf aufgetragen: den alſogleichen Widerruf jenes in der Wie: 
ner Zeitung vom 19. September d. J. ohne vorläufiger Bewilli— 
gung dieſer Lehenſtube und bevor der betreffende Afterlehenherr 
und refpective deſſen Vormundſchaft ſelbſt belehnt war, erſchiene— 
nen Lehenediets auf demſelben Wege, als es geſetzwidrig bekannt 
gemacht worden iſt, zu veranlaſſen, und ſich hierüber innerhalb 
14 Tagen um ſo gewiſſer anher auszuweiſen, als für den Fall 
ſich über die veranlaßte Verlautbarung dieſes Widerrufes des 
fraglichen Lehenedietes nicht ausgewieſen werden ſollte, ſolche ſo— 
dann von hierorts (der I. f. Lehenſtube) auf Koſten und Gefahr 
des betreffenden Afterlehenhofes ohne weiters öffentlich kundge— 
macht würde. ; 

) Bey der durch den Tod W. Kaifer Franz I. im J. 1835 erfolg: 
ten Veränderung in manu dominanti wurde ein beſonderer Vor— 
ruf der Beutellehenbeſitzer aus dem Grunde nicht erlaſſen, weil es 
in früheren gleichen Fällen ebenfalls nicht geſchah, und dieſe Auf— 
forderung ſchon in dem allgemeinen Vaſallen-Vorrufe vom 8. 
Juny 1835 enthalten iſt. Sieh n. 6. Regierungsdeeret vom 5. 
Auguſt 1835, 3. 41,310. 

Ferner ſieh $$. 336 — 339. 


429. 
Geltendmachung der Felonie. 


Hat ſich der Vaſall aus was immer für einem geſetzlichen 
Grunde der Felonie ſchuldig gemacht, ſo liegt es in der freyen Will— 
kühr des Privatlehenherrn, von dem ſtrengen Rechte Gebrauch 
zu machen, oder die Felonie dem Vaſallen ſtillſchweigend oder aus— 
drücklich nachzuſehen. Macht er von ſeinem Rechte nach der Stren— 
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ge des Geſetzes Gebrauch, fo hat er dieſe feine Entſcheidung dem 
Vaſallen bekannt zu geben, oder auch zugleich die Felonieklage 
gegen den Vaſallen bey dem competenten Gerichte zu überreichen, 
da in dieſem Verhältniſſe kein weiteres Recursverfahren Platz 
greift, und die dießfällige Entſcheidung rein civilrechtlicher Na— 
tur iſt. 

Die l. f. Lehenſtube, welche nicht berechtigt iſt, Gnaden 
zu verleihen, hat im Falle, als ſie von einer Platz gegriffenen Felonie 
Kenntniß erlangt, dem ſchuldtragenden Vaſallen ein Erkenntniß 
des Inhalts zuzuſtellen: „Es werde gegen N. N. aus der Urſache 
— — — und mit Nüdfiht auf die beſtehenden Geſetze—— — 
hiemit die Felonie geltend gemacht, er habe daher das von ihm bis— 
her beſeſſene Lehen Rubrik N. N. um ſo gewiſſer entweder an die l. 
f. Lehenſtube abzutreten, oder gegen dieſes Erkenntniß an den Les 
henhof binnen 6 Wochen zu recuriren, und über den eingebrachten f 
Recurs ſich auszuweiſen, als widrigens nach Verlauf dieſer Re— 
cursfriſt gegen ihn die Felonie-Klage im Wege Rechtens anhängig 
gemacht werden wird.“ 

Gegen dieſes im ordnungsmäßigen Wege dem Vaſallen zuge— 
ſtellte adminiſtrative Felonie-Erkenntniß ſteht nun demſelben frey, 
den Recurs an den l. f. Lehenhof d. i. die k. k. vereinte Hofkanzley 
entweder zu dem Behufe zu ergreifen, um den Beweis zu führen, 
daß der Fall der Felonie gar nicht vorhanden iſt, oder aber in der 
Rückſicht, um im Wege der Gnade die Aufhebung des von der l. f. 
Lehenſtube erfloſſenen Felonie-Erkenntniſſes zu erwirken. 

Wurde das Felonie-Erkenntniß auch von dem l. f. Lehenhofe 
beſtätigt, oder hiegegen gar nicht recurirt, und würde der Vaſall 
ſich weigern, das Lehen der Frage ſogleich abzutreten, ſo hat die 
l. f. Lehenſtube ſämmtliche Verhandlungsacten, Urkunden und Er— 
hebungen, in welchen der gerichtsordnungsmäßige Beweis über die 
eingetretene Felonie gelegen iſt, mit einer umſtändlichen Informa— 
tion an das k. k. Fiscalamt der Provinz mit dem Auftrage zu über— 
geben, die Felonie-Klage nunmehr anhängig zu machen, den Pro— 
ceß durchzuführen und das erwirkte rechtskräftige Urtheil ſeiner Zeit 
vorzulegen. 

Auf die Grundlage des rechtskräftigen die Felonie erkennenden 
Urtheils wird ſonach im commiſſionellen oder executiven Wege das 
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heimgefallene Lehen dem l. f. Lehenärar übergeben, die Admini— 
ſtration des Lehenkörpers mittlerweile von der k. k. Cameral-Ge— 
gefällen-Verwaltung übernommen, und für den Fall, als mit dem 
Lehen ſogleich eine weitere Dispoſition getroffen werden kann, als 
z. B. keine Agnaten vorhanden ſind, denen das Revocationsrecht 
zuſtünde, iſt die Anzeige hievon dem Lehenhofe zu machen, damit 
durch dieſen die a. h. Willensmeinung eingeholt werde, ob das heim— 
gefallene Lehen gänzlich incamerirt oder wieder weiter verliehen 
werden wolle ). 

) Sieh F. 265. 


g 430. 
Sicherſtellung der lehenherrlichen Rechte. 


Eine der wichtigſten Pflichten der l. f. Lehenſtube iſt in der 
Obſorge der Sicherſtellung der lehenherrlichen Rechte 
in Bezug auf die Lehenſubſtanz, auf das Obereigenthum gelegen, 
weßwegen ſie von Amtswegen jede Gelegenheit zu ergreifen hat, 
um ſich die rechtliche Gewißheit zu verſchaffen, daß die Sicherſtel— 
lung wirklich Platz greife, oder im Falle eines eintretenden Man— 
gels, dieſer ſo ſchnell als möglich beſeitiget werde. 

Zu dieſer Erkenntniß zu gelangen, dienet vorzugsweiſe der 
Lehenkataſter, da in demſelben auch die die Sicherſtellung des Lehen— 
bandes ausweiſenden Urkunden und Behelfe erſichtlich gemacht ſeyn 
müſſen. Eine in dieſer Beziehung von Zeit zu Zeit vorzunehmende 
Reviſion und Durchgehung des Lehenkataſters bahnet daher den be— 
quemften Weg, auf welchem die l. f. Lehenſtube in dieſer Hinſicht 
ihre Pflicht zu erfüllen im Stande iſt. 

Eine weitere Gelegenheit, abgeſehen davon, daß die l. f. Le— 
henſtube berechtigt iſt, ſowohl jeden Privatlehenherrn als auch je— 
den unmittelbaren l. f. Vaſallen in jedem Momente zu verhalten 
die dingliche und geſetzliche Sicherſtellung des Lehenbandes legal 
auszuweiſen, biethet ſich hiezu: 

a) bey den Belehnungen und Belehnungs-Erneue— 
rungen; 

b) bey den aus was immer für einer Urſache vorzunehmenden 
Liquidirungen; 
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c) bey den Veräußerungen, Zerſtückungen, Ru: 
ſticaliſirungen u. ſ. w. dar. 


f 431. 


a) Bey Gelegenheit der von dem Vaſallen angeſuchten Be— 
lehnung oder Belehnungserneuerung, wo dem Geſu— 
che der alte Lehenbrief, die neue ausgefertigte mit der Haftungs— 
und Intabulations-Clauſel verſehene Lehenſpecification beyliegen 
muß, iſt es die Pflicht der Lehenſtube, dieſe Urkunden mit dem ur— 
ſprünglichen Lehenvertrage, dann dem Kataſter genau zu ver— 
gleichen. Iſt in der neu eingelegten Lehenſpecification was immer 
für eine Abänderung gegen den Inhalt des urſorünglichen Lehenver— 
trages enthalten, ſo iſt dem Vaſallen die Aufklärung dieſer eigen— 
mächtigen Handlung abzufordern und darauf zu dringen, daß ſie 
beſeitiget werde. | 

Weigert ſich der Vaſall die Übereinſtimmung der von ihn ein— 
gelegten Urkunden mit dem urſprünglichen Lehenvertrage zu bewerk— 
ſtelligen, weil z. B. ſeiner Behauptung nach, mehrere Lehen-Per— 
tinenzſtücke nicht mehr vorhanden oder aufgefunden werden können, 
ſo iſt es nur ſeine Sache, den gerichtsordnungsmäßigen Beweis zu 
liefern, daß ſie ohne ſein oder ſeiner Vorfahren Verſchulden durch 
einen reinen Zufall zu Grunde gegangen ſind; kann er dieſen Be— 
weis nicht liefern, ſo muß er durch Pönfälle gezwungen werden, 
die Lehenſpecification mit Hinweglaſſung von derley in den früheren 
Lehenurkunden nicht enthaltenen Abänderungen oder Clauſeln, aus— 
zuſtellen, oder es iſt im Wege einer Liquidirung von dem Civil: 
richter auf die Subſtituirung der abgegangenen Pertinenzſtücke zu 
dringen. 

Sind daher die eingelegten Lehenurkunden in vollkommener 
Ordnung, ſo iſt darauf zu ſehen, ob das Lehenband in der Land— 
tafel oder bey den Ruſtical- Realitäten in dem Grundbuche einver— 
leibt iſt, und ob dieſe Einverleibung in der nach dem n. ö. Regie— 
rungs-Circulare vom 26. May 1819 vorgeſchriebenen Form, d. i. 
in der Beſitzrubrik der Landtafel und in dem Gültbuche, oder bey 
Ruſtical-Lehen in dem Gewährbuche erwirket worden iſt. Wäre die 
landtäfliche oder grundbüchliche Einverleibung entweder gar nicht 
oder nach der früheren Form, in welcher das Lehenhand nur 
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als eine Satzpoſt in dem Satzbuche vorgeſchrieben wurde, nachge— 
wieſen, ſo müßte die neuerliche Einverleibung alſogleich bewerkſtel— 
liget werden. 

Hiebey kömmt nur noch weiter zu bemerken, daß in einem 
ſolchen Falle der Vaſall ſelbſt bereits an die Gült oder Gewähr ge— 
ſchrieben ſeyn müſſe, iſt letzteres noch nicht geſchehen, er hiezu ver— 
halten werden muß; daß endlich, wenn Lehen mit einem Fideicom— 
mißgute verbunden ſind, die Einverleibungsbewilligung auch von 
dem Fideicommiß- und Poſteritäts-Curator, dann der Fideicommiß— 
behörde ertheilt, oder gegen dieſe im Falle eines Streites die Kla— 
ge geſtellt werden müſſe. 


432. 


Das beſte Mittel der Sicherſtellung des Lehenbandes würde in 
der Errichtung einer Lehenlandtafel gelegen ſeyn; allein über 
die dießfällig bereits zur Sprache gebrachten Anträge ſpricht ſich die 
n. ö. Regierungs-Entſcheidung vom 14. October 1829, 3. =. 
in den Worten aus: 

„Da das Regierungs-Circulare vom 26. May 1819 im We— 
„fentlihen alles in ſich vereiniget, um für die Zukunft die bezweckte 
„Sicherſtellung des lehenherrlichen Eigenthumes und der lehenherr— 
„lichen Gerechtſame herbeyzuführen, und die allodiale oder lehen— 
„bare Eigenſchaft der Realitäten für Jedermann, dem daran ge— 
„legen iſt, ſie zu wiſſen, in Evidenz zu ſetzen, indem es nähmlich 
„die Vorſchreibung der ganz oder theilweiſe leh enbaren Eigenſchaft 
„bey der Rubrik nebſt der Anmerkung, mit oder ohne Lehengnade, 
„und die Eintragung der umſtändlichen Lehenſpeciftcationen verord— 
„net, dadurch aber genügend ins Klare geſtellt wird, ob und in 
„welchem Maße die Rubrik lehenbar ſey, ob und unter welchen 
„Vorſichten die Belaſtung Statt finde, welches gerade die Momente 
„find, durch deren Evidenzhaltung die Rechte des a. h. Lehenherrn 
„geſichert, und zugleich aber auch die im Vertrauen auf die öffent— 
„lichen Bücher Verkehr treibenden Partheyen vor Beeinträchtigun— 
„gen oder vor Streitigkeiten über die Ausdehnung des von ihm er— 
„langten Eigenthumes, der erzielten Hypothek, oder über die Art, 
„ſich aus der letzteren zahlhaft zu machen, geſchützt werden, fo 
„hält die Regierung die Einführung der vom l. f. Lehenprobſten und 
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„der k. k. Hofkammer-Procuratur angetragenen Lehenlandtafel-Bü— 
„cher nicht für unerläßlich nothwendig, die ſolchen aber vorangehen 
„müſſende allgemeine und genauere Reviſion ſämmtlicher in den 
„Landtafeln und Grundbüchern bereits eingetragenen Lehenbande, 
„und die vielfältigen zur Begründung der dießfälligen Rectificirung 
„einer derley allgemeinen Reviſion vorzunehmen nöthigen Local— 
„Erhebungen ſohin eine damit verbundene eigentlich allgemeine Le— 
„henliquidirung offenbar dem Geiſte und Wortlaute der h. Hofkanz— 
„ley-Decrete vom 5. Jänner 1821 und 11. September 1828 nicht 
„angemeſſen, welche ſich beſtimmt ſolchen abhold ausſprechen, ab: 
„geſehen davon, daß dieſe zum Behufe derley neu zu errichtenden 
„Lehenbücher unerläßliche, ſogleich und allgemein vorher geſchehen 
„müſſende, in fo vielen einzelnen Fällen fo höchſt mühevolle und 
„äußerſt ſchwierige Erhebungen zur Berichtigung und Nectificiz 
„rung des Landtafelſtandes aller bereits im Lande intabulirten Le— 
„benkörper, ohne welcher in die neuen Lehenbücher ganz dieſelben 
„in den Landtafeln dermahlen beſtehenden Unrichtigkeiten und Un— 
„vollſtändigkeiten übertragen würden, aber auch noch immer dem 
„gegründeten Bedenken Raum laſſen, ob, wenn eine ſolche Recti— 
„ficirung vorſchriftmäßig, ſomit auch mit Beyziehung aller einzel— 
„nen dabey betroffenen Partheyen wirklich vorgenommen werden 
„wolite, ob die durch dieſelbe zu bewirkenden Vortheile mit den 
„dabey zu beſeitigenden Schwierigkeiten im Verhältniſſe ſtehen, 
„und ob der Verſuch dieſe Schwierigkeiten zu beſiegen, auch das 
„gewünſchte Reſultat ganz erwarten laſſe, zumahl ſchon alle vor 
„der Eintragung des Lehenbandes vorgemerkten und aufzurufenden 
„Gläubiger, inſoferne bey dieſer Lehen-Rectification die Lehen— 
„barkeit überhaupt oder die Ausdehnung der Lehenſtücke bewirkt, 
„und dadurch denen ihr Hypothekarrecht geſchmälert werden ſoll, 
„ſolches gewiß nicht anerkennen, ſondern im Rechtswege beſtreiten, 
„und ſo das höchſte Lehenärar zu zahlloſen und vielfältigen in ih— 
„rem Erfolge zweifelhaften immerzu mit nicht unbedeutenden Laſten 
„verbundenen Rechtsſtreiten zwingen würden.“ 

„Regierung kann demnach dem Antrage zur Errichtung derley 
„Lehenlandtafel-Bücher ſchon in Hinſicht dieſer unausweichbar ſol— 
„cher vorausgehen müſſenden Voreinleitung derzeit nicht Statt ge— 
„ben, die um ſo unerläßlicher wäre, da alle die Vortheile, die den 
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„neu zu errichtenden Lehenbüchern beygelegt werden wollen, of: 
„fenbar ſchon vorausſetzten, daß jene in den Landtafeln dermahlen 
„noch hie und da dießfalls herrſchenden Unrichtigkeiten ſchon in 
„Ordnung gebracht und die ausſchließig in ſolche einzutragenden Le— 
„hen, von den gemiſchten Körpern ſchon ausgeſchieden ſeyen.“ 

„Es erſcheint alſo vielmehr zur Erzielung jener durch dieſe 
„Lehenlandtafelbücher bezweckende wirkſame Sicherſtellung des le— 
„henbaren Eigenthumes am angemeſſenſten zu ſeyn, lediglich wie 
„bisher nur bey ſich ergebenden Lehenbeſitz-Veränderungen und Be— 
„lehnungsertheilungen ſich angelegen ſeyn zu laſſen, daß die Vor— 
„ſchriften des Regierungs-Circulars vom 26. May 1819 genau 
„befolgt und gehandhabt werden, daß ſohin bey dieſen oder ande— 
„ren geeigneten ſich ergebenden einzelnen Veranlaſſungen die land— 
„täflichen und grundbüchlichen Verbuchungen, wo fie unrichtig und 
„mangelhaft ſind, in ſolchen berichtiget und ergänzet, daß bey ge— 
„miſchten Körpern die Lehen dabey ausgeſchieden und neue Rubri— 
„ken für ſelbe eröffnet werden, und daß dieſes ferner auch bey den 
„Privatlehen geſchehe, durch welche genaue Befolgung der Maß— 
„gabe jener Circular- Verordnung bereits aber auch wirklich ſchon 
„ein beträchtlicher Theil der l. f. Lehen ihrer Stellung nach in den 
„Landtafeln die gehörige Sicherung gewonnen hat, und alſo auch 
„nicht zu zweifeln iſt, daß ſolches fo, wenn gleich in etwas län— 
„gerer Zeit dennoch allmählig vollends der Fall bey allen ſeyn wird, 
„ohne deßhalb eine Verfügung zu beginnen, deren vollendete Aus? 
„führung wegen der damit verbundenen ſo ſchwierigen als vielen 
„weitläufigen Verhandlungen ſich wohl beynahe auch bis zu jenem 
„allmahlig von ſelbſt heranſchreitenden Zeitpunkt hinausſtrecken 
„dürfte.“ 


433. 


b) In Betreff der vorzunehmenden Lehenliguidationen 
iſt zu unterſcheiden 1) zwiſchen der willkührlichen, und 2) der 
geſetzlich nothwendigen. Zu 1) Unter den willkührli— 
chen Lehenliquidationen müſſen diejenigen verftanden wer— 
den, bey welchen der Wunſch zu ihrer Vornahme in der freyen 
Willkühr des Lehenherrn oder des Vaſallen ſeinen letzten Grund 
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findet, und das Reſultat nur das Intereſſe der Lehen-Intereſſen— 
ten berührt. 

In dieſem Verhältniſſe hängt es von dem Willen und dem 
uͤbereinkommen des Lehenherrn und des Vaſallen ab, in welcher 
Form, in welcher Zeit ſie dieſe Lehenbereitung vornehmen wollen. 

Zu 2) Die Fälle, in welchen die geſetzlich nothwendi— 
gen Lehenliquidationen vorgenommen werden müſſen, find 
theils contentioſer theils officiofer Natur. 

In die Claſſe der contentioſen Fälle gehören die erecuti- 
ven Schätzungen, in jene der officioſen die Inventuren und 
Schätzungen in Verlaſſenſchafts-Abhandlungsfällen, bey Oneri— 
rungen der Fideicommiſſe, mit welchen Lehen verbunden ſind, in 
Concursfällen, endlich bey Trennung des Allodes vom Lehen. 

In allen dieſen Fällen ſowohl contentioſer als officioſer Na— 
tur, hängt es keineswegs von der Willkühr des Lehenherrn oder des 
Vaſallen ab, die Liquidirung vornehmen zu laſſen, ſondern die 
kothwendigkeit der Vornahme ift in dem Principe des Rechtsge— 
ſetzes gelegen, welches bey vermiſchtem Eigenthume und mit ver— 
ſchiedenartigen Rechten hieran intereſſirten Theilnehmern die Er— 
hebung des Umfanges und die Abſonderung der dem Rechte nach 
verſchiedenen Theile gebiethet, um auf dieſer Grundlage jedem 
Theilnehmer den ihm gebührenden Rechtsantheil mit rechtlicher Ge— 
wißheit zuſprechen zu können. 

In dieſen Fällen ſind ferner die Termine und der Moment 
der Liquidirungen, theils in dem Geſetze, theils deren unverzügli— 
che Vornahme in der Pflicht des Gerichtes, theils in dem Intereſſe 
der hierauf dringenden Partheyen gelegen, in dieſer Hinſicht muß 
ſich die Lehenſtube der Anordnung des Gerichtes um ſo mehr unter— 
werfen, als dieſelbe in der Eigenſchaft einer das Lehenobereigen— 


thum adminiſtrirenden Behörde nicht berechtiget iſt, die Geltend— 


machung der Rechte der Allodialeigenthümer, der Fideicommiß-Inte— 
reſſenten, der Fideicommiß- oder Concurs-Behörde oder der Hypo— 
thekargläubiger in ihrem gerichtsordnungsmäßigen Zuge zu hem— 
men, ohne ſich der Gefahr auszuſetzen, mit Entſchädigungsklagen 
in Anſpruch genommen zu werden. 

Sobald nun von dem Gerichte aus was immer für einer Ur— 
ſache eine Inventur oder Schätzung eines unbeweglichen Gutes an— 
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geordnet wird, welches entweder ganz oder nur theilweiſe lehen— 
bar iſt, ſo hat das Gericht die betreffende Lehenſtube hievon von 
Amtswegen in Kenntniß zu ſetzen, und es ihr freyzuſtellen, hiebey 
mittels eines bevollmächtigten Commiſſärs zu interveniren. 

Das n. ö. Appellationsgerichts-Circulare vom 15. März 1811 
J. G. S. Nr. 932 verordnet: „Da dieſem k. k. n. ö. Appella⸗ 
„tions⸗ Gerichte durch Hofdecret vom 9. empfang. 14. März d. J. 
„der höchſte Auftrag zugegangen, die unterſtehenden Abhandlungs— 
„Inſtanzen allgemein anzuweiſen, daß von denſelben, wo bey ei— 
„ner Verlaſſenſchafts-Abhandlung Vaſallen- oder Lehen-Entien und 
„und Lehenstheile erſcheinen, an den betreffenden landesfürſtlichen, 
„auch Stiftern oder Klöſtern zuſtändigen Lehenshof zu deſſen Le— 
„bens-Amtshandlung die ſchleunige Anzeige gemacht werden ſolle; 
„ſo wird ſolches den ſämmtlichen hieher unterſtehenden Abhand— 
„lungs-Inſtanzen in Nieder- Oſtreich unter und ob der Enns zur 
„genauen Nachachtung hiemit bedeutet.“ 

Auf dieſe Weiſe zur Intervenirung aufgefordert ernennet die 
l. f. Lehenſtube dann, wenn ein unmittelbar l. f. Lehen hiebey be— 
rührt wird, einen l. f. Lehen-Commiſſär, welcher bey der 
vorzunehmenden gerichtlichen Lehenliquidirung die Rechte des a. h. 
Lehenherrn zu vertreten hat; bey Privat-Activlehen wird es dage— 
gen dem Privatlehenherrn, der von dem Gerichte ohnedieß insbe— 
ſondere hievon verſtändiget wird, überlaſſen, für ſein ſelbſteigenes 
Intereſſe beliebig zu ſorgen. 

In Betreff der Beſtellung eines l. f. Lehencommiſſärs kömmt 
zu bemerken, daß hiezu kein beſtimmtes Individuum ernannt 
iſt, daß ferner der Antrag, Individuen des Kreisamtes oder 
eines benachbarten Dominiums hiezu zu ernennen, mit dem n. ö. 
Regierungsdecrete vom 14. März 1832, 3. 10,575 zurückge— 
wiefen, dagegen mit dem n. ö. Regierungsdecrete vom 16. July 
1828, Z. 38,637, dann jenem vom 13. März 1833, Z. 7689, 
letzteres beſtätiget durch Hofkanzley-Decret vom 12. December 
1833, 3. 8587 beſchloſſen worden ift, daß der zu ernennende 
l. f. Lehencommiſſär nur und allein aus den Individuen der 
k. k. Hof⸗ und n. ö. Kammerprocuratur oder der ob der enn— 
ſiſchen Kammerprocuratur für dortländige Lehen von Fall zu Fall 
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zu beſtellen ſey, und die l. f. Lehenſtube den Vorſchlag des Kam— 
merprocurators abzufordern habe. 

Die Pflicht des auf dieſe Weiſe mittels eines eigenen De— 
cretes von der l. f. Lehenſtube ernannten und bevollmächtigten l. f. 
Lehencommiſſärs ift es, bey der von dem Gerichte beſtimmten Inven— 
turs und Lehenliquidirungs-Commiſſion“) an dem bezeichneten 
Orte zu erſcheinen, und auf die Grundlage der aus dem l. f. Le— 
henarchive ſich verſchafften Lehenurkunden und Beweiſe die Rechte 
des a. h. Lehenherrn zu vertreten und dahin zu ſtreben, daß die 
möglichſt genaue Liquidität der l. f. Lehenpertinenzſtücke bewerk— 
ſtelliget werde. Sein rechtlicher Standpunct bleibt in Bezug auf 
die Gerichtscommiſſon immerhin jener der Parthey und rückſichtlich 
des Bevollmächtigten derſelben, er iſt daher im Falle eines Strei— 
tes nicht berechtiget, einen Vergleich einzugehen oder von dem 
Anſpruche wenn auch nur geringfügiger Rechte oder Entitäten ab— 
zugehen, ſondern er iſt zu verlangen berechtiget und verpflichtet, 
daß uͤber die zur Sprache gebrachten Anſtände, Zweifel oder Strei— 
tigkeiten ein Protocoll aufgenommen, hierin ſeine und der Gegner 
Bemerkungen erſichtlich gemacht und die Entſcheidung hierüber oder 
die Ausgleichung den competenten Behörden vorbehalten werde. 

Nach beendigter Commiſſion hat der l. f. Lehencommiſſär 
an die l. f. Lehenſtube feine Relation zu erſtatten, wo möglich der— 
ſelben eine erhobene Abſchrift des Liquidations-Apparats beyzulegen 
und hierin ſowohl die ſich während der Commiſſion ergebenen Zwei— 
fel und Streitpuncte als auch die Vorſchläge anzugeben; wodurch 
die vollkommene Liquidität des Lehenkörpers die Beſeitigung der 
Streitigkeiten bewerkſtelliget werden dürfte '). 

Über die Rechtswirkung der Intervenirung des I. f. Le— 
hencommiſſärs enthält das n. ö. Regierungs-Decret vom 16. 
Auguſt, 1832, Z. 44,238 folgende Weiſung: 

„Über die von dem Herrn ee (Lehenprobſten) in 
„dem Berichte vom 22. May d. J. Z. 163 — gemachten Bemer— 
„kungen wird Ihnen hiemit erwiedert und zwar: 

„1) Der Herr Regierungsrath beanſtänden, daß aus einem 
„älteren Berichte der k. k. Hofkammerprocuratur vom 27. July 
„v. J. Z. 42,205 erhelle, daß die Gerichtsbehörden die von ihr 
„eingeleiteten Lehenſchätzungen und Liquidirungen als rechtskräftig 
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„und die Erklärungen der dabey als l. f. Lehencommiſſäre erſchei— 
„nenden Individuen der Hofkammer-Procuratur als verbindend und 
„entſcheidend anerkennen, dieſe als Bevollmächtigte des Lehenherrn 
„betrachten.“ 

„Hierüber wird—bemerkt, daß allerdings alle Lehenliquidatio— 
„nen als rechtskräftige und gerichtsordnungsmäßig vollen Glauben 
„verdienende Operate zu erkennen und geltend ſind, die unter der 
„öffentlichen Autorität der hiezu competenten Gerichtsbehörde und mit 
„Zuziehung aller jener Partheyen, die hiebey einen wie immer ge— 
„arteten Rechtsanſpruch zu machen haben, eingeleitet und zu Stande 
„gebracht werden.“ 

„Die Intervenirung eines Bevollmächtigten des a. h. Lehen— 
„herrn bey derley Lehenliquidirungen begründet bloß das Verhält— 
„niß, daß ſolcher dießfalls immerhin gegenüber des Vaſallen nur 
„als Parthey erſcheint, und die Verbindlichkeit deſſen dabey abge: 
„gebenen Äußerungen bemißt ſich lediglich nach der beſtehenden ge— 
„ſetzlichen Maßgabe über Vollmachten.“ 

„Die von der competenten Gerichtsbehörde bey Lehenliquida— 
„tionen aufgenommenen Protocolle ſind öffentliche vollen Glauben 
„verdienende Urkunden, deren Inhalt jede der darin gefertigten 
„Partheyen ſomit auch die durch einen Bevollmächtigten erſchei— 
„nende l. f. Lehenſtube rechtskräftig verpflichten, inſoferne ſolcher 
„nicht ohne der im Geſetze erforderlichen Special-Vollmacht Rechte 
„des a. h. Lehenherrn aufgibt.“ 

„2) Darüber, daß der Herr Regierungsrath den Antrag ſtel— 
„len, bey Regierung im commiſſionellen Wege alle und jedwede 
„Liquidirungs-Operate mit Zuziehung der Hofkammer-Procuratur 
„in Sitzungen zu prüfen, wo über jedes derley Operat noch um- 
»„ſtändlichere Aufklärung eingeholt und die allenfälligen Anſtände 
„dabey behoben werden ſollen, wird Ihnen bemerkt, daß dieſe im 
„allgemeinen und ſchon im vorhinein zu beſtimmende immer zu viel 
„Zeitaufwand koſten dürfende commiſſionelle Geſchäftsbehandlung 
„Regierung nicht ganz angemeſſen finde, da es ſchon mehrere un— 
„bedeutende oder ſolche Lehenliguidirungs-Operate geben kann, 
„wo nichts weiter mehr zu eruiren kömmt. Es wird vielmehr die 
„Sache des Herrn Regierungsrathes ſeyn, jedes derley Ihnen ohne⸗ 


„hin von Regierung zur Begutachtung zukommende Liquidirungs— 
II. 21 
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„Operat mit ihrer bewährten Genauigkeit und Pünctlichkeit zu 
„prüfen, die allenfalls in einzelnen Fallen dabey aufgefundenen 
„Anſtände, oder das etwa noch Mangelhafte zu eruiren und zu er— 
„gänzen Erübrigende der Regierung in ihrem hierüber zu erſtatten— 
„den Berichte anzuzeigen und die entſprechenden Anträge zu ſtellen, 
„worüber ſodann Regierung ſolche in Erwägung ziehend anerſt 
„im Stande ſeyn wird, zu beurtheilen und zu beſtimmen, auf 
„welche zweckmäßige Art und Weiſe die erforderlichen Ergaͤnzun— 
„gen und Sach-Aufklärungen am förderlichſten für das Intereſſe 
„des a. h. Lehenherrn, ob im commiſſionellen Wege, ob durch Local— 
„erhebungen, oder wie immer einzuleiten und zu bewirken ſeyn 
„werden.“ 

In Bezug auf die Koſten der Intervenirung des l. f. Lehen— 
commiſſärs haben ſich bey einer freywilligen Lehenbereitung der Le— 
benherr und Vaſall unter ſich auszugleichen, bey einer nothwendi— 
gen aber hat der Lehenherr die den von ihm abgeſendeten Commif— 
ſär betreffenden Koſten allein aus Eigenem zu tragen. 

») Mit dem Juſtiz-Hofdecrete vom 20. April 1811 J. G. S. Nr. 
942 wurde verordnet, daß zu den Lehenliquidirungen von dem Ge— 
richte in der Regel nur Seeretäre und keine Landräthe 7 
net werden ſollen. 

„Bey entlegenen und unbedeutenden Realitäten — heißt es hierin 
zweiter — oder wenn die Partheyen ſelbſt darum anſuchen, haben 
„ſich die Landrechte der Delegation nahe gelegener organiſirter 
„Magiſtrate oder anſehnlicher und ihnen vortheilhaft bekannter 
„Wirthſchaftsämter und Dominien zu bedienen.“ 

2) Regierungsdeeret vom 28. April 1835, Z. 22,790, dann vom 3. 
Auguſt 1835, Z. 42075 wegen Mittheilung von Abſchriſten des der 
landrechtlichen Commiſſion aufgenommenen Lehen-Liquidirungs— 
Operates. 

434. 

Das Leheneigenthum hat offenbar einen dergeſtalt individuel— 
len und ſelbſtſtändigen Charakter, daß deſſen Verbindung mit dem 
Allodialeigenthume, welches ſeiner Natur und den Rechtsgrund— 
ſätzen nach von erſterem ganz verſchiedenartig iſt, immerhin nur zu— 
fällig ſeyn kann. 

Mochte der Vaſall der Vorzeit auch noch ſo viele und aus— 
gedehnte Realitäten beſitzen, ſo wurde ihm doch das Leheneigen— 
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thum über noch fo kleine Lehenkörper, wenn letzterer wirklich in der 
Mitte feines Allodialgutes gelegen geweſen wäre, nicht etwa als 
ein Zugehör des letzteren, ſondern als eine ſelbſtſtändige von dem 
Allode ganz unabhängige Realität verliehen, deren Erwerb, Beſitz 
und Verluſt mit den gleichen Modalitäten des Allodialeigenthumes 
nicht in dem loſeſten Zuſammenhange, nicht in der entfernteſten recht— 
lich nothwendigen Verbindung ſtand. 

8 Die Einführung der Landtafel und des Gültbuches, dann der 
Grundbücher war die erſte Quelle der rechtlichen Vereinigung und 
Vermengung der Lehen mit dem Allode, indem die Beſitzer der 
Dominicalgüter die einzelnen Beſtandtheile der letzteren als in das 
Gültbuch, in die Landtafel, in die Grundbücher einzutragende Ge: 
ſammtkörper in der Art und in dem Umfange beanſagten und fa— 
tirten, wie ſie ſolche gerade in dem damahligen Momente zufällig be— 
ſaßen, oder wie es für die Adminiſtration dieſer ihrer mit Lehen und 
Allod vermiſchten Gutscomplexe am gelegenſten und zur Erſpa⸗ 
rung der Regiekoſten am vortheilhafteſten ihnen dünkte. 

War dieſe Vereinigung der verſchiedenartigſten Körper in dem 
Momente der Vereinigung rein local und willkührlich, wurde der 
Lehenherr hierum weder befragt noch von ihm eine ausdrückliche Ein— 
willigung ausgeſprochen, ſo hat er auch hiedurch die Selbſtſtändig— 
keit ſeines Obereigenthumsrechtes wider ſeinen Willen keineswegs 
verlieren können. 

Hieraus dringt ſich die Schlußfolge auf, daß das zufällige Mit- 
eigenthumsrecht eigentlich Pfandrecht, welches dem Lehenherrn durch 
die von Seite des Vaſallen bey Errichtung des Landtafelinſtitutes 
einſeitig veranlaßte Vermengung des Lehens mit dem Allode zu Theil 
wurde, für erſteren keineswegs verbindend iſt, ſondern demſelben 
fortan das Recht zuſteht, den Vaſallen zu verpflichten, das Lehen— 
eigenthum in ſeinem reinen von allem Allode getrennten Zuſtande 
zur individuell bücherlichen Einlage zu bringen, und zu verlangen, 
daß er die Ereindirung des Lehens von dem Allode und die beſon— 
dere Rubrikeröffnung für erſteres in der Landtafel erwirke. 

Die Nothwendigkeit der dießfälligen Forderung des Lehen— 
herrn dringet ſich insbeſondere in dem Falle auf, als im Wege ei- 
ner Erbtheilung oder Veräußerung ein aus lehenbaren und allo— 
dialen Theilen beſtehendes in einer und derſelben Landtafelrubrik 
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inneliegendes Gut in der Art getheilt wird, daß die lehenbaren und 
allodialen Theile verſchiedene Eigenthümer erhalten. 

Dieſe Verhältniſſe, dann der Umſtand, daß in Folge des n. ö. 
Regierungs-Circulare vom 26. May 1819, Z. 19232 verordnet 
wurde, daß das Leheneigenthum nicht mehr mittels Vorſchreibung 
des Lehenvertrages in dem Satzbuche, wie es vormahls irrigerweiſe 
geſchehen iſt, ſondern mittelſt Eintragung in das Gültbuch und in die 
Beſitzrubrik der Landtafel ſichergeſtellt werden müſſe, daß fer— 
ner bereits mit dem Patente vom 9. September 1785 II. Abthei— 
lung, 5. Abſchnitt §. 43 sub 3 den Gerichtsbehörden die Pflicht auf— 
erlegt wurde, für die Abſonderung der Lehen vom Allode zu ſorgen, 
hielt man ſich zu dem Antrage berechtiget, daß die Nothwendig— 
keit einer allgemeinen Excindirung der Lehen von dem Allode ge— 
ſetzlich befohlen werde, allein hierüber erfloß mit dem Appellations— 
gerichtes-Decrete vom 14. Auguſt 1835, 3. 9306 folgende Ent: 
ſcheidung: 

„Laut Hofdecret vom 4. Auguſt 1835, Hof. Z. 4960 haben 
„Seine k. k. Majeſtät vermöge a. h. Entſchließung vom 24. July 
„1835 ſich zu neuen Vorſchriften über die Veränderung und Thei— 
„lung der landtäflichen Rubriken der Güter in Fällen, wo Lehen 
„und freyeigene Güter oder Lehen verſchiedener Lehensherrn unter 
„eben derſelben Rubrik vereiniget ſind, oder zu allgemeinen Auf— 
„trägen an die Lehensherrn, die Fiscalämter oder die Vaſallen, die— 
„fe Abſonderung zu bewirken, nicht beſtimmt, jedoch anzuordnen 
„befunden, daß das n. ö. Landrecht und das Stadt- und Land— 
„recht zu Linz nicht nur von den Theilnehmenden freywillig ange— 
„brachte Geſuche um die Abſonderung der Lehen zu begünſtigen 
„und zu unterſtützen, ſondern auch bey Erbfchaftsfällen und 
„Beſitzveränderungen durch Verträge, ſoweit es ohne Beein— 
„trächtigung oder Beſchränkung wohlerworbener Rechte geſchehen 
„kann, für die gehörige Abſonderung der Lehen vom freyen Ei— 
„genthume und der Lehen verſchiedener Lehenherrn von Amtswe— 
„gen zu ſorgen haben werden.“ 

In Folge dieſer a. h. Verordnung iſt es ſonach die Pflicht der 
adminiſtrativen, ſo wie der Gerichtsbehörden, von Fall zu Fall 
ſoviel nur immer möglich auf die Excindirung der Lehen vom Allode 
zu dringen, wozu ſich für den Lehenherrn ſelbſt und rückſichtlich 
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die adminiſtrativen Behörden, die Bewilligung zur Veräußerung 
oder Onerirung der Lehen, für die Gerichtsbehörden aber die Ver— 


laſſenſchaftsabhandlungen und Beſitzveränderungen als die geeig— 
netſten Gelegenheiten darbiethen. 


435. 


Das Verfahren beyder Ercindirung eines Lehens 
vom Allode hat zum Objecte 

1) die Form, in welcher die Abſonderung anzuſuchen und 
durchzuführen iſt, dann 

2) die Berückſichtigung der Hypothekargläubiger. 

1. Hat fi der Vaſall aus eigenem Antriebe zur Anſuchung 
der Excindirung des Lehens vom Allode beſtimmt, oder wurde er 
hiezu auf was immer für einem Wege verpflichtet, ſo hat er, 
da es ſich hier um Eigenthums- und überhaupt dingliche Privatrechte 
handelt, mit ſeinem dießfälligen Geſuche an das betreffende Ci— 
vilgericht, bey landtäflichen Realitäten an das k. k. Landrecht 
der Provinz zu wenden und in feinem Geſuche entweder vorerft 
bloß um die gerichtliche Liquidirung des Lehenkörpers, über wel— 
chen er die ſein Eigenthumsrecht beweiſenden Urkunden vorzulegen 
hat, oder zugleich um die nach vorgenommener Liquidirung zu 
bewilligende Vornahme der Excindirung der Lehen vom Allode und 
Eröffnung einer eigenen Rubrik für dieſelben in der Landtafel 
und in dem Gültbuche zu bitten. 

In beyden Fällen wird von dem Gerichte vorerſt die commiſ— 
ſionelle Liquidirung und Inventur der Lehen angeordnet, hiezu ein 
Gerichtscommiſſär abgeordnet und hievon ſämmtliche Intereſſenten 
und Hypothekargläubiger verſtändiget, ſonach dieſe Liquidirung in 
der Art vorgenommen wie bereits oben entwickelt worden iſt, wo— 
bey nur der Unterſchied eintritt, daß die beyden zur Erhebung 
beſtimmten Sachverſtändigen und landrechtliche Gülten und Gü— 
terſchätzer das Operat auf eine ſolche Weiſe einzurichten haben, daß 
hierauf gegründet, ſogleich die Einlage in das Gültbuch vorge— 
nommen werden kann. 

Iſt die Lehenliquidirung geſchloſſen und wurde von dem Ge— 
richtscommiſſär die Relation erſtattet, ſo iſt das weitere Verfah— 
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ren nach der Verſchiedenheit folgender möglicherweiſe eintretender 
Fälle bedingt. 

a) Die zur Lehenliquidirung vorgeladenen Intereſſenten und 
Hypothekargläubiger ſind mit der Aufnahme und dem Reſultate der 
Lehenliquidirung einverſtanden, oder 

p) es haben ſich bey der Lehenliquidirung Anſtände und Strei— 
tigkeiten ergeben, z. B. daß von einem Theile eine oder die andere 
Parzelle als ein Lehen in Anſpruch genommen wird, während ſol— 
che von einer anderen Parthey als ein Allod behauptet wird oder 
endlich 

c) die von der Vornahme der Lehenliquidirung verſtändig— 
ten Intereſſenten und Hypothekargläubiger haben ſich bey derſel— 
ben weder perſönlich noch durch Bevollmächtigte eingefunden. 

Zu a) Wenn alle Intereſſenten und Hypothekargläubiger bey 
der Lehenliquidirung intervenirten und das Operat agnoscirt haben, 
d. i. ſolches ohne weiteren Vorbehalt mitfertigten, ſo genüget 
ſchon ein bloß officioſes Excindirungsgeſuch, es wird ſonach, mag 
das Geſuch officios oder contentios geſtellt ſeyn, eine Tagſatzung 
mit Zuziehung aller Intereſſenten und Hypothekargläubiger und, 
falls ein Fideicommißband unterlaufen ſollte, auch des Fideicom— 
miß⸗- und Poſteritäts-Curators angeordnet, bey welcher Tagſatzung 
es ſich weiter nur um die Einwilligung zur wirklichen Vor— 
nahme der Excindirung und Rubrikeröffnung handelt, oder die 
Renitenten ihre Gründe der Verweigerung zu Protocoll zu ge— 
ben haben. 

Willigen alle Intereſſenten und Hypothekargläubiger in die 
Excindirung, ſo wird das Geſuch hiemit erledigt, unter einem 
das Landtafelamt beauftragt, die neue Landtafelrubrik zu eröffnen, 
und wegen der gleichmäßigen Rubrikeröffnung in dem Gültbuche 
dann der Abſchreibung der Lehen aus der früheren Einlage von dem 
Landrechte die Note an das Ständiſch-Verordnete Collegium er— 
laffen, wobey das Liquidirungs- rückſichtlich Excindirungs-Operat 
dann die von dem Vaſallen eingelegten neuen Faſſionen zur Grund— 
lage dienen. 

Zu bp) Wenn ſich bey der Lehenliquidirung Streitigkeiten 
ergeben haben, welche auf die Excindirung einen weſentlichen 
Einfluß nehmen, ſo muß, um den erhobenen Streit zur Ent— 
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ſcheidung zu bringen, eine ordentliche Klage überreicht werden, 
oder ſchon das urſprüngliche Excindirungsgeſuch im contentioſen 
Wege und gegen alle Intereſſenten und Hypothekargläubiger ru— 
bricirt überreicht worden ſeyn; wornach dießfällig weiter gerichts— 
ordnungsmäßig zu verfahren iſt. 

Eben ſo iſt 
zu c) dann vorzugehen, wenn die zur Lehenliquidirungs-Commiſſion 
vorgeladenen Intereſſenten und Hypothekargläubiger bey derſel— 
ben gar nicht erſcheinen, da wohl nicht angenommen werden kann, 
daß ſie das Liquidirungsoperat hiedurch ſtillſchweigend agnoscirt 
haben, obgleich in dieſem Falle die von den zur Commiſſion 
zugezogenen beeideten Sachverſtändigen gepflogenen factiſchen 
Erhebungen gegen erſtere vollen Beweis machen. 

2) In Bezug auf die Hypothekargläubiger, unter 
welche auch die für die Waiſen, Deponenten und Unterthanen 
vorgemerkte Octava gehöret, iſt von dem Grundſatze auszuge— 
hen, daß denſelben durch die Lehenexcindirung in ihren wohler— 
worbenen Rechten kein Abbruch zugefügt werden dürfe. 

Handelt es ſich daher um die Ereindirung eines Lehens, welchem 
die l. f. Lehengna de zuſtand, oder iſt dasſelbe ein ſolches, wel— 
ches gemeinhin veräußert oder verpfändet werden kann, ſo wer— 
den alle auf dem ungetheilten Dominicalkörper haftenden La— 
ſten, auch auf das von dem Allode getrennte Lehen in der Art 
und jener Priorität übertragen, wie ſolche vor der Trennung 
hafteten und in der neuen Rubrik nur bemerket, daß dieſe 
Satzpoſten ſimultan mit jenem auf dem getrennten Allode haften. 

Iſt jedoch der Lehenkörper ein Lehen ohne der Gnade, 
und kein gemeinhin veräußerliches oder verpfändbares, ſo werden 
auf die getrennte Lehenrubrik nur jene Hypothekarpoſten zu über— 
tragen ſeyn, welche durch einen Onerirungs-Conſens bedeckt ſind, 
während die übrigen Satzpoſten auch vor der Trennung nur auf 
dem Allode allein rechtlich haften konnten, ſomit bey der Excindi— 
rung nur inſoferne berührt werden, als es darauf ankömmt, daß 
nicht etwas zu dem Lehenkörper gezogen wird, was eigentlich dem 
Allode angehört. Hievon macht nur die für die Waiſen, Deponen— 
ten und Unterthanen vorgemerkte Octava eine Ausnahme, wel— 
che bey allen Dominicalrealitäten, als eine geſetzliche Hypothek 


328 
vorgeſchrieben iſt, welche daher auch auf die neu eröffnete Lehen— 
rubrik einverleibt werden muß. 

Die rückſichtlich dieſer auf dem ungetheilten Dominicalkörper. 
haftenden Octava abzugebende Erklärung der Einwilligung in die 
Trennung des Lehens vom Allode, iſt von Seite der ſie geſetzlich 
vertretenden Kammerprocuratur durch die Landesregierung einzu— 
holen, wobey letztere in jedem Falle das betreffende Kreisamt ein- 
vernimmt, ob die dießfällige Waiſen- und Depoſitencaſſa in geſetzli— 
cher Ordnung ſich befindet, und auf die Grundlage des von dem 
Kreisamte erhobenen Befundes und hierüber erſtatteten Berichtes, 
die einwilligende Erklärung entweder bedingt oder unbedingt aus— 


ſpricht. 
436. 


c) Rückſichtlich der Zerſtückelung eines lehenbaren Domi— 
nicalgutes, der Ruſticaliſirung u. ſ. w. iſt nach den hiefür be— 
ſtehenden allgemeinen Geſetzen vorzugehen, und ſomit das Ver— 
fahren in dem Patente vom 1. September 1798, dann 10. Jänner 
1814 normirt. Die individuell eintretende Leheneigenſchaft hat 
nur zur Folge, daß bey den eigentlichen und ſogenannten Ritter— 
lehen, der Conſens des Lehenherrn vorläufig erwirket und bey die— 
ſen ſo wie bey den Beutellehen, die zur Zerſtückung keines beſonderen 
lehenherrlichen Conſenſes bedürfen), von der Lehenſtube, welche 
hievon von dem Kreisamte oder im Wege des k. k. Landrechtes bey 
Gelegenheit der Vernehmung der Intereſſenten und Hypothekar— 
gläubiger jedenfalls verſtändiget werden muß, die nöthige Vor— 
kehrung zu treffen iſt, in Folge welcher die zerftückten Lehentheile 
liquid geſtellt, und das Lehenband gehörig (hierauf ſichergeſtellt 
werde. 

Die Lehenſtube iſt hiernach verpflichtet, im Falle der ertheil— 
ten Zerſtückungs- oder Ruſticaliſirungs-Bewilligung die Bedin— 
gung zu ſetzen, daß von dem Bittſteller die legalen Beweiſe über 
die Sicherſtellung des Lehenbandes durch Landtafel- oder Grund— 
buchsauszüge in einem feſtzuſetzenden Termine vorgelegt werden. 

) Sieh F. 305. — Das n. ö. Regierungsdeeret vom 12. Oetober 

1834, 3. 54,640 lautet alſo: „Die h. Hofkanzley hat mit h. De: 

„erete vom / d. M., 3. 24,719 Folgendes anher eröffnet: Beu— 
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„tellehen ſind gleich andern Bauerngütern zu behandeln, zu ih— 
„rer Veräußerung iſt daher, ſie mag nun ganz oder theilweiſe be= 
„abfichtiget werden, der oberſtlehenherrliche Conſens nicht, erfor⸗ 
„derlich. Auch ſchreibt die in Gemäßheit der a. h. Entſchließung 
„vom 25. Jänner 1819 erlaſſene Hofkanzley-Verordnung vom 2 
„Februar 1819, 3. 3434, Regierungs-Z. 6972, in Bezug auf die 
„Beutellehen nichts weiter als die Anzeige der vorgefallenen Ber: 
„änderung von Seite der Grundbücher an die Lehenſtube vor.“ 
„Die mit Bericht vom 10. September d. J., Z. 47,858 vorge— 
„legte Verhandlung wegen theilweiſer Veräußerung des dem Ma⸗ 
„thias Sinzinger gehörigen Beutellehengutes wird der Regierung 
„daher, wie es bereits in früheren ähnlichen Fällen insbeſondere 
„rückſichtlich des Beutellehenzehents des Anton Röcklinger mit Ber: 
„ordnung vom 2. Auguſt v. J., Z. 18,239, Regierungs-Z. 44,303, 
„dd. 21. Auguſt v. J. gepflogen wurde, zur eigenen Amtshand— 
„lung zurückgeſtellt; und es erſcheint, da die Beutellehen nicht 
„nach den Lehenrechten behandelt werden, auch die Anzeige des 
„Veränderungsfalles an die Hofkanzley nicht erforderlich.“ 


437. 
Wenn der Vaſall die Lehen ⸗Beſitzfähigkeit verliert. 


Da die Lehenſtube von Amtswegen darauf zu ſehen hat, daß 
der Vaſall fähig iſt, in jedem Momente feine vaſallitiſchen Pflich— 
ten zu erfüllen, ſo iſt eine conſequente Pflicht derſelben, in dem 
Falle, als der Vaſall während ſeines Lehenbeſitzes die ſubjective Le⸗ 
henfähigkeit verliert, darauf zu dringen, daß das Lehen entweder 
von dem nächſten Succeſſor übernommen, oder aber ein Lehenträ—⸗ 
ger beſtellt werde. 

Der geſetzliche Grund, welcher für dieſe Forderung jederzeit 
vorhanden ſeyn muß, iſt gegeben, wenn der Vaſall aus was im— 
mer für einem Grunde unter gerichtliche Curatel geſetzt wird. 

Sobald das Gericht über einen Vaſallen die Curatel verhängt, 
hat es die betreffende Lehenſtube hievon zu verſtändigen, deren Sa— 
che es ſonach ſeyn wird, dem gerichtlich beſtellten Curator auf— 
zutragen, wegen Nahmhaftmachung und Vorſchlag eines Lehen⸗ 
trägers die nöthige Einſchreitung zu machen. 

Die Beſtellung eines Lehenträgers in einem ſolchen Falle iſt 
zwar immerhin eine beſondere Belehnungserneuerung, welche da⸗ 
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her auch Platz greifen muß, allein nach einer alt hergebrachten 
Gewohnheit, die offenbar in der Billigkeit gegründet iſt, hat der 
beſtellte Lehenträger nur die gewöhnlichen Kanzleytaxen, dann die 
Stempel- und Schreibgebühren zu bezahlen, ohne daß die eigent— 
lich lehenherrlichen Gebühren gefordert werden. 

Dieſer Moment des Eintrittes einer relativ ſubjectiven Le— 
henunfähigkeit iſt jedoch von einer abſoluten und bleibenden ſub— 
jectiven Beſitzes-Unfähigkeit wohl zu unterſcheiden, da in letzterem 
Falle, wenn z. B. ein Vaſall Geiſtlicher wird, derſelbe von dem 
Momente der abgelegten höheren Gelübde das Lehen-Beſitzrecht 
gänzlich verliert, ſomit von der Beſtellung eines Lehenträgers 
keine Rede ſeyn kann, ſondern ein wirklicher Veränderungsfall 
eintritt, und der nächſte Anwärter zur Succeſſion gelangt, 


438. 


Depuration. 


Über jene Fälle, in welchen dem Vaſallen von dem Lehen— 
herrn der Onerirungsconſens ertheilt worden iſt, hat die l. f. Le— 
henſtube ein eigenes Depurations-Buch zu führen, in wel⸗ 
chem mit Anführung der Bedingungen, unter denen der Oneri— 
rungsconſens ertheilt worden iſt, jene Perioden vorgeſchrieben 
werden müſſen, in welchen der Vaſall die ihm feſtgeſetzten Depura- 
tions⸗Ratenbeträge zu leiſten hat. 

Dieſes Buch wird von dem Lehenarchivar geführt, deſſen und 
des Lehenprobſten Pflicht iſt es, von Amtswegen darüber zu wa— 
chen, daß in den beſtimmten Depurationsterminen der legale De— 
purationsausweis vorgelegt werde. | 

Zum Behufe diefes Beweiſes ift der Vaſall bey jenen Neal: 
lehen, bey welchen der Onerirungsconſens bücherlich einverleibt 
worden iſt, verpflichtet, von Zeit zu Zeit durch einen Landtafeler— 
tract ſich auszuweiſen, daß der ihm obliegende Depurationsbetrag 
landtäflich von der ganzen Satzpoſt abgeſchrieben und gelofcht 
worden iſt. 

Wird dieſer Beweis von dem Vaſallen der Lehenſtube zur be— 
ſtimmten Zeit nicht vorgelegt, ſo hat dieſe der Kammerprocuratur 
die Amtshandlung aufzutragen, welche in der Klage auf Zahlung 
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des rückſtändigen Betrages und allfällig in der Anſuchung der Se— 
queſtration bis zur Sicherſtellung und ſonach in der weiter ge— 
richtsordnungsmäßig zu erwirkenden Execution des ſäumigen Va— 
ſallen beſteht. ö 

Eben ſo iſt vorzugehen bey der rückſtändigen Depuration eis 
nes onerirten Geldlehens, welches auf Realitäten elocirt iſt. 

Bey Geldlehen, die in Staatsſchuldverſchreibungen beſte— 
hen, welche auf einen beſtimmten Nahmen lauten, und ſonach ei⸗ 
ner Verpfändung mittels Vorſchreibung des gerichtlichen Auftrages 
in den öffentlichen Creditsbüchern unterzogen werden können, muß 
gleichfalls die theilweiſe Abſchreibung und Löſchung des Pfandrech— 
tes in den Creditsbüchern nachgewieſen werden. 

Bey öffentlichen auf den Überbringer lautenden Staatsſchuld— 
verſchreibungen wird das Geldlehen dadurch onerirt, daß bis auf 
den Onerirungsbetrag das Lehenvinculum aufgelöſt, auf der betref— 
fenden Schuldverſchreibung und in den öffentlichen Creditsbüchern 
abgeſchrieben, und die freygemachte Obligation dem Vaſallen zur 
freyen Dispoſition gegen dem überlaſſen wird, daß er in den be— 
dungenen Raten den beſtimmten Depurationsbetrag in gleichen öf— 
fentlichen Staatsſchuldverſchreibungen erlege, und die letzteren mit 
dem Lehenbande wieder vinculirt werden. 

Iſt nun in einem ſolchen Falle der Vaſall in der ihm oblie— 
genden Depuration ſäumig, ſo werden die noch vinculirt verblie— 
benen Theile des Geldlehens mit Verboth belegt, und im gericht— 
lichen Wege der Rückſtand eingeklagt, ſonach der dbige Geldlehen— 
reſt ſo lange ſequeſtrirt, bis aus den Intereſſen des letzteren der 
geforderte Depurationsbetrag bedecket, das Geldlehen reintegrirt 
und depurirt iſt. 

In allen dieſen Fällen iſt die Lehenſtube wohl auch berechtigt, 
die Depuration und Reintegrirung des onerirten Lehens aus dem 
Allodial⸗-Vermögen des ſäumigen Vaſallen zu verlangen, den De— 
purations-Rückſtand auf die Allodialrealitäten desſelben vormerken 
zu laſſen u. ſ. w. 

In Bezug auf die Überwachung der Depuration des Vaſallen 
wurde mit dem n. ö. Regierungsdecrete vom 29. April 1829, 3. 
20,730 folgendes verordnet: 
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„Regierung erfucht unter einem die k. k. ob der ennfifche Re— 
„gierung die Verfügung zu treffen, daß das dortige k. k. Fiscalamt 
„in Bezug der auf der Lehenherrſchaft Miſtelbach rückſtändigen De- 
„purations⸗Raten der in Folge a. h. Bewilligung vom 10. März 
„1820 auf derſelben haftenden Lehenſchulden mit 12,000 fl. C. M. 
„und 5310 fl. 20 kr. WW. die alſogleiche Amtshandlung einleite 
„und von dem Verfolge als auch von dem Reſultate derſelben Re— 
„gierung in Kenntniß ſetze.“ 


„Zugleich wird das k. k. n. ö. Apellationsgericht erſucht, 
„ſämmtlichen demſelben unterſtehenden Landrechten eine gleiche 
„Csivenzhaltung der Lehen-Depurationspflicht der jenem ihrem Ges 
„rich sſprengel unterſtehenden Vaſallen aufzutragen, welche das— 
„felbe laut feiner Note vom 16. Jänner d. J. dem Linzer Land⸗ 
„rechte in Betreff der Depurations-Schuldigkeit bey der Herrſchaft 
„Miſtelbach aufgetragen hat, und zugleich dieſelbe anzuweiſen, 
„halbjährig nähmlich mit Ende Juny und Ende Dezember jeden 
„Jahres die Anzeige anher gelangen zu laſſen, ob und in wie weit 
„binnen des verfloſſenen Semeſters an den mit lehenherrlichem Con— 
„ſenſe auf den Lehenherrſchaften haftenden uud aus der Landtafel 
„zu entnehmenden Schulden etwas und wie viel depurirt worden 
„ſey, damit hiernach gegen die ſaumſeligen Vaſallen unverzüglich 
„die fiscalämtliche Amtshandlung von hieraus eingeleitet werden 
„könne; ſo wie dagegen die Regierung den betreffenden Landrechten 
„ſowohl die künftig ertheilten Lehenonerirungs-Depurationsfriſten 
„als die vom l. f. Lehenprobſten halbjährig verfaßten Ausweiſe 
„über die noch rückſtändigen Depurationen zur Vergleichung mit 
„dem betreffenden Landrafelftande mittheilen wird.“ 


„Was aber den von der k. k. Hof- und n. ö. Kammerprocu— 
„ratur gemachten Antrag betrifft, daß nähmlich Da künftigen One— 
„rirungs-Bewilligungen derſelben die elausula irritatoria beyzu— 
„fügen wäre, ſo daß, wenn auch ein Depurations-Termin nicht 
„genau zugehalten würde, der ganze zu oneriren bewilligte Betrag 
„ſogleich und mit Verluſt der weiteren Termine verfallen und execu— 
„tive eingetrieben werden ſolle, ſo liegt die Ausführung dieſes Antra— 
„ges außer der Macht dieſer Lehenſtube, indem Lehenonerirungs— 
„Conſenſe nur von a. h. Orts bewilliget werden, und deßhalb 
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gleich gegenwärtig den Antrag dahin zu ſtellen, findet Regierung, 
„da keine Lehenonerirung dermahlen eben in Verhandlung iſt, keine 
„Veranlaſſung hiezu.“ 


439. 
Einhebung der Lehengebühren und Taxen. 


Sobald der Fall der Einhebung der Lehengebühren 
eintritt, was insbeſonders bey Belehnungen und Belehnungs— 
Erneuerungen geſchieht, hat die Lehenſtube eine detaillirte Tax— 
note (n. ö. Regierungsdecret vom 20. April 1831, Z. 18,308) 
dem Vaſallen hinauszugeben, wornach letzterer verpflichtet iſt, die 
geforderten Gebühren und Taxen in der geſetzlich beſtimmten Zeit 
auf jeden Fall vor der feyerlichen Belehnung an die Lehenſtube 
zu bezahlen ) da er ſich mit der hierüber erhaltenen Quittung 
in letzterem Momente auszuweiſen hat. 

Die bey der l. f. Lehenſtube ausgefertigten Taxnoten haben 
folgende Rubriken: 1) Die lehenherrliche Taxe laut Taxbuchs— 
Pagina N. N., für die k. k. Stempel, 3) die an die Hof— 
kanzley abzuführende Siegeltaxe, 4) für die Ausfertigung der 
Lehenbriefe und zwar die Schreib- und Eintragungsgebühr, die 
Auslage für die Requiſiten als Pergament, Kapſel u. ſ. w., 5) 
der für die Thürhüter und Amtsbothen beſtimmte Betrag, 6) 
das Honorarium zu Folge der allerhöchſt genehmigten Vorſchrei— 
bung Nr. — —. 

Rückſichtlich der in Oſtreich ob der Enns gelegenen Lehen 
werden die Lehengebühren und Taxen ſowohl von den Ritter- als 
Beutellehen durch die ob der ennſiſchen Behörden und Beutelle— 
hen⸗ Anwälde eingehoben und ſonach an die n. ö. Regierung als 
l. f. Lehenſtube abgeführt. 

Aber einige dießfällig ſich ergebene Anſtände wurde mit dem 
Hofkanzley-Decrete vom 26. Auguſt 1828 n. ö. Regierungs-In⸗ 
timat, Z. 49199 folgendes erlaſſen: e Übrigend muß 
„der (ob der ennſiſchen) Regierung über den in der Frage ſte— 
„henden Antrag (ob nicht die bisher für den Lehenprobſten und 
„für die Lehenanwälde beſtimmten Beutellehentaxen vom Innkreiſe 
„und aus den rückgefallenen Parcellen des Hausruckkreiſes zu in— 
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„cameriren und den l. f. Lehentaxen zuzuſchlagen wären?) er- 
„innert werden, daß die Incamerirung der für den l. f. Le— 
„henprobſten beſtimmten Honorare und die Ausmittlung einer ver— 
„hältnißmäßigen Entſchädigung ex camerali für die Perſon des 
„dermahligen Lehenprobſten bereits im Jahre 1824 der Gegen— 
„ſtand einer umſtändlichen Verhandlung war, worüber unterm 
„3. Juny 1825 die a. h. Entſcheidung dahin erfolgte: daß die 
„Hofcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen, da fie ohnehin mit dem 
„Entwurfe eines neuen Lehenrechts beauftragt iſt, bey dieſer 
„Gelegenheit auch die Regulirung der Lehentaren und Hono— 
„rarien in Verhandlung zu nehmen, und der a. h. Schluß— 
„faſſung zu unterziehen habe, bis zu welchem Zeitpuncte es bey 
„den von der n. 6. Regierung bemeſſenen Lehenſtuben-Gebüh— 
„ren und Honorarien, dann bey dem Bezuge von Seite der Indi— 
„viduen, die bisher daran Theil genommen haben, zu verbleiben 
„hat.“ 

„Durch diefe a. h. Entſchließung beheben fich die gegenwär— 
„tig von der (ob der ennſ.) Regierung zur Sprache gebrachten 
„Anträge ſowohl in Abſicht auf die Honorare des Lehenprobſten, 
„als auch rückſichtlich der Honorare für die als Lehenanwälde auf— 
„geſtellten l. f. Pfleggerichte, da das Perſonale der Letzteren ſich 
„in dieſer Beziehung mit dem Lehenprobſten in gleichen Verhält— 
„niſſen befindet und Se. Majeſtät nach dem Inhalte jener a. h. 
„Entſchließung überhaupt in dem Lehentaxenweſen bis zur erfol⸗ 
„genden neuen Regulirung keine Anderung eingeführt wiſſen wollen. 
„Hiedurch behebt ſich zugleich die fernere Andeutung der Regierung 
„wegen Abänderung des Verfahrens in der Behandlung von Tax— 
„ſtreitigkeiten in Beutellehen- Angelegenheiten.“ 

„Was endlich den Antrag betrifft, die landesfürſtlichen Lehen— 
„taxen nicht mehr an die n. 6. Regierung als Lehenſtube einzuſen— 
„den, ſondern von den Pfleggerichten des Inn- und der Parcellen 
„des Hausruckkreiſes mit den anderen l. f. Domainen-Renten an 
„die ob der ennſiſche Cameralcaſſa abführen zu laſſen, — fo hangt 
„es vor Allem von der Beurtheilung der n. 6. Regierung als Le— 
„henſtube ab, ob und wie ſie dieſe Vereinfachung in der Caſſage— 
„bahrung mit der Controlle vereinbarlich finde, die fie als J. f. 
„Lehenſtube in Abſicht auf die richtige Aufrechnung der l. f. Lehen— 
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„taxen auszuüben hat. Über dieſen Punct wird daher unter einem 
„die n. ö. Regierung angewieſen, falls ſie dem gedachten Antrage 
„beyzuſtimmen finde, ſich über die Modalitäten der Ausführung 
„mit der ob der ennſiſchen Regierung in das weitere Einvernehmen 
Izu ſetzen.“ 

Zur Sicherſtellung und als Sanction rückſichtlich der pünct— 
lichen Einzahlung der Lehengebühren und Taxen ſteht dem Lehen— 
herrn im Falle einer Belehnung oder Belehnungserneuerung das 
Recht zu, die wirkliche Belehnung und die Ablegung der Lehen— 
pflicht dem Vaſallen ſo lange zu verweigern, bis er ſich über die 
geleiſtete Zahlung dieſer Gebühren und Taxen legal ausgewieſen 
hat. 

Für den Fall aber, als der Lehenherr, ungeachtet der nicht ge— 
leiſteten Zahlung die Belehnung vornimmt, ſomit dem Vaſallen 
die Lehengebühren und Taxen creditirt, wurde es bisher als ſtreitig 
betrachtet, ob dem Lehenherrn ein alſogleiches Exe— 
cutions recht, oder bloß ein gewöhnliches Klage 
recht auf Zahlung zuſtehe? 

Nach der richtigeren Meinung dürfte kein Zweifel obwalten, 
daß bey der Beantwortung dieſer Frage zwiſchen den eigentlich 
vertragsmäßigen Lehengebühren, und den Taxen im ſtren— 
gen Sinne des Wortes in Bezug auf die landesfürſtlichen 
Lehen unterſchieden werden müſſe. 

Die eigentlich vertragsmäßigen Lehengebühren können 
nur nach der Natur aller vertragsmäßigen Leiſtungen beurtheilt 
werden; hat daher der Lehenherr ſich ſeines Rechtes, die Beleh— 
nung zu verweigern, nicht bedienet, ſo hat er nur das Befugniß, 
den Vaſallen auf die Gegenleiſtung und rückſichtlich Zahlung der 
vertragsmäßigen Lehengebühren vor dem competenten Civilrichter 
gerichtsordnungsmäßig zu klagen, und erſt auf der Grundlage 
eines rechtskräftigen Urtheils die weitere Execution zu führen. 

Die Lehentaxen im ſtrengen Sinne des Wortes, in— 
ſoferne ſie in den von dem Regenten ſanctionirten Taxordnungen 
oder Geſetzen beſtimmt ſind, haben dagegen die Natur der Taxen 
überhaupt, es kann daher über ſie kein Rechtsſtreit obwalten, die 
dießfälligen Streitigkeiten ſind im politiſchen Wege zu entſcheiden, 
iſt ſonach der Recursweg geſchloſſen, ſo können ſie gegen den 
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ſäumigen Vaſallen ſogleich executive eingetrieben werden, wenn 
auch dieſe Execution nur durch den Civilrichter realiſirt werden muß. 

Will die l. f. Lehenſtube mit der Execution nicht ſogleich vor— 
gehen, ſo ſtehen ihr nach dem n. ö. Regierungscirculare vom 
21. Sum 1813 $. 8, dann jenem vom 8. Auguſt 1832 
§. 12 beſondere Geldſtrafen zu Gebothe °). 

Nach dieſem Unterſchiede iſt ſich auch dann zu benehmen, 
wenn derley Lehengebühren oder Taxen im Wege der Sequeſtra— 
tion des Lehenobjectes oder gegen eine Verlaſſenſchaftsmaſſa oder 
gegen eine Concursmaſſa einbringlich gemacht werden ſollen; wor— 
nach ſich auch in letzterem Falle die Priorität der Claſſe richtet. 

Die Privatlehenherrn können ſich jedoch ſelbſt in Be— 
zug auf die Lehentaxen im ſtrengen Sinne des Wortes auf keine 
beſondere und geſetzlich ſanctionirte Taxordnung berufen, es neh— 
men daher bey ihnen auch dieſe letztern die Natur der vertragsmäßi— 
gen Gebühren an, weßwegen ihnen immerhin nur ein gewöhn— 
liches Klagerecht zu Gebothe ſteht. 

In Betreff der Beutellehen biethet das Hofkanzley-De— 
cret vom 21. Jänner 1820, Z. 1289, n. ö. Regierungsverordnung 
vom 31. Jänner 1820, Z. 4166 die Cynoſur dahin dar: daß 
nur jene Lehengebühren und Taxen im Falle eines Rückſtandes 
mittels der den Dominien eingeräumten politiſchen Execution 
eingetrieben werden können, welche und inſoferne ſie den Laude— 
mien und Urbarialgiebigkeiten gleichgeſtellt worden ſind. 

Ein weiterer Unterſchied zwiſchen den Ritterlehen, dann den 
Beutellehen beſteht endlich darin, daß bey den erſteren der Lehen— 
gebühren- und Tax-Rückſtand auf die Realitäten des ſäumigen 
Vaſallen landtäflich oder grundbüchlich einverleibt und ſichergeſtellt 
werden kann, während bey den Beutellehen dieſe bücherliche Si— 
cherſtellung inſoferne verbothen iſt, als die Lehengebühren und Ta— 
ren als Urbarialgebühren zu erkennen find, und ihnen die politiſche 
Execution zugeſprochen wurde. 


„) Sieh n. ö. Regierungsecireulare vom 21. Juny 1813, dann vom 
8. Auguſt 1832 $. 8. 
2) Sieh $. 441 und 442. 


440. 
2. Lehenhof. 


Bey den Privatleben ift die Lehenſtube und der Les 
henhof ein und dasſelbe Organ, es beſteht zwiſchen beyden keine 
Trennung, vielmehr ſind beyde Begriffe ganz identiſch. 

Anders verhält es ſich bey den l. f. Lehen, bey welchen der 
Lehenhof die Oberverwaltungsbehörde, die zweyte Inſtanz und 
zwar in dem Umfange über alle Provinzen des öſtreichiſchen Kai— 
ſerſtaates darſtellet. 

Nach dem Hofkanzley-Decrete vom 20. März 1813 ſind dem 
Lehenhofe folgende Geſchäfte vorbehalten worden: „a) die unun⸗ 
„terbrochene Überficht aller e welche auf den Zuſtand 
„der Lehen einfließen.“ 

„b) Die Ertheilung der Lehens-Alienations oder Onerirungs— 
Conſenſe. 

„e) Die Allodialiſirung der Lehen, welche, wenn die Ab— 
„weiſung nicht beſchloſſen wird, bey Seiner k. k. Majeſtät bes 
„wirket werden muß, endlich 

„d) Alle Anträge in Gnadenſachen oder wo Ausnahmen 
„von der ſtrengen Regel billig gefunden werden.“ 

Eben fo erklärte das Lehenorganiſirungs-Hofdecret vom 20. 
May 1820 alle Gnadenſachen in Lehenangelegenheiten als einen 
ausdrücklichen Reſervatpunct des oberſten Lehenhofes ). 

In allen jenen Fällen alſo, welche die dem oberſten Lehenhofe 
zugewieſenen Reſervatpuncte betreffen, wo es ſich daher um eine 
Nachſicht von der von der Lehenſtube ausgeſprochenen Felonie, um 
andere Abweichungen von dem ſtrengen Rechte, um Gnadenbewil— 
ligung u. ſ. w. handelt, hat die Parthey das Recht gegen die Ent— 
ſcheidung der l. f. Lehenſtube an den l. f. Lehenhof zu recurriren, 
oder es iſt wohl auch die Lehenſtube berechtigt, den gegebenen Fall 
ſogleich dem Lehenhofe zur Entſcheidung vorzulegen, wenn ſie auf 
die Gewährung der Bitte antragen zu müſſen glaubt. 

Der Recurstermin iſt in der Regel jener von 6 Wochen, 
welcher ohnedieß in der Entſcheidung der l. f. Lehenſtube gewöhn— 
lich ausdrücklich angegeben wird. 

II. 22 
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) Nach der Verordnung über den Wirkungskreis der Landesſtelle 
vom 29. Jänner 1800 und 16. May 1807, Negierungs-Z. 8807 war 
die Nachſicht der Heimfälligkeit der Lehen, wo dem Vaſallen kein 
contemtus dominii directi zur Laſt fiel und der Werth des Le: 
hens die Summe von 1000 fl. nicht überſtieg, zugeſtanden. 


III. 
Adminiſtrative Sanction und Execution. 
| 441. 


Iſt das adminiſtrative Verfahren geſchloſſen, die Entſcheidung 
der l. f. Lehenſtube oder, Falls hiegegen recurrirt worden wäre, je— 
ne des l. f. Lehenhofes rechtskräftig geworden, fo hat die Lehen— 
ſtube inſoferne das Recht und die Pflicht, die Sanction des Geſe— 
tzes geltend zu machen und die rechtskräftige Entſcheidung zum 
Vollzuge zu bringen, als es ſich um einen Fall handelte, deſſen 
Entſcheidung der ausſchließenden Competenz den adminiſtrativen 
Behörden zugewieſen wurde, und als die adminiſtrativen Geſetze ſich 
über die Zwangsmittel und Strafgewalt poſitiv deutlich ausſprechen. 

In dieſer Beziehung verordnete ſchon das Patent vom 6. July 
1696 (Cod. Austr. I. Th. p. 760): „befehlen euch anfangs be— 
„nannten Lehensleuten und deren Advocaten, Proturatoren, Sol— 
„licitatoren und Gewalthabern gnädigſt, daß ihr euer ſchon oder 
„ins künftig verwilligte Lehensſach und die ausgefertigte Lehens— 
„briefe gegen Entrichtung der ſchuldigen Tax inner Monathsfriſt 
„nicht allein weiters befördert und gewißlichen erhebt, ſondern auch 
„die eingereichten ſowohl bey unſerer Lehenſtube als bey unſern 
„Kammerprocuratore liegende und um Bericht laufende Anbrin— 
„gen fleißig und inſtanter urgiret, und zur völligen Richtigkeit 
„bringet, oder in Ermanglung deſſen die gewöhnliche Lehenurlaub 
„inner Jahr und Tag zu nehmen ſchuldig ſeyn ſollet. Wurde aber 
„einer oder mehr dieſer unſerer Verordnung inner vorgeſchriebe— 
„nen Termin von Publicirung dieſes unſers offenen Patents kein 
„Vollziehen leiſten, und in feinen Lehenſachen noch ſaumſelig was 
„re, und darum keine Richtigkeit machen, oder auch ihre Lehen— 
„briefe noch länger verliegen laſſen, und die Lehenserſuchen, ſo 
„um Bericht decretiret, nicht ſollicitiren und deſſentwegen bey Re— 
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„gierung und Kammer um Erſtattung dergleichen Bericht anlan— 
„gen werden, haben wir bey Unſerm n. 6. Regierungstax-Amt die 
„Verordnung gethan: daß nach Ausgang des obbeſtimmten Ter— 
„mines auf jeden Gulden ſchuldige Tax fünfzehn Kreu— 
„zer zur Straf geſchlagen und unnachläſſig gezahlt, auch die 
„Säumige, fo inner Jahr und Tag bey Unſerer n. ö. Regierung 
„und Kammer die abgeforderte Bericht nicht urgiren werden, vor 
„jedes Jahr, ſo es unterlaſſen, 24 Thaler Straf erlegen, 
„und vor deren Erlegen dieſer Straf nicht belehnt werden ſollen.“ 

Eine gleiche Strafſanction iſt in dem n. ö. Regierungs-Circu⸗ 
lare vom 21. Juny 1813 enthalten, fo wie endlich das n. ö. Re— 
gierungs-Circulare vom 8. Auguſt 1832 in dem §. 12 in den Wors 
ten ſich ausſpricht: „Wird den Vaſallen und ihren Geſchäftsfüh— 
„rern ernſtlich erinnert, die in den betreffenden obigen Paragra— 
„phen !) vorgeſchriebenen Termine genau zuzuhalten, indem ins— 
„beſondere, wenn die Belehnungserneuerung nicht in der durch die 
„Geſetze beſtimmten Friſt angeſucht wird, man mit der lehengeſetz— 
„lichen Strafe der Felonie ohne weiters vorgehen; bey Unter— 
„laſſung der ſchuldigen Beobachtung der übrigen in dieſem Circu- 
„lare feſtgeſetzten Zeitfriſten, binnen welchen die Geſchäfte in den 
„Belehnungsangelegenheiten beſorgt werden ſollen, aber in Folge 
„Patentes vom 6. July 1696, für jeden Monath des Rück— 
„ſtandes ein Pönale von fünfzehn Kreuzer pr. Gulden 
„von der lehenherrlichen Taxe unnachſichtlich einfordern wird, wo 
„übrigens den Vaſallen und ihren Geſchäftsträgern unbenommen 
„bleibt, falls Hinderniſſe in der Befolgung der vorgeſchriebenen 
„Termine eintreten, die Anzeige davon in gehöriger Zeit vor Ablauf 
„der beſtimmten Friſt zu machen, und um eine Verlängerung der— 
„felben zu bitten.“ 


) Dieſe Fälle find folgende: 

a) $. 1. Bey jeder eintretenden Veränderung in der Perſon des Va— 
fallen muß binnen ſechs Wochen die Anzeige an die l. f. Lehenſtu— 
be gemacht werden. 

b) F. 3. Bey einer erſten Belehnung iſt binnen 4 Wochen die Über— 
gabe der mit lehenherrlichem Conſens erkauften Lehenrealität au 
die l. f. Lehenſtube anzuzeigen. 

c) $. 4. Können die zur Belehnungserneuerung nothwendigen Do 

22 * 
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helfe nicht beygebracht werden, fo muß eine Terminsverlängerung 
14 Tage vor Ablauf der vorgeſchriebenen Friſt angeſucht werden. 

d) $. 8. Binnen 14 Tagen nach erhaltenem Belehnungs-Bewilli⸗ 
gungsbeſcheide hat ſich der Vaſall bey der l. f. Lehenſtube zu mel— 
den und die Lehentaxen und Gebühren zu entrichten, binnen 4Wo— 
chen aber bey dem Präſidium wegen Ablegung der Lehenpflicht, 
oder in letzterer Hinſicht 

e) falls Hinderniſſe eintreten, binnen dieſer 4 Wochen um Subſti— 
tuirung eines Mandatars zu bitten. 5 

1) Binnen 3 Monathen nach erfolgter Belehnung die Beſchreibung 
des Lehens vorzulegen. 


a 442. 

Außer dieſen geſetzlich beſtimmten Strafen, hatte die l. f. Le— 
henſtube und rückſichtlich der l. f. Lehenhof in der Vorzeit und bis 
auf die Gegenwart auch das Recht ausgeübt, den ſtrafwürdigen 
Vaſallen, welche ſich eine geſetzwidrige Handlung oder Unterlaſſung 
zur Schuld kommen ließen, auch arbiträre Strafen anzu— 
dictiren; welche letztere jedoch nur inſoferne gerechtfertiget wer— 
den können, als ſie die Natur eines Surrogates der Felonie oder 
eines anderen nach dem Geſetze angedrohten größeren Übels an⸗ 
nehmen. 0 

Ein Beyſpiel hievon liefert das Hofkanzley-Decret vom ’/,, 
n. ö. Regierungs-Decret vom 25. Jänner 1817, Z. 3413, zu Folge 
deſſen Joh. G. Pühringer in Linz mit einer Geldſtrafe von 50 Du— 
caten in Gold belegt worden iſt, weil er das l. f. Lehen Puchenau un⸗ 
ter dem Nahmen ſeines lehenfähigen Verwandten Schoiber von 
Engelſtein erkaufte und ohne einen Lehenträger beſtellt oder auch 
um Gewährung dieſer Ausnahme gebethen zu haben, ſolches beſaß. 

Ein ähnliches Verhältniß tritt in dem Falle ein, wenn der 
Vaſall durch die Felonie und zwar wegen Verſäumung des geſetzli— 
chen Termines zur Anſuchung der Belehnung oder Belehnungs— 
erneuerung des Lehens eigentlich verluſtig geworden wäre, der Le— 
henherr jedoch letztere unter der Bedingung nachſieht, daß der Va— 
ſall die doppelte, dreyfache Lehengebühr bezahle, was in 
früherer Zeit häufig geſchah, und wobey dieſe Forderung bis auf 
den fünffachen Betrag geſteigert worden iſt '). 

In allen dieſen Fällen kann jedoch wohl nicht verkannt wer— 
den, daß dieſe Forderung die Natur einer Strafe nicht an ſich ha— 
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be, ſondern mehr in einem ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden 
uͤbereinkommen zwiſchen dem Lehenherrn und dem Vaſallen beſte— 
het, da es letzterer nur als eine Gnade des erſteren erkennen muß, 
wenn ihm ſtatt des Verluſtes des ganzen Lehens bloß die Zahlung 
höherer Lehengebühren oder eines beſtimmten Geldbetrages über— 
haupt zur Pflicht gemacht wird; es nöthiget ſich daher hierin mehr 
eine Analogie mit der ſogenannten Conventionalſtrafe auf. 

) So wurde in Folge a. h. Entſchließung mit n. ö. Regierungs-De⸗ 
erete vom 31. Jänner 1782 dem Probſten zu Herzogenburg die an— 
geſuchte Nachſicht der verwirkten Lehenscadueität in Anſehung der 
ſeinem Stifte angehörigen l. f. Lehen zu Bierbaum gegen Ent— 
richtung der fünffachen Lehentaxen bewilliget — dann mit n. ö. 
Regierungs-Deerete vom 15. December 1783 dem Lehenträger der 
Stadt Braunau im Innviertel gegen Entrichtung der doppelten 
Lehentaxe. — Ferner ſieh n. 6. Regierungsentſcheidung vom 29. 
April 1829, 3. 21,361 


II. Capitel. 
Von dem eivilrechtlichen Verfahren. 
443. 


In dem rechtlichen Verfahren in Lehenangelegenheiten 
kommen folgende Momente zu berückſichtigen und zwar 
A. das Lehenforum, | 
B. die objective Competenz, 
und endlich 
©, das eigentliche Verfahren. 


A. 


Das Lehenforum. 
444. 
Nach dem longobardiſchen Lehenrechte ſtand die Lehengerichts— 
barkeit dem Lehenherrn zu, das Lehenfor um war ſeine Lehen— 


ſtube, vor welcher die Vaſallen ihre Streitigkeiten anbringen und 
die Entſcheidung gewaͤrtigen mußten. Entſpann ſich ein Streit 
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zwiſchen dem Lehenherrn und dem e ‚ fo wurde er von den 
pares curiae ) entſchieden. 

Dieſe lehenherrliche Gerichtsbarkeit war in dem Lehengeſetze ge— 
gründet, zu Folge deſſen die Vaſallen vermöge ihrer Pflicht zur 
Lehentreue gehalten waren, die Lehengerichtsbarkeit des Lehenherrn, 
die jedoch immerhin nur und allein fi auf die aus dem Lehenver— 
hältniſſe hervortretenden Streitigkeiten beſchränkte, anzuerkennen“), 
ferner zu Folge deſſen der Vaſall verpflichtet war, vor Gericht zu 
erſcheinen, ſobald er von dem Lehenherrn hiezu aufgefordert wur— 
de, widrigens er ſich der Felonie ſchuldig machte, und das Lehen 
verwirkte ). 

Dem ſachfälligen Theile ſtand gegen das Erkenntniß des Le⸗ 
hengerichtes die Appellation an das l. f. Obergericht zu. 

Von dieſen Beſtimmungen erhielt es jedoch in neuerer Zeit, 
und zwar in dem Momente ſein Abkommen, als der Grundſatz des 
Staatsrechtes, daß alle Gerichtsbarkeit als ein weſentliches unver— 
äußerliches Majeſtätsrecht nur von dem Regenten ausgehen könne, 
in das bürgerliche Leben übertrat, und ſonach das Jurisdictions— 
recht, die Gerichtsbarkeit durch die allgemeine Gerichtsordnung vom 
1. May 1781 und die Jurisdictions-Norm vom 27. September 
1783 regulirt worden iſt. 

In dieſer Hinſicht wurde ſchon bey der Trennung der Geſchäfte 
der vormahls beſtandenen Regierung und Kammer und bey Errichtung 
der k. k. Landrechte als Gerichtsbehörden mit dem Patente vom 
11. April 1782, J. G. S. Nr. 43 angeordnet: „5) Von den bey 
„der n. 6. Regierung in erſter Inſtanz verhandelten Juſtizgeſchäf— 
„ten 9100 folgende dem n. ö. Landrechte zugewieſen: 

c) Die über l. f. Lehen in Nieder— -Oftreich unter und ob der 
„Enns vorfallenden Streitſachen, es möge die l. f. Lehenſtube 
„unter Vertretung des Fiscus als Parthey in einem Rechtsſtreite 
„verflochten werden, oder als Richter fürzugehen haben; wo 
„dagegen außer den Streitſachen in die anderweiten Lehengeſchäfte 
„als da, derſelben Conferirung, die Alienations- oder Onerirungs— 
Conſenſe u. d. g. find, die n. ö. Landrechte ſich nicht einzumen— 
„gen haben, ſondern dießfalls die politiſche Landesregierung ein— 
„zutreten hat.“ 

Hingegen ſtellte zwar die allgemeine Jurisdictionsnorm vom 


343 


27. September 1783, Nr. 192 J. G. S. für Öftreich unter der 
Enns, dann vom 24. May 1784, J. G. S. Nr. 294 für Sſtreich 
ob der Enns im $. 6. den Grundſatz auf: Wenn die Streitſache 
ein Lehen angehet, welches nicht landesfürſtlich iſt, und daher nicht 
zur Vertretung des Fiscalamtes und folglich nicht unter die Ge— 
richtsbarkeit des n. 6. Landrechtes gehört, fol dieſelbe bey der Le— 
henſtube desjenigen Lehenherrn verhandelt werden, deſſen Herr— 
lichkeit das Lehen unterworfen iſt; allein von dieſem Grundſatze 
erhielt es mit dem Hofdecrete vom 6. December 1784, J. G. S. 
Nr. 373 wieder ſein Abkommen in den Worten: „Gleichwie die 
„Streitigkeiten über die der Vertretung des Fiscalamtes überlaſ— 
„fenen l. f. Lehen dee Inſtanz des Fiscus, nähmlich den Landrechten 
„zugewieſen ſind, alſo ſollen jene Lehenſtreitigkeiten, in welchen 
„ein Privatlehenherr ſelbſt als Parthey verflochten iſt, nicht vor 
„deſſen eigener Lehenſtube, ſondern vor des Lehensherrn Perſonal— 
„Inſtanz angebracht werden.“ 

Hiedurch kam es von der Ausnahme des $. 6 der Jurisdic- 
tions⸗Norm ab, und wurde der in dem $. 1. derſelben aufgeſtell— 
te allgemeine Grundſatz auch auf die Lehenſtreitigkeiten in Anwen— 
dung gebracht, welcher dahin lautet: „Die Gerichtsbarkeit in Streit— 
„ſachen richtet ſich nach der perſönlichen Eigenſchaft des Beklagten 
„ohne Rückſicht auf die Gattung des Klagerechtes, aus welcher 
„die Streitigkeit entſtanden iſt.“ 

Nach dieſen geſetzlichen Beſtimmungen iſt die alte Lehenge— 
richtsbarkeit der Lehenherrn gänzlich aufgehoben und die Lehenſtu— 
ben ſind einzig und allein auf die Erledigung und Entſcheidung der 
adminiſtrativen Lehenverhandlungen beſchränkt, während jeder 
Rechtsſtreit, es mag nun der Lehenherr oder der Vaſall als Kläger 
auftreten, jenem Civilgerichte zugewieſen iſt, welchem der Geklag— 
te vermöge ſeiner perſönlichen Eigenſchaft unterſteht. 

Nur kömmt hier noch des Hofdecretes vom 13. Februar 1786, 
J. G. S. Nr. 527 zu erwähnen, welches alſo lautet: „Wenn in 
„Rückſicht der im Lande Oſtreich ob der Enns befindlichen l. f. Les 
„hen Streitigkeiten entſtehen, in welchen der Lehensherr verfloch— 
„ten iſt, wo alſo die Vertretung des Fiscalamtes einzuſchreiten 
„hat, kommt es darauf an, ob der Landesfürſt als Lehenherr 
„ſich durch fein u. ö. oder ob der ennſiſches Fiscalamt vertreten 
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„»laſſen wolle, wo dann hernach jenes Landrecht als Richter ein— 
„zuſchreiten hat, unter welches das in der Vertretung erſcheinende 
„Fiscalamt gehöret; wenn aber ein Streit mit dem Vaſallen 
„dermaßen vollführet wird, daß der Landesfürſt als Lehensherr 
„in der Eigenſchaft des Richters, nicht einer Parthey einfchreis 
„tet, dann iſt die Streitigkeit allemahl vor dem n. 6. Land— 
„rechte zu verhandeln ohne Rückſicht, daß die Lehensſtücke im 
Lande ob der Enns gelegen ſind.“ 

„) Siehe II. F. 22. 

) Siehe II. F. 55 F. 3. 

2) Siehe II. F. 22. 


B. 
Objective Competenz 
445. 


Unter einer Lehenſache, Verhandlung (eausa feudalis) 
im ſtrengen Sinne des Wortes werden jene Verhandlungen über 
Streitigkeiten verſtanden, welche die Rechte und Verbindlichkeiten 
entweder im Verhältniffe des Lehenherrn zu dem Vaſallen, oder 
in jenem mehrerer Vaſallen unter einander in Hinſicht auf ein wirk— 
lich beſtelltes Lehen betreffen, und aus dem rechtskräftig beſtehen— 
den Lehenvertrage hervortreten. 

So oft daher wegen der Rechte und Verbindlichkeiten, welche 
aus der Inveſtitur und dem Lehenvertrage, oder aus der Weſenheit 
und Natur des Leheneigenthumes oder der Lehentreue entſpringen, 
ein Streit entſteht, iſt eine Lehenſache im ſtrengen Sinne des 
Wortes gegeben. 

Handelt es ſich dagegen um einen Streit, ob ein Lehen erſt 
conſtituirt werden ſoll, um eine Lehenanwartſchaft, um eine One— 
rirung oder Depuration, fo liegt demſelben ein nach allodialen Ge— 
ſetzen zu beurtheilender Vertrag zu Grunde, er iſt daher ebenſowenig 
als eine eigentliche Lehenſache (causa feudalis) zu behandeln, 
wie, wenn es ſich darum handelt, ob und unter welchen Modali— 
täten ein Minderjähriger die Belehnung anzuſuchen berechtiget iſt, 
ob und welcher Vormund überhaupt dem minderjährigen Vaſallen 
zu beſtellen iſt, u. ſ. w. 
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Die Competenz des Lehengerichtes beſchraͤnket ſich daher nur 
auf Lehenſtreitigkeiten rückſichtlich Lehenſachen (causae feudales) 
im ſtrengen Sinne des Wortes, in welchen der Streit aus dem Le— 
henvertrage, dem Inveſtitursgeſetze und aus der weſentlichen Lehen— 
natur und dem Lehengeſetze entſchieden werden muß. 

Nebſt dieſen ſtrengen Lehenſtreitſachen tt das Lehengericht oder 
überhaupt der Civilrichter zur Executions-Amtshandlung in allen 
jenen Fällen berufen, in denen die politiſchen Zwangsmittel, das 
adminiſtrative Strafverfahren nicht zureichet, die Sanction des 
Geſetzes oder Erkenntniſſes der adminiſtrativen Behörden zu reali⸗ 
ſiren. 

In dieſer Rückſicht verordnet der $. 21 der Jurisdictions⸗ 
Norme: 

„Die Vollſtreckung einer gerichtlichen Verordnung, welche 
„auf ein unbewegliches Gut Beziehung hat, das iſt: die Vornehmung 
„einer Sperre, Inventur, Schätzung, Feilbietthung, Vormerkung, 
„Einantwortung, Vornahme eines Augenſcheines u. d. gl. ſtehet in je: 
„dem Falle derjenigen Obrigkeit zu, zu deren obrigkeitlichen Bezirk 
„nach Verſchiedenheit der Verfaſſung eines jeden Landes der Grund 
„gehört, auf welchem dieſes unbewegliche Gut gelegen iſt.“ 

In den übrigen Fällen der Competenzſphäre der Civilgerichte, 
in welchen das Intereſſe des a. h. Lehenherrn mittelbar oder un— 
mittelbar berührt wird, haben die Civilgerichte die Pflicht, unver— 
züglich die l. f. Lehenſtube oder die betreffende Privatlehenſtube hie— 
von in die Kenntniß zu ſetzen, um es derſelben möglich zu machen, 
wegen Sicherſtellung der lehenherrlichen Rechte die nöthigen Vor— 
kehrungen zu treffen. 

Letztere Pflicht tritt insbeſonders zu Folge n. 6. Regierungs- 
decretes vom 8. März 1791 bey den Würdelehen ein, wo das 
k. k. Landrecht bey jedem Todfalle eines mit einem ſolchen Lehen 
Betheilten die Anzeige an die l. f. Lehenſtube zu machen hat, 
dann zu Folge des n. 6. Appellationsgerichts-Circulare vom 15. 
März 1811 überhaupt bey allen Verlaſſenſchafts-Abhandlungs— 
fällen der Lehen beſitzenden Perſonen. — Nicht minder iſt dieſe 
Anzeige bey Vornahme der Sperre, Inventur, Schätzung, Feilbie— 
thung eines mit dem Lehenbande behafteten Gutes, in Concursfällen 
eines Vaſallen, bey Onerirung eines Lehengutes u. ſ. w. zu ma⸗ 
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chen, und das Hofdecret vom 27. October 1815, J. G. S. Nr. 1186 
verordnet ausdrücklich: „Die Intimation einer bewilligten Feilbie— 
„thung oder gerichtlichen Veräußerung, auf welche der Lehennexus 
„entweder ganz oder zum Theile intabulirt iſt, iſt in Zukunft an 
„den Lehensherrn eben ſowohl als an die Tabulargläubiger gelan— 
„gen zu laſſen.“ 

In Betreff der Verlaſſenſchaftsabhandlung eines Vaſallen 
endlich biethen das Decret der Finanz⸗Hofſtelle vom 23. July 1799, 
J. G. S. Nr. 471 ), dann das Juſtizhofdecret vom 9. Appellations 
gerichts-Circulare vom 15. März 1811, J. G. S. Nr. 932 ) die 
weitere Richtſchnur dar, in welcher Hinſicht das erſtere dem 
Vaſallen die Berichtigung des Mortuars zur Pflicht macht, das 
letztere den Verlaſſenſchafts-Abhandlungsinſtanzen gebiethet, in 
jedem Verlaſſenſchafts-Abhandlungsfalle, in welchem Lehen oder 
Lehentheile vorkommen, alſogleich die Anzeige an die betreffende 
l. f. oder Privatlehenſtube zu machen. 

) Sieh F. 333, 
) Sieh 9. 433 iu Betreff der Lehenverlaſſenſchafts⸗ Abhandlung. 


C. 
Verfahren. 
446. 


Das Verfahren in Lehenangelegenheiten, inſoferne ſie der 
civilrechtlichen Competenzſphäre angehören, iſt durch die allge— 
meine Gerichtsordnung vom 1. May 1781 gleichmäßig mit je— 
nem aller übrigen Rechtsverhandlungen normirt, es beſteht in 
dieſer Hinſicht für die Lehen keine beſondere Ausnahme. 

Alle Rechtsverhandlungen können demnach nur nach Vor— 
chrift dieſer allgemeinen Gerichtsordnung von dem Lehenherrn 
und Vaſallen, rückſichtlich deſſen befugten Vertreter bey dem com— 
petenten Gerichte angebracht, daſelbſt verhandelt und entſchieden 
werden. Gegen die erfloſſene Entſcheidung der erſten Inſtanz 
kann die Berufung an das betreffende k. k. Appellationsgericht 
und nach Umſtänden im weiteren Zuge an den k. k. oberſten Ge⸗ 
richtshof genommen werden. 

In Bezug auf die l. f. Lehen kömmt vückſichtlich des 
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Verfahrens noch a) der k. k. Kammerprocuratur und b) 
der Came ral-Repräſentanten zu erwähnen. 


447. 
a) K. k. Kammerprocuratur. 


Das in jeder Provinz aufgeſtellte Fiscalamt iſt das Or⸗ 
gan und der Rechtsanwald, durch welchen die Rechte des Staa— 
tes, inſoferne ſie der bürgerlichen Rechtsſphäre angehören, ver— 
treten werden. 

In Bezug auf das Lehenverhältniß enthält die Fiscalinſtruc⸗ 
tion vom 10. März 1783, J. G. S. Nr. 124 folgende Beftim- 
mung: 

„§. 4. Eine weitere Beſtimmung des Fiscalamtes beſteht 
„in den l. f. Lehensangelegenheiten, als bey welchen das Fis⸗ 
„calamt die ihm bekannt gewordenen Lehensfälligkeiten anzu— 
„zeigen, die anheim gefallenen oder entzogenen Lehen zu vindi⸗ 
„ziren, und in allen jenen Streitigkeiten die Vertretung auf ſich 
„zu nehmen hat, welche auf den Lehenscorpus oder auf die Be⸗ 
„lehnung eine ſolche Beziehung haben, daß anmit der Lehens— 
„herr ſelbſt in Aufrechthaltung ſeiner Lehensherrlichkeit, in Beſchü— 
„tzung ſeines Lehengutes oder in Vertretung ſeiner Lehensvaſallen 
„in Verbindung ſtehe, doch foll in allen dieſen Geſchäften das Fis⸗ 
„calamt nicht eher und nicht anders, als nach einer von der mit 
„der Aufſicht über l. f. Lehen beſchäftigten Stelle eingeholten und 
„erhaltenen Belehrung einſchreiten.“ 

Das Fiscalamt iſt daher nicht nur der geſetzliche Rechtscon⸗ 
ſulent der l. f. Lehenſtube, welche die bey ihr verhandelten Lehen— 
angelegenheiten vor der Entſcheidung dem erſteren um ſein Rechts— 
gutachten zuſtellet, ſondern auch der Vertreter des a. h. Lehen⸗ 
herrn in allen jenen Angelegenheiten, welche bey dem Civilgerich- 
te durchgeführt werden müſſen; dasſelbe hat daher nicht nur die 
Sicherſtellung des Lehenbandes, die Execution gegen die Vaſallen 
zu führen, ſondern auch die Lehenproceſſe nach erhaltener litis 
contestation zu inſtruiren, die Klagen zu überreichen, den Civil- 
proceß durchzuführen, und von dem errungenen Reſultate die l. f. 
Lehenſtube in Kenntniß zu ſetzen. 
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Bey diefen Amtshandlungen iſt die k. k. Kammerprocuratur 
nach dem Hofkammer-Decrete vom 29. September 1797 nicht nur 
frey von Entrichtung aller l. f. Taxen, ſondern auch portofrey zu 
Folge des Hofkammer-Decretes vom 16. May 1805, des Circulare 
vom 14. December 1818, dann der Hofkammer-Decrete vom 18. 
May, 11. July und 27. October 1827. 

Für den Fall endlich, als das Fiscalamt den Lehenherrn und 
Vaſallen zugleich vertreten müßte, als z. B. eine l. f. Pfarre 
ein l. f. Lehengut beſitzt und mit dem oberſten Lehenherrn in einen 
Streit geriethe, muß zu Folge Hofdecretes vom 30. November 
1789, Z. 1080 für jeden der beyden Theile ein beſonderer Ver— 
treter beſtellt werden, welcher das Fiscalamt ſubſtituirt, ſomit alle 
Prärogative desſelben genießt, und rückſichtlich feines Deſervits 
aus dem Staatsſchatze bezahlt wird. 

In Betreff jener Streitverhandlungen, in welchen das Fis— 
calamt nicht unmittelbar einſchreitet, wurde rückſichtlich der 
Vorſorge für das Intereſſe des oberſten Lehenherrn mit dem Hof— 
decrete vom 23. Steptember 1785, J. G. S. Nr. 469 verordnet: 

„a) Daß in allen Streitſachen, wo ein l. f. Lehen mit ein— 
„fließet, wegen der Fürſorge für das unterwaltende Intereſſe der 
„I. f. Lehenherrlichkeit das Fiscalamt, wenn es auch in die Ver— 
„handlung nicht eingeſchritten iſt, ſondern die Vaſallen unter ſich 
„oder gegen einen Dritten bloß um das Exercitium eines Rechtes 
„geſtritten haben, dennoch vor Schöpfung des Urtheils um ſeine 
„Meinung vernommen werden ſolle, damit vor dem richterlichen 
„Spruche die gehörige Aufklärung geſchehe und in der pflichtmäßi— 
„gen Rückſicht für den l. f. Dienſt vorläufig erhoben werde, ob 
„nicht der Vaſall etwa zum Schaden des dominii directi den Pros 
„ceß geführt habe.“ 

In dieſem letzteren Falle hat ſich die k. k. Kammerprocuratur 
zu Folge des n. ö. Regierungsdecretes vom 21. Juny 1813, 3. 
17,032 vor Verfaſſung der Satzſchrift oder ſeiner Erinnerungen 
immer mit dem Lehenprobſte oder Anwalde ins Einvernehmen zu 
ſetzen ). 


) Siehe §. 448 — n. 6. Regierungs-Entſcheidung vom 19. July 
1814, 3. %% % 
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448. 
b) Cameral⸗Nepräſentant. 


Iſt das civilrechtliche Verfahren geſchloſſen, die Inrotulirung 
der Acten vorgenommen, nöthigenfalls zu Folge Hofdecretes vom 
23. September 1785 das Fiscalamt um ſeine Erinnerungen ein— 
vernommen, und kömmt ſonach die Verhandlung zur Urtheilsſchö— 
pfung, ſo muß hiezu ein Cameral-Repräſentant beyge— 
zogen werden. 

Die Pflicht der Civilgerichtsbehörden, in Lehenproceſſen zur 
Urtheilsſchöpfung einen Cameral-Repräſentanten beyzuziehen, 
wurde bereits mit den Hofdecreten vom 17. December 1784, J. 
G. S. Nr. 379, dann vom 9. May 1785, J. G. S. Nr. 430 
ausgeſprochen. 

Das Patent vom 9. September 1785, J. G. S. Nr. 464 
verordnete in dieſer Beziehung: 

58. 50. Kommt bey den Appellationsgerichten oder Landrech— 
„ten ein Exhibitum zur Berathſchlagung zu bringen, welches das 
„l. f. Fiscalamt in was immer für einem feiner Vertretung zuge— 
„wieſenen Geſchäfte betrifft, mithin auch in Lehens- und Wu— 
„cherſachen oder einer Streitſache zwiſchen Herrn und Unterthan 
„u. d. gl., fo hat der Referent in der nächſten Rathsverſammlung 
„davon dem Vorſitzenden die mündliche Anzeige zu machen, damit 
„der ernannte Cameral-Repräſentant und politiſche Rath zur 
„Berathſchlagung beygezogen werde, doch ſollen am nähmlichen 
„Tage nicht beyde Repräſentanten zugleich vorgeladen, oder falls 
„die beſchränkte Zahl der der Landesſtelle zugegebenen Räthe die 
„Benennung eines eigenen beſtändigen Repräſentanten nicht zulie— 
„ße, dem Präſidenten der politiſchen Stelle der zur Berathſchla— 
„gung beſtimmte Tag und der eigentliche Gegenſtand bekannt ge— 
„macht werden, damit von Fall zu Fall derjenige Rath als Reprä— 
„ſentant abgeordnet werde, der in der Sache die vollkommene 
„Kenntniß beſitzt, und für die Zeit der bey der Juſtizſtelle gehal— 
„tenen Berathſchlagung bey der politiſchen Stelle entbehrt werden 
„kann, daher auch der Vorſitzende Rückſicht nehmen ſoll, daß, ſoweit 
„die nöthige Juſtizbeförderung es nicht unumgänglich macht, die 
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„Repraͤſentanten nicht zu oft wegen einzelner Stücke und Kleinig⸗ 
„keiten vorgerufen, und andurch in ihren anderweitigen Dienſtge— 
„ſchäften gehindert werden.“ 

„§. 52. Wenn bey einem Geſchäfte ein Repräſentant einzus 
„ſchreiten hat, iſt dieſer nach dem Referenten um ſeine allfälligen 
„Erinnerungen zu vernehmen. In welchem Falle dann auch die 
„im 6. 44 vorgeſchriebene Ordnung der Geſchäfte zu unterbrechen 
„und ſobald der Repräſentant anweſend iſt, mit den übrigen Ge— 
„ſchäften innezuhalten, und diejenige Angelegenheit, wegen wel— 
„cher er da iſt, vorzunehmen ſeyn wird.“ 

„§. 53. Der Cameral = Repräfentant oder auch in Unter⸗ 
„thansſachen der von Seite der politiſchen Stelle beyſitzende Rath 

„hat nach dem Referenten und Coreferenten zwar das erſte Votum, 
KR ift dasſelbe in Rückſicht des Concluſums nichr zu zählen, ſon— 
„dern hat den übrigen Stimmen nur zum Vorunterrichte zu die— 
„nen. Daher der nähmliche Repräſentant, der bey der Berath— 
„ſchlagung des Geſchäftes in erſter Behörde zugegen war, auch 
„bey der Berathſchlagung des nähmlichen Geſchäftes in zweyter 
„Behörde zugegen ſeyn kann. Dem Repräſentanten iſt vorbehalten, 
„wenn er beweiſen zu können vermeinte, daß durch das Concluſum 
„eine unrichtige Auslegung eines Geſetzes geſchehe und andurch in 
„Fiscal⸗Angelegenheiten eine ſchädliche Veränderung eines Finanz— 
„geſchäftes oder eine Irrung der Finanz-Operationen, daß in den 
„Unterthans- Angelegenheiten eine Abweichung von dem allgemei— 
„nen Syſteme, eine dem Contributions- und Nahrungsſtande des 
„Unterthans ſchädliche Kränkung erfolge, die Expedition des Con— 
„cluſums zurückzuhalten, und zu fordern, daß die Sache der k. k. 
„oberſten Juſtizſtelle vorgelegt und die höhere Entſcheidung gewär— 
„tiget werde. Es ſoll ſich aber zuförderſt befliſſen werden, das Ge— 
„ſchäft mit Gründlichkeit aufzunehmen, damit ohne wichtige Ur— 
„fache eine ſolche Siſtirung nicht geſchähe.“ 

Damit nun der Cameral-Repräſentant in Lehenſachen ſich 
über den Streitgegenſtand ſchon vor der Berathung vollkommen 
informiren kann, wurde mit den Hofdecreten vom 14. Jaͤnner 1788, 
J. G. S. Nr. 765, vom 28. Hornung 1788, J. G. S. Nr. 791, 
dann vom 26. September 1800, J. G. S. Nr. 509, insbeſondere 
in letzterem verordnet: 
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51) Daß bey Fiscal-Proceſſen die Proceßacten und die Mei⸗ 
„nung des Referenten jederzeit vor der Berathſchlagung dem Ca— 
„meral-Repräſentanten mitgetheilt werden ſollen, um ſich das Ges 
„ſchäft genau bekannt zu machen, ſolches mit Gründlichkeit auf: 
„zunehmen und allenfalls nach Vorſchrift des §. 53 der Inftruction 
„v. J. 1785 das Urtheil zweyter Inſtanz einſtellen zu können, wie 
„ſolches von der oberſten Juſtizſtelle ohnehin Aeobashtet wird.“ 

Mit dem Hofdecrete vom 20. April 1805, J. G. S. 726 
wurde ferner verordnet: „Bey Fiscal-Proceſſen, wenn der Re— 
„präſentant ſein vidit beygeſetzt hat und ſomit bey dem Vortrage 
„ſelbſt nicht zugegen iſt, hat das Appellationsgericht in Fällen, 
„wo der Beſchluß wider den dem höchſten Ararium günſtigen An- 
„trag des Referenten ausfällt, ein ſolches Urtheil vor der Expedi— 
„rung dem Repräſentanten zur Außerung, ob er dasſelbe ſiſtiren 
„wolle, nochmahls mitzutheilen.“ 

Endlich ſpricht ſich das Hofkanzley-Decret vom 20. May, 
n. ö. Regierungs-Decret vom 21. Juny 1813, 3. 732 in den 
Worten aus: 

„Nach Inhalt eines Hofkanzley-Decretes vom 20. May d. J. 
„haben Seine Majeſtät zur künftigen zweckmäßigen Behandlung 
„der Lehensgeſchäfte und zwar in Abſicht auf die Lehensſtreitſachen 
„am 16. May d. J. folgendes zu entſchließen geruhet:“ 

„Da nach dem Fridericianiſchen Privilegium die lehensherr— 
„lichen Gerechtſame, ſie mögen Privat- oder landesfürſtliche Lehen 
„betreffen, in Oſtreich von jeher mit den landesherrlichen Rechten 
„zuſammengefloſſen, und alſo aus demſelben Geſichtspuncte, wie 
„andere Rechte des Landesfürſten als ſolche beurtheilt werden müſ— 
„ſen, ſo ſoll außer der gerichtlichen Vertretung des Fiscus in l. f. 
„Lehenangelegenheiten bey den Lehengerichtshöfen auch in allen 
„Streitſachen, welche Lehenkörper oder Lehenrechte als ſolche an— 
„gehen, ſie mögen landesfürſtliche ſeyn oder nicht, und die lehens— 
„herrlichen Rechte unmittelbar betreffen oder nicht, ein Repräſen— 
„tant von Seite der Lehenſtube und bey dem oberſten Gerichtshofe 
„ein Beyſitzer von Seite des Lehenhofes zugezogen werden.“ 

„Zu dieſem Ende ſind 
„a) die Landrechte in Oſtreich ob und unter der Enns, das n. ö. Ap— 
„pellationsgericht und der oberſte Gerichtshof verbunden, bey allen 
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„Entſcheidungen in Streitſachen, welche auf landesfürſtliche oder 
„Privatlehen ſich beziehen, politiſche Repräſentanten zur Bera— 
„thung einzuladen, welchen Repräſentanten mit jenen des Ca— 
„meral⸗Arars gleicher Einfluß vorbehalten iſt.“ 

„b) Bey dem Landrechte in Wien und bey dem n. ö. Appel— 
„lationsgerichte hat in der Regel der Lehenprobſt oder Anwald und 
„in deſſen Verhinderung ein n. ö. Regierungsrath, bey dem Lands 
„rechte in Linz ein Regierungsrath der dortigen Regierung nomine 

„delegati der n. ö. Lehenſtube zu erſcheinen.“ 

„e) Die ſchon beſtehende Verordnung vom 23. Stender 
„1785, gemäß welcher die Juſtizſtellen verbunden find, in denjenis 
„gen Lehensſtreitigkeiten der landesfürſtlichen Vaſallen, wo der 
„Landesfürſt als Lehensherr nicht unmittelbar verflochten iſt, jeder— 
„zeit den Fiscus vor Fällung des Spruches um ſeine Erinnerungen 
„zu vernehmen, wird mit der Ausdehnung auf alle Lehenſtreit— 
„fälle, wo dem Fiscus die Vertretung nicht obliegt, erneuert.“ 

„d) Wenn bey Lehensſtreitigkeiten die Vertretung oder das 
„Gutachten des Fiscus nothwendig wird, hat derſelbe ſich vor 
„Verfaſſung der Satzſchriften oder ſeiner Erinnerungen immer mit 
„dem Lehenprobſten oder Anwalde in das Einvernehmen zu ſetzen.“ 

„Welches derſelben zur Wiſſenſchaft mit dem Beyſatze bekannt 
„gemacht wird, daß auch die Obrigkeiten und Gerichtsbehörden in 
„Streitfällen bey Lehensangelegenheiten überhaupt und insbeſon— 
„dere bey Beutel- oder unterthänigen Afterlehenſtücken 
„an dieſe höchſte Vorſchrift angewieſen wurden ).“ 

) Siehe Juſtiz-Hofdecret vom 2. July 1813, J. G. S. Nr. 1061. — 

Hiemit wurde dem Juſtiz-Hofdecrete vom 7. Februar 1783, J. G. 

S. Nr. 121 derogirt, welches in Privatlehenſtreitigkeiten, bey 


welchen der Fiseus nicht intervenirte, die Beyziehung eines Re— 
präſentanten für nicht nothwendig erklärte. 
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